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18. Sitzung 

Bonn, den 21. März 1991 

Beginn: 9.00 Uhr 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Meine Damen und 
Herren, die Sitzung ist eröffnet. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung soll die 
verbundene Tagesordnung erweitert werden. Die 
Punkte sind in der Ihnen vorliegenden Zusatzpunkt

-

liste aufgeführt: 

1. Aktuelle Stunde: Haltung der Bundesregierung zur sozialen 
Lage der Menschen in den fünf neuen Bundesländern 

2. Beratung des Antrags der Abgeordneten Gerd Poppe, Vera 
Wollenberger und der Gruppe Bündnis 90/GRÜNE: Zur ak-
tuellen Situation der Kurden am 16. März 1991, dem 3. Jah-
restag von Halabja — Drucksache 12/279 — 

3. Beratung des Antrags der Fraktion der SPD: Lage der Kurden 
nach dem Golfkrieg — Drucksache 12/282 — 

4. Beratung der Beschlußempfehlung des Petitionsausschusses 
(2. Ausschuß): Sammelübersicht 8 zu Petitionen — Drucksa-
che 12/260 — 

5. Beratung der Beschlußempfehlung des Petitionsausschusses 
(2. Ausschuß): Sammelübersicht 9 zu Petitionen — Drucksa-
che 12/261 — 

Sind  Sie damit einverstanden? — Ich sehe keinen 
Widerspruch. Dann können wir es so handhaben. 

Nun rufe ich den Tagesordnungspunkt 3 auf: 

Überweisungen im vereinfachten Verfahren 

a) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu dem 
Übereinkommen vom 21. März 1983 über die 
Überstellung verurteilter Personen 

— Drucksache 12/194 — 

Überweisungsvorschlag: 
Rechtsausschuß 

b) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Ausführung des Übereinkommens vom 
21. März 1983 über die Überstellung verurteil-
ter Personen (Transferübereinkommens-Aus-
führungsgesetz, TransfÜbkAG) 

— Drucksache 12/195 — 

Überweisungsvorschlag: 
Rechtsausschuß 

Interfraktionell wird vorgeschlagen, die Gesetzent-
würfe der Bundesregierung an die in der Tagesord-
nung aufgeführten Ausschüsse zu überweisen. Sind 
Sie auch damit einverstanden? — Das ist der Fall. 

Dann rufe ich den Tagesordnungspunkt 4 auf: 

Beratung der Unterrichtung durch die Bundes-
regierung 

Siebter Sportbericht der Bundesregierung 
— Drucksache 11/8459 — 

Überweisungsvorschlag: 

Sportausschuß (federführend) 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
Ausschuß für Fremdenverkehr 

Meine Damen und Herren, nach einer Vereinba-
rung im Ältestenrat sind für die Beratung 90 Minuten 
vorgesehen. — Auch dazu sehe ich keinen Wider-
spruch. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Bun-
desminister des Innern, Herr Dr. Schäuble. 

Dr. Wolfgang Schäuble, Bundesminister des Innern: 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Mit dem 
Siebten Sportbe richt legt die Bundesregierung eine 
insgesamt erfolgreiche Bilanz der Sportförderung und 
Sportpolitik in den Jahren 1986 bis 1989 vor. Zugleich 
werden mit diesem Be richt auch aktuelle Entwicklun-
gen und Zukunftsperspektiven aufgezeigt, die sich 
vor allem aus dem Zusammenschluß des Sports im 
vereinten Deutschland ergeben. 

Die Bilanz der Sportförderung der Bundesregierung 
kann sich sehen lassen, wie schon die Zahlen der För-
derungsmittel ausweisen: Während im Haushalt des 
Bundesministers des Innern 1986 noch 94 Millionen 
DM für die Sportförderung zur Verfügung standen, 
waren es 1989 115 Millionen DM und 1990 bereits 
133,5 Millionen DM. Dies bedeutet eine Steigerung 
von 43 % und damit eine weit überdurchschnittliche 
Steigerung im Vergleich zum Haushalt insgesamt und 
zum Haushalt des Bundesministeriums des Innern. 

Kernstück der Sportförderung der Bundesregierung 
ist auf Grund der Zuständigkeitsverteilung unseres 
Grundgesetzes die Förderung des Hochleistungs-
sports. Die Bundesregierung bekennt sich zum Lei- 
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stungssport. In einem freiheitlichen, der Menschen-
würde verpflichteten Staat kommt aber nur ein Lei-
stungssport in Betracht, bei dem der einzelne Sportler 
und seine Leistung im Mittelpunkt stehen. Der Sport 
muß dem Menschen dienen und nicht einem Kollek-
tiv. Der Sport darf nicht als Mittel zur Erreichung ganz 
anderer Ziele mißbraucht werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
Bündnis 90/GRÜNE) 

Die Bundesregierung geht bei ihrer Förderung des 
Hochleistungssports von den Grundsätzen der Auto-
nomie, der Unabhängigkeit des Sports, und der Sub-
sidiarität aus. Das heißt, daß finanzielle Hilfen nur 
möglich sind, wenn und soweit die eigenen Kräfte und 
Mittel des Sports nicht ausreichen und der Ergänzung 
bedürfen. 

Unserer von Anfang an vertretenen Forderung, daß 
nur ein von Doping und anderen Manipulationen 
freier Spitzensport von Bundesseite finanziell unter-
stützt werden kann, kommt in diesem Zusammen-
hang eine besondere Bedeutung zu. Die Bundesregie-
rung lehnt Manipulationen zur Leistungssteigerung, 
die unter Mißachtung der Gesundheit, der Menschen-
würde und der Chancengleichheit erzielt werden, mit 
aller Entschiedenheit ab. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP, der SPD 
und dem Bündnis 90/GRÜNE) 

Was wir gerade in der jüngsten Vergangenheit über 
Doping im Sport hören und erfahren mußten, ist für 
mich — sicherlich auch für uns alle — Anlaß zu größ-
ter Sorge. Ich frage mich manchmal, ob diejenigen, 
die im Sport Verantwortung tragen, in der Vergan-
genheit zu gutgläubig gewesen sind oder ob sie diese 
Vorgänge einfach nicht zur Kenntnis genommen ha-
ben oder nicht zur Kenntnis nehmen wollten. Den 
Sportlern alleine kann man jedenfalls keine Vorwürfe 
machen. Sie sind nur das letzte Glied in der Kette der 
Handelnden. 

(Tillmann [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Ich setze sehr auf die Arbeit der vom Deutschen 
Sportbund und vom Nationalen Olympischen Komi-
tee eingesetzten unabhängigen Dopingkommission 
unter dem Vorsitz des Präsidenten des Bundessozial-
gerichtes, Professor Reiter. Die Kommission arbeitet 
sehr zügig. Ich erwarte mir von ihr Handlungskon-
zepte, die noch im Juni vorgestellt werden sollen. Ich 
gehe davon aus und erwarte, daß der Sport diese Vor-
schläge dann auch konsequent und ehrlich umsetzt. 
Mit allem Ernst sage ich: Wenn der Sport die Doping-
problematik nicht überzeugend angehen und lösen 
würde, könnte er auf den Staat als Partner und Förde-
rer des Hochleistungssports nicht mehr rechnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP, der SPD 
und dem Bündnis 90/GRÜNE) 

Die Glaubwürdigkeit und die Attraktivität des Spit-
zensports hängen entscheidend von der Bewältigung 
dieses Problems ab. 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich 
will etwas ausführlicher auf die Probleme und Per-
spektiven eingehen, die sich aus dem Zusammen-
schluß des Sports im vereinten Deutschland ergeben. 

Es wird die wichtigste Aufgabe der nächsten Jahre 
sein, den Sport in den neuen Ländern an unser frei-
heitliches und föderales System anzupassen. Hierbei 
sind alle gefordert, die für den Sport Verantwortung 
tragen, vor allem der freie und unabhängige Sport 
sowie seine Organisationen selbst, aber natürlich 
auch die öffentliche Sportverwaltung von Bund, Län-
dern und Kommunen, auch die Medien und die Spon-
soren aus der Wirtschaft. 

Der staatlich organisierte Sport in der früheren 
DDR unterschied sich grundlegend vom freien Sport 
in der Bundesrepublik Deutschland. Maßgeblich war 
eine zentralistische staatliche Kommandostruktur mit 
einseitiger Ausrichtung auf den Spitzensport. Alle Be-
mühungen des SED-Regimes waren darauf gerichtet, 
mittels internationaler Sporterfolge — koste es, was es 
wolle — der DDR Anerkennung in der Welt zu ver-
schaffen. Der Breitensport wurde dagegen nur geför-
dert, soweit er der Nachwuchsgewinnung für den 
Spitzensport diente. Ansonsten wurde er ebenso wie 
der Behindertensport völlig vernachlässigt. Das Ver-
einswesen, eine Struktur von unabhängigen, selb-
ständigen Vereinen, wurde vom SED-Regime zer-
schlagen, ehrenamtliches Engagement wurde weitge-
hend zum Erliegen gebracht. 

Was wir wollen, steht fest und ist wohl auch in die-
sem Hause kaum umstritten: Wir wollen einen Sport 
in den neuen Bundesländern, der unserem bewährten 
freiheitlichen System entspricht, einen gesunden 
Breitensport, der seine Basis in den Sportvereinen fin-
det und der auf dem Prinzip der Ehrenamtlichkeit 
beruht. Ohne das ehrenamtliche Engagement von 
hunderttausenden Funktionären in den Vereinen und 
Sportverbänden wäre Sport in der Breite, wie wir es in 
der Bundesrepublik Deutschland gewohnt sind, orga-
nisatorisch überhaupt nicht zu bewältigen, auch nicht 
zu finanzieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Diese Debatte sollte deswegen auch Anlaß sein, alle 
denjenigen, die im Sport ehrenamtlich Verantwor-
tung tragen und sich ehrenamtlich, also freiwillig, en-
gagieren, Dank und Anerkennung auszusprechen. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP, der SPD 
und dem Bündnis 90/GRÜNE) 

Wir wollen auf dieser Grundlage den Spitzensport 
entwickeln, der seine Vorbildfunktion wiederum dem 
Breitensport zugute kommen läßt. Denn darin liegt für 
uns ein erheblicher Teil der Begründung, warum wir 
Spitzensport mit staatlichen Mitteln fördern. 

Wir wußten von Anfang an, daß unsere Vorhaben 
nicht zum Nulltarif zu bekommen sind, sondern er-
hebliche Finanzmittel erfordern. Um unsere verfas-
sungsrechtliche Kompetenzverteilung nicht zu über-
schreiten, nach der Sportförderung im wesentlichen 
Sache der Bundesländer und nur die Förderung des 
Sports auf nationaler Ebene, des Spitzensports und 
der Fachverbände auf nationaler Ebene Sache des 
Bundes ist, muß der Bund dabei bleiben, auch in den 
neuen Bundesländern seine Förderung im wesentli-
chen auf den Spitzensport zu konzentrieren. Dabei 
wird diese Förderung in diesem Jahr und wohl auch 

. noch im nächsten Jahr nahe an eine Vollfinanzierung 
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herankommen. Der Breitensport soll und muß von den 
neuen Bundesländern und aus dem Sport selbst her-
aus die erforderliche Unterstützung erhalten; das 
bleibt unverzichtbar. 

Die Entscheidung für eine Förderung des Spitzen-
sports durch den Bund bedeutet nicht, daß damit etwa 
die Strukturen erhalten werden sollen, die das SED

-

Regime für den Spitzensport errichtet hatte. Es hat für 
uns nie einen Zweifel daran gegeben, daß der Spit-
zensport auch in den neuen Ländern nach den glei-
chen freiheitlichen und föderalen Strukturen organi-
siert sein muß, die für die Bundesrepublik Deutsch-
land schon immer galten. 

Unsere Entscheidung, vom Leistungssport und von 
den großartigen Leistungen der Athleten der frühe-
ren DDR möglichst viel im vereinten Deutschland zu 
erhalten und weiterzuentwickeln, hat nichts mit Rosi-
nenpickerei zu tun. Es war nie unser Ziel, in den inter-
nationalen Beziehungen sportliche Erfolge für unser 
staatliches Prestige einzusetzen. Wir haben in erster 
Linie immer die Athleten selbst und jetzt auch die 
Athleten im Osten Deutschlands im Auge gehabt, die 
viele Jahre hart trainiert haben, die nun vor dem Hö-
hepunkt ihrer sportlichen Laufbahn stehen, die wir 
nicht enttäuschen wollen und die wir nicht enttäu-
schen dürfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und beim 
Bündnis 90/GRÜNE) 

Wenn ich auf den Spitzensport abstelle, so darf ich 
sagen, daß wir in der Zusammenführung des Sports im 
sich vereinenden Deutschland weiter als in vielen an-
deren Bereichen sind. Natürlich ist auch hier noch 
sehr viel zu leisten. 

In ihrer Verantwortung für den Spitzensport und 
ganz besonders für die Spitzenathleten ist es der Bun-
desregierung in erster Linie darauf angekommen, daß 
sich die Athleten aus den fünf neuen Ländern, weiter 
in ihrer gewohnten Umgebung vorbereiten konnten. 
Wir wollten eine Abwanderungswelle in den westli-
chen Teil Deutschlands verhindern. Dies ist bis heute 
bei allen Problemen und Risiken weitgehend gelun-
gen. 

Dieser Erfolg ist darauf zurückzuführen, daß wir in 
erster Linie Mittel bereitgestellt haben für die Siche-
rung der Trainingseinrichtungen des Spitzensports in 
den neuen Ländern, für die Weiterbeschäftigung der 
für den Spitzensport notwendigen Trainer in diesen 
Einrichtungen, für die soziale Absicherung der Spit-
zenathleten auch in den neuen Ländern, für die wir 
der Stiftung Deutsche Sporthilfe in 1991 und 1992 je 
20 Millionen DM zur Verfügung stellen wollen, durch 
den Aufbau der Struktur der Fachverbände in den 
neuen Bundesländern, für die wir den Spitzenverbän-
den aus den alten Ländern finanzielle Hilfe zur Ver-
fügung stellen, und durch die Fortführung wichtiger 
sportwissenschaftlicher Einrichtungen. 

Der Bund leistet mit seiner Hilfe für den Spitzen-
sport zugleich einen beachtlichen Beitrag zum Brei-
tensport in den neuen Bundesländern; ich habe be-
reits die Strukturhilfen für die Spitzenfachverbände in 
einer Höhe von 15 Millionen DM genannt. Aber auch 
die erheblich über unseren Prozentsätzen in den alten 
Ländern liegende Förderung der Bundesleistungs-

zentren und Olympiastützpunkte in den neuen Län-
dern bedeutet natürlich im Ergebnis eine Entlastung 
der neuen Länder und damit die Möglichkeit, zusätz-
liche Mittel für den Breitensport zur Verfügung zu 
stellen. Diese Hilfe für die Leistungszentren und 
Olympiastützpunkte fließt im übrigen auch in Sport-
zentren, die ihre Basis häufig in leistungsfähigen Ver-
einen haben. Sie belebt so auch unmittelbar den Brei-
tensport. 

Wir unterstützen den Behindertensport in den 
neuen Bundesländern, auch soweit er Breitensport ist. 
Dazu gibt uns der Einigungsvertrag die rechtlichen 
Möglichkeiten. Hier war eine Anschubfinanzierung 
durch den Bund erforderlich, weil unter dem SED-
Regime — auch das gehört zu den traurigen Kapiteln 
der Vergangenheit — im Bereich des Behinderten-
sports überhaupt nichts getan wurde. 

Die eigenen Kräfte des Behindertensports sind ge-
genüber dem übrigen Breitensport in den neuen Län-
dern noch ungleich schwächer. Deswegen muß der 
Bund hier helfend einspringen, was er auch tut. 

Es ist das Ziel der Bundesregierung, allen Sportlern 
aus den alten wie aus den neuen Bundesländern eine 
faire Chance zu bieten, sich optimal auf die Olympi-
schen Spiele 1992 vorbereiten zu können. Bis zu die-
sen Spielen im nächsten Jahr werden die aus den 
alten und neuen Ländern zusammengeführten Lei-
stungskader weiter aufgestockt bleiben. Erst danach 
werden die Kadergrößen insgesamt auf ein auf Dauer 
angemessenes Maß zurückgeführt werden. 

Ich denke auch, daß dies eine gute zeitliche Dimen-
sion für die Vereinigung des Sports in Deutschland 
darstellt. Das gute Einvernehmen, das etwa bei der 
Hallenweltmeisterschaft in Sevilla am vorletzten Wo-
chenende im gemeinsamen Team der deutschen 
Leichtathleten bestand, zeigt im übrigen, daß die Ein-
heit Deutschlands zwischen den Sportlern bereits gut 
vorangekommen ist. Die Sportverbände haben die 
Vereinigung besser gelöst, als ich das insgesamt er-
wartet habe. Ich möchte auch dafür meinen Dank aus-
sprechen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir werden nach Abschluß der Olympischen Spiele 
1992 zuammen mit dem Sport überprüfen, ob im grö-
ßer gewordenen Deutschland eine weitere Konzentra-
tion der Leistungssportförderung sinnvoll und gebo-
ten ist. Möglicherweise können dadurch Mittel für 
eine noch intensivere Nachwuchsförderung freige-
macht werden, 

(Baum [FDP]: Jawohl!) 

die mir im Interesse der Sportförderung dringend ge-
boten zu sein scheint. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr gut!) 

Zumal in den neuen Bundesländern gilt es, durch eine 
verstärkte Nachwuchsförderung die Entwicklung des 
Spitzensports kontinuierlich fortzuführen. 

(Baum [FDP]: Sehr gut!) 

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, mit 
diesen Grundsätzen der Sportförderung hat diese 
Bundesregierung und haben frühere Bundesregierun-
gen seit vielen Jahren durch die Fraktionen dieses 
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Hauses immer eine in der Sache weitgehend gemein-
same Unterstützung erfahren, für die ich mich bei die-
ser Gelegenheit bedanken möchte und die ich mir 
auch für die Zukunft erbitte. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP, der SPD 
und beim Bündnis 90/GRÜNE) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Das Wort hat der 
Abgeordnete Herr Schmidt (Salzgitter). 

Wilhelm Schmidt (Salzgitter) (SPD) : Frau Präsiden-
tin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wenn es 
um den Sport geht, möchte man heute morgen eigent-
lich seine vorbereiteten Reden an die Seite packen 
und auf die Ereignisse des gestrigen Abends einge-
hen, den wir — so glaube ich — sicherlich alle in der 
Fernsehberichterstattung über das Europapokalspiel 
erlebt haben und der mit dem Spielabbruch in Dres-
den seinen traurigen Höhepunkt gefunden hat. Ich 
bin sicher, daß wir uns bedauerlicherweise mit sol-
chen Symptomen in der nächsten Zeit viel häufiger 
beschäftigen müssen. Ich finde schon, wir dürfen und 
müssen die Gelegenheit nutzen, um darauf kurz ein-
zugehen. 

Ich bin zutiefst davon überzeugt, daß es soziale Ur-
sachen sind, die zu dieser Gewalteskalation führen, 
und ich bin sicher, daß wir uns auch hier im Hause 
— es ist übrigens auch schon mehrfach geschehen — 
viel häufiger mit den Dingen auseinanderzusetzen 
hätten, dies bedauerlicherweise aber nicht in dem 
Maße tun, wie das nötig wäre. In Anlehnung an das, 
was wir in den letzten Monaten und Jahren auch aus 
der Entwicklung Deutschlands hinter uns haben, for-
dere ich zu dieser Angelegenheit einen Runden Tisch. 
Ich hoffe, daß wir bald darauf zurückkommen werden, 
die Ergebnisse der Gewaltkommission zu diesem 
Thema einmal ernsthaft in Erwägung zu ziehen. 

Weil ich gestern abend auch ein wenig erschüttert 
war über die Berichterstattung, die wieder Gewalt als 
Reaktion von seiten des Staates als einziges Mittel in 
den Vordergrund gerückt hat, will ich Ihnen nur kurz 
sagen, was beispielsweise auch die Gewaltkommis-
sion in ihrem vierbändigen Gutachten dazu geschrie-
ben hat: 

Im Verlaufe der letzten Jahre hat sich die Verant-
wortlichkeit für die Vorbeugung und Bekämp-
fung von Fangewalt fast ausschließlich auf die 
Polizei als staatliche Ordnungsinstanz verlagert. 
Diese Entwicklung ist nicht nur im Hinblick auf 
das geltende Subsidiaritätsprinzip zweifelhaft, 
das den Staat zur Zurückhaltung zwingt, sondern 
viel mehr müßten Sicherheitsmaßnahmen der 
Polizei, die eine Reihe unerwünschter Nebenwir-
kungen mit sich bringen können, auch in anderer 
Weise bewältigt werden. Das Einschreiten von 
Polizei kann gerade bei Jugendlichen ein Feind-
bild entstehen lassen, das zusätzlich belastend 
wirkt. 

Gestern waren 1 100 Polizeikräfte in Dresden einge-
setzt, die das nicht geschafft haben, die vielleicht so-
gar zur Eskalation beigetragen haben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist vorschnell 
geurteilt, Herr Schmidt!) 

Ich will einen anderen Aspekt nennen, der in dem 
Gutachten der Gewaltkommission genannt wird: Die 
Sportberichterstattung halte ich ebenfalls für über-
prüfungsbedürftig. Warum schaffen wir es nicht end-
lich, einen fairneßorientierten und gewaltfreien Sport 
zu übertragen? Damit könnten wir mit dafür sorgen, 
daß sich die Atmosphäre auch am Fernsehschirm ver-
ändert. 

Ich denke, daß wir alle gut daran tun, uns mit diesen 
Dingen sehr intensiv auseinanderzusetzen. Wenn ich 
das hier heute in den Vordergrund rücke, mag das 
ganz kurz gefaßt sein. Aber ich glaube schon, es geht 
nicht anders, als daß wir uns auch auf diese Weise 
erneut und viel intensiver mit den Dingen auseinan-
dersetzen. 

Im Siebten Spo rtbericht, meine Damen und Herren, 
liebe Kolleginnen und Kollegen, hat man von den 
umwälzenden Ereignissen in Deutschland immerhin 
schon Kenntnis genommen. Das ist sehr anerkennens-
wert. Damit zeichnet sich dieser Be richt gegenüber 
anderen Berichten dieser Tage aus. Ich bin auch si-
cher, daß wir uns ohnehin in den nächsten Monaten 
und Jahren immer wieder mit dem von Herrn Minister 
Schäuble mit Recht in den Vordergrund gerückten 
deutschen Einigungsprozeß und seiner Bewältigung 
befassen werden und auch befassen wollen. Dazu 
zählt sehr nachhaltig auch der Sport. 

Ich bin sicher — das gehört natürlich auch dazu —, 
daß der Sport in seiner Autonomie dazu sehr stark 
beitragen muß. Ich appelliere noch einmal von dieser 
Stelle aus — ich glaube, zum vierten oder fünften 
Mal — an die Ergebnisse des Kongresses „Menschen 
im Sport 2000", die der Deutsche Sportbund nach mei-
ner Einschätzung immer noch nicht aus seiner autono-
men Situation heraus in eine perspektivische Sportpo-
litik oder in Sportforderungen umgesetzt hat. 

Wir widmen uns bei der Bewältigung der Aufgaben, 
die uns in diesem Parlament gestellt sind, in erster 
Linie dem Spitzensport. Das ist richtig, aber das darf es 
nicht alleine sein. Abgesehen davon, daß wir hierzu 
kein geschriebenes Recht in der Verfassung haben, ist 
es unsere Aufgabe, den gesamtgesellschaftlichen An-
satz des Sports immer wieder in den Vordergrund zu 
rücken. Wer die soziale Untermauerung durch den 
Sport gerade in unserer Situation nicht erkennt und 
anerkennt, der, denke ich, versündigt sich ohnehin an 
der Zukunft und wird damit auch den gesellschaftspo-
litischen Anforderungen nicht gerecht, die in dieser 
Zeit im Zuge des deutschen Einigungsprozesses ge-
stellt werden. Hier wird und muß der Sport eine wich-
tige Rolle spielen. Und hier werden wir uns auch im-
mer wieder entsprechend betätigen müssen. 

In diesem Zusammenhang stellt sich natürlich auch 
das Problem, warum wir uns im Zuge des Einigungs-
prozesses, insbesondere bei den sportpolitischen The-
men, nicht mehr, als das der Fall gewesen ist, des 
Sachverstands der Sportwissenschaft bedient haben. 
Das Bundesinstitut für Sportwissenschaft beispiels-
weise ist für meine Begriffe viel zu unterentwickelt 
und führt ein viel zu kümmerliches Dasein und müßte 
eine viel bessere Funktion für uns alle, für die Sport-
politiker, aber auch für den Sport insgesamt, erlangen. 
Dies gilt um so mehr, wenn man berücksichtigt, daß 
mehrere Institute in der früheren DDR in einer Ab- 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode — 18. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 21. März 1991 	1069 

Wilhelm Schmidt (Salzgitter) 

wicklungs- und Umorientierungsphase sind, die in 
diesem Zusammenhang vielleicht sehr gut genutzt 
werden könnte. 

Ich will auf die Frage des Dopings, weil Herr Mini-
ster Schäuble das schon angesprochen hat, nur kurz 
eingehen. Ich will daran erinnern — weil das auch 
Inhalt der Sportberichts ist — , daß gerade die SPD 
durch das Hea ring, das wir 1987/1988 zu mehreren 
Fragen des Sports durchgeführt und auch hier im 
Hause durchgesetzt haben, immer wieder versucht 
hat, der Problematik des Dopings beizukommen. Wir 
waren uns da weitestgehend auch einig. 

Ich erinnere mich aber auch, wie gerade ich mit dem 
Vorstoß, Trainingskontrollen im Sport durchzuführen, 
immer wieder auf den erheblichen Widerstand der 
Bürokraten gestoßen bin. 

(Tillmann [CDU/CSU]: Welcher Bürokraten, 
der staatlichen oder der sportlichen?) 

—Beider, Herr Kollege Tillmann. Damals war der DSB 
nicht bereit — wir haben mit dem BAL gesprochen —, 
und auch das Innenministerium war damals nicht be-
reit zuzugestehen, daß es Doping-Kontrollen im Trai-
ning geben müßte. Ich hörte immer wieder, das sei 
nicht möglich, das sei verfassungswidrig. 

(Sauer [Stuttgart] [CDU/CSU]: Das ist doch 
keine Erfindung der SPD! Lächerlich!) 

— Das ist eine Frage, deren Behandlung damals sehr 
unterentwickelt war, Herr Kollege Sauer. Deswegen 
war es gut, daß wir ihr mehr Beachtung gewidmet 
haben. Ich habe auch nicht gesagt, daß es unsere 
Erfindung war. Wichtig ist, daß wir in der Bundesre-
publik damals nicht bereit gewesen sind, diese Dinge 
in einer Phase vorzunehmen, in der die Probleme 
schon erkennbar waren. Erst nach dem spektakulären 
Fall Ben Johnson hat man sich dieser Frage etwas 
intensiver zugewandt. 

Auch hier reklamiere ich die Verantwortung der 
Medien, meine Damen und Herren. Wo sind wir denn 
eigentlich, wenn der Obersünder Ben Johnson in die-
sen Tagen bei 100 000 Dollar pro Start durch unsere 
Fernsehsendungen spaziert und seinen Starrummel 
wieder entwickeln kann? 

(Bohl [CDU/CSU]: Aber erster ist er nicht 
geworden!) 

Ich denke, daß wir auch hier neue Verantwortung bei 
Fernsehräten reklamieren müssen. 

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/ 
GRÜNE) 

Im Bereich des Kinderhochleistungssports hat sich 
die Szenerie entwickelt. Ich erinnere nur deshalb an 
das Stichwort, weil es in dem Entschließungsantrag 
zum Sechsten Sportbe richt von uns gemeinsam mit in 
den Vordergrund gerückt worden ist. Ich denke, daß 
wir auch hier gerade an die Verantwortung der Sport-
verbände appellieren müssen, aufmerksam zu sein 
und vor allen Dingen die Startbeschränkungsmög-
lichkeiten international weiterzuentwickeln. 

Wenn ich jetzt schon zum zweiten oder dritten Mal 
von den Medien gesprochen habe, dann will ich auch 
darauf hinweisen, daß wir eine Entwicklung vor uns 
haben, die vielleicht auch auf die Sportfinanzierung  

einen erheblichen Einfluß nehmen müßte und könnte, 
nämlich im Zuge der Vermarktungsmöglichkeiten. 
Ich denke dabei an den bevorstehenden Vertrag zwi-
schen den Fußballern und den Fernsehanstalten. Ich 
kann es mir — Herr Kollege Nelle, mit Verlaub — ein-
fach nicht vorstellen, daß 500 Millionen DM vom Fuß-
ballbund allein verbraten werden sollten. Hier glie-
dert sich vielmehr alles das an, was ich vorhin gesagt 
habe, also auch eine gesamtgesellschaftliche Verant-
wortung derjenigen, die mit solchen Riesensummen, 
zum Teil aus öffentlichen Kassen oder aus den Gro-
schen der Fernsehzuschauer gespeist, versehen wer-
den. 

(Sauer [Stuttgart] [CDU/CSU]: Das geht doch 
an die Vereine!) 

Dabei kann es nicht so sein, daß wir noch exorbitan-
tere Spielergehälter oder andere Dinge damit finan-
zieren. 

(Nelle [CDU/CSU]: Nachwuchsarbeit!) 

— Das Stichwort Nachwuchsarbeit ist sehr gut. Ich 
denke aber auch an das, was ich zu Beginn gesagt 
habe, nämlich an die Mitfinanzierung der Sicherheit, 
die im Zusammenhang mit Sportveranstaltungen in 
der Verantwortung der Vereine und Verbände ge-
währleistet werden soll, an die Mitfinanzierung von 
Fanprojekten, deren Wirkung wir ja, glaube ich, ein-
vernehmlich als Prophylaxe durchaus sehr hoch ein-
schätzen 

(Nelle [CDU/CSU]: Aber gestern abend wa

-

ren das keine Fans! Da sind wir uns doch 
wohl einig!) 

— das ist völlig klar — , und natürlich auch an die 
Frage: Wie gehen wir beispielsweise mit einem Soli-
daritätsfonds gegenüber anderen Sportarten und viel-
leicht auch ganz speziell gegenüber dem Sport in Ost-
deutschland um? Ich bin sicher, daß wir uns auch als 
Sportpolitiker noch entsprechend betätigen müssen, 
und weise deswegen darauf hin, daß es andererseits 
eine Sportvermarktungsabgabe geben könnte, über 
die man sich hier im Hause einmal unterhalten 
müßte. 

(Bohl [CDU/CSU]: Was ist das denn? Wieder 
eine SPD-Steuer?) 

Aber diese Provokation will ich dann auch gleich wie-
der beiseite stellen. 

Zum Thema Sport und Umwelt will ich nur stich-
wortartig sagen: Wir stehen vor wichtigen Entschei-
dungen. Ich bin sehr unmutig darüber, daß der Bun-
desrat bei seinen bisherigen Sitzungen noch nicht ein-
mal die Sportanlagenlärmschutz-Verordnung, ob-
wohl sie nur einen Teilbereich regeln sollte, verab-
schiedet hat, so daß wir deswegen hier noch großen 
Handlungsbedarf haben. 

Das, was uns hier immer ausgezeichnet hat, waren 
der Wille und die Möglichkeit zur Zusammenarbeit 
über Fraktionsgrenzen hinweg im Interesse des 
Sports. Dies sollte auch so bleiben; dies reklamiere ich 
insbesondere im Hinblick auf das Zusammenwachsen 
des vereinten Deutschland im Bereich des Sports: Ich 
denke, wenn wir dies beherzigen, kommen wir auch 
in der Sache voran. 
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Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem 
Bündnis 90/GRÜNE sowie bei Abgeordne

-

ten der FDP und der PDS/Linke Liste) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächster hat der 
Abgeordnete Herr Fischer (Hamburg) das Wort. 

Dirk Fischer (Hamburg) (CDU/CSU): Frau Präsi-
dentin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Der 
Siebte Sportbe richt der Bundesregierung ist wieder 
eine gute und umfassende Darstellung der maßge-
benden Grundsätze unserer staatlichen Sportpolitik 
und auch eine eindrucksvolle Bilanz der Sportförde-
rung  der Bundesregierung in den Jahren 1986 bis 
1989. Ich nenne hier als Schwerpunkte nur das Ver-
einsförderungsgesetz , mit dem die Vereinsbesteue-
rung verbessert und vereinfacht worden ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Der Impuls, meine lieben Kolleginnen und Kollegen, 
kam vom Sport; aber den Nutzen davon haben alle 
Vereine in unserem Lande. 

(Nelle [CDU/CSU]: Auch das ist richtig!) 
Insoweit sollte man einmal die Pilotfunktion des 
Sports in diesem Bereich ausdrücklich hervorheben. 

Ich denke an die Neukonzeption der Leistungs-
sportförderung, an die Olympiastützpunkte, an die 
Baunutzungsverordnung, mit der die Zulässigkeit von 
Sportanlagen in den Baugebieten wesentlich erwei-
tert worden ist; ich denke an unsere Bemühungen, 
durch eine Verordnung zum Bundes-Immissions-
schutzgesetz , die sogenannte Sportanlagenlärm-
schutz-Verordnung, bestehende Sportanlagen in 
wohnnahen Bereichen zu schützen und die Sozial-
adäquanz von Sportgeräuschen anzuerkennen. 

Hier möchte ich einmal ausdrücklich die Länder kri-
tisieren. Diese haben uns aufgefordert, und zwar in 
erster Linie die Sportminister, hier endlich etwas zu 
tun; sie haben den Bund vielfach öffentlich kritisiert. 
Wir müssen aber jetzt erleben, daß sich die gleichen 
Länder durch ihre Umweltminister querlegen und die-
ses vereiteln wollen. 

(Baum [FDP]: Hört! Hört!) 
Ich meine, angesichts der Tatsache, daß man hier den 
Bund in den letzten Jahren immer und immer wieder 
kritisiert hat, Herr Baum, und wir uns mühsam zu 
einem ressortübergreifenden Kompromiß durchge-
rungen haben, sollten wir jetzt auch den Ländern 
deutlich sagen, was ihre Pflicht und Schuldigkeit ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Baum  [FDP]: Jetzt ist Schluß!) 

Ich denke aber auch in der Berichtsperiode an eine 
umfassende Berücksichtigung des Sports im Eini-
gungsvertrag; ich denke daran, daß der Be richt einen 
Ausblick in die Zukunft gibt und damit auch die Per-
spektiven der künftigen Sportförderungspolitik des 
Bundes deutlich macht. 

Ich möchte hier ausdrücklich hervorheben — das 
tut auch der Be richt —, daß ergänzend die mannigfal-
tigen Bemühungen der Länder und Kommunen zur 
Förderung des Sports anerkannt und gelobt werden 
müssen, ohne die das hohe Niveau des Leistungs-

sports in der Bundesrepublik Deutschland nicht denk-
bar wäre. 

Es ist unmöglich, in diesem kurzen Beitrag alle 
Aspekte des Berichtes zu behandeln, geschweige 
denn zu vertiefen. Ich möchte deswegen nur einige 
Gesichtspunkte hervorheben. 

Ich möchte zunächst einmal deutlich machen, daß 
dieser Be richt natürlich auch den Stand der Spitzen-
sportförderung des Bundes gut ein Jahr vor den 
Olympischen Spielen 1992 in Albertville und Barce-
lona wiedergibt. Er macht deutlich, daß der Bund die 
Förderung des Spitzensports auf ein bisher nie er-
reichtes hohes Niveau gebracht hat. Man kann fest-
stellen, daß der Bund seine Kompetenz im besten 
Sinne voll wahrnimmt. Es wäre schön, wenn man das 
auch von allen Gebietskörperschaften in gleicher 
Weise sagen könnte. 

(Zustimmung des Abg. Baum [FDP]) 

Das Zahlenwerk ist eindrucksvoll: Steigerung der 
Spitzensportförderung 1990 auf 1991 von 76 Millio-
nen auf 172 Millionen DM, davon allein für die neuen 
Länder über 96 Millionen DM. 

Zusatzmittel für Maßnahmen in den Beitrittslän-
dern: Unser Bundesminister hat es schon erwähnt, 
aber ich hebe noch einmal he rvor, daß sich darin 
7 Millionen DM für eine Strukturhilfe für die Ver-
bände, für ein Aufbauprogramm eines autonomen 
Verbands- und Vereinswesens befinden, damit wir 
auch in diesem Bereich endlich die Impulse bekom-
men, die wir dringend brauchen. 

Sportstättenbau für den Spitzensport: 1990 33 Mil-
lionen DM, 199 157 Millionen DM, davon über 20 Mil-
lionen allein für die neuen Länder. 

Der gesamte Sportetat des BMI: 1990 110 Millionen 
DM, 1991 248 Millionen DM, davon allein 135 Millio-
nen DM für die neuen Länder, 113 Millionen DM für 
die alten Bundesländer. 

(Baum [FDP]: Sehr gut!) 

Dies ist eine eindrucksvolle Bilanz. Man kann dem 
Bundesinnenminister Wolfgang Schäuble nur gratu-
lieren, dieses erreicht zu haben. Man muß aber in die-
ser Situation, weil das viel zu selten geschieht, auch 
dem Bundesfinanzminister herzlich danken, daß er 
uns unterstützt und für diesen Bereich viel Verständ-
nis aufgebracht hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Von den Spitzenorganisationen des deutschen 
Sports ist das Programm Olympiastützpunkte initiiert 
worden. Dieses konnte nur dank der schnellen und 
unbürokratischen Handlung der Bundesregierung 
aufgelegt und wirksam werden. In diesem Konzept 
geht es nicht um die Schaffung neuer Einrichtungen, 
sondern es geht darum, vorhandene Einrichtungen zu 
bündeln und damit einen wesentlichen Schwerpunkt 
für die Laufbahnplanung, Unterstützung und soziale 
Absicherung unserer aktiven Athleten und Athletin-
nen zu bringen. 

Die deutsche Einheit stellt natürlich auch für den 
Sport eine große Herausforderung dar. Wir wissen, 
daß sich in den unterschiedlichen Gesellschaftssyste-
men auch das Bewußtsein von Sport unterschiedlich 
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entwickelt hat. Nachdem Gott sei Dank der Gesichts-
punkt des Wettkampfs der Systeme entfallen ist, steht 
der Spitzensport insbesondere in den Beitrittsländern 
vor einer Identifikationskrise. War bisher der Aspekt, 
Freizügigkeit zu erlangen, sozialen Aufstieg zu erlan-
gen, gesellschaftliche Anerkennung zu erlangen, an 
der Staatsrepräsentation mitzuwirken oder im Rah-
men eines Kollektivs tätig zu sein, eine hohe Motiva-
tion, so muß sich jetzt in diesem Bereich ein neues 
Bewußtsein, eine neue Identität entwickeln. 

Ich möchte allgemein dazu sagen, Herr Kollege 
Schmidt — vielleicht hängt das ein bißchen mit dem 
zusammen, was gestern abend in Dresden passiert 
ist — : Es stellt sich für uns die Frage, ob Sport und 
Bewußtsein der Massen zu einem vom IOC geförder-
ten Medienspektakel wird und damit in den Bereich 
einseitiger Unterhaltung abgleitet oder ob der Sport 
einen neuen Stellenwert im Rahmen eines ganzheitli-
chen Sportbildes erhält, in dem Freizeit-, Breiten- und 
Spitzensport in gleicher Weise ihre Berechtigung fin-
den. Es muß, glaube ich, auf die Erkenntnis hingear-
beitet werden, daß man die einseitige Auswertung des 
Sportes im Rahmen eines großen Spektakels bekämp-
fen und die gesellschaftspolitische Relevanz beson-
ders deutlich hervorheben muß. 

Die unterschiedliche Bewertung des Spitzensports 
in der ehemaligen DDR hat nicht nur im Bereich des 
Spitzensports, sondern auch im Bereich des Breiten- 
und Freizeitsports eine Auseinanderentwicklung ge-
bracht. Deswegen ist der politisch mißbrauchte Sport 
in den neuen Ländern häufig noch diskreditiert. 

Wir müssen helfen, ihn aus dieser Ecke herauszu-
führen und das Bewußtsein für die Notwendigkeit von 
Sport im Sinne einer Politik herauszubilden, die dar-
auf abgestellt ist, Sport als einen integralen Bestand-
teil einer pluralistischen demokratischen Gesell-
schaftspolitik zu werten und zu unterstützen. Das 
heißt, Sportselbstverwaltung braucht starke Vereine, 
braucht autonome Verbände. Ich glaube, daß wir in 
diesem Rahmen auch die Bedeutung des Sports als 
Kommunikationsfaktor in einer auseinanderstreben-
den Gesellschaft klarstellen müssen. Das ist wichtig. 

Ich habe vorhin am Anfang meines Berichts die Lei-
stungen bei der Versöhnung, dem Kompromiß zwi-
schen Sport und Umwelt herausgestellt. Ich will das 
hier nicht wiederholen. Aber ich möchte ausdrücklich 
sagen, daß wir weiter daran arbeiten müssen, daß 
aber auch die Umweltschützer bedenken müssen, daß 
jede stillgelegte Sportfläche Ersatzbedarf und neuen 
Landschaftsverbrauch auslöst. Es muß uns also darum 
gehen, bestehende Anlagen eher umweltpolitisch 
entsprechend nachzurüsten und zu verbessern, aber 
in ihrer Nutzung möglichst zu erhalten. 

Abschließend weise ich darauf hin, daß Sportförde-
rung eine gemeinsame Aufgabe von Bund, Ländern 
und Gemeinden ist. Dazu gibt es einen besprochenen, 
differenzierten Kompetenzabgrenzungsschlüssel. Es 
kommt ferner darauf an, deutlich zu machen, daß 
diese Partnerschaft der Gebietskörperschaften nicht 
nur eine Schönwettereinrichtung ist, sondern daß sich 
Politik erst dann bewährt, wenn unter erheblichen 
Herausforderungen die Aufgaben von allen gleicher-
maßen erfüllt werden. 

In diesem Sinne bei der Substanzerhaltung einer 
funktionstüchtigen Sportinfrastruktur in den neuen 
Ländern mitzuwirken und zu helfen, daß Vereine und 
Verbände unterstützt werden, ihre Aufgaben zu erfül-
len, Initiative ergreifen zu können und ehrenamtliche 
Arbeit zu verstärken, ist besonders wichtig. Ich meine, 
hier ist nicht nur eine Bringschuld Dritter einzufor-
dern, sondern auch eine Initiative aller Kräfte auszu-
lösen. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Fischer, Ihre 
Redezeit ist zu Ende. 

Dirk Fischer (Hamburg) (CDU/CSU): Ich möchte, 
Frau Präsidentin, die Bundesregierung und den Bun-
desinnenminister bitten und ermuntern, diese erfolg-
reiche Sportpolitik fortzusetzen und den Aufbau des 
Sports in den Beitrittsländern engagiert zu unterstüt-
zen. Das ganze Parlament, nicht nur die Sportpoliti-
ker, werden Sie dabei sehr, sehr gerne unterstützen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächster hat der 
Abgeordnete Herr Keller das Wort. 

Dr. Dietmar Keller (PDS/Linke Liste): Frau Präsi-
dentin! Meine Damen und Herren! Angesichts der 
Ereignisse von gestern abend in Dresden und am 
Wochenende in Rostock schließe ich mich der Forde-
rung von Herrn Schmidt an, über diese Fragen an 
einem runden Tisch zu reden und Lösungen zu fin-
den. 

Ich möchte diese Tribüne nutzen, den jungen Men-
schen, die Gewalt suchen, zu sagen, daß sie nicht nur 
sich, sondern in erster Linie dem Sport und den Sport-
lern schaden, daß damit etwas in Bewegung gesetzt 
wird, durch das viele Jahre Training, viele Jahre sport-
licher Einsatz aufs äußerste gefährdet werden. 

Ich bin etwas verwundert, daß der Bericht der Bun-
desregierung im Zusammenhang mit der gesellschaft-
lichen Bedeutung des Sports mit einer „schlagwortar-
tigen" Kennzeichnung des DDR-Sports beginnt, ohne 
auch nur mit einer Silbe zu erwähnen, daß dieser 
DDR-Sport durch gemeinnütziges Wirken hundert-
tausender ehrenamtlicher Übungsleiter und Trainer 
und durch das Engagement von Sportlern und Mit-
gliedern in den Gemeinschaften auch ohne besondere 
staatliche Förderung Beachtliches geleistet hat, bei 
aller Überbetonung des Leistungssports, einer zu ver-
urteilenden Medaillensucht, Zahlenhascherei, staatli-
cher Bevormundung und dirigistischer Strukturen im 
Sport der DDR. 

Die Sportlerinnen und Sportler in den neuen Bun-
desländern müssen sich angesichts der gegenwärti-
gen Existenzsorgen ihrer Vereine und Gemeinschaf-
ten etwas veralbert fühlen, wenn im Be richt mit Blick 
auf die ehemalige DDR pauschal und ausschließlich 
von „staatlich verordnetem" und „zu Staatszwecken 
veranstaltetem Sport" in der ehemaligen DDR die 
Rede ist. 

Vor dem Hintergrund der bisherigen außerordent-
lich schwachen finanziellen Ausstattung der Länder 
und Kommunen im östlichen Teil Deutschlands und 
der komplizierten Situation in allen anderen kommu-
nalpolitischen Bereichen besteht insbesondere im 
Breiten-, Kinder- und Jugendsport die Gefahr, Zu- 
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stände zu zementieren, deren Folgen noch nicht ab-
sehbar sind. 

Wir anerkennen das Bemühen des Innenministers 
insbesondere für die Sicherung des Spitzensports. Wir 
begrüßen auch die direkte finanzielle Hilfe durch den 
Sport der Altbundesländer, z. B. Rheinland-Pfalz und 
Hessen. Wir fordern Bund und Länder jedoch auf, sich 
konsequenter ihrer Mitverantwortung zu stellen. So-
lange neue Strukturen zur Sicherung der materiellen 
und finanziellen Grundlagen des Sports nicht funk-
tionieren, bedarf es auch einer Unterstützung des 
Breitensports und des Sports der Kinder und Jugend-
lichen durch den Bund und die Länder, denn sonst 
gehören gerade diese Bereiche zu den Verlierern der 
Einigung des deutschen Sports. 

Von besonderer Bedeutung für die Existenz der 
Vereine und Gemeinschaften im Osten unseres Lan-
des ist die Verfügbarkeit und Nutzung der Sportstät-
ten. Schneller Handlungsbedarf besteht vor allem in 
der Klärung von Rechtsträgerschaften, in der Verhin-
derung des Zugriffs durch Unternehmen und zweck-
entfremdete Nutzung, in der kostenlosen Übereig-
nung an Länder und Kommunen, in der finanziellen 
Ausstattung der Kommunen für die Bewirtschaftung, 
Unterhaltung, Werterhaltung und Rekonstruktion, 
insbesondere durch die Nutzung der Toto- und Lotto-
gelder für den Sport und in der weiteren entgeltfreien 
Nutzung für gemeinnützige Zwecke durch Sportver-
eine und Sportgemeinschaften. 

Es ist nicht zu übersehen, daß der Sport in den 
neuen Ländern durch die Abwanderung von Spitzen-
sportlern und Trainern in gewisser Weise ausblutet. 
Nun scheint es zunächst völlig egal zu sein, wo Sport-
ler und Trainer in einem einheitlichen Land arbeiten, 
aber der Sport dient vielen Menschen der Unterhal-
tung, der Geselligkeit, der Kommunikation; es ist kein 
Zufall, daß sich die Zuschauerzahlen bei Sportveran-
staltungen im Osten Deutschlands in Größenordnung 
von denen im Westen Deutschlands prinzipiell unter-
scheiden. 

Ich möchte sie um Himmels willen nicht herbeire-
den, aber ich warne vor der Gefahr einer zweiten 
Abwanderungswelle von Spitzensportlern. In den 
Trainingszentren sind jetzt zwar Trainingsmöglich-
keiten gegeben, aber das Umfeld stimmt nach wie vor 
noch nicht. Physiotherapie und Rehabilitation sind 
wegen des Fehlens finanzieller Mittel der Kommunen 
im Abbau begriffen oder schon nicht mehr vorhanden. 
Fragen der sozialen Sicherheit im Beruf und in der 
Ausbildung bestehen bei vielen Sportlern. Ich glaube, 
daß diesem Problem auch in Zukunft größere Auf-
merksamkeit gewidmet werden muß. 

In diesem Zusammenhang findet die Forderung 
nach Nachwuchs- und Talentförderung unsere volle 
Unterstützung, denn ohne Nachwuchs- und Talent-
förderung gibt es keinen Breitensport, keine ehren-
amtlichen Übungsleiter, keine Trainer und auch kei-
nen Spitzensport. 

Ich appelliere in diesem Zusammenhang an Bund 
und Länder, die Deutsche Hochschule für Körperkul-
tur und Sport nach ihrer Umprofilierung nicht aufzu-
geben. Die Deutsche Hochschule für Körperkultur 
und Sport würde als ein Institut der Leipziger Univer-

sität verkommen, denn die Leipziger Universität hat 
andere Sorgen und Probleme, als sich um den Sport zu 
kümmern. Ich denke, daß bei Veränderungen, die 
notwendig sind, auch die Kinder- und Jugendsport-
schulen eine Möglichkeit sind, der Nachwuchsförde-
rung und der Talenteförderung einen neuen Schub zu 
geben. 

Mir macht Sorgen, daß es astronomische Umsätze 
im Berufssport gibt; Umsätze, die Höhen angenom-
men haben, die man fast kaum noch aussprechen 
kann. Wir sollten gemeinsam überlegen, wie wir Mit-
tel aus dem Einkommen des Berufssports für die öf-
fentliche Hand freisetzen können und wie diese dem 
gemeinnützigen Sport gezielt zur Verfügung gestellt 
werden können. 

Ein letzter Satz sei mir gestattet. Im Be richt wird 
darauf verwiesen, daß eine Aufnahme der Förderung 
des Sports in das Grundgesetz nicht nötig sei. Das 
mag der Standpunkt der Bundesregierung sein. Mir 
scheint jedoch, es wäre sinnvoll und notwendig, ge-
meinsam darüber zu diskutieren, weil wir ja nicht nur 
an das Jahr 1995, sondern auch an ein Grundgesetz 
denken sollten, daß für das nächste halbe Jahrhundert 
Bestand hat. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächster Redner 
hat der Abgeordnete Herr Baum das Wort. 

Gerha rt  Rudolf Baum (FDP): Frau Präsidentin! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Auch wir 
sind der Meinung, Herr Kollege Schmidt, Herr Kol-
lege Fischer, daß wir nach den Ereignissen des gestri-
gen Tages und auch auf Grund vorhergehender Er-
eignisse — auch von unserer Seite aus im Sportaus-
schuß — alles tun müssen, um dazu beizutragen, in-
neren Frieden im Umfeld des Spo rts zu gewährlei-
sten, Aggressionen abzubauen und dies nicht allein 
der Polizei zu überlassen. Wir werden uns diesem 
Thema demnächst im Sportausschuß gemeinsam wid-
men müssen. 

Die wichtigste Aufgabe der Sportpolitik ist in den 
nächsten Jahren die Herstellung gleicher Lebensver-
hältnisse in ganz Deutschland. Wir bekennen uns zu 
dieser Verpflichtung und werden sie als Liberale 
wirksam fördern. Diese Hilfe kommt nicht nur dem 
Leistungssport zugute, sondern indirekt und manch-
mal ganz direkt auch dem Breitensport. Die Bundes-
regierung — dafür möchte ich Ihnen danken, Herr 
Schäuble — hat dafür in den letzten Monaten schnelle 
und wirksame Hilfe geleistet. Es handelt sich um eine 
Anschubfinanzierung, die notwendig war; schon im 
dritten Nachtragshaushalt 1990 wurden wichtige 
Maßnahmen vorgesehen. 

Die Leistungssportförderung hat jetzt in der Tat 
eine bisher nicht erreichte Höhe erlangt: 135 Millio-
nen DM für die neuen Bundesländer gegenüber 
113 Millionen DM für die alten Bundesländer; das ist 
ein gutes Ergebnis. Wir möchten Sie, Herr Minister, 
ermutigen, auf diesem Wege fortzuschreiten. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
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Zieht man eine Zwischenbilanz, so ist in der Tat zu 
bedauern, daß eine erste Welle der Abwanderung 
qualifizierter Leistungssportler und Trainer stattge-
funden hat. Es muß alles getan werden, und es wird 
alles getan, um eine zweite Welle zu verhindern. Wir 
stehen vor der Aufgabe, in den neuen Bundesländern 
eine Struktur des Sports aufzubauen, die einer freien 
Gesellschaft gemäß ist. Im Mittelpunkt dieser Struk-
tur, meine Damen und Herren, muß der Verein ste-
hen, müssen die Eigenorganisationen, die Selbstver-
antwortung, die Selbstinitiative freier Bürger stehen; 
dazu müssen wir ermutigen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Die Gemeinden müssen — unterstützt von der 
Treuhand — den Vereinen Sportanlagen zur Verfü-
gung stellen, die Rechtsträgerschaften müssen so 
schnell wie möglich geklärt werden. Vereine benöti-
gen qualifizierte hauptamtliche Manager. Da liegt 
noch vieles im argen. Manche drängen sich in diese 
Ämter, ohne die Qualifikation zu haben. Wir müssen 
dafür sorgen, daß die Ausbildung der Manager auch 
hier erfolgen kann. Für den Aufbau einer demokrati-
schen Gesellschaft ist diese Aktivität der Bürger un-
verzichtbar. Wir hoffen, daß die Kommunen aus dem 
Fonds von rund 5 Milliarden DM, der ihnen jetzt zu-
fließt, auch Direktinvestitionen für den Sport zur Ver-
fügung stellen. 

Der Sport darf in den neuen Bundesländern nicht 
zum Stiefkind kommunaler Haushalte werden. Mit 
Sorge sehen wir, daß die Lotto - und Totoeinnahmen 
bisher vor allem in die Haushalte der neuen Bundes-
länder fließen. Die Landtage sollten so schnell wie 
möglich dafür Sorge tragen, daß von Anfang an in 
bewährter Weise ein bestimmter Anteil auch dem 
Sport zur Verfügung gestellt wird. 

(Nelle [CDU/CSU]: Sehr wichtig!) 

Wenn sich die Strukturen einmal verfestigt haben, 
wird das nur sehr schwer möglich sein. 

Der Leistungssport in den neuen Bundesländern 
war nach der Wende in einer Krise, er war auch in 
einer Akzeptanzkrise. Er war zu sehr für politische 
Zwecke mißbraucht worden; zahlreiche Vertreter des 
Sports hatten sich durch ihre P rivilegien zu sehr in 
Verruf gebracht. Diese Stimmung klingt jetzt ab. 
Durch die Förderungsmaßnahmen der Bundesregie-
rung haben sich neue Perspektiven eröffnet. Sie sind 
zunächst auf die Olympischen Spiele 1992 gerichtet. 

Niemand hat erwarten können, daß sich bei den 
bisherigen Leistungssportwettkämpfen die Leistun-
gen der beiden ehemaligen deutschen Staaten addie-
ren würden. Dennoch gibt es ermutigende Ergeb-
nisse. Im übrigen ist es so, daß die Krise im Leistungs-
sport bereits vor der Wende begonnen hat; darauf 
haben Sie, Herr Schäuble, gestern hingewiesen. Es 
gab bereits einen Abwärtstrend, der nicht erst mit der 
Wende begonnen hat. 

Wir müssen jetzt alles tun, um den Sportlern die 
Teilnahme an den internationalen Wettkämpfen zu 
ermöglichen und ihnen Chancen zu eröffnen. Die 
Sportstrukturen in den neuen Ländern müssen stabi-
lisiert werden; das geschieht bereits. Die Abwande-
rung fähiger Leute muß verhindert werden, Unsicher-
heiten bezüglich der Zukunft einer ganzen Reihe von 

Einrichtungen des Sports müssen beseitigt und neue 
Kooperationen müssen aufgebaut werden. 

So stelle ich mir beispielsweise vor, daß das Kölner 
Bundesinstitut für Sportwissenschaft, das sich in den 
letzten Jahrzehnten eine unverzichtbare Position auf-
gebaut hat — aber nun einer organisatorischen und 
inhaltlichen Auffrischung bedarf —, mit den Einrich-
tungen in den neuen Bundesländern kooperiert. In 
der Tat spricht vieles dafür, das frühere Institut für 
Körperkultur in einer neuen Form wieder selbständig 
zu etablieren. Da ergeben sich Kooperationsmöglich-
keiten mit dem Kölner Institut, vielleicht auch in Ver-
bindung mit den Aktivitäten auf dem Gebiet der Trai-
ningswissenschaft in Leipzig. 

In dieser Situation, meine Kollegen, müssen alle den 
ihnen angemessenen Beitrag leisten; der Bund tut 
dies. Wir haben uns gestern auch im Sportausschuß 
vergewissert, daß die Mittel abfließen. 

Ich möchte jedoch in bezug auf den deutschen Sport 
fragen: Wäre es nicht richtig, wenn der deutsche 
Sport, der in der alten Bundesrepublik rund 20 Millio-
nen Mitglieder umfaßte, eine besondere Solidarität 
mit den in einem mühsamen Aufbauprozeß befindli-
chen Menschen in den Vereinen der früheren DDR 
dadurch beweist, daß er etwa durch eine Umlage oder 
durch ein flächendeckendes Netz von Patenschaften 
tätig wird? 

Wir haben oft gehört, daß sich der deutsche Sport als 
eine große Bürgerinitiative bezeichnet; diesem An-
spruch sollte er jetzt gerecht werden. Ich stelle über-
haupt nicht in Frage, was viele Vereine im bilateralen 
Verkehr tun, aber eine besondere Kraftanstrengung 
wäre der Lage sicherlich angemessen. 

Ich möchte noch einen weiteren Adressaten nen-
nen: ich nenne die deutschen Bundesländer, die nur 
sehr langsam ihrer Verpflichtung gegenüber den 
neuen Bundesländern gerecht werden. Ich meine die 
alten, die etablierten Bundesländer. Man muß von 
ihnen aber eines auf jeden Fall erwarten können: daß 
sie die Kompetenzen, die sie hier haben, nicht nur als 
eine Möglichkeit, sondern auch als eine Pflicht be-
trachten. Ich meine, die deutschen Bundesländer ha-
ben die besondere Pflicht der Nachwuchsförderung. 
Es muß eine bessere Verzahnung von Kinder- und 
Jugendsport erfolgen, eine bessere Verzahnung von 
Schule und Verein. Die Frage der Sportinternate in 
der früheren DDR bedarf einer Entscheidung. 

Der ganze Bereich der Nachwuchsförderung, der 
Talentsuche, auf den Sie, Herr Schäuble, gestern mit 
Recht großen Wert gelegt haben, ist eine Aufgabe der 
Bundesländer, und ich erwarte, daß vor allem die eta-
blierten alten Bundesländer jetzt endlich auf diesem 
Gebiet ihre Pflicht tun. Es ist ein Unding, daß der Bund 
„Jugend trainiert für Olympia" noch mit 1,5 Millio-
nen DM, glaube ich, im Jahr finanziert. Das ist Auf-
gabe der Länder, und sie sollten sich dieser Aufgabe 
jetzt mit Nachdruck stellen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Schließlich möchte ich mich an einen weiteren 
Adressaten wenden, nämlich an die internationalen 
Fachverbände. Ich glaube, daß die Staaten — dazu 
gehören die neuen Bundesländer, die jetzt die Demo- 
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kratie und die Marktwirtschaft etablieren — , einer 
besonderen Behandlung und Berücksichtigung wert 
sind. Es kann doch nicht so sein, daß internationale 
Wettkämpfe veranstaltet werden, sie werden aus 
Steuermitteln finanziert, sie werden von den öffentli-
chen Organisationen des Sports getragen, die Ge-
winne aus diesen Einrichtungen fließen dann in die 
internationalen Verbände, reinen Verwaltungsorga-
nisationen, und die Veranstalter in den Ländern, in 
denen jetzt die Sportorganisationen aufgebaut wer-
den, haben nichts davon. Ich appelliere an DSB und 
NOK, hier eine Änderung herbeizuführen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Doping ist ein Krebsübel des Leistungssports; ich 
schließe mich allen Äußerungen hier an, die dazu 
gemacht worden sind. Selbstgerechtigkeit ist nicht am 
Platze, auch nicht hier in der Bundesrepublik. Es wäre 
völlig falsch, mit dem Finger auf die frühere DDR zu 
zeigen, und zu vergessen, was auch bei uns im argen 
liegt. Wir müssen alles tun, um alle Kräfte gegen das 
Doping zu mobilisieren. 

Sport und Umwelt: Sie haben Recht, Herr Fischer, 
diese Verordnung, in der wir versucht haben, in einem 
schwierigen Einigungsprozeß die Interessen des 
Sports und der Umwelt zueinander zu führen, muß 
nun endlich verabschiedet werden. Es besteht drin-
gender Handlungsbedarf im Deutschen Bundesrat. 

Schließlich noch eine Bemerkung zu Berlin. Es steht 
vor Ihnen ein Bonn-Befürworter, aber eines befür-
worte ich auch mit großem Nachdruck, und das sind 
die Olympischen Spiele des Jahres 2000 in Berlin. Wir 
wünschen uns, daß Berlin Erfolg hat. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der SPD und des Abg. Sei

-

fert [PDS/Linke Liste]) 

Der Bundesinnenminister hat bei seinen Bemühun-
gen, in den neuen Bundesländern eine Leistungs-
sportstruktur aufzubauen, die einer freien Gesell-
schaft gemäß ist, unsere volle Unterstützung. Die Bun-
desregierung hat in den letzten Monaten schnell und 
wirksam gehandelt. Viele Fragen werden wir später 
zu diskutieren haben. Beispielsweise müssen wir uns 
in der Tat fragen, ob wir nicht eine Konzentration der 
Kader durchführen müssen. Die Kaderzahlen sind 
heute viel zu groß. Schon in der alten Bundesrepublik 
war das ein Problem. Aber das sollte man erst nach 
den Olympischen Spielen tun. 

Es bedurfte großer Kraftanstrengungen aller Betei-
ligten, denen wir danken; ich beziehe hier, Herr 
Schäuble, ausdrücklich die Sportabteilung Ihres Hau-
ses ein. 

Wir werden in dieser Legislaturperiode das Unsere 
dazu beitragen, um die gemeinsamen Ziele zu errei-
chen. Es kommt in dieser Phase gar nicht so sehr auf 
Perfektion an, sondern in vielen Fällen auf Schnellig-
keit, Improvisation, um in einer schwierigen Lage zu 
bestehen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Das Wort hat der 
Abgeordnete Herr Sorge. 

Wieland Sorge (SPD): Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! Ich teile den Optimismus der Koali-
tion, was den Sport in den alten Bundesländern anbe-
langt. Was allerdings die Entwicklung und den ge-
genwärtigen Stand des Sports in den neuen Bundes-
ländern anbelangt, habe ich eine andere Auffassung, 
und aus diesem Grunde möchte ich heute meine Aus-
führungen speziell auf den Sport in den neuen Bun-
desländern beziehen. 

Den betroffenen Menschen in den neuen Bundes-
ländern hilft es nicht, wenn die eine Seite des Hohen 
Hauses ständig ihre Erfolge preist und die andere 
Seite nur die Versäumnisse heraushebt. Ich bin von 
der Richtigkeit unseres demokratischen Weges über-
zeugt. Reibungslose Abläufe im Prozeß des Zusam-
menwachsens der beiden Teile Deutschlands freuen 
uns von Herzen, sind jedoch im allgemeinen nicht 
Gegenstand der Betrachtungen an diesem Ort. Ob-
wohl gegenwärtig der Sport in den neuen Bundeslän-
dern noch funktioniert, tritt eine Vielzahl von Proble-
men auf, die einige Bereiche des Sports nicht nur stark 
behindern, sondern ihre weitere Existenz in Frage 
stellen. Ich will keine Schwarzmalerei betreiben, aber 
die Hilferufe der Sportverantwortlichen in den neuen 
Bundesländern sollten gehört und ernstgenommen 
werden, bevor es zu spät ist. 

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/ 
GRÜNE sowie bei Abgeordneten der PDS/ 

Linke Liste) 

Die folgenden Ausführungen sind das Ergebnis 
meiner Erfahrungen aus den wöchentlichen Begeg-
nungen mit Sportlern und Leitungsmitgliedern der 
Vereine sowie mit Kommunal- und Landespolitikern. 
Lassen Sie uns zu folgenden Problemen gemeinsame 
Lösungswege finden — im Interesse unserer Men-
schen ist die SPD dazu bereit — : 

Die überdimensionierte Förderung des Leistungs-
sports in der ehemaligen DDR führte zu einer Ver-
nachlässigung des Breiten- und Behindertensports. 
Das Vereinsleben wurde fast lahmgelegt; Innenmini-
ster Schäuble hat darauf bereits hingewiesen. Aus 
diesem Grunde müssen in unserem demokratischen 
Einheitsstaat alle Maßnahmen vorrangig der Förde-
rung und Weiterentwicklung des Breiten- und Ver-
einssports dienen. In der wirtschaftlich und sozial an-
gespannten Situation der neuen Bundesländer kommt 
dem Bereich des Sports eine außerordentliche Bedeu-
tung zu. Der Sportbericht 1990 der Bundesregierung 
sagt dazu: 

Der freiheitliche Staat braucht Grundwerte und 
Grundüberzeugungen seiner Bürger. Dafür ist er 
auf Institutionen angewiesen, die diesen Grund-
konsens vermitteln und damit die Stabilität des 
Staates stärken. Der Sport und die ihn tragenden 
Sportorganisationen gehören ... (dazu). 

Die Grundüberzeugung von der Richtigkeit unserer 
freiheitlichen Rechtsordnung im neuen Einheitsstaat 
ist in erster Linie davon abhängig, wie der Staat es 
versteht, die Interessen der Bürger wahrzunehmen 
und in die Tat umzusetzen. 

Folgende vorwiegend neue Aufgaben der jungen 
demokratischen Vereins- und Breitensportbewegung 
in den neuen Bundesländern müssen gelöst werden: 

. ein breites Sportangebot für alle Interessenten garan- 
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tieren; die Bereitstellung von Übungsleitern, Sport-
stätten, Sportgeräten, Sanitäranlagen und medizini-
scher Betreuung; die Organiation und Durchführung 
eines Wettkampfbetriebs; eine Nachwuchs- und Ta-
lenteförderung; die enge Zusammenarbeit zwischen 
Vereinen, Schulen und Leistungszentren als Grund-
lage für den Leistungssport; die Gestaltung eines ni-
veauvollen und kulturellen Vereinslebens; einen Bei-
trag zur Gesundheitsförderung und zum sozialpoliti-
schen Ausgleich leisten. 

Diesen Aufgaben ist der neue Sport nur bedingt 
gewachsen, und es droht nach Aussagen der Sport-
funktionäre schon bald das vorzeitige Aus, wenn 
nichts geschieht. Das größte Problem ist die Finanzie-
rung der Vereine. Die früheren Geldquellen existie-
ren nicht mehr, und die neuen funktionieren noch 
nicht. Kommunen und Länder haben zur Zeit kein 
Geld, um den Vereinen zu helfen. So sind in vielen 
Vorschalthaushalten oder Haushaltsplänen kaum 
Mittel für den Sport ausgewiesen. Sponsoren treten im 
Osten kaum in Aktion. Die Betriebe kämpfen um ihre 
nackte Existenz und können keine finanziellen Mittel 
abführen. Die Mitgliedsbeiträge von 2 bis 3 DM rei-
chen nicht. Einnahmen aus Lotto- und Toto-Mitteln 
gibt es ebenfalls noch nicht. Die Zuschauerzahlen sind 
rapide zurückgegangen. Sportlerbälle sind gegen-
wärtig nur noch ein Zuschußunternehmen. Die An-
schubfinanzierung und die Guthaben sind bereits auf-
gebraucht. Somit haben die Vereine keine Möglich-
keit, die Wettkampffahrten, die Sportausstattung, die 
Sportstättennutzung, die Sportstättenpflege und die 
vielfältigen Versicherungen, die Bezahlung der 
Übungsleiter und die Wettkampfgebühren zu finan-
zieren. Einerseits reichen die vorhandenen Sportstät-
ten nichts aus, andererseits sind sie in einem desolaten 
Zustand, der eine Sportausübung oftmals unmöglich 
macht. Viele Kommunen sind nicht in der Lage, ihre 
Sportstätten zu unterhalten bzw. zu modernisieren 
oder gar neue zu bauen. So kostet die Unterhaltung 
der Sportstätten der Stadt Leipzig ca. 40 Millionen 
DM pro Jahr. Ein Großteil der Städte und Gemeinden 
kann die Übernahme und Unterhaltung von Sportstät-
ten aus dem Besitz der Betriebe und der ehemaligen 
Armee und Polizei nicht finanzieren. Dadurch drohen 
Zwangsverkäufe an andere Einrichtungen. Bisher ha-
ben die meisten Kommunen den Verlockungen wi-
derstanden. Zudem ist oftmals die Eigentumsfrage 
ungeklärt und verkompliziert damit den Übernah-
meprozeß durch die Kommune. 

Im Sportbericht 1990 wird gesagt: 

Bund, Länder und Gemeinden setzen die Rah-
menbedingungen, in denen sich der Freiraum des 
Sports optimal entfalten kann, und fördern den 
Sport auf allen Ebenen, sofern die Kräfte des 
Sports nicht selbst ausreichen. 

Letzteres ist nun eingetreten. Da Länder und Gemein-
den kaum Hilfe gewähren können, bleibt nur der 
Bund für diese Hilfe übrig. Da der Bund nur für den 
Leistungssport verantwortlich zeichnet, muß das eine 
befristete Ausnahme bleiben. Deshalb schlagen wir 
vor, für einen Zeitraum von zwei bis drei Jahren eine 
weitere Anschubfinanzierung des Bundes für die 
Landessportbünde zum Auf- und Ausbau eines demo-
kratischen Vereins- und Verbandslebens zu leisten. 

Außerdem müßten durch eine Art goldenen Plan in 
der ersten Phase die Erhaltung der Sportstätten er-
reicht werden und in der zweiten Phase die Moderni-
sierung bzw. Erweiterung der Sportstätten erfolgen. 
Dazu sollen die Länder die 5 Milliarden DM aus dem 
Direktinvestitionsprogramm nehmen. Ob die Länder 
und Kommunen bei ihrer angespannten Situation 
dazu bereit sind, wird sich zeigen. Besser für den Sport 
wäre eine zweckgebundene Hilfe des Bundes an die 
Länder. 

Neben diesen Beiträgen müssen vor allem die Ver-
eine darauf hinwirken, daß sich trotz der eigenen Exi-
stenzprobleme noch mehr Menschen in die ehrenamt-
liche Sportarbeit einbeziehen und zur erfolgreichen 
Entwicklung beitragen. 

Der Schulsport leidet darunter, daß zuwenig Sport-
stätten, Turnhallen, Schwimmhallen, Sportanlagen 
und Sportgeräte vorhanden sind. Die materielle Aus-
stattung der Turnhallen ist völlig unzureichend, und 
die Sicherheit der benutzten Sportgeräte ist besorg-
niserregend, was Lehrer und Übungsleiter ständig in 
Konfliktsituationen bringt. 

Der Studentensport ist gegenwärtig fast lahmge-
legt. Auch im Behindertensport sind wir trotz der 
umfangreichen Möglichkeiten, die uns der Bund bie-
tet, noch keinen Schritt vorangekommen. Die KJS 
sollten eine mögliche vertiefende sportliche Ausbil-
dung und Nachwuchsförderung erhalten und damit 
erhalten bleiben. Das positive Signal der Bundesre-
gierung dazu ist lobenswert. Der pädagogische Aus-
bildungsprozeß muß dabei Priorität behalten. 

Der Leistungssport wird in den neuen Ländern 
seine Aufgaben nicht erfüllen können, wenn die Ver-
eine und die KJS als dessen Grundlagen keine posi-
tive Entwicklung nehmen. Obwohl erhebliche finan-
zielle Mittel für die Olympiastützpunkte und Bundes-
leistungeszentren bereitgestellt werden, gibt es eine 
Vielzahl von Problemen. Ein Großteil der Spitzen-
sportler ist schon in die alten Bundesländer abgewan-
dert oder wird unter diesen Bedingungen weiter ab-
wandern, weil das Umfeld — Wohnung und Berufs-
ausbildung, Sponsorenverträge usw. — nicht stimmt. 
Deshalb müssen Olympiastützpunkte, Bundeslei-
stungszentren und Bundesstützpunkte schnell einge-
richtet und die Bedingungen so geschaffen werden, 
wie sie in den alten Bundesländern sind. 

Die Erhaltung der im Einigungsvertrag genannten 
Sporteinrichtungen FKS, FES und Dopingkontrolla-
bor in Kreischa findet unsere Zustimmung. Allerdings 
sollen unabhängige Kontrolleinrichtungen streng dar-
über wachen, daß die humanistischen und demokrati-
schen Ziele sowohl inhaltlich als auch personell ihre 
Verwirklichung finden. 

Meine Damen und Herren, die mit der steigenden 
Arbeitslosigkeit verbundenen Spannungen stellen in 
den nächsten Jahren ein großes soziales Problem dar. 
Ein funktionierender Breitensport vermag durch sein 
umfangreiches Sportangebot größer gewordene Frei-
zeit sinnvoll auszufüllen. Die damit verbundene ge-
sellschaftliche Begegnung und Kommunikation wür-
den wesentlich zur politischen Entspannung sowie zur 
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sozialen Harmonisierung besonders bei der Jugend 
beitragen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 
Verpassen wir nicht die große Chance und leiten des-
halb die entsprechenden Maßnahmen zur raschen, 
erfolgreichen Sportentwicklung ein. Die Menschen 
würden es als einen erfreulichen Schritt zum Vollzug 
der Einheit sehen und dankend annehmen. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Das Wort hat der 
Abgeordnete Herr Reichenbach. 

Klaus Reichenbach (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Sehr geehrte Damen und Herren! Gestatten Sie mir 
am Anfang einige Worte als Präsident des Sächsi-
schen Fußballverbandes. Ich habe, wie Sie, gestern 
am Fernsehschirm die Bilder aus Dresden gesehen. 
Ich bin erschüttert. Ich muß Ihnen als sächsischer Fuß-
ballpräsident sagen, daß wir in Sachsen leidgeprüft 
sind. Wir haben Probleme mit Hooligans. Wir haben 
Probleme mit der Ausführung und auch der Sicherheit 
der Stadien. 

Man muß hier als Politiker und als Verantwortlicher 
ganz deutlich appellieren, daß wir gemeinsam Dinge 
vorsehen, die diesen Randalierern, diesen Hooligans, 
keine Chance mehr geben. Ein Toter in Leipzig und 
ein abgebrochenes Länderspiel zur Anschubfinanzie-
rung des nordostdeutschen Fußballverbandes zwi-
schen der DDR und der Bundesrepublik reichen. Ich 
bin der Meinung: Wir müssen jetzt schärfer vorge-
hen. 

Wenn ich in einer Fernsehsendung von Hooligans, 
die aus der Altbundesrepublik kamen, mitgeteilt be-
komme, daß sie der Auffassung sind, daß die ehema-
lige DDR ein Paradies zum Randalieren ist, muß ich 
eindeutig sagen: Das zeigt Mängel auf, die in unseren 
Stadien jetzt vorhanden sind. Diese gilt es abzustellen. 
Und es muß ganz schnell geschehen. Ich bitte hier als 
Verantwortlicher, daß die Kommission, die sich bei 
Minister Seiters auf Antrag des Fußballverbandes ge-
bildet hat, so schnell wie möglich seine Arbeit auf-
nimmt. Ein Komplex von Maßnahmen muß dazu füh-
ren, daß in unseren Stadien endlich wieder Ruhe und 
Ordnung einzieht und daß nicht jeder Oberligatag in 
der Oberliga Nordost zu einem Schlachtfeld wird. 

(Beifall im ganzen Hause) 
Meine Damen und Herren, in der ehemaligen DDR 

war der Leistungssport der einzige Bereich, wo nach 
Leistungsprinzipien internationale Klasse und Ergeb-
nisse erreicht wurden, die international vorzeigbar 
waren. Die ungewöhnlich vielen Erfolge bei Olympia-
den, Welt- und Europameisterschaften durch den Ein-
satz hoher materieller Mittel und ein ausgefeiltes Ta-
lentesicherungssystem — hierbei muß ich darauf hin-
weisen: ein ausgezeichnetes Wettkampfsystem für 
Kinder- und für Jugendsport — haben darin ihre Ursa-
che. 

Ich möchte hier ganz deutlich appellieren: Es sollten 
sich alle neuen Bundesländer und die Altbundeslän-
der diesen Wettkampfsport zunutze machen. Sie soll-
ten davon lernen. Sie sollten ihn natürlich von politi-
schen Girlanden entrümpeln, aber sie sollten trotz al-

ledem diese Wettkampfförderung für die Jugendli-
chen und Kinder gestatten; denn das ist der Antrieb, 
aus dem Spitzensportler eines Tages gebildet wer-
den. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD, des Bündnisses 

90/GRÜNE und der PDS/Linke Liste) 

Diesem ganzen Leistungssport in der ehemaligen 
DDR, der sehr viele positive Effekte brachte, wirken 
natürlich auch negative Effekte entgegen. Der nega-
tivste Effekt des Leistungssports der ehemaligen DDR 
war der, daß er politisch vermarktet wurde, und zwar 
in der Art und Weise, daß die Überlegenheit des So-
zialismus an Hand des Leistungssportes dargestellt 
wurde. 

Wir haben durch unsere Erfahrungen mit dem Lei-
stungssport in der ehemaligen DDR natürlich eine dif-
ferenzierte Betrachtungsweise. Wir sehen dies teil-
weise mit einem lachenden und mit einem weinenden 
Auge. Hierbei muß ich sagen: Der Leistungssport ist 
die eine Seite. Die andere Seite ist der Breitensport in 
der ehemaligen DDR. Im Gegensatz zum reglemen-
tierbaren Leistungssport — der organisierte Freizeit-
sport fehlte fast völlig — existierte der Breitensport in 
Betriebssportgemeinschaften. Obwohl sich dazu ein 
Vereinsleben wie in den Altbundesländern nicht ent-
falten konnte, so bleibt doch festzustellen: Ansätze 
dafür waren vorhanden. Diese gilt es jetzt auszu-
bauen. Die Grundlagen für die Entwicklung eines 
echten Freizeitsports und auch eines regen Vereins-
lebens hat es in der DDR in Größenordnungen schon 
gegeben. Es gilt einfach, diese Möglichkeiten weiter-
hin zu nutzen, sie zu erschließen und auch entspre-
chend auszugestalten. 

Wir brauchen in den neuen Bundesländern ein 
neues Breitensportverständnis und dazu die weitere 
Bildung von Vereinen. Die positiven Ansätze der Um-
bildung ehemaliger BSG zu Vereinen müssen trotz 
teilweise fehlender finanzieller Mittel mit großem in-
dividuellen Engagement weitergeführt werden. Wir 
Politiker sollten dies unterstützen. 

Ich sehe hier eine gute Möglichkeit, das zu bewah-
ren und auszuprägen, was aus dieser ehemaligen 
DDR immer wieder als erhaltenswert bezeichnet 
wurde, nämlich das Solidargefühl der Menschen un-
tereinander. Drohender Vereinsamung kann so ent-
gegengewirkt werden, und ein neues Gefühl von 
Partnerschaft kann sich entwickeln. 

Der Eindruck der Staatlichkeit des Sports wurde 
aber auch durch andere Aspekte verstärkt. Die Durch-
dringung der Leitung und der Organisation des Lei-
stungssports und des Breitensports mit hauptamtli-
chen Staats- und SED-Strukturen hat diesen Sport 
negativ belastet. Dies ist eine Tatsache. 

Ihr gegenüber steht die andere Tatsache, daß wirk-
lich Tausende von Sportlern im Breitensport ehren-
amtlich und freiwillig tätig waren, obwohl die Mög-
lichkeit bestand, sich dieses Engagement teilweise in 
Form von Freistellungen über Betriebssportgemein-
schaften bezahlen zu lassen. 

Was wir jetzt in den neuen Bundesländern brau-
chen, ist der Ausbau der freiwilligen und ehrenamt- 
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lichen Leistungsstrukturen. Gleichzeitig muß eine 
staatliche— besser gesagt: eine kommunale — Lei-
stungsstruktur herausgebildet werden, die nicht in die 
Vereine hineinredet, sondern sich um die materiellen 
Belange dieser Vereine kümmert. Der Breitensport 
muß also auf zwei Säulen stehen. 

Obwohl Freizeit- und Breitensport Länder- und 
Kommunalangelegenheiten sind, kann ein erfolgrei-
cher Spitzensport auf Dauer nur dann garantiert wer-
den, wenn ein funktionierender Breitensport vorhan-
den ist. 

Meine Damen und Herren, die Einseitigkeit der 
Sportausrichtung hat dazu geführt, daß der Sport und 
die Sportler in der früheren DDR über Nacht von ei-
nem Hätschelkind und einem Vorzeigeobjekt zum 
Prügelknaben wurden. Diese undifferenzierte Be-
trachtungsweise, verbunden mit der Enthüllung der 
Dopingpraxis des einstigen DDR-Sports, hat viel 
Schaden ange richtet. Die Sportler sind abgewandert, 
Betriebssportgemeinschaften wurden per Federstrich 
eliminiert. 

Ich teile trotzdem nicht die Auffassung, daß der 
Sport in den neuen Bundesländern vor dem Zusam-
menbruch steht. Auch aus meiner Erfahrung als säch-
sischer Fußballpräsident kann ich Ihnen sagen, daß 
eine solche Schwarzweißmalerei wenig hilfreich ist 
und noch weniger motivierend wirkt. 

Wenn auch vieles von dem, was der Kollege Sorge 
gesagt hat, stimmt, so muß man doch auch sehen, daß 
viele Dinge nicht allein mit Geld geregelt werden kön-
nen; vielmehr müssen auch persönliches Engagement 
und Einsatzbereitschaft hinzutreten. Meiner Meinung 
nach sind unsere Leute in den fünf neuen Bundeslän-
dern dazu durchaus bereit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Schmidt  [Salzgitter] [SPD]: Aber nur Appelle 

helfen natürlich auch nicht!) 

— Nein, aber wir als Politiker müssen das unterstüt-
zen, und ich denke, wir sitzen gemeinsam im gleichen 
Boot. 

(Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Das war auch 
unser Ansatz!) 

— Alles klar. Sie haben die volle Unterstützung auch 
der CDU. 

Einig sind wir uns wohl alle darüber, daß für den 
Sport etwas getan werden muß, auch wenn jetzt die 
Lösung von vielen hundert Problemen teilweise wich-
tiger erscheint. In diesem Zusammenhang möchte ich 
Herrn Innenminister Schäuble recht herzlich für die 
großzügige Unterstützung des Sports auch in mate-
rieller Hinsicht danken. Ich weiß genau, in welchen 
Dimensionen und unter welchem Druck solche Ent-
scheidungen getroffen werden, und ich weiß, daß zum 
Teil auch Kämpfe stattfinden müssen, um diese Mittel 
zu sichern. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir brauchen den Sport auch in den neuen Bundes-
ländern, um ein neues Selbstbewußtsein der Men-
schen und eine neue Identität mit Deutschland aus-
prägen zu helfen. Ich appelliere u. a. auch deshalb an 
Sie, damit die ehemaligen Leistungssportler nicht zu  

westdeutschen Vereinen überwechseln, sondern wei-
terhin in ihren Heimatvereinen Sport betreiben und in 
den Heimatvereinen ihre Identität zu Sachsen, zu 
Brandenburg, zu Sachsen-Anhalt, zu Thüringen und 
zu Mecklenburg-Vorpommern nachweisen. 

Über die Sporthilfe und dank einer Reihe von Spon-
soren ist man dabei, in den neuen Bundesländern 
Bedingungen zu schaffen, die denen der Altbundes-
länder für das Training und für die Unterhaltung des 
Spitzensports entsprechen. Wir erleben gegenwärtig 
sehr schmerzhaft, daß, bedingt durch den wirtschaft-
lichen Umbruch in den neuen Bundesländern, viele 
Menschen ihre Aufgabe verloren haben, darunter 
auch viele Menschen, die sich in ihrer Freizeit stark 
für den Sport engagiert haben. Ich bin der Meinung, 
dadurch ist gerade jetzt eine Riesenchance gegeben, 
diesen Menschen eire verantwortungsvolle Aufgabe 
anzubieten, die ihnen Freude und eine entsprechende 
Bestätigung bringt. Wir können sagen: Das einzige, 
was an der Kurzarbeit positiv ist, ist die Zeit, die ge-
wonnen wird, um unter Umständen im Sport einge-
setzt zu werden, nämlich um ehrenamtliche Tätigkeit 
im Sport auszuüben, in den Sportstätten materiell zu 
helfen, dort Dinge zu vollbringen, die zur Verbesse-
rung der Sportstätten dienen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der FDP) 

Hierin liegt das Potential, das wir für den Sport nüt-
zen können und nützen müssen. Warum bieten wir 
nicht beispielsweise im Rahmen des AFG Anreize für 
solche Menschen, die ihre Arbeit verloren haben oder 
Kurzarbeiter sind, damit sie sich hier intensiv enga-
gieren? Wir erreichen damit die beiden Wirkungen, 
die ich Ihnen gerade beschrieben habe. Warum sollte 
es nicht möglich sein, Arbeiten in diesem Bereich als 
gemeinnützige Arbeiten durch AB-Maßnahmen zu-
mindest teilweise zu finanzieren und zu unterstützen? 
Arbeit, die es hier zu bewältigen gilt, gibt es genug, 
angefangen von der Betreuung der Vereine bis hin zur 
Pflege und Instandhaltung von Sportstätten, -plätzen. 
Je länger wir noch abwarten und hoffen, daß sich alles 
von selbst lösen wird, je länger wir vor diesen Proble-
men, vor denen die Sportvereine bei uns stehen, die 
Augen verschließen, desto schwieriger wird die Situa-
tion. 

Das betrifft auch den Bereich der Sportstätten. Ich 
warne hier vor der Erwartung, daß das Niveau der 
Sportstätten in ganz kurzer Zeit dem der Sportstätten 
in den Altbundesländern entspricht. Wir werden über 
Jahre hinaus mit Improvisationen leben müssen. Wir 
müssen einfach erwarten, daß das akzeptiert wird, 
auch im sportlerischen Vereinsleben, bei entspre-
chenden Sportwettkämpfen von Vereinen aus der Alt-
bundesrepublik. Es wird eben noch einige Jahre be-
nötigen, bis das Niveau der Sportstätten in den neuen 
Bundesländern dem der Sportstätten in den alten 
Bundesländern entspricht. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr richtig! Das 
ist realistisch!) 

Der Aufbau dieser Sportstätten und auch des Ver-
einslebens kann natürlich nur in einem bestimmten 
Bereich vom Bund aus getragen werden, und das ist 
der Bereich des Spitzensports. Wir wissen ganz genau, 
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daß die Möglichkeiten des Bundes den anderen Din-
gen nicht gerecht werden, daß sie Länder- und kom-
munalangelegenheiten sind. Aus diesem Grunde muß 
ich darauf verweisen, daß hier die Landesregierungen 
und die Kommunen über eine entsprechende Finan-
zierung die Möglichkeiten schaffen müssen. Hier 
wurde auch schon auf Toto/Lotto und auf verschie-
dene andere Dinge hingewiesen. Wir sollten das im 
Rahmen unserer Möglichkeiten unterstützen. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Reichenbach, 
Ihre Redezeit ist beendet. 

Klaus Reichenbach (CDU/CSU): Gestatten Sie mir 
zum Schluß, die Aufforderung an uns alle auszuspre-
chen, daß wir als Politiker uns dafür einsetzen, daß wir 
im Bundestag nicht nur Mitspieler oder nur Zuschauer 
oder gar Punktrichter sind, sondern aktive Akteure, 
um diese Dinge, die ich Ihnen genannt habe und die 
die Kollegen vor mir auch schon genannt haben, zu 
gestalten. Lassen Sie uns — auch über den Sport hin-
aus — die richtigen Signale setzen. Gerade auch der 
Sport ist ein Stück des Vollziehens der deutschen Ein-
heit. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP, der SPD 
und dem Bündnis 90/GRÜNE) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Das Wort hat der 
Abgeordnete Herr Lohmann. 

Klaus Lohmann (Witten) (SPD): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Nicht der 
Bessere soll gewinnen, sondern Schalke. 

(Heiterkeit) 
Diese bekannte Meinung des Satirikers Karl Garbe 
wird von vielen Menschen im Ruhrgebiet, der Sport-
region Nummer 1 in Deutschland, geteilt. 

Trotzdem geht der Lokalpatriotismus bei uns nicht 
so weit, daß wir dann, als erkennbar war, daß Berlin 
die größten Chancen haben würde, im Jahr 2000 die 
Olympiade zu bekommen, nicht zurückgesteckt ha-
ben. Vielmehr unterstützen wir Berlin jetzt natürlich 
mit vollem Herzen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, der FDP und des Bündnis

-

ses 90/GRÜNE) 
Wir hoffen, daß es Berlin im Jahres 2000 schaffen 

wird. Sollte dies nicht der Fall sein, ist das Ruhrgebiet 
für 2004 natürlich sofort wieder am Ball 

(Heiterkeit — Zuruf von der CDU/CSU: 
Stuttgart auch!) 

und wird durch die sozialdemokratische Fraktion 
auch unterstützt werden. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die so-
zialdemokratische Bundestagsfraktion hat dem Ver-
einsförderungsgesetz zugestimmt. Dies war ein Kom-
promiß, auf den die SPD-Fraktion eingegangen ist. 
Trotzdem: Die alte, deshalb nicht weniger richtige 
Forderung nach einer Anhebung der steuerfreien 
Übungsleiterpauschale von 2 400 DM auf 3 600 DM  

bleibt bestehen. Das ist ja eine Forderung, die wir 
auch von Ihnen noch aus Oppositionszeiten kennen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wir konnten nicht 
alles durchsetzen!) 

— So ist es. 

Als Vorsitzender eines Kreissportbundes habe ich 
täglich mit den Vereinen zu tun. Ich denke, ohne eine 
gute Jugendarbeit können die meisten Sportvereine 
nicht bestehen. Deshalb ist es notwendig, den vielen 
ehrenamtlichen Trainern und Betreuern, die einen 
großen Teil ihrer Freizeit den Kindern und Jugendli-
chen in Sportvereinen widmen, eine angemessene 
Entschädigung zu gewähren. Ich denke, der Satz „Im 
Verein ist Sport am schönsten" trifft auch hier zu. In 
vielen Kommunen und in vielen Bereichen haben wir 
inzwischen einen Prozentsatz von 30 % erreicht. 

(Dr. Penner [SPD]: Auf dem Lande!) 

Je höher der Organisationsgrad der Einwohner in 
Sportvereinen ist, desto geringer wird, so meine ich, 
auch das Potential, das wir gestern in Dresden erleben 
mußten. 

Ich wende mich nun dem Thema Sport und Ent-
wicklungspolitik zu, einem wichtigen Bereich, dem 
aber meist nur sehr wenig Beachtung geschenkt 
wird. 

Ich meine, die Bundesregierung setzt ein falsches 
Signal. Im Herbst des letzten Jahres betonte der Bun-
deskanzler, daß die Vereinigung Deutschlands nicht 
auf Kosten der Dritten Welt stattfinde. 

Nun, überprüft man diese Aussage am vorliegen-
den Etat des Bundesministeriums für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit, so kann man sich nur wundern. 
Statt der von Minister Spranger ursprünglich gefor-
derten 5,2 Milliarden DM blieben am Ende nur noch 
3,9 Milliarden DM für die Entwicklungsländer üb-
rig. 

Den Eindruck, daß der Stellenwert der Entwick-
lungspolitik — entgegen offiziellen Ankündigungen 
— immer geringer wird, bekräftigt auch die Tatsache, 
daß das BMZ dem Sport im Rahmen seiner Entwick-
lungspolitik kaum noch Beachtung schenkt. Seit 1982 
ist die Förderung von Sportprojekten um fast 50 % 
gesunken. 1982 beliefen sich die dafür vorgesehenen 
Mittel auf rund 5 Millionen DM, für 1990 sind nur 
noch 2,8 Millionen DM vorgesehen. 

Die allmähliche Austrocknung des Förderpro-
gramms liegt an dem Kompetenzwirrwarr innerhalb 
der zuständigen Stellen. Es gibt keinen eigenen Haus-
haltstitel für die Sportförderung. In der Praxis bedeu-
tet das, daß die Entwicklungsländer Prioritäten bei der 
Auswahl von Projekten setzen müssen. Sportprojekte 
fallen dabei fast zwangsläufig unter den Tisch. 

Ein zweiter wesentlicher Kritikpunkt ist die Auftei-
lung der Sportförderung auf das BMZ und das Aus-
wärtige Amt. Während das BMZ die Sportförderung 
zumindest unter entwicklungspolitischem Anspruch 
betrachtet, gewinnt man bei der „Sportförderung im 
Rahmen der auswärtigen Kulturpolitik", wie es im 
Sportbericht formuliert wird, den Eindruck, als wür-
den kleine Wünsche der Nehmerländer mit der Gieß-
kanne zu befriedigen versucht, entwicklungspoliti- 
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sche Zielsetzungen dabei aber völlig außen vor blei-
ben. 

Zwar berufen sich beide Ministerien bei der Mittel-
vergabe auf unterschiedliche Zielsetzungen — sie 
werden im Sportbericht noch einmal erläutert — , doch 
kann die Tatsache nicht verschwiegen werden, daß es 
der Bundesregierung insgesamt an einem übergrei-
fenden Gesamtkonzept zur Förderung des Sports un-
ter entwicklungspolitischen Zielsetzungen fehlt. 

Das Bundesinstitut für Sportwissenschaft legte im 
Auftrag des BMZ ein ausführliches Gutachten über 
die Notwendigkeit einer gezielten Sportförderung im 
Rahmen der Entwicklungspolitik vor. Bis zum heuti-
gen Zeitpunkt ist das Gutachten nicht ausgewertet 
worden. 

In der Folge einer Sachverständigenanhörung be-
schloß das Parlament einstimmig, die Bundesregie-
rung aufzufordern, 

... eine Konzeption für die Sportförderung in den 
Entwicklungsländern im Rahmen einer entwick-
lungspolitischen Gesamtkonzeption unter vor-
rangiger Berücksichtigung ressortübergreifender 
sportfachlicher Gesichtspunkte zu sichern und 
fortzuschreiben. Die Zuständigkeiten der an der 
Förderung beteiligten Ressorts sollen dabei auf 
ihre Wirksamkeit überprüft werden. 

Diese Forderung liegt zwei Jahre zurück; gesche-
hen ist seitdem nichts. Eine dringend notwendige wie 
sinnvolle Konzentration der Sportförderung in einem 
Ressort scheiterte bisher am Widerstand der Beteilig-
ten. Da muß man sich fragen, wieso dem Bundesinsti-
tut für Sportwissenschaft — Herr Baum hat vorhin dar-
auf hingewiesen, wie wichtig und bedeutsam es ist —, 
das schon seit 1980 den Auftrag hat, die Bundesregie-
rung bei Sportförderungsprojekten in den Entwick-
lungsländern wissenschaftlich zu beraten, kein Gehör 
geschenkt wird. Man gewinnt den Eindruck, als ob 
sich die einzelnen Ressorts regelrecht an ihre Förde-
rungsmaßnahmen klammern und damit sinnvolle 
Hilfe für Entwicklungsländer behindern. Leider kann 
ich nicht erkennen, wo genau diese Problematik im 
vorliegenden Siebten Sportbericht auftaucht. 

Fazit: Ansätze einer sinnvollen Koordination der 
Sportförderung im Rahmen der Entwicklungspolitik 
sind nicht sichtbar. Im Gegenteil: Mittel im BMZ für 
Sportförderungsprogramme werden reduziert. 

Meine Damen und Herren, wir debattieren heute 
über den Sport mit allen seinen Auswirkungen. Las-
sen Sie mich zum Schluß aus einer Rede des Schrift-
stellers Rudolf Hagelstange zitieren, die er anläßlich 
des 20jährigen Bestehens des LSB Hessen vor 25 Jah-
ren gehalten hat. Besonders vor dem Hintergrund des 
Sports in den Entwicklungsländern ist das, was er 
damals sagte, auch heute aktuell. Ich sage das auch 
angesichts dessen, daß uns unser ehemaliger Ob-
mann, Peter Büchner, der sich gerade auch für diesen 
Bereich sehr engagiert hat, von der Tribüne zuhört. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU) 

Rudolf Hagelstange führte aus: 

Wir haben ganz und gar keine Veranlassung, ei

-

nem in Freiheit wirkenden und betriebenen Sport 

Rang und Zukunft abzusprechen. Auch unser 
Sport wird blühen und Frucht abwerfen, wenn 
unsere Gesellschaft nicht versäumt, auch die 
Freiheit zum Opfer wahrzunehmen. Es gibt Berei-
che und Phänomene, die man nicht dem Gesetz 
oder der Regel von Angebot und Nachfrage über-
lassen darf. Wir haben, aufs Ganze gesehen, 
schon viel versäumt, was die Kultur insgesamt 
betrifft. Lassen Sie uns, jeder zu seinem Teil und 
an seinem Platz, dazu beitragen, daß die Quellen 
nicht versickern und verschmutzen, aus denen 
wir uns Freude und Kraft antrinken für ein men-
schenwürdiges und lebenswertes Dasein. 

Danke schön. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Das Wort hat der 
Abgeordnete Herr Tillmann. 

Ferdinand Tillmann (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Wer als letzter in einer 
solchen Debatte das Wort hat, hat einen großen Vor-
teil. Er kann im wesentlichen auf das verweisen, was 
seine Vorredner schon gesagt haben, und zwar auf 
das Richtige und auch auf das Falsche. Heute morgen 
habe ich allerdings Gelegenheit, im wesentlichen auf 
das Richtige hinweisen zu können, weil die Opposi-
tion heute der Regierungspolitik im großen und gan-
zen zugestimmt hat. Ich bedanke mich für das Lob, 
das wir von den Kollegen der Opposition für die Sport-
politik der Koalition und der Regierung erhalten ha-
ben. 

(Dr. Penner [SPD]: Wir haben eine Zwei ge

-

schrieben!) 

Ich führe das auch darauf zurück, daß es in diesem 
Hohen Hause eine gut funktionierende Fraktion Sport 
gibt, die im Sportausschuß hervorragende Arbeit lei-
stet. 

(Dr. Struck [SPD]: Die Fußballmannschaft 
nicht zu vergessen, Kollege Tillmann!) 

— Die möchte ich nicht vergessen. Die Fußballmann-
schaft des Deutschen Bundestages ist in den letzten 
Tagen und Wochen ihrem guten Ruf wieder gerecht 
geworden. Ich muß aber festhalten, daß das Spiel ge-
gen meine Heimatmannschaft nicht den Erwartungen 
des Deutschen Bundestages entsprochen hat. 

(Zurufe von der SPD) 
Der SSV Stockum gewann 3 : 1. 

Lassen Sie uns jetzt wieder ernst werden. Ich 
möchte auf die Ereignisse von gestern abend einge-
hen. Wir alle sind uns wohl darüber einig, daß es sich 
hier nicht um Gewalt handelt, die ihre Ursache im 
Sport hat. Es handelt sich also nicht um Gewalt im 
Sport, sondern um Rowdytum, das Sportmassenver-
anstaltungen lediglich als Anlaß für seine Aktivitäten 
sucht. Das ändert allerdings nichts an der Tatsache, 
daß solche Ereignisse dem Ansehen des Sports großen 
Schaden zufügen, was sich bis auf die Sportförderung 
für die gemeinnützigen kleinen Vereine negativ aus-
wirken kann. Herr Kollege Schmidt, der Sportaus-
schuß des Deutschen Bundestages hat sich in der Ver-
gangenheit schon intensiv mit diesem Thema be- 
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schäftigt. Deshalb könnte der von Ihnen angespro-
chene Runde Tisch zur Erörterung der Fragen, wo die 
Ursachen liegen und wie wir diese Erscheinungen 
bekämpfen können — daß das nicht allein, aber auch 
die Polizei tun kann, darüber sind wir uns einig — , der 
Sportausschuß sein. Dort könnten wir entsprechende 
Aussprachen und Diskussionen führen sowie nach Lö-
sungsmöglichkeiten suchen. Ich hatte ohnehin vor, 
noch in diesem Jahr das Thema auf die Tagesordnung 
des Sportausschusses des Deutschen Bundestages zu 
setzen. Ich denke, wir stimmen überein, daß wir hier-
über im Sportausschuß intensiv beraten werden, was 
nicht bedeuten soll, daß wir der Seiters-Kommission 
die Arbeit wegnehmen wollen. 

Die Entscheidung, den Sportbericht der Bundesre-
gierung in einem nur noch vierjährigen Rhythmus zu 
erstatten, war richtig. Das gibt uns ausreichend Gele-
genheit, die Entwicklung der Sportpolitik über einen 
längeren Zeitraum zu beobachten, Bilanz zu ziehen, 
aber auch die Zukunft der Sportförderung zu erör-
tern. 

Die letzte Legislaturperiode des Deutschen Bundes-
tages fällt in diesen Berichtszeitraum. Es ist nicht zu 
bestreiten, daß diese, was Sportpolitik angeht, die er-
folgreichste Legislaturperiode im Deutschen Bundes-
tag gewesen ist. Die Verabschiedung des Vereinsför-
derungsgesetzes ist schon erwähnt worden. 

Herr Bundesminister Schäuble, Sie sind heute mor-
gen schon mehrfach lobend erwähnt worden. Ihnen ist 
in mehrfacher Hinsicht gedankt worden. Ich möchte 
Ihnen als Sportausschußvorsitzender, aber auch als 
aktiver Sportfunktionär einen weiteren Dank hinzufü-
gen: Ohne Ihre Mitwirkung in Ihrem seinerzeitigen 
Amt als Kanzleramtsminister wäre der Durchbruch 
hier nicht gelungen. Sie haben entscheidend daran 
mitgewirkt, daß die Mehrheit für das Vereinsförde-
rungsgesetz im Deutschen Bundestag und auch bei 
der Bundesregierung zustande kam. Dafür möchte ich 
Ihnen noch einmal ganz herzlich danken; 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

denn mit dem Vereinsförderungsgesetz wurde end-
lich der Rahmen für die ehrenamtlich tätigen Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter in den Vereinen geschaf-
fen. Es wurde ihnen wieder Mut gemacht, sich mit viel 
Idealismus für andere einzusetzen. Wir alle wissen, 
meine lieben Kolleginnen und Kollegen, daß ohne 
diese ehrenamtliche Mitarbeit im Sport nichts funktio-
nieren würde. Ohne diese Funktionäre fände Sport 
überhaupt nicht statt. Ich möchte auch noch einmal 
ganz herzlich den Millionen Helferinnen und Helfern, 
die mit viel Idealismus in den Vereinen arbeiten, von 
dieser Stelle aus danken. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordenten der SPD) 

Wir haben festzuhalten, daß es nunmehr den Sport 
auch im Baugesetzbuch gibt und daß wir eine novel-
lierte Baunutzungsverordnung bekommen haben, die 
dem Sportstättenbau dient. 

Bedauerlicherweise ist es aber bisher noch nicht 
gelungen — das ist hier schon mehrfach angespro-
chen worden; ich will das aber noch einmal deutlich 
machen — , die unbedingt notwendige Verabschie-

dung der Lärmschutzverordnung nach § 23 des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes durchzusetzen, weil 
der Bundesrat hier blockiert. Wir hatten es schon 
schwer genug, die Bundesregierung davon zu über-
zeugen, eine solche Verordnung auf den Weg zu brin-
gen. Die Verordnung war dann ja auch sehr gut gelun-
gen. Der Deutsche Sportbund hatte zugestimmt. Es 
gab aber eine Macke — ich hoffe, daß der Bundesrat 
diese Macke ausräumt und glattschleift, Herr Kollege 
Schmidt — : Im Hinblick auf die bestehenden Sport-
anlagen wurde nämlich eine Privilegierung nur für die 
baurechtlich genehmigten Anlagen ausgesprochen. 
Das kann natürlich keinesfalls genügen; denn die 
meisten Sportanlagen sind baurechtlich nicht geneh-
migt, sondern entweder vor Inkrafttreten des Bundes-
baugesetzes oder auf G rund anderer Vorschriften er-
richtet worden. Alle ordnungsgemäß errichteten 
Sportanlagen müssen also in die Privilegierung für 
bestehende Sportanlagen einbezogen werden. Ich 
hoffe, daß die Bundesregierung beobachtet, daß dies 
bei der endgültigen Verabschiedung der Verordnung 
nicht vergessen wird. 

Jetzt appelliere ich, wie das auch Herr Kollege Fi-
scher schon getan hat, noch einmal an die Bundeslän-
der, nicht weiterhin zu blockieren. Hier sind die 
Staatskanzleien und Ministerpräsidenten aufgefor-
dert, den Streit zwischen Umweltministerien und 
Sportministerien in den Bundesländern schnellstens 
zugunsten des Sports zu beenden, damit diese Ver-
ordnung spätestens im April den Bundesrat passieren 
kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordenten der SPD) 

Wir brauchen diese Verordnung dringend, um be-
stehende Sportanlagen zu sichern und um zu vermei-
den, daß Sportanlagen in die freie Natur hineingebaut 
werden müssen; denn dann kommt es wieder zu an-
deren Konflikten. 

Über die Aufgaben, die der Sport in den neuen Bun-
desländern hat, ist hier schon ausführlich gesprochen 
worden. Insofern kann ich mich auf meine Eingangs-
bemerkung beziehen. 

Lassen Sie mich noch ein Wort zum Doping sagen. 
Natürlich müssen wir hier zuerst vor unserer eigenen 
Haustür kehren. Was Dopingbekämpfung angeht, 
müssen wir mit gutem Beispiel vorangehen. Mich stört 
allerdings ein wenig, daß so getan wird, als wäre Do-
pingmißbrauch eigentlich nur eine rein deutsche An-
gelegenheit. Weder das IOC noch internationale 
Fachverbände befassen sich mit dem notwendigen 
Ernst mit diesem schwierigen Thema. Ich fordere un-
sere Sportverbände und unser NOK auf, sich dafür 
einzusetzen, daß Doping auch international bekämpft 
und geächtet wird, 

(Beifall bei der CDUCSU, der FDP und der 
SPD) 

damit unsere Sportler auch im internationalen Wett-
bewerb eine echte Chance haben und gegenüber an-
deren Sportlern nicht benachteiligt sind, die Doping-
mißbrauch betreiben. 

Meine Damen und Herren, die Sportdebatte des 
heutigen Vormittags geht zu Ende. Es ist jetzt die Auf- 
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gabe des Sportausschusses, den Sportbe richt intensiv 
zu analysieren und weitere Schlüsse daraus zu zie-
hen. 

Ich will aber noch darauf hinweisen, daß wir dann, 
wenn der Achte Sportbe richt erstattet sein wird, nicht 
nur die Olympischen Spiele 1992 hinter uns haben 
werden, sondern daß wir dann in den europäischen 
Binnenmarkt eingetreten sein werden. Dieser euro-
päische Binnenmarkt wird uns auch in der Sportpoli-
tik und im Sport ganz allgemein vor neue Herausfor-
derungen stellen. So werden wir sicherlich in der De-
batte in vier Jahren wieder ein neues Thema haben. 

Zum Schluß, meine Damen und Herren, möchte ich 
sagen: In der Bundesregierung hat der Sport zwei 
große Förderer, und zwar zunächst einmal den Herrn 
Bundeskanzler selbst — ich erinnere an seine Aussa-
gen zum Sport in der Regierungserklärung — und 
— dies sei noch einmal erwähnt — den Bundessport

-

minister Dr. Wolfgang Schäuble. 
Danke. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordenten der SPD) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Meine Damen und 
Herren, ich schließe die Aussprache. Der Ältestenrat 
schlägt Überweisung der Vorlage auf Drucksache 
11/8459 an die in der Tagesordnung aufgeführten 
Ausschüsse vor. Sind Sie damit einverstanden? — 
Dann  ist die Überweisung so beschlossen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 5 auf: 

Beratung der Unterrichtung durch die Bundes-
regierung 

Bericht über Bestrebungen und Leistungen 
der Jugendhilfe — Achter Jugendbericht —
— Drucksache 11/6576 — 

Nach der Vereinbarung im Ältestenrat sind für die 
Beratung 90 Minuten vorgesehen. — Auch dazu sehe 
ich keinen Widerspruch. 

Ich eröffne damit die Aussprache. Das Wort hat die 
Bundesministerin für Frauen und Jugend, Frau 
Dr. Merkel. 

Dr. Angela Merkel, Bundesminister für Frauen und 
Jugend: Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 
Der Achte Jugendbericht, der Ihnen heute zur Bera-
tung vorliegt, fiel mit dem Ende der letzten Legislatur-
periode und damit gleichzeitig mit dem Ende der alten 
Bundesrepublik zusammen, auf deren Gebiet er sich 
ja bezieht. Er handelt also von einem Land, das es 
heute so nicht mehr gibt. 

Als jemand aus einem der neuen Bundesländer 
komme ich aus einer anderen Erlebniswelt als Mini-
sterin in dieses neue Land. Ich werde mein besonderes 
Augenmerk darauf richten, daß wir in den neuen Län-
dern auf dem Gebiet der Jugendarbeit rasch Fort-
schritte machen werden. 

Der nächste, der Neunte Jugendbericht wird hier 
sicherlich einen Schwerpunkt setzen. Ich bin sicher, er 
wird bereits Erfolge dokumentieren können. 

In dem hier vorgelegten Achten Jugendbericht 
finde ich eine Fülle von Aspekten, die uns beim Auf-

bau in den neuen Bundesländern den Weg weisen 
werden. Ich danke der unabhängigen Sachverständi-
genkommission für ihre ebenso umfassende wie de-
taillierte Berichterstattung, die ein anregendes und 
diskussionswürdiges Ergebnis erbracht hat. 

Die Bundesregierung — das ist in ihrer Stellung-
nahme niedergelegt — stimmt in ihrer Lagebeurtei-
lung in wesentlichen Zügen mit der Sachverständi-
genkommission überein. 

Meine Damen und Herren, ich freue mich, die Ein-
schätzung der Lage im Bereich der Jugendhilfe positiv 
zusammenfassen zu können. Die Lebensverhältnisse 
von Kindern und Jugendlichen in den westlichen 
Bundesländern haben sich in den vergangenen Jah-
ren deutlich verbessert. Kinder und Jugendliche ha-
ben zu großen Teilen am wachsenden Wohlstand und 
an den besseren Lebenschancen der Gesamtgesell-
schaft partizipiert. Ein ganz wesentlicher Grund dafür 
ist der Rückgang der Jugendarbeitslosigkeit. Mit 
57 000 Arbeitslosen unter 20 Jahren im Dezember 
1990 hat diese Zahl den niedrigsten Stand seit 14 Jah-
ren erreicht. Die Arbeitslosenquote der unter 20jähri-
gen liegt in den westlichen Bundesländern mit 4,3 % 
deutlich unter der allgemeinen Arbeitslosenquote von 
6,8 % . Auch die Zahl der 20 bis 25jährigen Arbeitslo-
sen hatte im Dezember 1990 mit rund 204 000 einen 
Tiefstand erreicht. Es ist ein großartiger Erfolg der 
Bundesregierung, daß seit dem Tiefpunkt der krisen-
haften wirtschaftlichen Entwicklung 1982/83 die Ju-
gendarbeitslosigkeit mehr als halbiert werden 
konnte. 

Die jüngeren Altersgruppen haben von der stärke-
ren Arbeitskräftenachfrage überdurchschnittlich pro-
fitiert. Der Mangel an betrieblichen Ausbildungsplät-
zen ist erfolgreich behoben worden. Die Nachfrage 
nach Auszubildenden übersteigt inzwischen deutlich 
die Zahl der jugendlichen Bewerber um Ausbildungs-
plätze. 

Trotz dieser erfreulichen Entwicklung gibt es leider 
nach wie vor schwerwiegende Probleme bei Kindern 
und Jugendlichen. Wir können nicht die Augen davor 
verschließen, daß vielen jungen Menschen das Leben 
in unserer Gesellschaft problematisch erscheint. Sie 
finden sich in der verwirrenden Vielfalt an Werten 
und Angeboten unseres pluralistischen Systems nicht 
zurecht. Sie vermissen angesichts der zunehmenden 
Individualisierung die Orientierung. Sie werden nicht 
damit fertig, daß der Zuwachs an Freiheit und das 
Recht auf eigene Lebensgestaltung die Pflicht zur ei-
genen Entscheidung und ein Mehr an Verantwortung 
für jeden einzelnen mit sich bringt. 

Der Konsum illegaler Drogen, Medikamentenmiß-
brauch und Alkoholabhängigkeit sind einige und viel 
zu verbreitete Reaktionen, die wir als Politiker sehr 
ernst nehmen müssen. Wir werden auf diese Bereiche 
ein waches Auge haben. Als weiteres Problem möchte 
ich die Straffälligkeit unter jungen Menschen nennen. 
Auch die Gefährdung durch Unfälle im Straßenver-
kehr bereitet mir Sorgen. Lebensräume für Kinder 
und Jugendliche sind oft unzureichend. 

Die Bundesregierung hat in der vergangenen Legis-
laturperiode Maßnahmen ergriffen und Regelungen 

I getroffen, um in all diesen Problemfeldern Verbesse- 
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rungen zu erreichen. Ich möchte hier zwei Beispiele 
nennen: 

Erstens: Eine nationale Drogenkonferenz hat am 
13. Juli 1990 den nationalen Rauschgiftbekämpfungs-
plan beschlossen, der in diesem Jahr mit 26,5 Millio-
nen DM Prävention, Therapie und Forschung ent-
hält. 

Ein zweites Beispiel: Mit der Novellierung des Ju-
gendgerichtsgesetzes, die am 1. Dezember vergange-
nen Jahres in Kraft getreten ist, wollen wir dazu bei-
tragen, daß Kinder und Jugendliche in Zukunft immer 
weniger straffällig werden. Zu diesem Zweck wurden 
die Möglichkeiten, erzieherische und sozialpädagogi-
sche Maßnahmen an die Stelle von Strafen zu setzen, 
erheblich erweitert. 

Der Achte Jugendbericht zeichnet sich im Vergleich 
zu seinen Vorgängern aber gerade dadurch aus, daß 
er nicht lediglich Problemfälle aufzählt, sondern die 
Lebensverhältnisse der jungen Menschen im Gesamt-
zusammenhang der Entwicklung unserer Gesell-
schaft nachzuzeichnen versucht. Wichtige Verände-
rungen in der Gesellschaft werden daraufhin abge-
klopft, welche Chancen einerseits und welche Gefah-
ren andererseits sie für Kinder und Jugendliche auf-
weisen. 

Der Achte Jugendbericht hebt dabei die Verschie-
denheit und Vielfalt der Lebensbedingungen und so-
zialen Verhältnisse in der Bundesrepublik Deutsch-
land hervor. Pluralisierung von Lebenslagen und In-
dividualisierung von Lebensführungen sind die bei-
den Stichworte. Daraus ergeben sich neue Aspekte 
und Anforderungen an die Jugendhilfe. Sie kann sich 
immer weniger an den kollektiven Lebenslagen von 
Großgruppen und Klassen orientieren. Sie kann sich 
nicht auf die klassischen Eingriffsmöglichkeiten und 
Leistungsangebote — etwa die Heimerziehung und 
die Familienpflege — beschränken. Eine an der indi-
viduellen Alltags- und Lebenswelt orientierte Ju-
gendhilfe muß vielmehr mit differenzierten Leistun-
gen, Angeboten und Hilfen arbeiten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Dies ist die Grundidee des neuen Kinder - und Ju-
gendhilfegesetzes, das am 3. Oktober in den neuen, 
am 1. Januar in den alten Bundesländern in Kraft ge-
treten ist. Es schafft die Rechtsgrundlage für eine 
breite Palette von Leistungsangeboten. Die Kinder-
und Jugendhilfe ergänzt damit die Leistungen der 
Familienpolitik und des Familienlastenausgleichs, die 
von der Bundesregierung in den vergangenen Jahren 
erheblich ausgebaut worden sind. Jugend- und Fami-
lienpolitik müssen gemeinsam dazu beitragen, daß 
die Familien in ihren Erziehungsaufgaben für die Kin-
der und Jugendlichen und auch in Notsituationen un-
terstützt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Nach Ausweis der Jugendhilfestatistik haben Län-
der und Gemeinden im Jahre 1989 für Zwecke der 
öffentlichen Jugendhilfe insgesamt fast 10 Milliarden 
DM ausgegeben. Damit hat sich der Aufwand der 
Jugendhilfe seit dem Jahre 1970, als es knapp 1,4 Mil-
liarden DM waren, mehr als versiebenfacht. 

Der Kostenaufwand für präventive Leistungen hat 
sich dabei von 40 % im Jahre 1970 auf heute 60 % 
erhöht. Das neue Kinder- und Jugendhilfegesetz wird 
diesen Entwicklungen zur Erweiterung der Leistun-
gen und zur Priorität von vorbeugenden Hilfen hin 
zusätzliche Schubkraft geben. 

Der Achte Jugendbericht beschreibt den Stand der 
Jugendhilfeleistungen in ihren verschiedenen Tätig-
keitsfeldern und vermittelt vielfältige praktische Hin-
weise. Dafür möchte ich noch ein paar mir wichtige 
Beispiele nennen. 

Jedes Kind — so steht es in der Koalitionsvereinba-
rung —, dessen Eltern dies wünschen, soll in Zukunft 
einen Kindergartenplatz bekommen. Dieses Recht 
wird für 3- bis 6jährige Kinder im Kinder- und Jugend-
hilfegesetz verankert werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zuruf von der SPD: Lassen Sie die Umset

-

zung aber nicht nur die Gemeinden ma
-chen!) 

An den Kosten der Tagesbetreuung in den neuen 
Bundesländern beteiligt sich der Bund in diesem Jahr 
mit 1 Milliarde DM. 

Für nicht weniger wichtig halte ich jedoch die qua-
litative Erweiterung der Erziehung in den Tagesein-
richtungen. Dies unterstützt die Bundesregierung 
durch eine Reihe breit angelegter Modellversuche. 

Die Auffassung des Achten Jugendberichts, daß 
Ausbildung, Beruf und Arbeit ebenfalls zu den Tätig-
keitsfeldern der Jugendhilfe gehört, hat in Art. 13 des 
Kinder- und Jugendhilfegesetzes seinen Nieder-
schlag gefunden. Die Angebote richten sich an solche 
Jugendliche, die zugleich mit der beruflichen Ausbil-
dung auch eine sozialpädagogische Betreuung und 
Unterstützung benötigen. 

Die Probleme der Jugendarbeitslosigkeit und der 
Berufsbildung benachteiligter Jugendlicher sind eine 
erstrangige politische Herausforderung. Für arbeits- 
und ausbildungsfördernde Maßnahmen im Rahmen 
der Jugendsozialarbeit, die die Programme des Ar-
beits- und des Bildungsministers ergänzen, wird das 
Bundesministerium für Frauen und Jugend im Rah-
men des Bundesjugendplans zusätzliche Mittel be-
reitstellen. 

Jugendarbeit kann junge Menschen hilfreich be-
gleiten, gerade wenn diese erwachsen werden und 
sich vom Elternhaus lösen. Jugendarbeit muß sich der 
solidarischen Handlungsbereitschaft von Jugendli-
chen annehmen und ihnen Hilfestellung geben, sich 
für die Lösung gesellschaftlicher und ökologischer 
Probleme zu engagieren. Sie trägt zur Teilhabe junger 
Menschen am kulturellen, sozialen und politischen 
Leben unserer Gesellschaft bei. 

Rund 226 Millionen DM sind im Haushalt des Bun-
desministeriums für Frauen und Jugend für die Ju-
gendförderung des Bundes im engeren Sinne vorge-
sehen. Für den Bundesjugendplan, das wichtigste Ju-
gendförderungsinstrument, stehen davon 180 Millio-
nen DM zur Verfügung. Der diesjährige Zuwachs von 
48 Millionen DM geht fast ausschließlich in die neuen 
Bundesländer. 
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Auch in diesem Jahr wird der überwiegende Teil 
dieser Mittel für die sogenannten Breitenprogramme, 
d. h. für die Förderung der Jugendverbände, des in-
ternationalen Jugendaustauschs und der politischen 
und kulturellen Jugendbildung, bereitgestellt wer-
den. 

Wie wir gesehen haben, stellen sich der Jugend-
politik und der Jugendhilfe in den kommenden Jah-
ren vielfältige Aufgaben. Trotz aller materiellen Si-
cherheit wissen wir, daß Ängste um den Zustand der 
Umwelt und Zweifel an der Leistungskraft der Politi-
ker Jugendliche häufig bedrücken. Diesen Herausfor-
derungen muß sich die Jugendpolitik in den nächsten 
Jahren stellen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Wir müssen den Jugendlichen Wege aufzeigen, wie 
sie ihre eigene Zukunft gestalten können. Wir müssen 
ihnen Verständnis für Handlungsspielräume in unse-
rer demokratischen Gesellschaft ermöglichen. 

Das ist die Aufgabe der Jugendpolitik. Ich nehme 
diese Aufgabe sehr ernst und bin fest entschlossen, 
mit den Jugendlichen darüber im Gespräch zu blei-
ben. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächste hat die 
Abgeordnete Frau Simm das Wort. 

Erika Simm (SPD): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Liebe Kollegen! Der 
Achte Jugendbericht, mit dem wir uns heute befas-
sen, ist ein Erbstück aus der vergangenen Wahlpe-
riode. Er liegt der Bundesregierung bereits seit Okto-
ber 1989 vor. Daß ihm erst heute die Ehre der Bera-
tung im Parlament zuteil wird, läßt darauf schließen, 
daß die Bundesregierung der Jugendpolitik keinen 
sonderlich hohen Stellenwert beimißt. 

(Eimer [Fürth] [FDP]: So ein Schmarren!) 

Eigentlich hätte der Achte Jugendbericht bereits in 
die Beratungen zum neuen Kinder- und Jugendhilfe-
gesetz einbezogen werden müssen. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der PDS/Linke Liste) 

Zeitlich wäre dies möglich, und von der Sache wäre es 
geboten gewesen. Allerdings hätte man sich dann 
auch mit den Feststellungen der Sachverständigen-
kommission z. B. zum Bedarf an Kindergartenbetreu-
ungseinrichtungen auseinandersetzen müssen. Dies 
war damals wohl nicht opportun, da die Regierungs-
parteien damals den Anspruch auf einen Kindergar-
tenplatz nicht im Jugendhilfegesetz festschreiben 
wollten. Der vorliegende Jugendbericht begründet 
demgegenüber diesen Anspruch schlüssig und zwin-
gend. 

Auch der mangelnde ernsthafte Reformwille der 
Bundesregierung im Zusammenhang mit der Ände-
rung des Jugendgerichtsgesetzes im vorigen Jahr 
wäre nur allzu deutlich geworden, wenn man den 
Achten Jugendbericht in die Beratungen mit einbezo-
gen hätte. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Frau Abgeordnete 
Simm, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeord-
neten Eimer? 

Erika Simm (SPD): Ja, wenn mir das nicht auf die 
Zeit angerechnet wird. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Nein, das wird nicht 
angerechnet. 

Norbert  Eimer (Fürth) (FDP): Frau Kollegin, Sie ha-
ben gerade gesagt, die Durchsetzung des Anspruchs 
auf einen Kindergartenplatz sei an dieser Bundesre-
gierung gescheitert. Ist Ihnen bekannt, daß dies an 
den Bundesländern, auch an SPD-regierten Ländern, 
z. B. Nordrhein-Westfalen, gescheitert ist? Ist Ihnen 
bekannt, daß das Land Nordrhein-Westfalen gerade 
zu dieser Zeit die Zuschüsse zu den Kindergärten ge-
kürzt hat? 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zuruf von der SPD: Aber auf welchem Ni

-

veau!) 

Erika Simm (SPD): Ich gehe davon aus, daß es nicht 
genügt, formal Ansprüche in das Gesetz zu schreiben 
und dann nichts dazu beizutragen, daß die Rechte 
begründet werden und deren Durchsetzung durch die 
Leistung finanzieller Beiträge auch ermöglicht wird. 

(Beifall bei der SPD — Mischnick [FDP]: Man 
kann doch nicht den ganzen Föderalismus 

auf den Kopf stellen!) 
— Das ist keine Frage des Föderalismus, sondern des 
Finanzausgleichs. 

Jetzt stehen wir vor dem Problem, uns mit einem 
Bericht über die Bestrebungen und Leistungen der 
Jugendhilfe befassen zu müssen, dessen Bestandsauf-
nahme im Jahre 1988 endet und der auf die aktuellen 
Probleme der Jugendhilfe, die sich durch die Entwick-
lung in den neuen Bundesländern stellen, nur unzu-
reichende Antworten geben kann. 

Diese Probleme sind erneut eine drohende massen-
hafte Jugendarbeitslosigkeit, zunehmende soziale 
Konflikte, fehlende oder in ihrem Bestand gefährdete 
Jugendhilfeeinrichtungen, das Fehlen von Jugendhil-
festrukturen und fachlich qualifizierten Personals zur 
Wahrnehmung der Aufgaben der Jugendhilfe sowie 
die Notwendigkeit, Jugendverbandsarbeit neu zu or-
ganisieren. 

Da der Achte Jugendbericht, bezogen auf den Zeit-
punkt seiner Erstellung, jedoch eine sehr umfassende 
und nach Einschätzung der Fachleute auch durchaus 
zutreffende Analyse der Situation von Kindern und 
Jugendlichen in den alten Bundesländern und der 
Entwicklung von Jugendhilfe hier gibt und zudem 
ihre vielfältigen Tätigkeitsbereiche berücksichtigt, 
hat es dennoch Sinn, sich mit ihm eingehend ausein-
anderzusetzen. 

Die Probleme in den neuen Bundesländern sind ja 
nicht wirklich neu; ähnlich haben sie sich auch in 
Westdeutschland einmal gestellt. Die Analysen und 
Bewertungen im vorliegenden Jugendbericht können 
daher für die Bewältigung der Situation im östlichen 
Teil Deutschlands durchaus hilfreich sein. 



1084 	Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode — 18. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 21. März 1991 

Erika Simm 
Einer fachlichen Bewertung des Achten Jugendbe-

richts im Detail enthalte ich mich; sie ist in der Fach-
literatur weit und überwiegend positiv geschehen. 

Allerdings hätte ich mir eine eingehendere Darstel-
lung der besonderen Situation von Mädchen ge-
wünscht, eine gründlichere Darstellung der Erfahrun-
gen mit Mädchenarbeit, eine Bewertung der Versu-
che, die Ausbildungssituation von Mädchen zu ver-
bessern und eine genauere Analyse der Gründe, die 
dazu führen, daß Versuche, Mädchen den Zugang in 
sogenannte Männerberufe zu ermöglichen, im Ergeb-
nis doch recht erfolglos waren. 

Soweit im Achten Jugendbericht die besonderen 
Gefahren genannt und erörtert werden, denen Kinder 
und Jugendliche typischerweise ausgesetzt sind, ver-
misse ich einen Hinweis auf die Gewalt in Familien 
und den sexuellen Mißbrauch von Kindern. Dieses 
Thema ist mit zunehmender Enttabuisierung erst in 
den letzten Jahren mehr und mehr in das Bewußtsein 
gerückt worden. 

Gewalt gegen Kinder und sexueller Mißbrauch be-
deuten für die Jugendhilfe eine neue, schwierige Her-
ausforderung und bedürfen meines Erachtens neuer 
Handlungskonzepte, wobei insbesondere das Ob und 
das Wie der Einbeziehung der Familie in die Betreu-
ung des Kindes hätten überdacht werden müssen. 
Dies gilt um so mehr, als die Bundesregierung in ihrer 
Stellungnahme zum Achten Jugendbericht, die uns 
schriftlich vorliegt, in alter Tradition die vorrangige 
Familienbezogenheit der Jugendhilfe betont. 

(Pofalla [CDU/CSU]: Das ist doch richtig 
so!) 

Die Stellungnahme der Bundesregierung, auf die 
ich in einigen Punkten näher eingehen möchte — ich 
beziehe mich auf die schriftliche Stellungnahme, habe 
aber heute mündlich nichts wesentlich anderes und 
Neues gehört —, fordert massive K ritik heraus. Sie hat 
sich — dies ist durchgehend festzustellen — nur die-
jenigen Aussagen des Berichts herausgesucht und zur 
Kenntnis genommen, welche die Situation von Kin-
dern und Jugendlichen und der Jugendhilfe positiv 
zeichnen, und diese dann als Bestätigung ihrer Politik 
gewertet. Kritische Feststellungen der Sachverständi-
genkommission hat sie übergangen, oder — schlim-
mer noch — sie hat Feststellungen, die eigentlich An-
laß zu Sorge wären, bagatellisiert, beschönigt und 
geradezu ins Gegenteil verkehrt. 

(Zuruf von der SPD: Schade um die Sache!) 

Die im Be richt genannte hohe Zahl von Sozialhil-
feempfängern unter den Kindern und Jugendlichen 
kommentiert sie, ich muß schon sagen: zynisch, indem 
sie darauf verweist, daß es den meisten Jugendlichen 
so gut wie noch nie zuvor gehe. Deren Ausstattung mit 
Konsumgütern sei, so wörtlich, komfortabel. Als Ursa-
che für den Sozialhilfebezug von nahezu 8 % der Kin-
der unter 15 Jahren nennt sie lapidar: Arbeitslosigkeit 
der Eltern, Trennung der Eltern und geringer Lebens-
standard alleinerziehender Mütter und Väter. Nach 
Ursachen und Zusammenhängen wird nicht gefragt. 
Ein politischer Handlungsbedarf besteht offenbar 
nicht. 

Ein anderes Beispiel: Jugendarbeitslosigkeit. 
Hierzu hat die Frau Ministerin etwas gesagt. Ich  

meine, auch das stellt nicht zufrieden. Der Achte Ju-
gendbericht sieht noch immer Probleme für Jugendli-
che auf dem Arbeitsmarkt als gegeben an. Der Bun-
desregierung fällt dazu ein, der Mangel an Ausbil-
dungsplätzen sei überwunden. Allenfalls in einigen 
Berufen sei dies noch ein Thema. In einigen Berufen! 
Diese Behauptung war auch 1989 falsch, weil der 
Rückgang der Jugendarbeitslosigkeit bis 1989 regio-
nal sehr unterschiedlich war und Mädchen sowie so-
zial- und bildungsmäßig benachteiligte Jugendliche, 
junge Ausländer, Aus- und Übersiedler sehr wohl 
auch zu diesem Zeitpunkt nicht ohne weiteres eine 
Lehrstelle bzw. einen Arbeitsplatz fanden. 

Die Leichtfertigkeit, mit der sich die Bundesregie-
rung damals über das Problem der Jugendarbeitslo-
sigkeit hinwegsetzte, läßt angesichts der Entwicklung 
in den neuen Bundesländern für die dort lebenden 
Jugendlichen Schlimmes befürchten. 

(Zuruf von der SPD: In der Tat!) 
Wenn es nach der Bundesregierung geht — ich erin-
nere mich an das, was ich in den letzten Tagen gehört 
habe — , dann haben sie nicht qualifizierte Ausbildun-
gen, z. B. in überbetrieblichen und außerbetrieblichen 
Ausbildungsstätten, zu erwarten, sondern werden sie 
zur Bereinigung der Arbeitslosenstatistik in Warte-
schleifen, wie Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, frei-
williges soziales und ökologisches Jahr, vermutlich 
auch in die bekannten Grundlehrgänge der Arbeits-
ämter verwiesen. 

Eingehend und überzeugend stellen die Sachver-
ständigen im Achten Jugendbericht dar, daß es be-
züglich der Lebensverhältnisse von Kindern und Ju-
gendlichen und der Strukturen der Jugendhilfe — da-
mit also bei deren Wirksamkeit — ganz gravierende 
regionale Unterschiede gibt. Auch hier ist zu vermer-
ken, daß diese regional bedingte Benachteiligung von 
Kindern und Jugendlichen für die Bundesregierung 
kein Anlaß für politisches Handeln, z. B. insbesondere 
für Überlegungen in Richtung auf eine effektivere 
Strukturpolitik, ist. 

Ich komme zum Schluß. Die von mir genannten 
Punkte — die Liste ließe sich beliebig verlängern — 
lassen erkennen, daß die Bundesregierung offenbar 
nicht gewillt ist, sich mit den Aussagen dieses Berichts 
ernsthaft auseinanderzusetzen. Damit wird sie ihrer 
politischen Verantwortung gegenüber den Kindern 
und Jugendlichen in unserer Gesellschaft nicht aus-
reichend gerecht. 

(Zuruf von der SPD: Leider!) 

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Das Wort hat der 
Abgeordnete Herr Pofalla. 

( Vor s i t z : Vizepräsident Hans Klein) 

Ronald Pofalla (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Ich will zu Beginn 
ganz kurz auf die Ausführungen der Kollegin einge-
hen, die soeben für die sozialdemokratische Fraktion 
zum Achten Jugendbericht Stellung genommen hat. 
Frau Kollegin, ich darf Sie vielleicht darauf hinweisen, 
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daß der Staatsaufbau der Bundesrepublik Deutsch-
land föderal gegliedert ist und daß für die Kindergar-
tenplätze und die Errichtung von Kindergärten die 
Länder zuständig sind. Ich verweise hier in Bonn, in 
Nordrhein-Westfalen, darauf : In Nordrhein-Westfa-
len fehlen derzeit 100 000 Kindergartenplätze. Wie 
auch Sie wissen, regiert die Sozialdemokratie hier 
nunmehr zum dritten Male hintereinander mit absolu-
ter Mehrheit. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Struck 
[SPD]: Hören Sie mit dem billigen Kram auf! 
Was soll denn das? Sie müssen noch viel ler

-

nen Herr Kollege!) 

Setzen Sie in Ihrer eigenen Fraktion an, wenn dort 
Dinge kritisiert werden. 

Die Kollegin hat der Bundesregierung vorgeworfen, 
sie ignoriere die kritischen Anmerkungen, die die Be-
richterstatter zum Achten Jugendbericht gemacht ha-
ben. Das kann ich der Stellungnahme der Bundesre-
gierung nicht entnehmen. An verschiedenen Punkten 
geht die Bundesregierung sehr detailliert auf die Pro-
blembereiche ein. Nur, der Unterschied zwischen der 
sozialdemokratischen Fraktion und der CDU/CSU

-

Fraktion besteht beispielsweise da rin, daß wir das 
Vorhandensein von Problembereichen sehr wohl er-
kennen, daß aber die Generation, der ich selber ja 
angehöre, nicht nur aus Problemfällen besteht, son-
dere Gott sei Dank auch sehr positive Entwicklungen 
zu verzeichnen hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Schmidt [Salz

-

gitter] [SPD]: Rüttgers ist eine der positiv

-

sten!) 

Nach der Auffassung der Berichterstatter, die die-
sen Bericht erstellt haben, haben sich die Determinan-
ten für den sozialen Status eines Menschen verändert. 
Die klassischen Faktoren der sozialen Ungleichheit 
wie Elternhaus, Bildung, Berufsposition und Ge-
schlecht stehen zur Bestimmung der sozialen Position 
in der Gesellschaft nicht mehr im Vordergrund. Viel-
mehr gewinnen andere Gesichtspunkte zur Statusbe-
stimmung an Bedeutung. Ich möchte dies an zwei Bei-
spielen verdeutlichen. 

Erstens. Die regionale Herkunft fällt bei der Status-
bestimmung immer stärker ins Gewicht. Regionale 
Unterschiede beispielsweise bei der Jugendarbeitslo-
sigkeit — ich beziehe mich auf die Zahlen aus dem 
Bericht, die aus dem Jahre 1988 stammen — bieten 
z. B. den Jugendlichen in Südbayern mit einer Ju-
gendarbeitslosigkeitsquote von 4,1 % eine bei weitem 
bessere Möglichkeit zur Lebensplanung und zur Le-
bensführung als beispielsweise in Nordrhein-Westfa-
len mit einer Quote von 10,6 %. 

(Zuruf der CDU/CSU: Sehr richtig! — Gilges 
[SPD]: So einfach ist das!) 

Ich nenne ein zweites Beispiel. Die Lebensplanung 
junger Frauen läuft heute nicht mehr nur in die Rich-
tung Familie und Kindererziehung. Zwar hat die Fa-
milie und die Erziehung von Kindern für jüngere 
Frauen — wie übrigens auch für männliche Jugendli-
che — weiterhin einen sehr hohen Stellenwert, was 
der Jugendbericht ja auch verdeutlicht. Der Wunsch 
nach Berufstätigkeit bei weiblichen Jugendlichen ist  

heute jedoch sehr viel stärker vorhanden, als dies bei 
den Frauen vor einer oder zwei Generationen der Fall 
war. Eine junge Frau hat natürlich den Wunsch, die 
Fähigkeiten, die sie in der Ausbildung oder im Stu-
dium erwirbt, im Berufsleben anzuwenden und eben 
nicht als weitere Lebensperspektive einzig und allein 
Kinder, Küche und Herd zu sehen. Am Rand sei hier 
angemerkt: Die Zahl der jungen Männer, die zeit-
weise die Kindererziehung gegen den Beruf eintau-
schen, wächst ständig. 

(Meckel [SPD]: Dank Ihres Vorbilds!) 

Auch dies ist eine Folge der nicht ungewollten inten-
siveren schulischen und beruflichen Bildung junger 
Frauen und im übrigen ein Erfolg der Arbeit dieser 
Regierung, weil die Frage der Ausbildung als ein 
Schwerpunkt in diesem Bereich angesehen worden 
ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Struck 
[SPD]: Wer hat Ihnen denn das aufgeschrie

-

ben! — Meckel [SPD]: Da muß er selber la
-chen!) 

— Daß das in Ihrer Fraktion anders gesehen wird, weil 
Erfolge in Ihrer Fraktion ignoriert werden, verstehe 
ich. Aber Sie werden Verständnis dafür haben, daß ich 
hier die andere Sicht der Dinge darzustellen versu-
che. 

(Dr. Struck [SPD]: Dafür haben wir kein Ver

-

ständnis!) 

Ich nenne ein weiteres Beispiel. Auf Grund der ge-
sellschaftlichen Veränderungen der letzten Jahre bie-
ten sich den Jugendlichen heute keine klar vorge-
zeichneten Lebensabläufe mehr. Die Bildungsmög-
lichkeiten und somit auch die beruflichen Perspekti-
ven haben sich verändert und verbessert. Alte Nor-
men wie geschlechtsspezifische Rollenzuweisung, 
Religion oder Orientierung an traditionellen Werten 
verlieren an Einfluß. 

Die Jugendphase ist heute — das ist nach meiner 
Überzeugung eine der Kernaussagen des Achten Ju-
gendberichts — zu einer eigenständigen Lebens-
phase geworden. Die Jugendzeit kann längst nicht 
mehr nur als eine Übergangsphase in das Erwachse-
nenalter verstanden werden. Die eigenständige Le-
bensphase drückt sich in einer veränderten Lebens-
form aus, auch in offenen Lebensgemeinschaften mit 
dem Partner oder mit der Partne rin. 

Wir müssen diesen Wandel in der Normalbiogra-
phie eines Jugendlichen zur Kenntnis nehmen und 
die notwendigen Konsequenzen ziehen. Jugendliche 
sind heute in der Lebensgestaltung viel freier und 
haben viel mehr Chancen, als dies bei der Genera tion 
beispielsweise meiner Eltern der Fall war. 

Staatliche Leistungen wie das BAföG, Kindergeld-
zahlungen und das Wohngeld — um nur einige Bei-
spiele zu nennen — gleichen heute unterschiedliche 
Startchancen, die ursprünglich durch die verschiede-
nen ökonomischen Situationen der Elternhäuser ge-
geben waren, zu einem Teil aus. 

Die durch die knappen finanziellen Ressourcen ei-
nes Arbeitnehmerhaushalts früher vorhandenen Be-
nachteiligungen werden zunehmend durch staatliche 
Transferleistungen aufgefangen. Der Besuch höherer 
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Bildungseinrichtungen ist für die Jugendlichen aus 
den ländlichen Regionen durch den starken Ausbau 
der werkehrlichen Infrastruktur heute viel eher mög-
lich, als es noch für die Generation meiner Eltern der 
Fall war. 

(Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Ihre Aussage 
kann nicht einmal die Ministerin ertragen! 

Darum ist sie wohl gegangen!) 

Wir verzeichnen also eine Individualisierung von 
Zukunftsentwürfen. Die jüngere Generation kann, 
wie dargelegt, nicht mehr von vorgegebenen Model-
len der Lebensführung ausgehen. Daß das einer eher 
kollektivistischen Betrachtungsweise von Lebensfüh-
rung widerspricht, ist selbstverständlich. Nur: Es ent-
spricht nicht unserer Sicht der Dinge. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  Rüttgers [CDU/CSU]: Altes Denken bei 
der SPD! — Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Ich 
weiß zwar nicht, warum Sie da gerade zu uns 

gucken; aber immerhin!) 

Jugendliche haben heute die Möglichkeit, ihren Le-
bensentwurf und ihre Lebensgestaltung weitgehend 
selber zu bestimmen. Welche Konsequenzen bringt 
dieser Gesichtspunkt mit sich? Individualisierung er-
fordert von dem Jugendlichen eine stärkere Planung 
des Lebenslaufs. Hier müssen gesellschaftliche Grup-
pen, die Familien, die Kirchen und andere Gruppen 
Orientierungshilfen anbieten und Sicherheiten ge-
ben. 

Für viel wichtiger — da nehme ich Bezug auf die 
Kollegin von der sozialdemokratischen Fraktion — 
halte ich im Gegensatz zu den Rednern der Opposi-
tion die Chancen, die sich aus dieser Individualisie-
rung in der Jugendphase ergeben. Die intensive Pla-
nung und der Entwurf des eigenen Lebens ermögli-
chen es dem Jugendlichen, seinen individuellen Inter-
essen, Bedürfnissen und Fähigkeiten viel stärker 
Rechnung zu tragen. 

(Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Das ist ja ganz 
neu!) 

Trotzdem oder gerade deshalb gibt es einen inten-
siven politischen Handlungsbedarf. Der Staat hat hier 
die erforderlichen Rahmenbedingungen und differen-
zierte Leistungsangebote zu schaffen. 

Vieles ist bereits in der vergangenen Legislaturpe-
riode erreicht worden. Ich will hier nur noch einmal 
auf die Zahlen verweisen, die die Ministerin allein an 
Ausbildungsplätzen in den alten Bundesländern ge-
nannt hat: 660 000 zur Verfügung gestellte Ausbil-
dungsplätze; 560 000 Bewerber. In der Endphase Ih-
rer Regierungszeit, meine Damen und Herren von der 
SPD, gab es ein Defizit von 70 000 Ausbildungsplät-
zen. Es ist ein Erfolg der Regierung in den alten Bun-
desländern, daß wir dieses Überangebot haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  Struck [SPD]: Woher wissen Sie das 
denn? Da gingen Sie ja noch nicht einmal in 

die Schule!) 

Wenn wir eine noch jugendfreundlichere Situation 
schaffen wollen, dürfen wir uns nicht selbstzufrieden 
in den Sessel zurücklehnen. Neue und weitere Aufga-
ben und Herausforderungen stehen vor uns. Wir müs-

sen für die jungen Frauen Lebensmöglichkeiten 
schaffen, die den Abschluß einer beruflichen Ausbil-
dung und einer beruflichen Integration gestatten. Die 
Fort- und Weiterbildung muß die Konsequenzen aus 
dem Wunsch junger Frauen nach einem beruflichen 
Wiedereinstieg ziehen. Sie muß berufliche Qualifika-
tionsmöglichkeiten und arbeitsspezifische Angebote 
unterbreiten. 

Dabei gilt es auch zu berücksichtigen, daß die Be-
treuung der Kinder jener Frauen und Männer, die 
diese Angebote wahrnehmen, gewährleistet ist. Der 
berufliche Wiedereinstieg nach der Kindererziehung 
muß weiter erleichtert werden. Wir müssen die Rah-
menbedingungen schaffen, um mehr Teilzeitarbeits-
plätze zu ermöglichen. 

Um ein letztes Beispiel zu nennen: Wir müssen 
mehr Möglichkeiten zur Kinderbetreuung schaffen, 
um die pädagogische Betreuung der Kinder, wenn 
beide Elternteile berufstätig sind, sicherzustellen. 

Lassen Sie mich abschließend noch zwei Bemer-
kungen machen. 

Erstens. Die Politik ist gefordert, Jugendpolitik als 
Querschnittsaufgabe zu begreifen. Die Interessen der 
Kinder und Jugendlichen müssen beim Straßen- und 
Wohnungsbau genauso berücksichtigt werden wie 
bei der Planung neuer Freizeitzentren. 

(Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Das machen wir 
doch!) 

Zweitens. Die europäische Integration schreitet 
voran. Lassen Sie uns gemeinsam dafür sorgen, daß 
die Jugend die Chancen, die das neue Europa bietet, 
ergreifen kann. Dazu ist die Angleichung der Schul- 
und Studienzeiten auf europäischer Ebene dringend 
erforderlich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Wir müssen darauf dringen, daß die Sprachkenntnisse 
weiter ausgebaut werden können. Der Jugendaus-
tausch mit unseren europäischen Staaten muß inten-
siviert werden. Das deutsch-französische Jugendwerk 
hat hier eine Vorbildfunktion übernommen. Das 
deutsch-polnische Jugendwerk ist ein weiterer Schritt 
in die richtige Richtung. Vielleicht hat gerade das 
deutsch-polnische Jugendwerk die Aufgabe, hier 
Vorbildfunktion für eine Öffnung zu osteuropäischen 
Partnerländern zu übernehmen. Ich wünsche es mir 
für Europa und für die Jugendlichen in dem vereinig-
ten Deutschland. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans Klein: Das Wort hat Frau Abge-
ordnete Dr. Dagmar Enkelmann. 

Dr. Dagmar Enkelmann (PDS/Linke Liste): Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Die uns hier 
vorliegende Drucksache hat bereits ein beträchtliches 
Alter erreicht. Sie wurde — wie hier schon erwähnt — 
im Oktober 1989 an die Bundesregierung und im Fe-
bruar 1990 an den Bundestag geleitet. Es entzieht sich 
allerdings meiner Kenntnis, warum dieser Be richt erst 
jetzt verhandelt wird. Liegt das möglicherweise an 
einem Mangel an Interesse für Jugendarbeit? 
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Jedenfalls hat sich inzwischen einiges Gravieren-

des ereignet. Ich habe manchmal den Eindruck, daß 
das an Ihnen vorbeigegangen ist. Mir erscheint dieser 
Bericht dringend überholungsbedürftig. 

Mit solchen Einschätzungen im Bericht, z. B. daß 
„der Mangel an Ausbildungsplätzen überwunden 
wurde und allenfalls in einigen Berufen noch ein 
Thema ist", oder daß „die Jugendarbeitslosigkeit in 
erheblichem Umfang abgebaut werden konnte", 
dürften Sie sich, Frau Merkel, kaum an die Öffentlich-
keit der neuen Bundesländer wagen. 

Große Teile der Jugend der ehemaligen DDR sind 
mit hohen Erwartungen in die deutsche Einheit ge-
gangen; die Wahlpropaganda der Herren Kohl, Wai-
gel und anderer hat ein übriges getan. Sie glaubten 
daran, daß Selbstverwirklichung, demokratische Par-
tizipation, individuelle Freiheiten jetzt schnell mög-
lich würden. Sie wollten weg von Bevormundung und 
kleinlicher Gängelei. 

Diese Erwartungen haben sich bei vielen nicht er-
füllt. Wieder können sie sich nicht in die Politik ein-
bringen — man braucht sich nur hier im Bundestag 
umzusehen —; wieder wird über sie, nicht mit ihnen 
gesprochen; wieder stehen sie draußen, wenn die Ent-
scheidungen fallen. 

Freiheit, Demokratie, Solidarität, all das wird den 
alles beherrschenden Marktinteressen untergeord-
net. 

Aber da gibt es etwas, was eine völlig neue Erfah-
rung für Jugendliche aus der ehemaligen DDR ist: 

(Kampeter [CDU/CSU]: Die Mauer ist weg!) 

Ihre Lebensperspektive wird durch die ständig stei-
gende Arbeitslosigkeit bedroht. Es ist wenig aufmun-
ternd, wenn der Kanzler in der Haushaltsdebatte die 
„besondere Verantwortung (...) gegenüber jungen 
Leuten in den neuen Bundesländern" beschwört, 
ohne ein klares Konzept dafür zu haben. 

Arbeitslosigkeit wird von den Jugendlichen als 
Schock erlebt; sie trifft sie völlig unerwartet, psycho-
logisch nicht vorbereitet. Jugendarbeitslosigkeit löst 
massenhaft Gefühle von Unsicherheit, des An-sich-
selbst-Zweifelns und des Nichtgebraucht-Werdens 
aus. 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Abgeordnete, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Schwarz? 

Dr. Dagmar Enkelmann (PDS/Linke Liste) : Ich 
würde gern meine Rede zu Ende halten. 

Im Arbeitsamtsbezirk Eberswalde, im Land Bran-
denburg, beispielsweise hat sich die Arbeitslosen-
quote bei jungen Leuten unter 20 Jahren im Februar 
1991 um 10 % gegenüber dem Vormonat erhöht. 

In solch wichtigen Industriebetrieben des Bereichs 
wie dem ehemaligen PCK Schwedt, dem Kranbau 
Eberswalde oder dem Elektrolaminate Bernau wur-
den mehr als 1 000 Lehrstellen abgebaut. In Jena ha-
ben von 3 500 Schulabgängern des Jahres 1991 erst 
ca. 200 eine Lehrstelle. 

An dieser Stelle sei angemerkt, daß es mir nicht 
möglich war, an konkrete Zahlen heranzukommen. Es  

gibt eine interne Weisung der Bundesanstalt für Ar-
beit, daß diese Fakten geheimzuhalten sind. 

(Schwarz [CDU/CSU]: Quatsch!) 

Offensichtlich will man hier mit geschönten Berichten 
auch hier wieder die Wahrheit unterdrücken und die 
Probleme wegretuschieren. 

(Schwarz [CDU/CSU]: Wie damals die SED 
mit der Stasi; ja?) 

Neben der Reduzierung von Lehrstellen steht für 
eine ganze Reihe von Auszubildenden das Problem, 
daß ihre Lehrverträge abgebrochen wurden bzw. ihre 
Abschlüsse nicht anerkannt werden. Umschulungs-
programme beginnen erst, sind aber viel zu wenig 
und basieren nicht auf klaren Entwicklungsprogram-
men für die Länder bzw. Regionen. 

(Schwarz [CDU/CSU]: Das hätte der Günter 
Mittag machen können!) 

Umschulung und Weiterbildung aber als bloßer Ersatz 
für Arbeit sind kaschierte Warteschleifen mit gefähr-
lichen Langzeitwirkungen für Jugendliche. 

Die Perspektivlosigkeit, vor der viele Jugendliche 
in der ehemaligen DDR stehen, führt zum einen zu 
einer starken Abwanderung in die westlichen Bun-
desländer, führt aber auch zu steigender Jugendkri-
minalität, zu Alkohol- und Drogenmißbrauch. Im übri-
gen sind auch Drogen ein Problem, mit dem Jugend-
liche aus den neuen Bundesländern erst umzugehen 
lernen müssen. 

Diese Perspektivlosigkeit führt weiter zu einer be-
drohlich steigenden Suizidrate unter Jugendlichen, 
führt zu politischem Radikalismus nach extrem rechts 
und links, 

(Schwarz [CDU/CSU]: Ja, links! PDS!) 

führt zu Bandenbildung usw. usf. Die Ereignisse beim 
gestrigen Fußballspiel wurden hier bereits erwähnt. 

(Schwarz [CDU/CSU]: Es sind Stasi-Leute 
daran beteiligt gewesen!) 

Diese Probleme dürfen nicht unterschätzt werden, 
vor allem wenn man berücksichtigt, daß öffentliche 
Träger der Jugendhilfe erst im Aufbau begriffen sind 
und daß freie Träger nur unzureichend gefördert wer-
den. 

Hinzu kommt, daß es in der ehemaligen DDR einen 
deutlichen Trend der Hinwendung Jugendlicher zu 
Trägern offener Jugendarbeit gibt. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Vielleicht hören Sie einmal zu; ich weiß, worüber 
ich rede. 

(Schwarz [CDU/CSU]: Ja, das kann ich mir 
denken! — Dr. Briefs [PDS/Linke Liste]: 
Nein, das können Sie sich nicht denken!) 

Das steht im Widerspruch zu der traditionellen Ju-
gendarbeit der Bundesregierung und damit auch zu 
Regelungen des Kinder- und Jugendhilfegesetzes. 

Die schlechte finanzielle Situation der Kreise und 
Gemeinden führte z. B. dazu, daß Jugendclubs bzw. 
Jugendfreizeitzentren als oftmals einzige Einrichtun-
gen, in denen Jugendliche sich treffen konnten, kur- 
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zerhand geschlossen wurden. Von ehemals 18 Ju-
gendclubs in meinem Heimatkreis Bernau existieren 
heute nur noch 5. 

Worin müssen meines Erachtens die Schwerpunkte 
der Jugendförderung in den neuen Bundesländern 
bestehen? Erstens ist es notwendig, endlich ein wirt-
schaftliches Struktur- und Entwicklungsprogramm 
auszuarbeiten, das auch den Jugendlichen berufliche 
Perspektiven eröffnet. Jugendförderung kann nur im 
Gesamtkontext gesellschaftlicher Entwicklung ver-
standen werden. 

(Schwarz [CDU/CSU]: Das könnte Egon 
Krenz machen!) 

Zweitens geht es um die Bereitstellung weiterer 
finanzieller Mittel, die ausdrücklich für Jugendarbeit 
Verwendung finden müssen. 

(Schwarz [CDU/CSU]: Frau Luft!) 

Es ist zu begrüßen, daß 48 Millionen DM mehr zur 
Verfügung gestellt werden sollen. Es ergibt sich aber 
die Frage, ob diese Mittel tatsächlich dort ankommen, 
wo Jugendliche ihr Leben selbst gestalten wollen. Das 
schließt meines Erachtens unter Berücksichtigung der 
besonderen Situation in den neuen Bundesländern 
auch die gleichberechtigte Förderung öffentlicher 
und freier Träger der Jugendhilfe ein. 

(Schwarz [CDU/CSU]: Das FDJ-Vermögen 
für die Jugendarbeit; ganz einfach!) 

Jugendarbeit muß sich an den Interessen der Jugend-
lichen orientieren. 

Drittens geht es um weitreichende strukturelle und 
personelle Unterstützung beim Aufbau der kommu-
nalen Jugendhilfe. Das bedeutet die Einstellung er-
fahrenen Personals aus den westlichen Bundeslän-
dern, heißt aber auch und gerade in diesem sensiblen 
Bereich, Leute heranzuziehen, die in der ehemaligen 
DDR auf pädagogischem Gebiet gearbeitet haben 

(Schwarz [CDU/CSU]: Also SED-Mitglie

-

der!)  

und in der Lage sind, sich in die Situation Jugendli-
cher hineinzuversetzen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Dazu sind Sie offensichtlich nicht in der Lage. 

Diese Leute müssen fähig sein, die spezifische psy-
chische Lage von Jugendlichen zu erfassen. Das 
schließt die Anerkennung vorhandener pädagogi-
scher Abschlüsse ebenso ein wie berufsbegleitende 
Weiterbildungsmaßnahmen. 

Meine Damen und Herren, nicht selten ist die Vor-
stellung, Jugendliche in der ehemaligen DDR hätten 
die geringsten Schwierigkeiten beim Übergang zur 
Sozialen Marktwirtschaft. Dem ist nicht so, und ich 
warne vor jeder Vereinfachung des Problems. Gerade 
Jugendliche sind in starkem Maße von Schwierigkei-
ten betroffen, die sich zwangsläufig aus dem Überstül-
pen des einen auf das andere System ohne mildernde 
Anpassungsregelungen ergeben. Jugendliche in den 
neuen Bundesländern müssen erst Problembewußt-
sein entwickeln; sie müssen lernen, 

(Schwarz [CDU/CSU]: Warum haben sie das 
denn bisher nicht gelernt?) 

sich in einer Welt der Konkurrenz durchzusetzen und 
selbständig für ihre Interessen einzutreten. 

(Wetzel [CDU/CSU]: Siehe FDJ-Funktio

-

näre!) 
Hier hilft in der Politik nur ein realistisches Bild. 

Frau Merkel, Sie sprachen von der Jugend als wich-
tigem Hoffnungsträger der Gesellschaft. Die Jugend 
wird diese Rolle aber nicht spielen können und wol-
len, wenn ihr sämtliche Hoffnungen auf ein gesicher-
tes, selbstbestimmtes Leben genommen werden. 

(Wetzel [CDU/CSU]: Welche Hoffnungen 
wollen Sie denn nehmen, wenn noch gar 

keine da waren?) 
Ich danke Ihnen für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste) 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Abgeordnete 
Dr. Margret Funke-Schmitt-Rink, Sie haben das 
Wort. 

Dr. Margret Funke-Schmi tt-Rink (FDP): Herr Präsi-
dent! Meine Herren! Meine Damen! Zuerst eine Vor-
bemerkung: Der Achte Jugendbericht analysiert den 
Strukturwandel in der Gesellschaft der ehemaligen 
Bundesrepublik. Es entwertet den Be richt in gar kei-
ner Weise, daß er nicht ohne weiteres auf die Jugend-
lichen in der ehemaligen DDR zutrifft. 

(Eimer [Fürth] [FDP]: So ist es! — Zustim

-

mung bei Abgeordneten der CDU/CSU) 
Denn dieser Be richt ist, wie schon gesagt wurde, unter 
anderen als den gegenwärtigen politischen Umstän-
den angefertigt worden. Aber wenn wir in einem zu-
künftigen Bericht über die Jugendlichen in der ehe-
maligen DDR informiert werden, dann werden wir uns 
vielleicht darüber wundern, wie viele Gemeinsamkei-
ten es trotzdem — trotz Ihrer Äußerungen, Frau Enkel-
mann — gibt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ja, davon ist aus- 
zugehen!) 

Der Jugendbericht versucht nicht, ein einheitliches 
Bild der jungen Generation zu geben, sondern be-
schreibt diejenigen Strukturelemente, die für die Le-
benslagen heutiger Jugendlicher wesentlich sind. 

Der Jugendbericht faßt seine Analyse in der These 
von der Pluralisierung von Lebenslagen und Indivi-
dualisierung von Lebensführungen zusammen. 

Individualisierung von Lebensführungen heißt zu-
nehmende Notwendigkeit der persönlichen Entschei-
dung des/der einzelnen über seine/ihre Lebensent-
würf e. 

Die Pluralisierung von Lebenslagen wird in einer 
starken Ausdifferenzierung von Entwicklungen und 
Chancen gesehen. 

Auf Grund der zeitlichen Ausdehnung des Bil-
dungs- und Ausbildungsprozesses Jugendlicher heu-
te — 1965 6 % Abiturienten, 1990 30 To  Abiturienten 
eines Jahrgangs — ist die Jugendphase zu einer ei-
genständigen Lebensphase geworden. Sie ist nicht 
mehr nur als Übergangsphase in das Erwachsenenal-
ter zu verstehen. Ausdruck dieser eigenständigen Le-
bensphase sind die veränderten Lebensformen Ju- 
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gendlicher in bezug auf Arbeit, Freizeit, Leistung, Se-
xualität und anderes. 

Da auch die Gesellschaft Bereitschaft zeigt, Wün-
sche und Vorstellungen von Jugendlichen zur Kennt-
nis zu nehmen und zu akzeptieren, weil es diese ge-
ringere Festlegung auf vorgegebene Rollenmuster in 
Familie und Beruf sowie die zunehmende Flexibilisie-
rung des Bildungs- und Ausbildungswesens gibt, ha-
ben die Jugendlichen heute einerseits viel größeren 
Gestaltungsspielraum als jede Generation vor ihr. 

Andererseits heißt das: Die Tendenz zur Individua-
lisierung und Pluralisierung stellt neue Anforderun-
gen an die Kompetenzen des Jugendlichen. 

Auflösung sozialer Traditionen heißt auch das Auf-
geben von Sicherheit in Problemsituationen — Stich-
wort: neue Beziehungsformen —. 

Der Strukturwandel der Gesellschaft wirft also das 
grundlegende Problem auf, wie Kinder in Erziehung, 
Sozialisation und Bildung zur Bewältigung dieser An-
forderungen befähigt werden müssen. 

Der Achte Jugendbericht analysiert in eindrucks-
voller Weise diesen Prozeß des gesellschaftlichen 
Wandels und die damit verbundenen Veränderungen 
und gleichzeitig die Auswirkungen auf die Rahmen-
bedingungen und Tätigkeitsfelder der Jugendhilfe. 
Dabei werden von der Sachverständigenkommission 
wesentliche Problemhintergründe aufgegriffen, die 
auch in den letzten Jahren die Diskussion der Jugend-
verbände und die künftigen Konzepte und Strukturen 
von Jugendarbeit mitbestimmen. 

Kritisch möchte ich allerdings anmerken, daß es 
trotz der Richtigkeit der These von der Individualisie-
rung von Lebensführungen und der Pluralisierung 
von Lebenslagen auch andere grundlegende Fakto-
ren gesellschaftlicher Wandlungsprozesse gibt. Die 
Auseinandersetzung mit den Folgen sich ändernder 
sozioökonomischer Faktoren, steigender materieller 
Armut, sozialer Ausgrenzung, Langzeitarbeitslosig-
keit usw. hätte ein zwingender Bestandteil einer sol-
chen von der Kommission geforderten lebenswelt-
orientierten Jugendhilfe sein müssen. 

Die zentrale Botschaft des Jugendberichts ist das 
neue Konzept einer lebensweltorientierten Einheit 
der Jugendhilfe als eines wesentlichen Strukturele-
ments. Lebensweltorientierte Einheit der Jugendhilfe 
heißt im Kontext der gesellschaftlichen Veränderung, 
die Ganzheitlichkeit der jungen Menschen im Blick zu 
behalten, sich gegen Sozialdisziplinierungen zu wen-
den und mehr auf Vernetzung, Koordination, Einmi-
schung und Problemlösungsstrategien abzuheben. 

Die Bundesregierung berücksichtigt in ihrer Stel-
lungnahme diesen eigenständigen Anspruch der Ju-
gendhilfe nicht genügend, sondern sie benennt als ihr 
primäres Anliegen das Ziel, den Familien zu helfen, 
ihre Aufgaben besser wahrzunehmen. Nach Meinung 
der Liberalen liegt hier eine unzulässige Verkürzung 
des berechtigten Anspruchs der Jugendhilfe auf Ei-
genständigkeit bei Erziehung und Bildung Jugendli-
cher vor. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der FDP) 

Das Konzept der lebensweltorientierten Einheit der 
Jugendhilfe will die sozioökonomischen Rahmenbe-

dingungen sowohl für die Lebenslagen der Menschen 
als auch für die Handlungsbedingungen der Jugend-
hilfe in Rechnung stellen. Jugendhilfe versteht sich 
selber nicht als Ersatz für andere Felder der Gesell-
schaftspolitik. Die Bundesregierung jedoch sieht die 
Jugendhilfe so. 

Der Jugendbericht verbindet die Mahnung, gesell-
schaftliche Strukturprobleme nicht zu verdrängen, 
mit dem Anspruch, Gefahren der Pädagogisierung 
und Therapeutisierung nicht gegen die in der Struktur 
der modernen Gesellschaft angelegten neuen und 
notwendigen Aufgaben für Jugendhilfe auszuspie-
len. 

Auf der konzeptionellen Ebene nennt der Be richt 
Prävention, Dezentralisierung, Alltagsorientierung, 
Integration, Partizipation als wesentliche Strukturma-
xime der Jugendhilfe. Ich kann im Rahmen dieser 
Stellungnahme nicht differenzierend darauf einge-
hen. Leider nimmt die Stellungnahme der Bundesre-
gierung den Anspruch der Jugendhilfe, diese Konzep-
tionen verwirklichen zu können, nicht auf. Denn die-
ser Anspruch würde Einmischungspolitik gegenüber 
allen anderen politischen Ressorts bedeuten. 

Ich möchte am Beispiel der Mädchenarbeit zeigen, 
wie das Konzept der lebensweltorientierten Einheit 
der Jugendhilfe aussieht, daß aber die Umsetzung in 
der Praxis bisher nicht gelungen ist. Auch zu diesem 
Problemfeld schweigt die Bundesregierung leider in 
ihrer Stellungnahme. 

Im Sechsten Jugendbericht der Bundesregierung 
von 1984 — „Verbesserung der Chancengleichheit 
von Mädchen in der Bundesrepublik" — wurde erst-
mals die Geschlechterdifferenz in der Jugendarbeit 
thematisiert. Die Sachverständigenkommission for-
derte damals Mädchenarbeit als eigenständigen Teil 
der Jugendhilfe. Sie problematisierte den ge-
schlechtsneutralen Jugendbegriff und zeigte, daß sich 
die Jugendarbeit in Theorie und Praxis hauptsächlich 
an Jungen orientierte und die Belange von Mädchen 
und jungen Frauen weitgehend unberücksichtigt ließ. 
Diese Ausrichtung der Angebote der Jugendbildung 
an den Interessen und Bedürfnissen der Jungen be-
nachteilige die Mädchen indirekt und habe deshalb 
auch die niedrigere Beteiligung der Mädchen an den 
Angeboten der Jugendarbeit zur Folge. 

Der Achte Jugendbericht stellt nun fest, daß die 
zentrale Forderung des Sechsten Jugendberichtes im-
mer noch nicht erfüllt ist, nämlich eine eigenständige 
Mädchenarbeit in den Bereichen der Jugendarbeit zu 
entwickeln. Die Forderungen sind nur da eingelöst, 
wo Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter Mädchen 
in das Zentrum ihrer Arbeit stellen, und vor allen Din-
gen da, wo Mädchenarbeit als eigenständiger Bereich 
durchgesetzt werden konnte. Es kann nicht darum 
gehen, für Mädchen immer wieder neue Sondertöpfe 
oder Sonderräume in den Einrichtungen zu bekom-
men, sondern es muß ein angemessener Teil der Res-
sourcen für Mädchenarbeit freigestellt werden. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der SPD) 

Mädchenorientierte Angebote gehen dabei von der 
spezifischen Lebenssituation der Mädchen und ihren 
Problemlagen aus, z. B. Fragen der weiblichen Kör- 
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pererfahrung, der Zuständigkeit für Hausarbeit, der 
Frauenerwerbslosigkeit, dem Zugang zu den männer-
dominierten gesellschaftlichen Bereichen. Ihre Auf-
gabe und ihr Ziel sind es einerseits, die Mädchen in 
ihrer Auseinandersetzung mit Beschränkungen durch 
tradierte Rollenzuweisungen und Benachteiligungen 
und bei Gewalterfahrung zu unterstützen, so daß sie 
eigenständige Lebensperspektiven entwickeln kön-
nen. Andererseits sollen sie an ihre spezifischen Betä-
tigungs- und Freizeitinteressen anknüpfen, die an-
sonsten weitgehend ignoriert oder abgewertet wer-
den. Mit anderen Worten: Die Jugendarbeit muß sich 
grundlegend ändern. 

Dies haben die institutionalisierten Träger der Ju-
gendhilfe, z. B. in den Kommunen oder auch die Lan-
deswohlfahrtsverbände, schon beg riffen, nicht nur die 
Selbsthilfe- und Selbstinitiativgruppen. Aber die Ver-
änderung hat sich noch nicht überall durchgesetzt. 
Dies liegt auch am Fehlen von Weiterbildungsmög-
lichkeiten für Jugendarbeiter und -arbeiterinnen. Ich 
meine aber auch, daß die Bundesregierung die bishe-
rigen Träger der Jugendhilfe da nicht genügend un-
terstützt. 

Fazit: Die im Achten Jugendbericht gezeigten Per-
spektiven sind eine fachliche Herausforderung für 
Betroffene, Praktiker, Wissenschaftler und politisch 
Verantwortliche, die ihre Entsprechung in der erwei-
terten Angebotspalette der Jugendhilfe mit dem 
neuen Kinder- und Jugendhilferecht findet. 

So wichtig dieses Gesetz ist, die Liberalen teilen 
nicht ganz die Ansicht der Bundesregierung, daß es 
schon alle Anforderungen aus dem Achten Jugendbe-
richt einlöst; Stichwort: Dauerbrenner Tageseinrich-
tungen für Kinder und Jugendliche im Schulalter. 

Den Auswirkungen gesellschaftlicher Entwicklun-
gen auf die Lebensmöglichkeiten von Kindern und 
Jugendlichen kann nicht allein mit Maßnahmen und 
Angeboten der Jugendhilfe begegnet werden. Die 
Weiterentwicklung einer leb ensweltorientierten Ju-
gendhilfe ist auch davon abhängig, ob politische Ent-
scheidungen — und hier vor allem finanzielle Mög-
lichkeiten der Absicherung — getroffen werden und 
ob gesetzliche Rahmenbedingungen geschaffen wer-
den, auf deren Grundlagen die Belange von Kindern 
und Jugendlichen auch in anderen Politikbereichen 
geltend gemacht werden können. 

Obwohl die Jugendarbeit sicher eine originär kom-
munale Aufgabe ist, kann sich die Bundesregierung 
doch nicht so stark aus der Verantwortung ziehen, vor 
allem bei institutionellen Zuschüssen und Projektför-
derungen, wie sie es zur Zeit tut. Die Jugendhilfe muß 
die Wahrnehmung und Benennung von Problemen 
ernst nehmen und ebenso Ansätze zu Kooperation 
und Kommunikation auf anderen Problemfeldern auf-
nehmen. 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Kollegin, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Schwarz? 

Dr. Margret Funke-Schmi tt-Rink (FDP): Nein, ich 
möchte gern zu Ende reden. 

Das heißt, es muß gelingen, die Öffentlichkeit für 
Probleme, die den Alltag der Jugendhilfe mitbestim-
men, zu mobilisieren. 

(Meckel [SPD]: Keine Chance zur Profilie

-

rung!)  
Viele Probleme, mit denen Jugendhilfe befaßt ist, 

sind nur dann zu lösen, wenn in anderen Politikberei-
chen veränderte Prioritäten gesetzt werden: in der 
Ganztagsbetreuung für Kinder und Jugendliche, in 
der Beschäftigungssituation benachteiligter Jugendli-
cher, in der Wohnungsbaupolitik der Städte und hin-
sichtlich der Gewalt und des sexuellen Mißbrauchs. 

Für die politische Diskussion müssen also folgende 
Konsequenzen aus dem Achten Jugendbericht gezo-
gen werden: Subjektstellung, Einheitlichkeit und 
Eigenständigkeit als Voraussetzungen der Jugend-
hilfe für die Strategie der Einmischung und für den 
Anspruch auf Querschnittspolitik. Auch hier sind alle 
Parteien auf allen Ebenen in der Verantwortung. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans Klein: Das Wort hat der Abge-
ordnete Wilhelm Schmidt (Salzgitter). 

Wilhelm Schmidt (Salzgitter) (SPD): Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Zunächst 
möchte ich in Kurzform auf einige Bemerkungen von 
Herrn Pofalla eingehen, indem ich darauf hinweise, 
daß es uns sehr schwer fällt, das zu akzeptieren, was 
er hier gesagt hat, und zwar einfach deshalb, weil wir 
schon Wert legen auf den kleinen Unterschied zwi-
schen den Fraktionen dieses Hauses. Dabei handelt es 
sich für uns um einen großen Unterschied, wenn wir 
auf die soziale Seite des Lebens einen besonderen 
Wert legen. 

(Pofalla [CDU/CSU]: Deshalb fehlen in 
Nordrhein-Westfalen auch 100 000 Kinder

-

gartenplätze!) 
Ich denke, daß Sie mit der Überbetonung, den Be-
schönigungen und Verniedlichungen überhaupt nicht 
richtig liegen, wenn Sie über Jugendpolitik reden. 

Von daher finde ich es wichtig, Sie darauf hinzuwei-
sen, daß bei der Verbesserung der Transferleistungen 
lediglich Notwendigkeiten nachvollzogen worden 
sind, deren Erfüllung längst überfällig war, 

(Pofalla [CDU/CSU]: Die noch aus Ihrer Zeit 
resultieren!) 

und daß Sie bei BAföG und anderen Dingen immer 
noch nicht den Standard wieder erreicht haben, der 
notwendig wäre, um der Jugendpolitik angemessen 
gerecht zu werden. 

(Beifall bei der SPD) 
Ich möchte auch gleich mit einem Satz auf den Be-

reich Kindergärten eingehen, weil sich dieses Thema 
mit Recht durch diese Debatte zieht. Der Achte Ju-
gendbericht hat eine gute Grundlage dafür geliefert, 
daß wir den Anspruch auf einen Kindergartenplatz 
untermauert sehen können. Eigentlich ist es viel zu 
spät, wenn Sie erst jetzt im Rahmen der Koalitionsver-
handlungen wieder darauf kommen. Das haben wir 
schon mehrfach ausdiskutiert. 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode — 18. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 21. März 1991 	1091 

Wilhelm Schmidt (Salzgitter) 

Wie Sie das umsetzen wollen, spricht im übrigen 
erneut Bände. Sie werden nach unserer Überzeugung 
nämlich nicht die notwendigen Finanzmittel für die 
Sicherung einer Mitfinanzierung von seiten des Bun-
des bereitstellen — wir haben gerade gestern im Ju-
gendausschuß schon ansatzweise darüber gespro-
chen — , damit der Anspruch auf den Kindergarten-
platz überhaupt realisiert werden kann. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Wir müssen erst die rechtliche Seite 

regeln!) 

Ich möchte in diesem Zusammenhang auch einen 
Satz zu Frau Enkelmann sagen. Ich tue mich immer 
sehr schwer, das zu akzeptieren, was ich von der PDS 
höre; denn ich finde schon, daß diese Art von gewen-
deter Politik bei Ihnen sehr schwer überzubringen 
ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Zu Ihrem besserwisserischen Getue, das Sie hier nicht 
selten an den Tag legen, möchte ich Ihnen sagen, daß 
Sie das vielleicht schon einige Monate früher unter 
der Modrow-Regierung hätten machen können; spä-
testens dann, besser sogar früher. Dann hätten Sie gut 
daran getan. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

Wenn wir in dieser Zeit über die Situation von Kin-
dern und Jugendlichen reden, dann möchte ich zu-
rückblenden z. B. auf eine Anfrage zur sozialen Lage 
der Familien mit Kindern, die meine Kollegin Dr. 
Götte und ich im Jahre 1989 gestellt haben. Ich denke, 
damals war schon erkennbar, mit welcher Arroganz 
und politischen Zurückhaltung sich die Bundesregie-
rung diesem Themenkomplex gestellt hat, wohlwis-
send, daß der Achte Jugendbericht schon längst vor-
lag, so daß sie mit den Ergebnissen der Untersuchun-
gen des Achten Jugendberichts ein viel besseres Ant-
wortkonzept hätte entwickeln können, was wir im In-
teresse der Familien und der Kinder damals gefordert 
hatten. 

Insofern ist das, was im Achten Jugendbericht steht, 
durchaus eine gute Grundlage für unsere weitere Ar-
beit. Wir werden auch in den Ausschußsitzungen, die 
vor uns liegen, sehr genau überprüfen, wie Sie nun 
damit umgehen. Ich denke, daß auch die Ministerin, 
die uns heute ebenfalls einige wohlklingende Erklä-
rungen gegeben hat, 

(Zurufe von der CDU/CSU: Gute!) 

daraufhin geprüft werden wird, was sie denn davon in 
ihrem Hause umzusetzen bereit ist. 

Wenn ich im übrigen sehe, daß die Ministerin ganz 
allein auf der Regierungsbank sitzt, dann hoffe ich 
nur, daß sie mit der Jugend- und Kinderpolitik, die sie 
vorhin angedeutet hat, nicht auch im Kabinett allein 
sitzt. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Familienorientierung, die diese Regierung hat, 
zieht sich wie einer roter Faden bedauerlicherweise 
auch durch den Inhalt des Achten Jugendberichtes. 
Meine Vorrednerin, Frau Simm, hat das schon zum 
Ausdruck gebracht. Ich denke, daß wir gut daran tun, 
Frau Funke-Schmitt-Rink, an der Stelle den von Ihnen  

zuletzt betonten Ansatz so schnell wie möglich umzu-
setzen, nämlich das Kind mehr in den Mittelpunkt 
politischer Aktivitäten zu stellen, seine soziale Absi-
cherung zu stärken und es im Rahmen unserer Bemü-
hungen zum Subjekt werden zu lassen. Ich werde bei 
Gelegenheit an das erinnern, was Sie heute gesagt 
haben. Ich bin sehr gespannt, wie das, was Sie gesagt 
haben, in der Koalition umgesetzt werden kann. 

Sie befinden sich da im übrigen völlig in Überein-
stimmung mit der Kinderkommission, die es seit vori-
ger Woche ja wieder gibt. Der Kollege Eimer, der auch 
anwesend ist, wird das sicherlich bestätigen. Wir ha-
ben an der Stelle schon in der vorigen Legislaturpe-
riode darum gerungen und sind bei der Verabschie-
dung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes leider 
auch nicht damit durchgedrungen. Von daher könnte 
es ja sein, daß Sie, wenn Sie im Rahmen der Kinder-
gartendiskussion und der Umsetzung des Anspruchs 
auf einen Kindergartenplatz das Kinder- und Jugend-
hilfegesetz ändern, im Hinblick darauf vielleicht eine 
zusätzliche Änderung in dieses Gesetz aufzunehmen 
bereit und in der Lage sind. Dies, denke ich, ist ein 
ganz wichtiger Ansatz, den wir nicht aus dem Auge 
verlieren dürfen. 

Ich unterstreiche die Inhalte des Jugendberichts in-
sofern, als er tatsächlich die neuen Entwicklungen in 
der Gesellschaft für Kinder und Jugendliche darstellt. 
Wir müssen nur eben die richtigen Schlüsse daraus 
ziehen. Ich denke, daß wir auch gut daran tun, dabei 
die Kinder speziell als Gruppe dieser Gesellschaft 
nicht aus dem Auge zu verlieren. 

Ich will bei allem Guten, das den Kindern in unserer 
Gesellschaft durchaus auch widerfährt — man sollte 
das ja nicht beiseite drängen —, 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

doch auch an die Nachteile erinnern und sie zum 
Schwerpunkt der folgenden Hinweise machen. Es ist 
so, daß wir in unserer Technikgesellschaft, in unserer 
Erwachsenenwelt, in unserer ja doch sosehr auf den 
Verkehr orientierten Situation die Kinder nicht selten 
in große Bedrängnis bringen. Von daher täten wir gut 
daran, auch im Bereich des Straßenverkehrs eine 
ganze Reihe von Umorientierungen herbeizuführen, 
wie sie auch im Achten Jugendbericht angedeutet 
worden sind. Wir müssen also bei der Stadtplanung, 
bei der Verkehrsplanung ansetzen. - 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ja!) 

Wir müssen deswegen schon sehr frühzeitig auch 
diese Belange von Kindern — das Kindeswohl, wie es 
im Jugendbericht mit Recht heißt — reklamieren. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Sehr richtig! — 
Und  das der ungeborenen Kinder!) 

Wir haben von daher, wenn wir an die Kinderinter-
essen denken, eine wichtige Vorfeldaufgabe zu lösen 
und als Politik nicht nur Reparaturbetrieb zu sein. 
Darum ist es ganz wichtig, daß beispielsweise die Kin-
derkommission in diesem Hause wieder eingerichtet 
worden ist und wir diese Vorfeldaufgabe, diese Auf-
gabe präventiver Art also, wahrnehmen können, näm-
lich alle die Dinge, die im Hause stattfinden, auf die 
Interessen von Kindern hin zu prüfen. 
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Ich will ein weiteres Stichwort nennen, nämlich die 
Frage des Alkohol- und Tabakkonsums. Es macht mir 
schon große Sorgen, wenn ich sehe, mit welcher Un-
verfrorenheit und welch ungehemmter Art und Weise 
Kinder und Jugendliche gerade mit diesen Problemen 
allein gelassen werden. Ich plädiere dafür, sehr nach-
drücklich darüber nachzudenken — vielleicht auch 
schon bald entsprechende Regelungen auf den Weg 
zu bringen; ich denke, daß die Kinderkommission dies 
jedenfalls im Ansatz leisten wird — , die Werbung für 
Alkohol und Tabak einzuschränken, vielleicht sogar 
in der Öffentlichkeit ganz aufzuheben. Darüber hin-
aus sollte der Zugang zu Tabakprodukten über Ziga-
rettenautomaten oder ähnliche Einrichtungen endlich 
einmal zur Diskussion gestellt werden. Fernziel sollte 
die Beseitigung sein. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Ich sage das noch mit aller Vorsicht, weil wir natür-
lich immer wieder in die Gefahr geraten, die Wirt-
schaft zu gängeln und zu di rigieren. Aber wenn nicht 
dort, wo denn sonst? Gerade an dieser Stelle den An-
fängen zu wehren wäre meiner Auffassung nach sehr 
hilfreich und sehr wirksam. Das könnte auch den un-
gehemmten Zugang zu diesen Einstiegsdrogen ver-
schließen. Ich weiß, was ich sage, weil ich gerade in 
dieser Frage in den letzten Monaten sehr intensiv mit 
der Werbewirtschaft im Clinch gelegen habe. Wir soll-
ten uns also sehr nachdrücklich erneut diesen Dingen 
zuwenden. 

Ich bin sicher, daß wir dies auch bei der Spielsucht 
tun müßten; denn das Spiel über Automaten wird von 
der Spielautomatenindustrie immer noch sehr stark 
positiv dargestellt, und die Spielsucht wird vernied-
licht. Das hat auch schon einmal als Thema im Hause 
zu Diskussion angestanden, nur haben wir damals 
bedauerlicherweise nichts umgesetzt. 

Ich wundere mich deswegen nicht darüber, weil ich 
weiß, daß z. B. Graf Lambsdorff der Aufsichtsratsvor-
sitzende des größten deutschen Spielautomatenher-
stellers ist. Von daher dürfen wir uns natürlich nicht 
wundern, wenn solche Initiativen im Bundestag von 
interessierter Seite, wie man sieht, blockiert wer-
den. 

(Beifall bei der SPD und des Abg. Dr. B riefs 
[PDS/Linke Liste] — Dr. Hoyer [FDP]: Das 

sind infame Unterstellungen!) 

— Das ist keine infame Unterstellung. Das können Sie 
sogar im Bundestagshandbuch nachlesen. Insofern 
kann ich noch einmal unterstreichen, was ich gesagt 
habe. 

(Dr. Hoyer [FDP]: Die Funktion, aber doch 
nicht die Tatunterstellung!) 

Meine Damen und Herren, ich glaube, der wichtig-
ste Punkt, über den wir heute debattieren, ist die 
Frage: Wie gehen wir in Zukunft mit diesem Achten 
Jugendbericht um? Was haben wir sonst noch an The-
men im Hause zu behandeln, die für Kinder und Ju-
gendliche — ich sage speziell: für Kinder — wichtig 
und relevant sind? Ich will zunächst einmal an die 
ganze Themenbreite des Jugendberichts erinnern. Ich 
will aber auch als neues Stichwort hinzufügen den 
Umgang mit der UNO-Kinderrechtskonvention, die  

wir gestern im Ausschuß jedenfalls im Ansatz zu be-
handeln begonnen haben. Ich wäre Ihnen schon sehr 
dankbar, wenn Sie sich über die Parteigrenzen hin-
weg gerade dieser international über 10 Jahre hin er-
arbeiteten Konvention positiv zuwendeten und wenn 
Sie dazu beitrügen, daß wir die vielen Ansätze, die 
international als verträglich vereinbart und nieder-
geschrieben worden sind, auch zur Veränderung un-
seres deutschen Rechts nutzen. 

Ich will nur einige Stichworte nennen, die uns in 
den nächsten Monaten mit Sicherheit beschäftigen 
werden und die wir auch schon in der vorigen Legis-
laturperiode vorbesprochen haben: Da ist einmal das 
Umgangsrecht, das Sorgerecht für nichteheliche Kin-
der. Da ist weiter die Frage: Wie halten wir es mit den 
Gesundheits- und Umweltansprüchen von Kindern? 
Wie gehen wir sonst mit Kindern in der Gesellschaft 
um? 

Stellen wir sie in den Mittelpunkt unserer politi-
schen Bemühungen. Sie sind es allemal wert. Lassen 
Sie uns gemeinsam mehr Politik für Kinder wagen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans Klein: Meine Damen und Her-
ren, ich bin mir jetzt nicht ganz sicher, ob ich das Pro-
tokollgefüge des Parlaments berühre. Aber auf der 
Besuchertribüne hat ein langjähriger Kollege von uns, 
der frühere Bundesarbeitsminister Walter Arendt, 
Platz genommen. Ich möchte ein Wort des Grußes an 
ihn richten. 

(Beifall) 

Ich erteile das Wort der Abgeordneten Frau Claudia 
Nolte. 

Claudia Nolte (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen! Eine kurze Vorbemerkung zu 
Ihnen, Frau Enkelmann: Ich verstehe, daß Sie die Si-
tuation der Jugendlichen jetzt sehr einseitig beleuch-
ten. Nur, ich halte das Verschweigen der Chancen, die 
wir seit dem Fall der Mauer haben, für eine unzuläs-
sige Verkürzung. 

Der vor uns liegende Be richt bietet eine umfassende 
Bestandsaufnahme und Bilanz der Jugendpolitik und 
Jugendhilfe in den alten Bundesländern. Durch die-
sen Be richt wird für uns die Dimension der vor uns 
liegenden Aufgabe deutlich, auch in den neuen Bun-
desländern vergleichbare Strukturen aufzubauen. 

In der ehemaligen DDR nahm die Jugendhilfe einen 
auf Fürsorge und Gefährdetsein eng begrenzten Ar-
beitsbereich ein. Dieses eingeschränkte Verständnis 
von Jugendhilfe ist den Bedürfnissen damals nicht 
gerecht geworden und würde es heute noch viel weni-
ger. Das neue Kinder- und Jugendhilfegesetz ver-
schafft der Jugendhilfe ein eigenständiges, breites 
und vielfältiges Aufgabengebiet. Dabei muß die Beto-
nung auf präventiven Hilfen liegen. 

Die Jugendlichen in den neuen Bundesländern 
werden mit einer Flut von neuen Gefährdungen kon-
frontiert: sei es die Überschwemmung des Marktes 
mit Drogen und Videokassetten, sei es die rasante 
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Ausbreitung von Glücks- und Pilotspielen, Ketten-
briefen oder ähnlichem, seien es die unter vielerlei 
Tarnnamen auftretenden Sekten und Jugendreligio-
nen, die die ungewohnte neue Freiheit der Jugendli-
chen für ihre Zwecke zu nutzen verstehen. 

Die Abschottung im real existierenden Sozialismus 
bewirkte es, daß die ostdeutsche Jugend diesen Ge-
fährdungen nicht so massiv ausgesetzt war. Dadurch 
schränkten sich aber auch die Entwicklungsmöglich-
keiten und Entscheidungsfreiheiten in beträchtlichem 
Maße ein. 

Jugendarbeit außerhalb der Kampfreserve der Par-
tei, als die sich die FDJ verstand, wurde staatlich nicht 
gefördert. Die Mitglieder dieser Massenorganisation 
blieben größtenteils passiv. Die Ursache der Passivität 
war die Bevormundung in vielen Bereichen. Unter 
den Folgen der sich daraus entwickelnden Lethargie 
leiden wir noch heute. Sie ist eine der Schwierigkeiten 
beim Aufbau von Jugendverbänden und Jugendar-
beit. 

Jugendarbeitslosigkeit und die angespannte Aus-
bildungsplatzsituation erschweren vielen jungen 
Menschen das Zurechtfinden in der neuen Wirklich-
keit zusätzlich. Dadurch kommt der schnellen Umset-
zung des neuen Kinder- und Jugendhilfegesetzes in 
den neuen Bundesländern eine zusätzliche Dringlich-
keit zu. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dafür ist es notwendig, daß der Öffentlichkeit und 
den Fachkräften ein neues Verständnis von Jugend-
hilfe vermittelt wird und daß man neue Strukturen der 
freien und öffentlichen Jugendhilfe aufbaut. Gerade 
dem freien Träger kommt hierbei besondere Bedeu-
tung zu. 

Im SED-Staat konnten sich lediglich wenige kirch-
liche Einrichtungen in eng begrenztem Umfang im 
Aufgabenfeld der Kinder- und Jugendhilfe betätigen. 
Ansonsten setzte der Staat das Ideologie- und Erzie-
hungsmonopol der Einheitspartei und der untergeord-
neten Organisationen rigoros durch, so daß für unab-
hängige Träger in jenem System kein Platz mehr 
war. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Der Aufbau von freien Trägern, gerade spezifischer 
DDR-Herkunft, erweist sich als mühseliger und lang-
wieriger, als zunächst angenommen wurde. Es fehlt in 
der Regel an Geld, an Kommunikationsmöglichkei-
ten, es fehlt an Organisationskenntnissen und -fähig-
keiten. Deshalb wird es noch auf längere Sicht nötig 
sein, über das in den westlichen Ländern übliche Maß 
hinaus beratend, helfend und fördernd tätig zu wer-
den. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Nur so können die freien Träger in den neuen Bun-
desländern in ähnlichem Umfang entstehen, wie sie in 
den westlichen Ländern über Jahrzehnte hin gewach-
sen sind. 

Ich begrüße ausdrücklich, daß das Bundesministe-
rium für Frauen und Jugend mit dem neuen Haushalt 
des Bundesjugendplanes besonders Projekte in den 
neuen Bundesländern fördert. Die Aufstockung des 

Budgets für das freiwillige soziale Jahr um über 8 Mil-
lionen DM und um 9 Millionen DM für die Jugendso-
zialarbeit sind überzeugende Belege dafür. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Schmidt [Salz

-

gitter] [SPD]: Das ist nun wirklich etwas 
übertrieben! — Dr. Elmer [SPD]: Sie sind 

aber leicht zu überzeugen!) 

Auf die Verschiedenheit und Vielfalt der Lebensbe-
dingungen und sozialen Verhältnisse in der Bundes-
republik Deutschland wird im Achten Jugendbericht 
zu Recht hingewiesen. Auch die Untersuchung von 
Chancen und Gefahren für die Jugendlichen, die sich 
aus dem sogenannten Strukturwandel der Gesell-
schaft ergeben, ist außerordentlich hilfreich. Da der 
Achte Jugendbericht vor der Wiedervereinigung 
Deutschlands fertiggestellt wurde, fehlen jugend-
politische Aussagen aus dem Gebiet der fünf neuen 
Bundesländer. Inwieweit die Erebnisse des Berichts 
bezüglich des gesellschaftlichen Strukturwandels 
auch für die fünf neuen Bundesländer ihre Gültigkeit 
haben, wird untersucht werden müssen. 

Feststellen läßt sich folgendes. Die demographische 
Entwicklung in der ehemaligen DDR hat sich in glei-
cher Weise entwickelt wie in den alten Bundeslän-
dern. In beiden Teil ist ein Geburtenrückgang festzu-
stellen, Familien mit ein bis zwei Kindern überwiegen. 
Auch regionale Unterschiede, wie z. B. Kulturangebot 
und die Freizeitbetätigung im Vergleich von städti-
schen und ländlichen Regionen, sind festzustellen. 
Ebenso haben Traditionen und Leitbilder aus der Er-
wachsenenwelt ihre Bedeutung für die Entschei-
dungsfindung von Jugendlichen verloren. Dies war 
sicherlich auch im Interesse des seinerzeitigen Regi-
mes. 

Ein Beispiel dafür ist der Einfallsreichtum, der an 
den Tag gelegt wurde, um traditionelle Feste und 
Begriffe umzubenennen. So wurde aus Weihnachten 
ein „Fest des Lichtes", und der Engel wurde zur „ge-
flügelten Jahresendfigur". 

Was der Achte Jugendbericht als Pluralisierung be-
schreibt, trifft für die fünf neuen Bundesländer u. a. in 
bezug auf die regionale und demographische Diffe-
renzierung, die Wohnraumversorgung sowie die frühe 
Abkopplung von den Eltern zu. Auch hier können die 
herkömmlichen Kriterien sozioökonomischer Un-
gleichheit wie Einkommen, Bildung, Berufsposition 
und Schichtzugehörigkeit der Eltern die Lage von 
Kindern und Jugendlichen nicht mehr ausschließlich 
und hinreichend erklären. So bestanden z. B. bei der 
breiten Masse der Jugendlichen in der ehemaligen 
DDR nicht so sehr materielle Unterschiede. Eine er-
hebliche Besserstellung war nur wenigen vorbehal-
ten. 

Seine Grenzen fand der Pluralismus im politischen 
und öffentlichen Bereich. Jeder konnte gefahrlos 
seine Meinung denken. Ansonsten ließ die Partei kei-
nen Zweifel daran, daß sie wußte, was gut für uns 
war. 

Mit Pluralisierung wurden die Lebenslage und die 
Lebensverhältnisse beschrieben. Im Kontext weist der 
Achte Jugendbericht darauf hin, daß Wertorientierun-
gen und Lebensführung des einzelnen Menschen in-
dividualisiert werden. Individualisierung meint, le- 
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bensprägende Elemente von Familie, Konfession, so-
zialem Milieu und Gemeinde werden geringer. Junge 
Menschen bestimmen über den eigenen Lebensent-
wurf selbst. 

Es ist unschwer zu erkennen, daß das für den ein-
zelnen Jugendlichen neue Freiheitsräume öffnet, aber 
auch Gefahren mit sich bringt. Es ist ja nicht zu leug-
nen, daß trotz aller materiellen, fachlichen und ju-
gendpolitischen Fortschritte in den alten Bundeslän-
dern die Probleme und Schwierigkeiten von Kindern 
und Jugendlichen nicht kleiner geworden sind. Es 
wird zunehmend über Verhaltensauffälligkeiten 
schon im Kindergartenalter geklagt. Der Jugendbe-
richt verdeutlicht die Notwendigkeit vielfacher Prä-
ventiv- und Interventionsmaßnahmen zur Bewälti-
gung der zahlreichen Gefährdungen jugendlicher Le-
bensläufe. 

Freiheit kann neben allen Möglichkeiten eben auch 
bedeuten, daß Bindungsunfähigkeit junge Menschen 
einer Überforderung aussetzt. Hilflos ist er dann der 
Notwendigkeit überlassen, sich ohne Orientierungs-
möglichkeiten seinen Weg durch die Vielfalt der Le-
bensangebote bahnen zu müssen. Traditionen, die 
hilfreich sein können, werden abgelegt. Dabei bedeu-
teñ sie ja nicht nur verkrustete und überholte Zwänge, 
sondern vor allem auch kulturelle Erfahrungen. So 
hatte z. B. das Leben in einer traditionellen Großfami

-

lie  das solidarische Verhalten seiner Mitglieder ge-
prägt. 

Zu Recht fragt die Bundesregierung in ihrer Stel-
lungnahme zum Achten Jugendbericht nach den 
Gründen wachsender Orientierungs- und Identitäts-
schwierigkeiten. Diese Frage läßt keine pauschale, 
schon gar nicht erschöpfende Antwort zu. Es gibt ge-
nügend junge Menschen, die ihre Chancen wahrneh-
men und weder Orientierungs- noch Identitätsschwie-
rigkeiten haben. Sicherlich gehört dazu, Normen und 
Werte anzuerkennen, sich seiner Verantwortung be-
wußt zu sein und die Sinnfrage des Lebens positiv zu 
beantworten. 

Der Mensch verfügt nicht wie das Tier über In-
stinkte, die ihm sagen, was er tun muß. Er ist zwar 
vorbestimmt, aber es bleibt ihm immer noch für sein 
Handeln das in seiner Geistigkeit begründete Stück 
Freiheit, das seine Würde ausmacht. Und genau diese 
Freiheit verpflichtet ihn zur Verantwortlichkeit für 
sein Handeln. 

Als Konsequenz muß der Versuch unternommen 
werden, trotz Individualisierung und Pluralisierung 
junge Menschen zu verantwortlicher Haltung zu befä-
higen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wichtige Grundsteine dafür werden in der Kindheit 
gelegt. Eine ganz besondere Bedeutung kommt in 
diesem Zusammenhang der Familie zu. Die liebevolle 
Geborgenheit einer Familie gibt dem Kind die 
Chance, durch stabile und tragfähige Bindungen Si-
cherheit erfahren zu dürfen und damit über wichtige 
emotionale Voraussetzungen für eine von Hoffnung 
getragene Lebensbewältigung zu verfügen. 

Die gesellschaftlich zu steuernden Bedingungen 
sind eben nicht ausschließlich für die Prägung des 

Menschen ausschlaggebend. Sonst hätte es den 
3. Oktober nicht geben dürfen, dessen Vorgeschichte 
gerade auch von jungen Menschen mitgetragen 
wurde. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Hans Klein: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Konrad Elmer. 

Dr. Konrad Elmer (SPD): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Sie bemerken, daß ich mich der 
Anrede meiner Vorrednerin, die doch etwas sexistisch 
klang, nicht anschließen möchte. 

( Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Das war aber 
unbewußt!) 

— Es war wohl unbewußt. 

Der Achte Jugendbericht konnte bekanntermaßen 
nicht ein Bericht über die Jugendarbeit in den neuen 
Bundesländern sein. Um so dringlicher erscheint es 
mir, daß die Probleme, die sich in diesem Bereich bei 
uns auftun, verstärkt zur Sprache kommen. 

Das Hauptproblem unserer Jugendlichen ist zur 
Zeit wohl so zu beschreiben: Sie haben vor allen Din-
gen damit zu kämpfen, daß die alten Sinngebungen, 
die alten Wertvorstellungen, die alten Orientierun-
gen zerbrochen sind, und das nicht nur für diejenigen, 
die mit dem alten System weithin konform gingen, 
sondern auch für die große Mehrheit, die in der Oppo-
sition stand. Denn auch dann, wenn der Feind, an dem 
man sich immer reiben konnte, verlorengeht, verliert 
man ein Stück Orientierung, und sei es in negativer 
Hinsicht. 

Diese Situation wird dadurch verschärft, daß es 
nicht nur den Jugendlichen, sondern im Grunde der 
gesamten Bevölkerung, also auch den Eltern dieser 
Jugendlichen, so ergeht, so daß sie auch von dorther 
wenig Halt und Orientierung finden. Sie stoßen nun 
auf eine pluralistische Welt verschiedener Werte und 
Sinngebungen, die wir begrüßen, aber die, wie jeder 
weiß, schwieriger zu handhaben ist, in der man zu-
nächst einmal auf die Erfahrung der Beliebigkeit und 
Austauschbarkeit solcher Sinngebungen und Lebens-
entwürfe stößt. 

Schließlich bedroht die Jugendlichen die Frage: 
War denn nun alles, was wir bisher getan und erlebt 
haben, einfach nur nichts gewesen? Ich kann nur hof-
fen, daß im Zusammenhang mit einer umfangreichen 
Debatte zur Verfassung noch einmal intensiv auf die-
ses schwierige psychologische Problem hingewiesen 
wird und daß dabei in diesem Hause auch einige Ant-
worten zu hören sein werden. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der PDS/Linke Liste) 

In dieser schwierigen psychologischen Situation un-
serer Jugendlichen wäre Jugendhilfe nun dringender 
als in den alten Bundesländern gefordert. Aber wenn 
Sie genau hinsehen: Faktisch gibt es sie eigentlich 
noch nicht. Es gibt das schöne Kinder- und Jugendhil-
fegesetz. Aber manchmal habe ich den Eindruck, daß 
es im Moment leider immer noch so wie in früheren 
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Zeiten ist: Da oben wird etwas Bedeutsames beschlos-
sen, und unten bewegt sich überhaupt nichts. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Wenn einzelne versuchen, hier aktiv zu werden, 
haben sie den Eindruck, daß sich die Bürokratie nicht 
verringert, sondern vermehrt hat und daß das Gewinn 
der Gesetze dermaßen undurchdringlich ist, daß es 
wohl noch lange dauert, bis wir bei uns in der Jugend-
hilfe einen ähnlichen Standard wie in den alten Bun-
desländern erreichen werden. 

Ausgerechnet in dieser Situation kommt verschär-
fend hinzu, daß viele Jugendliche — manche gleich 
nach der Ausbildung, andere später — in die Arbeits-
losigkeit geraten, daß sie nun zwar sehr viel Zeit, aber 
wenige Freizeitangebote finden. Zwar versuchen die 
Arbeitsämter bei uns, diese Jugendlichen möglichst 
schnell durch Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen oder 
durch das freiwillige soziale Jahr wenigstens irgend-
wie in eine Beschäftigung zu bringen. Aber dies ist, 
wie Sie aus eigener Erfahrung in den alten Ländern 
wissen, nur eine andere Form von Warteschleife, die 
leider wenig zur Weiterqualifizierung der Jugendli-
chen beiträgt, so daß sie anschließend auf dem Ar-
beitsmarkt keine sehr viel besseren Chancen haben 
werden. 

Hier käme es darauf an, die Anstrengungen, die im 
Blick auf die Schaffung neuer Ausbildungsplätze in 
der Tat schon gemacht worden sind, erheblich zu ver-
stärken. 

(Beifall bei der SPD) 

Es war doch seit langem abzusehen, daß hier vieles 
wegbrechen wird. Es ist deswegen unverständlich, 
warum überbetriebliche Ausbildungsstätten nicht 
schon in erheblich größerem Maße geschaffen und 
gefördert worden sind, als das bisher der Fall gewesen 
ist. 

Es ist auch darauf hinzuweisen, daß die Treuhand in 
diesem Bereich noch nicht die soziale Verantwortung 
übernimmt, die hier nötig wäre; dies wahrscheinlich 
deshalb nicht, weil die Bundesregierung sie nicht mit 
dem nötigen Nachdruck darauf orientiert. 

Zusätzliche Verunsicherungen gibt es dadurch, daß 
Dinge passieren, die wirklich nicht nötig wären. Ich 
denke z. B. daran, daß man in der lokalen Presse im 
CDU-regierten Land Sachsen-Anhalt lesen mußte, 
daß die Jugendlichen, die jetzt das Abitur machen, 
nicht etwa ein Abiturzeugnis erhalten werden, son-
dern nur eine Hochschulzulassung. Das mag in der 
Sache vielleicht dasselbe sein, aber es wirkt auf die 
Jugendlichen derart diskriminierend, daß ich es nicht 
verstehen kann, wie solche Pannen in von Ihnen re-
gierten Ländern passieren können. Ich kann nur hof-
fen, daß dies möglichst bald abgestellt werden wird. 

Natürlich wissen wir, daß es zwischen den Ausbil-
dungsgängen bei uns und in den alten Ländern Unter-
schiede gibt. Aber dies sind nicht nur negative Unter-
schiede. Zum Beispiel gibt es im Bereich der Natur-
wissenschaften durchaus Beweise dafür, daß bei uns 
in den neuen Ländern manches auch besser gewesen 
sein könnte. Wenn Sie vorhin gerade auf die europäi-
sche Vereinigung mit Blick auf die zwölf Schuljahre 
hinwiesen, könnte auch dies ein Indiz dafür sein, daß  

dies ein ordentliches Abitur ist und deswegen auch so 
behandelt werden muß. 

Große Verunsicherungen gab es aber auch im Zu-
sammenhang mit der Golfkrise, die durchaus ver-
schiedene Reaktionen hervorgerufen hat. Jugendli-
che in der Tradition von „Schwerter zu Pflugscharen" 
fühlen sich in der Sichtweise bestärkt, daß Gewalt 
nicht zur Lösung von Konflikten führt. Andere — ich 
befürchte, dies ist die Mehrzahl der Jugendlichen — 
haben dieses Szenarium so verstanden, daß Gewalt 
nun wieder hoffähig geworden ist. Leider mußte man 
das ja auch gestern abend in Dresden so bemerken. 

Schwer verständlich und kaum darzulegen ist, 
warum es der Regierung möglich war, über Nacht 
17 Milliarden DM für den Krieg lockerzumachen, je-
doch — wie gestern im Ausschuß zu hören gewesen 
ist — nicht eine Mark für das Projekt zur Hilfe für Kin-
der in umweltbelasteten Gebieten. 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke Liste 
— Zurufe von der SPD: Das verstehe ich auch 

nicht! — Das ist typisch für die Kerle!) 

Wie ist hier Hilfe möglich? Wie man sieht, kommt es 
immer wieder bei den Finanzen zum Schwur. Natür-
lich wissen wir, daß die Aufgaben der Jugendhilfe 
zuerst und vor allem Sache der Länder und der Kom-
munen sind. Aber in einer solchen Zeit des Ober-
gangs, in der der Bund, für die Gestaltung der Einheit 
zuerst und vor allem verantwortlich ist, kann der Bund 
nicht aus seiner Verantwortung entlassen werden. 

Hier muß ich leider mit Blick auf die schon viel 
erwähnte Problematik der Kindergartenplätze noch 
einmal sagen, daß die Regierung einen Eiertanz voll-
führt. Sie war und ist verpflichtet, die Kindergärten 
mindestens bis zum Sommer finanziell zu tragen. Wie 
wir gestern im Ausschuß erfuhren, tut sie das nur mit 
einem Anteil von 40 %. Das bedeutet, daß an vielen 
Orten von den Eltern schon erheblich höhere Beiträge 
verlangt werden müssen. In Jena sind es inzwischen 
— wie ich erfuhr — 125 DM. Das mag für westdeut-
sche Verhältnisse eine erträgliche Summe sein. Aber 
wenn man nur 40 % von dem verdient, was in den 
alten Bundesländern verdient wird, oder gar arbeits-
los ist, kann man sich dies eben nicht mehr leisten. 
Dann klingt es schon ein wenig zynisch, wenn auf die 
nicht genutzten Kindergartenplätze hingewiesen 
wird. 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke Liste 
— Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Durch die Mi

-

nisterin!) 

Im übrigen kann ich nur empfehlen, diese nicht 
genutzten Kindergartenplätze endlich für die Hort-
betreuung zu nutzen, die völlig in der Luft hängt. Sie 
hat bisher in den Schulen und auch in einer miesen 
Art und Weise in den Klassenräumen stattgefunden. 

(Beifall bei der SPD) 

Schließlich wird uns empfohlen, ab dem Sommer, 
wenn sich die Regierung offenbar in Sachen Kitas aus 
der finanziellen Verantwortung stehlen will, dies ein-
fach mit ABM- Stellen zu überbrücken. Das würde 
natürlich bedeuten, daß die sich in kommunaler Trä-
gerschaft befindenden Kitas in freie Trägerschaften 
überführt werden müssen, die jedoch gar nicht in aus- 
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reichender Zahl vorhanden sind. Ich muß die Ministe-
rin, die uns in vielem sympathische Ansichten ver-
tritt 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

— bitte sehr, da dürfen Sie klatschen; 

(Wiefelspütz [SPD]: Lieber Konrad, übertreib 
bitte nicht!) 

—wir kommen aus derselben Gegend; daher müßt ihr 
das verstehen —, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Lassen Sie sich 
nicht disziplinieren!) 

daran erinnern, daß sie in einer der ersten Sitzungen 
die Zusage gemacht hat, daß Kindergärten in kommu-
naler und in freier Trägerschaft in gleicher Weise un-
terstützt werden, eben wegen der besonderen Situa-
tion bei uns. Dies muß auch so bleiben und darf nicht 
auf einem solchen trickreichen Wege wie im Zusam-
menhang mit ABM hinterrücks nivelliert werden. 

Ich bin der Meinung, die finanzielle Verantwortung 
des Bundes wird so lange dauern müssen, bis die Län-
der und Kommunen finanziell auf eigenen Beinen ste-
hen. Dies wird voraussichtlich erst 1995 möglich 
sein, 

(Wiefelspütz [SPD]: Wenn die SPD an der 
Regierung ist!)  

wenn eine neue Finanzregelung zwischen Bund und 
Ländern getroffen wurde. 

Herr Präsident, ich sehe die rote Lampe. Ich darf 
zum Schluß nur noch folgendes bemerken: Viele Ju-
gendliche bei uns tragen sich ernsthaft mit dem Ge-
danken — oder haben es schon getan — , in die west-
deutschen Länder abzuwandern. Sie haben vorhin mit 
dem Hinweis auf die vielen offenen Stellen in der 
Berufsausbildung noch einmal dazu eingeladen. Das 
halte ich nicht für sehr günstig, waren es doch gerade 
die Eltern dieser Kinder, die die Wende herbeigeführt 
haben, damit sie gemeinsam mit ihren Familien eine 
neue Zukunft haben. Nun wird diese Zukunft in uner-
träglicher Weise auseinandergerissen. Ich denke, es 
ist Aufgabe dieses Hohen Hauses, die Resignation, die 
da ansteht, und diese neue Völkerwanderung zu ver-
hindern. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke 
Liste) 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Elmer, um 
Ihr Wort vom Trickreichtum aufzugreifen: Der Hin-
weis darauf, daß Sie zum Schluß kommen, war Ihrer-
seits trickreich, um sich die Redezeit zu verlängern. 

(Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Im Einverneh

-

men mit der Ministerin!) 

Meine Damen und Herren, ich schließe die Aus-
sprache. Der Ältestenrat schlägt die Überweisung der 
Vorlage auf Drucksache 11/6576 an die in der Tages-
ordnung aufgeführten Ausschüsse vor. Sind Sie damit 
einverstanden? — Dann ist die Überweisung so be-
schlossen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 6 auf: 

Beratung der Unterrichtung durch das Europäi-
sche Parlament 

Entschließung zu der Verstärkung der Befug-
nisse des Parlaments im Bereich der Haus-
haltskontrolle im Rahmen der Strategie des 
Parlaments im Hinblick auf die Europäische 
Union 

— Drucksache 11/8541 — 

Überweisungsvorschlag: 

Haushaltsausschuß (federführend) 
Auswärtiger Ausschuß 

Meine Damen und Herren, wir sind in der Situation, 
daß von den — wie ich vermute — zuständigen Res-
sorts der Regierung niemand anwesend ist. Dennoch 
wollen wir in der Verhandlung fortfahren. Ich möchte 
also die Regierungsmitglieder, die da sind, 

(Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Das ist leider im- 
mer noch nur die Jugendministerin!) 

bitten, die Informationen ihren Kollegen weiterzurei-
chen. 

Nach Vereinbarungen im Ältestenrat sind für die 
Beratung 30 Minuten vorgesehen. — Auch dazu sehe 
ich keinen Widerspruch. Dann ist es so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Kol-
lege Diller. 

(Wiefelspütz [SPD]: Herr Präsident, haben 
Sie sich mal die Sprache dieser Vorlage an

-

geschaut?) 

Karl Diller (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Im Herbst vorigen Jahres 
hat sich das Europäische Parlament darüber unterhal-
ten und dazu viele Entschließungen gefaßt, wie es mit 
Europa weitergehen soll. Welche Bedeutung natio-
nale Parlamente diesen Entschließungen beimessen, 
sieht man an der Präsenz bei dieser heutigen Ausspra-
che. 

„Europa steht vor einem Scheideweg" , ist damals in 
der Debatte gesagt worden. Entweder geht es in Rich-
tung hin auf eine größere Freihandelszone, Europa 
wächst um neue Mitglieder aus Mittel-, Ost- und Süd-
osteuropa, und Europa bleibt das Europa der Pfeffer-
säcke und der weit überbezahlten Eurokraten; oder 
Europa entwickelt sich zu einer wirklichen Europäi-
schen Union. Eine wirkliche Europäische Union ist 
aber nur hinzubekommen, wenn dieses Europäische 
Parlament endlich die demokratischen Rechte be-
kommt, die jedes normale Parlament für sich rekla-
miert und auch hat. 

Die Unterrichtungen, die uns zugegangen sind, zei-
gen den großen Spannungsbogen in diesen Fragen. 

Die Entschließung zur Haushaltskontrolle, die wir 
heute zum Anlaß genommen haben, kurz auf die Ent-
wicklungen hinzuweisen, will mehr Kontrollrechte für 
das Parlament, beispielsweise das Recht zur Einset-
zung von Untersuchungsausschüssen, beispielsweise 
eine bessere Zuarbeit der Kommission und beispiels-
weise die Verankerung bisher schon in Geschäftsord-
nungen geregelter Zuständigkeiten des Europäischen 
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Parlamentes in den Finanzartikeln des EWG-Vertra-
ges. 

Daneben gibt es — das zeigt den Spannungsbogen, 
in dem sich das Europäische Parlament in seinen Dis-
kussionen bewegt — z. B. die Entschließung zur Wirt

-schafts- und Währungsunion. Darin stehen sehr viel 
gravierendere Forderungen an uns alle, nämlich dem 
Europäischen Parlament endlich das Recht auf Aus-
weitung des Gemeinschaftshaushaltes und das Recht 
zur Beschaffung von Eigenmitteln zuzugestehen. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Irmer 
[FDP]) 

Es besteht nun die Gefahr, daß die Mitgliedstaaten 
die Linie der B riten und der Dänen insgeheim weiter 
verfolgen. Die B riten und die Dänen wollen nämlich 
dem Europäischen Parlament keine zusätzlichen 
Rechte geben und es mit Kleinigkeiten, wie sie bei-
spielsweise in der heute zur Unterrichtung anstehen-
den Entschließung enthalten sind, was die Kontroll-
rechte in bezug auf den Haushalt angeht, abspeisen 
und stillhalten. 

Die Bundesregierung selber hat in Sonntagsreden 
immer betont — ich begrüße, daß der Herr Staatsse-
kretär endlich eintrifft — , welch positive Haltung sie 
zur einer Erweiterung der demokratischen Rechte des 
Europäischen Parlamentes einnimmt. Die Praxis, die 
sie anwendet, sieht aber anders aus. 

(Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Sonntagsreden, 
zu spät handeln, noch später handeln!)  

Wir stehen an einem wichtigen Zeitpunkt, Herr 
Staatssekretär. Wie Sie als Parlamentarier wissen, 
sind wichtige Vorhaben, die man zur Mitte einer 
Wahlperiode nicht auf die Reihe bekommt, bis zum 
Ende der Wahlperiode nicht mehr durchzubekom-
men. Für das Europäische Parlament ist zur Zeit die 
Mitte der Wahlperiode angebrochen. 1989 wurde ge-
wählt; 1994 läuft die Wahlperiode aus. Deshalb ist 
ungeheuer wichtig, was jetzt zustande gebracht 
wird. 

Zum anderen ist der jetzige Zeitpunkt deshalb un-
geheuer wichtig, weil das Europäische Parlament der 
Einberufung von Regierungskonferenzen zuge-
stimmt hat und weil sich diese Regierungskonferen-
zen zur Zeit damit beschäftigen, wie es mit Europa 
weitergehen soll. 

Die Bundesregierung muß in diesen Regierungs-
konferenzen nun Farbe bekennen. Sie hat noch ein 
europafreundliches Image. Ich darf beispielsweise aus 
dem „Handelsblatt" vom 11. März zitieren. Da heißt 
es: 

Bundeskanzler Helmut Kohl hat schon recht früh-
zeitig angemerkt, daß man den europäischen 
Bürgern 1994 bei der nächsten Direktwahl des 
Europaparlaments nicht noch einmal einen Ur-
nengang zumuten könne zugunsten einer Ver-
sammlung, die nicht viel zu sagen hat. Ferner ließ 
sich der Bonner Kanzler auch häufig mit der Be-
merkung vernehmen, wenn die Stunde der Wahr-
heit in der Europäischen Gemeinschaft nahe, Ent-
scheidungen also anstünden über die Übertra-
gung weiterer nationaler Souveränitäten auf die 
Gemeinschaftsebene, hätten ganz andere als die 
Deutschen ihre Probleme. 

Also, die Bösen sind die anderen. 

(Irmer [FDP]: Der Kanzler hat hier wie mei

-

stens recht! — Gegenruf des Abg. Dr. Küster 
[SPD]: Das ist nur scheinbar so!) 

Die Praxis aber, verehrter Herr Kollege, sieht anders 
aus. In meiner Eigenschaft als Vorsitzender des Unter-
ausschusses Europäische Fragen des Haushaltsaus-
schusses ist mir vor einigen Wochen eine Vorlage zu 
der Entschließung zur Wirtschafts- und Währungs-
union auf den Tisch gekommen. Darin heißt es: 

Aus Sicht der Bundesregierung ist am Entwurf 
des Europäischen Parlaments insbesondere eine 
Reihe von Bestimmungen, die auf eine Auswei-
tung des Gemeinschaftshaushaltes hinauslaufen, 
zu kritisieren. 

Also, in Sonntagsreden wird beschworen, daß es mit 
Europa vorangehen müsse; in der Praxis, also bei dem, 
was man national zugestehen will, wird jedoch ge-
mauert. Ich zitiere aus der Stellungnahme: 

Die beabsichtigte Kompetenzausdehnung, insbe-
sondere das Recht zur Schaffung weiterer Eigen-
mittel, stoße jedoch auf die Ablehnung der Bun-
desregierung. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

Herr Staatssekretär, ich denke, wir alle, meine sehr 
verehrten Damen und Herren, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, sind gefordert, zu diesem Zeitpunkt unsere 
aus verständlichen Gründen erfolgende Fixierung auf 
die große Herausforderung in Ostdeutschland nicht 
ausschließlich zu betreiben und den Blick für Europa 
dabei nicht zu vergessen. 

Es ist notwendig, daß wir uns mehr als bisher mit 
den Vorlagen des Europäischen Parlaments beschäf-
tigen. Angesichts der dicken Papiere, die oftmals Zen-
timeterstärke und viele hundert Seiten umfassen, und 
angesichts der hiesigen Praxis, alles in Fachgremien 
nur kästchenweise und sektoral zu betrachten, verlie-
ren wir alle hier den Überblick über das, was sich auf 
der europäischen Bühne tatsächlich tut. 

Das geht hin bis zu der Forderung Spaniens, eine 
Wirtschafts- und Währungsunion dürfe auf europäi-
scher Ebene nur dann eingeführt werden, wenn es 
einen europäischen Finanzausgleich gibt. Welche Bri-
sanz die Forderung nach einem europäischen Finanz-
ausgleich hat, brauche ich hier unter uns nicht weiter 
zu vertiefen. 

Ich denke — und bitte darum — , daß wir uns diese 
Aussprache zum Merkposten nehmen sollten. Wir 
müssen europäische Fragen endlich ganzheitlich se-
hen. Das ganzheitliche Sehen europäischer Fragen 
gelingt uns nur, wenn wir endlich dazu kommen, in 
diesem Hause einen Ausschuß für Europa zu bilden. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD — Irmer [FDP]: Hätten 
Sie das nicht gesagt, hätten Sie von mir Bei

-

fall bekommen!) 

Vizepräsident Hans Klein: Ich erteile das Wort dem 
Abgeordneten Dr. Conrad Schroeder. 
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Dr. Conrad Schroeder (Freiburg) (CDU/CSU): Herr 
Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Ich bedauere ebenso wie der Kollege Diller die schwa-
che Präsenz in diesem Hause. Er weiß aber genau-
sogut wie ich, daß die Kolleginnen und Kollegen, die 
mit diesen Fragen besonders befaßt sind, derzeit in 
den wichtigen Beratungen zum Bundeshaushalt sind. 
Deswegen sind wir beide hier im Wege einer Pai rings-
vereinbarung anwesend. 

Die Abgeordneten des Europäischen Parlamentes 
kämpfen derzeit um eine verstärkte Haushaltskon-
trolle — ein Herzstück des Parlamentarismus, für den 
Deutschen Bundestag von Anfang an eine Selbstver-
ständlichkeit. 

Das Etatrecht wird als Königsrecht eines jeden Par-
laments bezeichnet. Die effektive und kontinuierliche 
Überwachung der Einhaltung der Haushaltsbeschlüs-
se des Parlaments durch die jeweilige Exekutive, im 
europäischen Recht also durch Rat, Kommission und 
die europäische Verwaltung, gehört mit zu diesem 
Königsrecht. Ein Haushaltsrecht der Legislative ohne 
wirksame parlamentarische Kontrolle bleibt ein 
stumpfes Schwert. Ich glaube, Herr Kollege Diller, 
darin sind wir uns völlig einig. Wo es nichts zu streiten 
gibt, soll man auch nicht unbedingt streiten. 

Deshalb ist es nur folgerichtig, daß das Europäische 
Parlament mit der vom Kollegen Diller erwähnten 
Entschließung vom 22. November 1990 ausdrücklich 
und nachhaltig anmahnt, daß alsbald ein solches 
Haushaltskontrollsystem eingeführt wird. 

Meine Fraktion unterstützt nachdrücklich alle Vor-
schläge, durch die ein bestehendes Demokratiedefizit 
in der Europäischen Gemeinschaft abgebaut wird. 
Wir befinden uns damit, Herr Kollege Diller, auch in 
Übereinstimmung mit der Bundesregierung. Ich 
glaube, daß es zwischen der Auffassung der Fraktio-
nen und der Auffassung der Bundesregierung hier 
keinerlei Unterschiede gibt. 

(Beifall des Abg. Irmer [FDP]) 

Ich möchte auch darauf hinweisen, daß wir uns in 
diesem Punkt auch mit der Christlich-Demokrati-
schen Europäischen Volkspartei in Übereinstimmung 
finden, die auf ihrem letzten Kongreß in Dublin eine 
globale Überprüfung der geltenden Finanzbestim-
mung im Blick auf die politische Union Europas gefor-
dert hat. 

Der entscheidende Durchbruch auf dem Weg zu 
einer politischen Union in Europa wird erst erzielt 
werden, wenn das Europäische Parlament von den 
340 Millionen Gemeinschaftsbürgern als echter Sou-
verän empfunden wird, als Souverän, der in der Ge-
setzgebung und in der Kontrolle der europäischen 
Exekutive das wirkliche Sagen hat. 

Die Stellung des Europäischen Parlamentes muß 
spätestens — ich hoffe, darin besteht Übereinstim-
mung hier in diesem Hause — bis zu den nächsten 
Europawahlen sichtbar verstärkt werden; sonst kön-
nen wir uns alle auf ein Debakel und auf ein großes 
Desinteresse der Wahlbürger in Europa vorbereiten. 

Derzeit blickt alles auf den Europäischen Binnen-
markt zum 1. Januar 1993. Je näher dieses Datum 
rückt, desto mehr wird bewußt, daß für ein reibungs-
loses Funktionieren dieses größten Binnenmarktes 

der Welt viele Hausaufgaben im nationalen und im 
europäischen Bereich noch zu erledigen sind. Die 
Schwierigkeiten bei der Harmonisierung der Mehr-
wertsteuer und der Verbrauchsteuern sind nur eines 
von vielen Beispielen, wo noch dringend Hausaufga-
ben zu erledigen sind. 

(Dr. Meyer [Ulm] [SPD]: Die Bundesregie

-

rung weiß ja schon, wo harmonisiert wird: 
bei der Mehrwertsteuer!) 

— Ja, Herr Kollege Professor Meyer, wir wissen das. 
Nur wissen leider nicht alle europäischen Partner, wie 
zu harmonisieren ist. 

Auch die Reform der Unternehmensbesteuerung 
für deutsche Unternehmen ist durch die gleichzeitige 
Herausforderung großer Aufbauaufgaben in den 
neuen östlichen Bundesländern und in ehemaligen 
Ostblockstaaten Osteuropas nicht leichter gewor-
den. 

Dabei kann der Binnenmarkt — ich glaube, Herr 
Kollege Diller, auch da sind wir uns einig — zum 1. Ja-
nuar 1993 nicht der letzte Schritt bleiben. Die lange 
problematisierte Wirtschafts- und Währungsunion 
muß nach unserer Auffassung ebenfalls in den näch-
sten Jahren kommen. 

(Beifall des Abg. Irmer [FDP]) 

Diese Währungsunion ist wichtig und richtig, wenn 
sie durch eine europäische Zentralbank begleitet 
wird, die eine der Deutschen Bundesbank vergleich-
bare Unabhängigkeit von den Regierungen hat. 

(Irmer [FDP]: Auch das ist richtig!) 

Angesichts des weiteren politischen, rechtlichen 
und finanziellen Ausbaus der Europäischen Gemein-
schaft hat die Kontrollkompetenz des Europäischen 
Parlaments im Rahmen der europäischen Finanzver-
fassung einen zunehmend größeren Stellenwert. Die 
Kompetenz des Deutschen Bundestages nach der 
Finanzverfassung des Grundgesetzes und die Mög-
lichkeit der Haushaltskontrolle durch den Bundestag 
sind ein Standard, der auch für das Europäische Par-
lament im Interesse der demokratischen Transparenz 
im Gemeinschaftsrecht alsbald verankert werden 
muß. 

Das Recht auf lückenlose Information des Europäi-
schen Parlaments durch die Exekutive, eine wirksame 
Haushaltskontrolle unter Einschaltung des Europäi-
schen Rechnungshofes, wo wir — aus Erfahrung — auf 
die besondere Sachkunde unseres langjährigen Kolle-
gen, ehemaligen Vorsitzenden des Rechnungsprü-
fungsausschusses und jetzigen Vizepräsidenten des 
Europäischen Rechnungshofes, des Kollegen Bern-
hard Friedmann, den wir alle in sehr guter Erinnerung 
haben, voll vertrauen können, und schließlich das In-
strumentarium einer Entlastung der Kommission, des 
Rates und der europäischen Verwaltung durch das 
Europäische Parlament im Gemeinschaftsrecht müs-
sen eine demokratische Selbstverständlichkeit wer-
den. Eine aus der parlamentarischen Verantwortung 
abgehobene, selbstherrliche europäische Exekutive 
kann und darf es nicht geben. 

(Beifall des Abg. Irmer [FDP] und des Abg. 
Dr. Meyer [Ulm] [SPD]) 
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Im Ergebnis stimme ich den Kolleginnen und Kolle-
gen in Straßburg voll zu, daß es nicht sein kann, daß 
mit der Schaffung der Politischen, der Wirtschafts- 
und Währungsunion dem Ministerrat und der Kom-
mission immer weitere, bedeutende, ausgabenträch-
tige Kompetenzen zuwachsen, während auf dem Feld 
der parlamentarischen Kontrolle alles beim alten 
bleibt. 

(Beifall des Abg. Kraus [CDU/CSU], des Abg. 
Irmer [FDP] und des Abg. Diller [SPD] — 
Wiefelspütz [SPD]: Von rechts und links Bei

-

fall? — Gegenruf des Abg. Irmer [FDP]: Ju

-

bel!) 
— Ja. Ich glaube, ich habe vorhin gesagt: Wo kein 
Streit ist, soll man ihn nicht unbedingt suchen. 

(Wiefelspütz [SPD]: Hervorragend! Dem 
stimme ich uneingeschränkt zu! — Dr. Kü

-

ster [SPD]: Das Wort kann man öfters benut

-

zen!) 
— Ja, das ist dann auch zitierfähig. 

(Wiefelspütz [SPD]: Es wird sogar gedruckt, 
was Sie sagen!) 

Meine Fraktion — — 

(Zuruf von der SPD: Wo ist denn Ihre Frak

-

tion?) 
—Meine Fraktion ist im Augenblick in den wichtigen 
Beratungen im Haushaltsausschuß, wo wir — der Kol-
lege Diller und ich — uns nachher auch wieder hinbe-
geben müssen. 

Meine Fraktion steht deshalb in Solidarität zu den 
Forderungen des Europäischen Parlaments, und das 
nicht nur in Sonntagsreden. 

(Dr. Meyer [Ulm] [SPD]: Denn donnerstags 
ist sie abwesend!) 

Ich begrüße den Konsens, Kollege Diller. Wir begrü-
ßen eine Verstärkung der parlamentarischen Haus-
haltskontrolle in Europa. 

(Beifall des Abg. Wiefelspütz [SPD]) 
Einzelheiten, Herr Kollege Diller, wie die Forderung 
des Europäischen Parlaments nach einer Haushalts-
kontrolle auch gegenüber den nationalen Regierun-
gen, soweit sie dezentralisierte gemeinschaftliche Be-
fugnisse ausüben, müssen wir in den Ausschüssen 
noch eingehender beraten. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Diller? 

Dr. Conrad Schroeder (Freiburg) (CDU/CSU): Ja, 
bitte schön. 

Karl Diller (SPD): Herr Kollege, Dr. Schroeder, gilt 
dieser Konsens auch für meine Forderung nach der 
Bildung eines Europaausschusses beim Deutschen 
Bundestag? 

(Fuchs [Verl] [SPD]: Gute Frage! — Wiefels

-

pütz [SPD]: Sehr gute Frage!) 

Dr. Conrad Schroeder (Freiburg) (CDU/CSU): Ich 
unterstütze voll und aus Überzeugung die Einrichtung 
eines Europaausschusses, damit wir gemeinsam auch  

in Fragen der europäischen Einigung weiterkom-
men. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Schroeder, 
sind Sie bereit, eine weitere Zwischenfrage des Kolle-
gen Hoyer zu beantworten? — Bitte. 

Dr. Werner Hoyer (FDP): Gehe ich recht in der An-
nahme, Herr Kollege, daß sich das gegebenenfalls 
auch auf die gerade im Hinblick auf Europa so wich-
tigen Aufgaben eines Kulturaussschusses beziehen 
würde? 

(Heiterkeit bei der SPD — Beifall des Abg. 
Irmer [FDP] und des Abg. Wiefelspütz [SPD] 
— Zuruf von der SPD: Dem kann ich wohl 

zustimmen!) 

Dr. Conrad Schroeder (Freiburg) (CDU/CSU): 
Diese Frage muß in unserer Fraktion noch eingehen-
der beraten werden. Aber auch hier habe ich eine 
deutliche Sympathie für die Einrichtung eines Kultur-
ausschusses. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Hoyer [FDP]: 
Danke! — Dr. Küster [SPD]: Eine wohlwol

-

lende liberale Haltung!) 
Ich komme zum Schluß. Unstreitig scheint hier in 

der ganzen Breite des Hauses das Kernanliegen zu 
sein, daß das Europäische Parlament besser heute als 
morgen das Recht einer Haushaltskontrolle erhalten 
muß, das für nationale Parlamente seit langem eine 
demokratische Selbstverständlichkeit ist. 

Wir werden der Überweisung an die Ausschüsse 
zustimmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Vizepräsident Hans Klein: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Ulrich Briefs. 

Dr. Ulrich Briefs (PDS/Linke Liste): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Vorweg: Wir, die PDS/ 
Linke Liste, unterstützen die Forderungen des Euro-
päischen Parlaments nach Kontrolle der europäischen 
Haushalte und der mit ihnen arbeitenden europäi-
schen Haushalte und der mit ihnen arbeitenden euro-
päischen Bürokratien. Aber die vorliegende Ent-
schließung zur Verstärkung der Befugnisse des Euro-
päischen Parlaments im Bereich der Haushaltskon-
trolle zeigt vor allem auch eines: Europa ist nach wie 
vor ein Torso, ein Gebilde ohne Arme und Beine. Das 
Europäische Parlament, immerhin der gewählte Aus-
druck der Volkssouveränität, tritt mit dieser Entschlie-
ßung geradezu als Bittsteller auf. Es zeigt damit, wie 
wenig wirkliche Befugnisse es im vierten Jahrzehnt 
des europäischen Einigungsprozesses immer noch 
hat. 

Daß das so ist, liegt daran, daß Europa nach wie vor 
ein Europa der Nationalstaaten und des Kapitals ist. 
Es ist eben nicht ein Europa, das von einer formalde-
mokratisch gewählten Instanz, dem Parlament, ge-
lenkt und kontrolliert wird. Nun ist das natürlich im 
nationalen Rahmen auch bei weitem nicht so; das wis-
sen wir. Zu kontrollieren und zu lenken — das wissen 
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wir aus ganz anderen Zusammenhängen — ist das 
Vorrecht ganz anderer, weniger anderer, nämlich der 
nationalen Regierungen und Staaten und der großen 
internationalen Konzerne. 

Das zugleich elementare und vornehmste Recht, 
das sich der bürgerliche Parlamentarismus zu Anfang 
seiner Geschichte erkämpft hat, das Recht der Haus-
haltskontrolle, ist, wie die Entschließung selbst sagt — 
auch das sagt etwas — , für das Europäische Parlament 
nach wie vor nicht gegeben bzw. defizitär. 

Fast rührend muten da die Beschlüsse des Europäi-
schen Parlaments zur demokratischen Transparenz 
und zum Recht auf Information an, als ob es diese 
Transparenz und dieses Recht wirklich in irgendei-
nem der zur EG gehörden Länder gäbe, als ob nicht 
z. B. in den Betrieben, im Kern der Gesellschaft nach 
wie vor der alte Satz Gültigkeit hätte: Es gibt Lügen, 
infame Lügen und Bilanzen. Die Bilanzrichtlinie der 
EG, inzwischen Gesetz und Praxis auch in der Bun-
desrepublik geworden, hat daran nichts geändert. 

Oder was bedeutet es, daß dieses Europäische Par-
lament in seiner Entschließung, die an vielen Punkten 
inhaltlich sachlich richtig und berechtigt ist, keinen 
Druck entwickelt? Auf diesem Wege, mit dieser Stra-
tegie des Bittens, so muß man schließen, wird ein 
Europa der Völker und der Menschen nie entste-
hen. 

Auch hier ist es offenbar so, daß es des Drucks der 
Menschen bedarf — gerade gegenüber den verkru-
steten bürokratischen Institutionen der Europäischen 
Gemeinschaft — , um das Europa zu schaffen, das sich 
viele Menschen in der Nachkriegszeit erträumt ha-
ben: ein menschliches, transparentes, bürgernahes, 
bürgerfreundliches, ökonomisch und militärisch nicht 
aggressives Europa, ein Europa, das offen ist für die 
Welt und die Menschen, die außerhalb Europas leben. 
Eine europäische Initiative von unten, eine Initiative 
geradezu in Fortsetzung der Initiative von unten, die 
die verkrusteten Verhältnisse im Osten Europas auf-
gebrochen hat, muß dafür her. Dann stellt sich die 
Frage neuer, ausgeweiteter Befugnisse für das Euro-
päische Parlament gegenüber dem Packeis von Kapi-
talinteressen und Europabürokratie auch in einem 
ganz anderen Licht, dem Licht wirk licher Demokra-
tie. 

Ich danke. 
(Beifall bei der PDS/Linke Liste) 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Ulrich Ir-
mer, Sie haben das Wo rt . 

Ulrich Irmer (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Die Entschließung des 
Europäischen Parlaments, über die wir heute hier 
sprechen, trägt einen abschreckenden Titel. Sie ist in 
einer furchterregenden Sprache abgefaßt. 

(Dr. Schroeder [Freiburg] [CDU/CSU]: Das 
kann man sagen! — Wiefelspütz [SPD]: In 

der Tat!) 
Eurowelsch" nenne ich das. „Eurowelsch" ist die 

inoffizielle, aber alles beherrschende zehnte Amts-
sprache der Europäischen Gemeinschaft, und das in  

allen neun Sprachen. Wir reden hier über Haushalts-
kontrolle; wir sollten gelegentlich auch über Sprach-
kontrolle reden, vielleicht im Zusammenhang mit ei-
ner Debatte über Kultur oder auch über Bürgernähe 
und Europaverdrossenheit. 

Unter der Haushaltskontrolle stellt sich ein unbe-
fangener Mensch so etwas vor wie Rechnungsprü-
fung, er denkt an Ärmelschoner, an Buchhalternasen, 
an Additionskolonnen, an Reisekostenrichtlinien und 
ähnlich nervenzerfetzende klassische Spannungsträ-
ger. 

(Zuruf von der SPD: Wir sind im 20. Jahrhun

-

dert!) 

Unter diesem Aspekt, meine Damen und Herren, 
wundert es mich, daß überhaupt noch so viele Kolle-
gen hier sind. 

(Zuruf von der SPD: Weil wir auf Sie gewartet 
haben, Herr Irmer!) 

Das Plenum ist heute wieder ein Vakuum. Aber, die-
jenigen, die hier sind, haben inzwischen wahrschein-
lich gemerkt, daß es sich hierbei um eine überaus 
spannende Materie handelt. Haushaltskontrolle ist in 
der Tat eine der brisantesten, spannendsten und vor 
allem politischsten Angelegenheiten der gesamten 
Europapolitik. 

(Wiefelspütz [SPD]: Deswegen reden auch 
Sie darüber!) 

— Lieber Herr Kollege Wiefelspütz, vielen Dank für 
das Kompliment. Das geht mir natürlich runter wie 
Öl. 

Zum einen geht es ums Geld; das ist ganz klar. 
Haushaltsdisziplin, die eng mit Haushaltskontrolle zu-
sammenhängt, ist ein allseits anerkannter, aber natür-
lich immer wieder neu in die Tat umzusetzender 
Grundsatz der Gemeinschaftspolitik. 

Aber auch in einer zweiten Hinsicht geht es um 
Geld. Die niederländische Regierung, die im zweiten 
Halbjahr 1991 turnusgemäß die Präsidentschaft in der 
EG übernehmen wird, hat angekündigt, daß sie sich 
als einen der wichtigsten Punkte ihres Programms 
vorgenommen hat, den aberwitzigen Betrügereien in 
der Gemeinschaft zu Leibe zu rücken. Jahr für Jahr 
werden dem Gemeinschaftshaushalt Milliardenbe-
träge durch Betrügereien entzogen; wohlgemerkt: 
nicht in Lire, sondern in ECU. 

Meine Damen und Herren, auf diesem Gebiet gibt 
es natürlich jede Menge Anekdoten. Ich will gar nicht 
erwähnen, daß es vielfach so gewesen ist, daß nach 
den Abrechnungen über Oliven in Italien in einem 
Jahr mehr Oliven hätten geerntet werden müssen, als 
in drei Jahren gewachsen sind. 

Ich will noch eine andere wirklich lustige Ge-
schichte erzählen. Es gab beim Export von lebendem 
Vieh von Irland nach Nordirland bzw. umgekehrt 
— das weiß ich jetzt nicht mehr ganz genau — Erstat-
tungen. Das lief so: Bei Tag wurden die Rindviecher 
offiziell über die Grenze gebracht; da wurden die Er-
stattungen kassiert. Bei Nacht und Nebel wurden die-
selben Viecher schwarz über die grüne Grenze wieder 
zurückgebracht. Am nächsten Tag wurden offiziell 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode — 18. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 21. März 1991 	1101 

Ulrich Irmer 
dieselben Viecher über die Grenze transportiert, und 
es werden erneut Erstattungen kassiert. 

(Wiefelspütz [SPD]: Unerhört! — Schwarz
-vieh!) 

Jetzt kommt erst der Clou, meine Damen und Her-
ren. Die Iren sind ja als Tierfreunde bekannt. Norma-
lerweise erfolgte die Kontrolle nur durch einen Stem-
pel. Niemand hat mehr nachgeschaut. Als einmal ein 
Grenzbeamter nachgeschaut hat, hat er festgestellt, 
daß auf dem Planwagen ein Tonband installiert war, 
das das Scharren und Muhen wiedergab. Die Tiere 
blieben also zu Hause — sehr liebenswert, sehr 
menschlich — , und es wurde nur die gewinnträchtige 
Geräuschkulisse an der Grenze produziert. 

(Dr. Schroeder 	[Freiburg] 	[CDU/CSU]: 
Hochtechnologie!) 

Meine Damen und Herren, hiervon abgesehen sage 
ich jetzt in allem Ernst: Es werden dem Gemein-
schaftshaushalt durch Betrügereien mehr Mittel ent-
zogen, als die Drogenmafia auf der ganzen Welt ver-
dient. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Das ist vielleicht etwas übertrieben; so sagt es die nie-
derländische Regierung. Es sind immense Beträge, 
die hier dem Steuerzahler vorenthalten werden. 

Meine Damen und Herren, viel wichtiger als die 
Geldangelegenheiten ist bei der Haushaltskontrolle 
des Europäischen Parlaments der politische Aspekt, 
weil Haushaltskontrolle nämlich eines der wenigen, 
wirklich wirksamen Elemente der politischen Er-
folgskontrolle ist. 

Die Kommission versucht immer wieder, die Haus-
haltspolitiken, die vom Parlament in den Haushalts-
beschlüssen formuliert werden, dadurch zu unterlau-
fen, daß sie den Haushalt einfach ignoriert und ver-
langt, es müsse noch eine zusätzliche Rechtsverord-
nung her, die dann nicht zustande kommt, weil sich 
der Rat nicht einigen kann. Dadurch sind neu formu-
lierte, durch das Parlament neu ins Leben gerufene 
Politiken boykottiert worden oder nicht richtig zum 
Zuge gekommen. Hier hat der Haushaltskontrollaus-
schuß eigentlich die Aufgabe, das nachzuvollziehen, 
das zu kontrollieren, ob die Politik, wie vom Parlament 
beschlossen, auch in die Tat umgesetzt wird. Das ist 
ein scharfes Schwert. Der Haushaltskontrollausschuß 
hat das in der Vergangenheit außerordentlich wirk-
sam angewandt. 

Ich möchte hier eines Mannes gedenken, der jahre-
lang Vorsitzender des Haushaltskontrollausschusses 
in Brüssel und Straßburg war, leider viel zu früh ver-
storben ist: Heinrich Aigner. Er ist als Vater des Euro-
päischen Rechnungshofes in die EG-Geschichte ein-
gegangen und hat die politische Funktion der Haus-
haltskontrolle ganz entscheidend weiterentwickelt. 
Darauf kommt es an, dies weiterzuführen, dies weiter-
zuentwickeln. 

Wir fordern die Bundesregierung in aller Form auf, 
das zu unterstützen, was hier vom Europäischen Par-
lament vorgeschlagen wird. Natürlich ist die Haus-
haltskontrolle nur ein Teil der Behebung des Demo-
kratiedefizits, die wir alle wollen. Das Demokratiede-
fizit muß auch auf andere Weise behoben werden,  

aber dies ist ein gar nicht unwesentlicher Teil dieses 
Versuchs. Alle haben Recht, die sagen: Wir können es 
uns nicht leisten, 1994 wieder ein Europäisches Parla-
ment zu wählen, das keine Rechte, keine Befugnisse 
hat. 

Ich sage hier noch einmal: Würde die Europäische 
Gemeinschaft, die von Beitrittskandidaten demokrati-
sche innere Strukturen verlangt, bei sich selbst einen 
Antrag auf Mitgliedschaft stellen, der Antrag müßte 
wegen undemokratischer Umtriebe des Kandidaten 
abgelehnt werden. 

(Beifall bei der FDP) 

Dies alles muß sich ändern. Die Bundesregierung muß 
bei den Regierungskonferenzen hier ganz hart, ganz 
standhaft bleiben. Wir werden es nicht dulden, wenn 
sie hier klein beigibt. Wir hoffen das nicht, wir haben 
Vertrauen zur Bundesregierung, daß sie dies tun wird, 
aber sie braucht natürlich auch von Zeit zu Zeit Er-
munterung. Diese Debatte sollte mit dazu beitragen, 
daß ihr diese Ermunterung zuteil wird. 

(Dr. Küster [SPD]: Und sie braucht einen Eu

-

ropaausschuß!) 

Insoweit wünsche ich der Bundesregierung viel Erfolg 
bei den Verhandlungen. 

Danke schön. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsident Hans Klein: Meine Damen und Her-
ren, ich schließe die Aussprache. 

Der Ältestenrat schlägt Überweisung der Vorlage 
auf Drucksache 11/8541 an die in der Tagesordnung 
aufgeführten Ausschüsse vor. Sind Sie damit einver-
standen? — Dies ist der Fall. Dann ist die Überweisung 
so beschlossen. 

Meine Damen und Herren, wir treten in die Mittags-
pause ein. Die Sitzung wird um 14 Uhr mit der Frage-
stunde fortgesetzt. 

Ich unterbreche die Sitzung. 

(Unterbrechung von 12.49 Uhr bis 
14.00 Uhr) 

Vizepräsident Hans Klein: Wir setzen die unterbro-
chene Sitzung mit Tagesordnungspunkt 2 fort: 

Fragestunde 
— Drucksache 12/266 — 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Gesundheit auf. Frau Parlamentarische Staatsse-
kretärin Dr. Sabine Bergmann-Pohl ist zur Beantwor-
tung der Fragen erschienen. 

Ich rufe die Frage 33 der Abgeordneten Regina 
Schmidt-Zadel auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die bewährten Struk-
turen der Suchtkrankenhilfe in der ehemaligen DDR wegen 
Finanzierungsschwierigkeiten vor dem Aus stehen? 

Frau Staatssekretärin, Sie haben das Wort. 

Dr. Sabine Bergmann-Pohl, Parl. Staatssekretär 
beim Bundesminister für Gesundheit: Frau Kollegin 
Schmidt-Zadel, ich möchte Ihre beiden Fragen, wenn 
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Sie das gestatten, gerne im Zusammenhang beant-
worten. 

(Schmidt-Zadel [SPD]: Ich bin damit einver

-

standen!) 

Vizepräsident Hans Klein: Dann rufe ich auch die 
Frage 34 der Abgeordneten Schmidt-Zadel auf: 

Falls ja, was gedenkt die Bundesregierung dagegen zu tun, 
denn es erscheint doch geradezu widersinnig, wenn die .Exper-
tenkommission der Bundesregierung zur Reform der Versor-
gung im psychiatrischen Bereich" die Empfehlung herausgibt, 
ein ähnliches Netz wohnortnaher und ambulanter Hilfsange-
bote in den alten Bundesländern aufzubauen? 

Dr. Sabine Bergmann-Pohl, Parl. Staatssekretär: 
Das Beratungs- und Behandlungssystem auf dem Ge-
biet der ehemaligen DDR war inhaltlich im wesentli-
chen auf Alkohol- und Medikamentenabhängigkeit 
konzentriert. Es muß in ein Beratungs- und Behand-
lungssystem transformiert werden, das perspektivisch 
auch die drohende oder gegebene Abhängigkeit von 
illegalen Drogen einbezieht. Die damit verbundene 
primäre Verantwortlichkeit der Gemeinden und Län-
der auf diesem Gebiet muß sich erst noch entfalten 
und dabei bewährte Ansätze aufgreifen. 

Nach der Verordnung über den öffentlichen Ge-
sundheitsdienst in den Landkreisen und kreisfreien 
Städten vom 8. August 1990 gehört die Suchtkranken-
hilfe zu den Pflichtaufgaben der Gesundheitsämter. 
Die Kommunen sollten darüber hinaus den freien 
Wohlfahrtsverbänden die Möglichkeit eröffnen, hier 
wirksam zu werden. Prinzipiell ist es Aufgabe der 
Kommune und nicht des Bundes, bestehende Bera-
tungsstellen für Suchtkranke zu finanzieren, um Lük-
ken in der Betreuung nicht entstehen zu lassen. Das 
Ausmaß dieser Ausgabenerfüllung ist jedoch nicht 
zuletzt von der finanziellen Ausstattung der Kommu-
nen abhängig. Vor diesem Hintergrund sind Umstel-
lungs- bzw. Anlaufprobleme in lokal unterschiedli-
chem Gepräge bekannt. 

Einen wichtigen Beitrag zur Lösung dieser Um-
strukturierung sieht unter anderem das Gemein-
schaftswerk Aufschwung-Ost vor. Dort sind insge-
samt 5,2 Milliarden DM zusätzlich für Arbeitsbeschaf-
fungsmaßnahmen bereitgestellt, mit denen unter an-
derem auch die nicht von den Krankenkassen getra-
genen Dienste der Polikliniken, die bisher unter ande-
rem auch die Suchtkrankenhilfe wahrgenommen ha-
ben, übergangsweise finanziert werden können. 

Es erscheint der Bundesregierung zunächst vor al-
lem wichtig, eine wirksame Präventionsanstrengung 
gegenüber dem drohenden vermehrten Angebot ille-
galer Drogen zu entwickeln. Sie kann diesen Ansatz 
auf dem Weg der Modellförderung verfolgen und hat 
im Bundeshaushalt entsprechende Mittel vorgesehen. 
Sie gelten vor allem der Ausweitung des 1990 ange-
laufenen Modellprogramms „Mobile Drogenpräven-
tion" auf die neuen Bundesländer. Gleichermaßen ist 
ein bedarfsgerechtes Beratungs- und Behandlungsan-
gebot aufzubauen, das einerseits vorhandene be-
währte Bestände auf dem Gebiet der ehemaligen DDR 
zu integrieren versucht und andererseits Erfahrungen 
der alten Bundesländer mit i llegalen Drogen einbe-
zieht. Die Bundesregierung plant deshalb in Koopera-
tion mit den neuen Bundesländern, ein Programm 
„Modellberatungsstellen in den neuen Bundeslän-

dern" noch in diesem Jahr zu starten. Die Bereitstel-
lung entsprechender Mittel im Bundeshaushalt 1991 
ist vorgesehen. 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Kollegin, eine Zu-
satzfrage. 

Regina Schmidt-Zadel (SPD): Frau Staatssekretär, 
Ihnen ist sicher bekannt, daß — bedingt durch die 
wirtschaftlich schwierige Situation in den fünf neuen 
Bundesländern — die Zahl der Alkoholkranken, der 
Suchtabhängigen und der Drogenabhängigen steigt. 
Ich denke, es ist Soforthilfe erforderlich. Was gedenkt 
die Bundesregierung da unmittelbar zu tun? 

Dr. Sabine Bergmann-Pohl, Parl. Staatssekretär: Ich 
habe bereits ausgeführt, daß das einmal im Rahmen 
der AB-Maßnahmen möglich ist. Zum anderen sind 
auch Bundesmittel im Haushalt vorgesehen, um die-
ses System der Alkohol- und Drogenberatung zu er-
halten bzw. aufzubauen. 

Vizepräsident Hans Klein: Eine weitere Zusatz-
frage. 

Regina Schmidt-Zadel (SPD): Ihnen ist sicher be-
kannt, daß zur Suchtberatung fachlich versierte Kräfte 
gehören. Glauben Sie, daß Sie mit dem ABM-Pro-
gramm, das sicher einige Schwierigkeiten beheben 
hilft, diese schwierige Aufgabe bewerkstelligen kön-
nen, und wann gedenken Sie zu beginnen? 

Dr. Sabine Bergmann-Pohl, Parl. Staatssekretär: Es 
ist sicherlich nur vorübergehend bzw. kurzfristig mög-
lich. Auf der anderen Seite haben wir bereits beste-
hende Beratungsstellen gehabt, in denen Fachärzte 
zur Verfügung standen. Hier können natürlich, da es 
ein Behandlungssystem ist, mit den Krankenkassen 
gesonderte Verträge geschlossen werden. 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Schmidt-Zadel, Sie 
haben noch zwei Zusatzfragen. 

Regina Schmidt-Zadel (SPD): Ihnen ist sicher be-
kannt, daß der Hauptgeschäftsführer der Stelle gegen 
die Suchtgefahren davor gewarnt hat, daß in der DDR 
das bewährte System zusammenbricht. Ich habe das 
auch hier gesagt. Was gedenken Sie dagegen unmit-
telbar zu tun? Ihre Antwort hat mir nicht ausge-
reicht. 

Dr. Sabine Bergmann-Pohl, Parl. Staatssekretär: 
Frau Schmidt-Zadel, ich werde mich persönlich ge-
nauestens informieren, wo Defekte eingetreten sind, 
und werde mich dafür verwenden, daß diese Defekte 
ausgeglichen werden. 

Vizepräsident Hans Klein: Weitere Zusatzfrage. 

Gabriele Iwersen (SPD): Frau Staatssekretärin, das 
Mittel ABM hat den großen Nachteil, daß immer nur 
zeitlich sehr begrenzte Arbeitsverträge abgeschlossen 
werden können. Das spricht eigentlich dagegen, in 
der Suchtberatung AB-Stellen einzurichten; denn in 
dem Augenblick, wo eine Vertrauensbasis zwischen 
den zu Beratenden und dem Berater entstanden 
ist — — 
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Vizepräsident Hans Klein: Verzeihen Sie, Frau Kol-
legin, Sie müssen hier eine Frage stellen und dürfen 
keinen Debattenbeitrag leisten. 

Gabriele Iwersen (SPD): Hat die Staatssekretärin 
einen Vorschlag, wie man, falls ABM zum Zuge 
kommt, die zeitliche Begrenzung aufheben kann? 

Dr. Sabine Bergmann-Pohl, Parl. Staatssekretär: Ich 
habe eben ausgeführt, daß im Haushalt für diese Bera-
tungsstellen eine Summe zur Verfügung gestellt 
wird. 

Vizepräsident Hans Klein: Nächste Zusatzfrage, 
Professor Meyer. 

Dr. Jürgen Meyer (Ulm) (SPD): Teilt die Bundesre-
gierung die Auffassung, daß das Strafrecht als Instru-
ment zur Bekämpfung des Drogenmißbrauchs weit-
gehend versagt hat und daß deshalb im Sinne der 
Frage der Kollegin Schmidt-Zadel verstärkt Vorbeu-
gung und Therapie an die Stelle von Strafe zu setzen 
sind? 

Dr. Sabine Bergmann-Pohl, Parl. Staatssekretär: 
Die Bundesregierung ist der Meinung, daß Vorbeu-
gung/Prävention auf alle Fälle das wirksamste und 
beste Mittel ist, um Alkohol- und Drogenmißbrauch 
zu vermeiden. 

Vizepräsident Hans Klein: Gibt es aus dem Kreis der 
Kollegen weitere Zusatzfragen? — Das ist nicht der 
Fall. Dann bedanke ich mich, Frau Parlamentarische 
Staatssekretärin. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Verkehr auf. Zur Beantwortung ist der Parlamen-
tarische Staatssekretär Gröbl erschienen. 

Für die Fragen 35 des Abgeordneten Volker Kau-
der, 36 und 37 des Abgeordneten F ritz Rudolf Körper, 
38 der Abgeordneten Claire Marienfeld und 40 der 
Abgeordneten Antje-Ma rie Steen ist um schriftliche 
Beantwortung gebeten. Die Antworten werden als 
Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 39 des Abgeordneten Manfred 
Opel auf: 

Wie sieht der Zeitplan genau aus, nach dem die Bundesregie-
rung über die Elektrifizierung der Eisenbahnstrecke Ham-
burg—Flensburg (mit Abzweig nach Kiel) zu entscheiden ge-
denkt? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Wolfgang Gröbl, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Verkehr: Herr Kollege, für die Bewertung 
dieser Strecke sind die Verkehrsprognosen und Un-
tersuchungen bei der Aufstellung des gesamtdeut-
schen Verkehrswegeplans eine wichtige Vorausset-
zung. Der Zeitplan sieht bis Ende 1991 den Abschluß 
dieser Untersuchungen vor. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Opel, ich 
vermute, Sie haben eine Zusatzfrage. 

Manfred Opel (SPD): Ja, Herr Präsident, sogar 
zwei. 

Herr Staatssekretär, wird die Bundesregierung die 
Strecke nur nach bedarfsorientierten Kriterien beur-

teilen oder, ähnlich wie das die Schweizer Eisenbah-
nen mit großem Erfolg getan haben, auch angebotso-
rientiert für den Kunden? 

Wolfgang Gröbl, Parl. Staatssekretär: Sie wissen, 
daß dies ebenfalls ein Krite rium für die Bewertung 
einer Strecke ist. Die Deutsche Bundesbahn kann im 
Rahmen ihrer eigenen Zuständigkeit diesem Krite-
rium eine stärkere oder schwächere Bedeutung zu-
messen. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Opel, zweite Zu-
satzfrage. 

Manfred Opel (SPD): Herr Präsident! Herr Staatsse-
kretär, würden Sie mir zugestehen, daß es bei der 
Streckengestaltung, insbesondere auch unter dem 
Gesichtspunkt der deutschen Einheit und der euro-
päischen Einheit, darauf ankommt, politische Prioritä-
ten zu setzen und hier insbesondere auch den sehr 
ausgeprägten Bedarf der Dänen mit ins Kalkül zu zie-
hen und deswegen diese unselige Debatte sehr 
schnell zu beenden? 

Wolfgang Gröbl, Parl. Staatssekretär: Genau dies ist 
der besondere Grund, warum wir diese Strecke nicht 
einer Einzelbetrachtung unterziehen können, son-
dern sie im Gesamtzusammenhang der Verkehrsver-
bindungen zwischen Skandinavien und Deutschland 
sehen müssen. 

Vizepräsident Hans Klein: Weitere Zusatzfrage. 

Jürgen Koppelin (FDP): Herr Staatssekretär, sind 
Sie bereit, nachzulesen, was in der Koalitonsvereinba-
rung über Elektrifizierung und umweltfreundliche Ei-
senbahn steht, und sind Sie bereit, dies auch auf 
Schleswig-Holstein zu übertragen? Sind Sie weiter 
bereit, die Resolution des schleswig-holsteinischen 
Landtages, die einstimmig gefaßt wurde, also von al-
len Parteien, zur Kenntnis zu nehmen? 

Wolfgang Gröbl, Parl. Staatssekretär: Die Koali-
tionsvereinbarung ist Grundlage der Politik der Bun-
desregierung. Dies gilt für sämtliche Passagen. 

Vizepräsident Hans Klein: Dazu weitere Zusatzfra-
gen? — Das ist nicht der Fall. 

Dann rufe ich die Frage 41 der Kollegin Elke Ferner 
auf. 

Welche Trassenführung favorisiert die Bundesregierung für 
eine Hochgeschwindigkeitsschienenstrecke zwischen Pa ris und 
dem südwestlichen Raum der Bundesrepublik Deutschland, und 
wie wirkt sich das um rund 1 Mrd. DM geringere Investitions-
volumen von 450 Mio. DM auf die Trassenführung und die mög-
liche Geschwindigkeit auf der Trasse Lothringen—Saarbrücken-
Kaiserslautern—Mannheim aus? 

Herr Staatssekretär, Sie haben das Wort zur Beant-
wortung. 

Wolfgang Gröbl, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, 
die Bundesregierung und die Deutsche Bundesbahn 
haben zusammen mit der französischen Seite eine 
Reihe von Trassenvarianten zwischen Paris und Süd-
westdeutschland untersucht, darunter auch eine Neu-
bauverbindung des TGV Est zur Strecke Metz-Saar-
brücken und einen Ausbau der Strecke Saarbrücken-
Ludwigshafen-Mannheim. 
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Parl. Staatssekretär Wolfgang Gröbl 

Der deutsche Streckenteil Saarbrücken-Mannheim, 
auf 200 km pro Stunde ausgelegt, würde bei einem 
Neubau Hochspeyer-Neustadt a. d. Weinstraße mit 
Pfalztunnel 1,5 Milliarden DM, ohne Tunnel 450 Mil-
lionen DM kosten. Der Ausbau mit Pfalztunnel bringt 
Zeiteinsparungen zwischen Saarbrücken und Mann-
heim von 28 Minuten, ohne Tunnel von 21 Minuten. 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Kollegin, Zusatz-
frage. 

Elke Ferner (SPD): Es war die ganze Zeit aus der 
Presse zu entnehmen, daß die von Ihnen genannten 
1,5 Milliarden DM auf 450 Millionen DM reduziert 
worden sind. Beabsichtigt die Bundesregierung jetzt, 
nur die, sage ich einmal, langsamere Va riante zu rea-
lisieren, oder wollen Sie diese Strecke von Mannheim 
nach Saarbrücken nicht vielleicht doch etwas zügiger 
zurücklegen? 

Wolfgang Gröbl, Parl. Staatssekretär: Wir sind der 
Auffassung, daß die Zeiteinsparung für die gesamte 
Strecke nach Pa ris, die insgesamt zwei Stunden be-
trägt, ein großer Fortschritt ist, und sind zusätzlich der 
Auffassung, daß die Einsparung von 7 Minuten einen 
Aufwand von 1 Milliarden DM nicht rechtfertigt. 

Vizepräsident Hans Klein: Zweite Zusatzfrage. 

Elke Ferner (SPD): Ist die zweite Trassenvariante 
nicht aus Gesichtspunkten der Umweltverträglichkeit 
— dadurch, daß kein Tunnel und dadurch auch kein 
Lärmschutz auf dieser Strecke entsteht — schlechter 
als die, die eben rund 1 Milliarden DM mehr kostet? 

Wolfang Gröbl, Parl. Staatssekretär: Im Gegenteil, 
die Berücksichtigung der ökologischen Probleme 
führt zu dieser jetzt gewählten Va riante, im übrigen 
auch im Hinblick auf die Verbindung Straßburg-Kehl, 
die zeitlich als Konkurrenzstrecke zu der von Ihnen 
nachgefragten Strecke gesehen werden muß. 

Vizepräsident Hans Klein: Zusatzfrage, Kollegin 
Götte. 

Dr. Rose Götte (SPD): Geht die Bundesregierung 
nach wie vor davon aus, daß bei beiden Va rianten ein 
Halt in Kaiserslautern vorgesehen ist? 

Wolfgang Gröbl, Parl. Staatssekretär: Ja. 

Vizepräsident Hans Klein: Zusatzfrage, Herr Kol-
lege Reimann. 

Manfred Reimann (SPD): Jetzt habe ich Schwierig-
keiten, weil ich nur eine Frage stellen darf. — Wenn in 
Kaiserslaute rn  gehalten wird, ist es dann noch eine 
Schnellbahn? 

(Heiterkeit — Zuruf: Nur dann, wenn kein 
Fußballspiel am Betzenberg ist!) 

Wo lfgang Gröbl, Parl. Staatssekretär: Ja. 
(Heiterkeit) 

Vizepräsident Hans Klein: Zusatzfrage, Herr Kol-
lege Müller. 

Albrecht Müller (Pleisweiler) (SPD): Warum ist es 
dann keine Schnellbahn mehr, wenn diese Schnell-
bahn auch noch in Neustadt (Weinstraße) hält? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die halten ganz 
schnell!) 

Wolfgang Gröbl, Parl. Staatssekretär: Ich meine, 
diese Diskussion sollten wir in Gegenwart des Herrn 
Dürr einmal fortsetzen. 

(Müller [Pleisweiler] [SPD]: Das ist aber  ma
-ger!) 

Vizepräsident Hans Klein: Die Frage 42 wurde 
ebenfalls von der Kollegin Elke Ferner gestellt: 

Welchen Fahrzeitgewinn hält die Bundesregierung für not-
wendig, um den Schienenverkehr auf der Strecke Pa ris—Saar-
brücken—Kaiserslautern—Mannheim gegenüber den anderen 
Verkehrsmitteln im Personen- und Gütertransport zu einer at-
traktiven Alternative zu machen, und welche zusätzlichen Mit-
tel stellt die Bundesregierung für die Realisierung dieser Hoch-
geschwindigkeitsstrecke zur Verfügung, nachdem der Vor-
standsvorsitzende der Deutschen Bundesbahn, Heinz Dürr, er-
klärte, die Bahn werde einen Vorschlag vorlegen, der für sie am 
kostengünstigsten sei, und wenn zusätzlich etwas gewünscht 
werde, müsse die Politik zahlen? 

Herr Parlamentarischer Staatssekretär! 

Wolfgang Gröbl, Parl. Staatssekretär: Die Neubau- 
und Ausbauvorhaben verringern auf der Relation 
Paris—Saarbrücken—Kaiserslautern—Mannheim die 
Fahrtzeit von heute mehr als fünf Stunden — wie be-
reits geschildert — auf weniger als drei Stunden. Die 
Bundesregierung ist der Überzeugung, daß die Eisen-
bahn damit für den Personenverkehr eine attraktive 
Alternative zum Individualverkehr bietet und daß bei 
Einbeziehung der Zugangszeiten zum Luftverkehr 
auch hier eine Wettbewerbsannäherung erzielt 
wird. 

Die Äußerung des Vorstandsvorsitzenden der Deut-
schen Bundesbahn Heinz Dürr bezieht sich nicht auf 
die hier in Rede stehende Verbindung. 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Kollegin, eine Zu-
satzfrage! 

Elke Ferner (SPD) : Ist dann davon auszugehen, daß 
für die Verbindung, von der wir die ganze Zeit über 
sprechen, Mittel in ausreichendem Maße im Investi-
tionsplan der Bundesbahn zur Verfügung stehen? 

Wolfgang Gröbl, Parl. Staatssekretär: Wir gehen da-
von aus, daß die Mittel für den Bau rechtzeitig zur 
Verfügung gestellt werden. 

Vizepräsident Hans Klein: Die zweite Zusatzfrage. 

Elke Ferner (SPD): Da Sie mir jetzt das Stichwort 
„rechtzeitig" gegeben haben, möchte ich Sie fragen: 
Was verstehen Sie im Zusammenhang mit den Ver-
handlungen unter „zügig" — auch Bundesminister 
Krause soll nach einem in der „Saarbrückener Zei-
tung" vom 19. März wiedergegebenen Zitat gesagt 
haben, die Verhandlungen sollten zügig weiterge-
führt werden —, und wann ist dann in etwa mit der 
Einleitung des Raumordnungsverfahrens, mit der Um-
weltverträglichkeitsprüfung bis hin zum Baubeginn 
zu rechnen? 
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Wolfgang Gröbl, Parl. Staatssekretär: „Zügig" war 
auch im wörtlichen Sinne auf den Zug bezogen. — 
Zunächst ist die Vereinbarung zwischen den beiden 
Regierungen vorbereitet. Wir haben den Entwurf der 
französischen Regierung zur Kenntnisnahme über-
sandt und hoffen, die Vereinbarung in den nächsten 
Wochen auch unterzeichnen zu können. Dann be-
ginnt das Verfahren, wie wir es in Deutschland ge-
wöhnt sind, mit all den einzelnen Verfahrensschritten. 
Sie wissen, daß wir nicht für das ganze Verfahren Herr 
des Verfahrens sind. 

Vizepräsident Hans Klein: Eine Zusatzfrage des Kol-
legen Müller. 

Albrecht Müller (Pleisweiler) (SPD): Herr Staatsse-
kretär, da mir die Antwort vorhin mit dem Hinweis auf 
Herrn Dürr zu dünn war, möchte ich doch gern noch 
wissen — da sieben Minuten offenbar keine große 
Rolle spielen; da würde ich Ihnen auch zustimmen —, 
wie viele Minuten länger dauert es, wenn diese 
Schnellbahn in Neustadt hält? — Bitte ohne einen 
Hinweis auf Herrn Dürr! 

Wolfgang Gröbl, Parl. Staatssekretär: Ich kann Ih-
nen diese Frage jetzt nicht beantworten. Ich bin aber 
gern bereit, Ihnen das schriftlich nachzuliefern. 

(Müller [Pleisweiler] [SPD]: Danke!) 

Vizepräsident Hans Klein: Zu dieser Frage gibt es 
keine weiteren Zusatzfragen. 

Herr Parlamentarischer Staatssekretär, zu den Fra-
gen 43 und 44 des Abgeordneten Joachim Tappe ist 
wiederum um schriftliche Beantwortung gebeten wor-
den. Die Antworten werden als Anlage abgedruckt. 

Damit kommen wir zur Frage 45 von Frau Abgeord-
neter Dr. Rose Götte: 

Wie viele neue Waggontypen und Transportsysteme nach 
dem Vorbild der Sattelauflieger werden bei der geplanten ver-
stärkten Verlagerung des Gütertransports auf die Schiene ab 
1991 jährlich bis zum Jahr 2000 von der Deutschen Bundesbahn 
zur Verfügung gestellt? 

Wolfgang Gröbl, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, 
die Deutsche Bundesbahn hat drei Prototypen eines 
neuen Fahrzeugs für den Güterverkehr beschafft, das 
auf der Schiene und auf der Straße eingesetzt werden 
kann. Seit Beginn dieses Jahres werden die Fahr-
zeuge im kommerziellen Einsatz zwischen Ingolstadt 
und Schwelm erprobt. Die Deutsche Bundesbahn 
stellt bereits jetzt ein beachtliches Interesse des Gü-
terkraftverkehrsgewerbes nicht nur an der Nutzung, 
sondern insbesondere auch an der Beschaffung des 
neuen Systems fest. 

Der Versuch soll im Herbst 1991 abgeschlossen 
sein. Danach kann über eine Serienbeschaffung ent-
schieden werden. 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Kollegin Götte, eine 
Zusatzfrage. 

Dr. Rose Götte (SPD): Glauben Sie, daß dadurch 
das Angebot an die Wirtschaft attraktiver wird und in 
Zukunft diese Dienstleistung der Bundesbahn häufi-
ger genutzt wird? 

Wolfgang Gröbl, Parl. Staatssekretär: Ja.  

Vizepräsident Hans Klein: Weitere Zusatzfrage. 

Dr. Rose Götte (SPD): Ist mit Sicherheit damit zu 
rechnen, daß diese neuen Systeme ab Herbst 1991 zur 
Verfügung stehen, und welche Auswirkungen hat das 
jetzt schon auf die Bundesbahnausbesserungs-
werke? 

Wolfgang Gröbl, Parl. Staatssekretär: Ich habe Ih-
nen in meiner ersten Antwort berichtet, daß die Ent-
scheidung über Beschaffungen erst nach Abschluß 
des Versuchs getroffen werden kann. 

Vizepräsident Hans Klein: Weitere Zusatzfragen 
aus dem Kollegenkreis? — Das ist nicht der Fall. 

Für die Fragen 46 und 47 des Abgeordneten Horst 
Sielaff ist ebenfalls um schriftliche Beantwortung ge-
beten worden. Die Antworten werden als Anlagen 
abgedruckt. 

Dann rufe ich die Frage 48 des Kollegen Albrecht 
Müller (Pleisweiler) auf: 

Wie hat sich der Bestand an Güterwagen der Deutschen Bun-
desbahn seit 1980 entwickelt, und welche neuen Typen von 
Waggons und damit verbundenen Spezialangeboten hat die 
Bundesbahn in den letzten Jahren entwickelt, um neue Kunden-
kreise zu erschließen? 

Herr Parlamentarischer Staatssekretär, Sie haben 
das Wort. 

Wolfgang Gröbl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
der Gesamtbestand der Güterwagen der Deutschen 
Bundesbahn ging seit 1980 von insgesamt 282 000 
Fahrzeugen ohne negative Auswirkungen auf das 
Leistungsangebot bis Ende 1990 auf rund 199 000 
Fahrzeuge zurück. 

Die Deutsche Bundesbahn hat sich bei ihren Über-
legungen für neue Güterwagenangebote an den An-
regungen und Wünschen ihrer Kunden orientiert und 
eine Vielzahl leistungsfähiger moderner Güterwagen 
verschiedenster Bauart gemeinsam mit der Waggon-
bauindustrie entwickelt. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Müller, eine 
Zusatzfrage. 

Albrecht Müller (Pleisweiler) (SPD) : Sie können 
nicht sagen, wie viele Typen das insgesamt waren? 

Wolfgang Gröbl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Müller, die Angabe war in der kurzen Zeit von der 
Bundesbahn nicht zu beschaffen. Wenn Sie interes-
siert sind, diese Zahl zu erhalten, bin ich Ihnen gerne 
behilflich. 

Albrecht Müller (Pleisweiler) (SPD): Mich würde das 
interessieren, und zwar im Vergleich auch zu den 
Lkw, die in der gleichen Zeit als Spezialangebote ent-
wickelt worden sind. 

Die zweite Frage. Sie haben gesagt, die Zahl der 
Wagen sei ohne Einschränkung des Angebots durch 
die Bundesbahn auf 199 000 reduziert worden. Ist Ih-
nen bekannt, daß in vielen Fällen die Bundesbahn 
heute Transportleistungen nicht erbringen kann, und 
zwar mit dem Hinweis darauf, daß die Waggonkapa-
zität nicht mehr ausreiche? 
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Wolfgang Gröbl, Parl. Staatssekretär: Mir liegt die 
Zahl vor, Herr Kollege. Transportleistungen, Ver-
kehrsleistungen im frachtpflichtigen Güterverkehr 
1980: 67,95 Milliarden Tonnenkilometer, 1989 — als 
Vergleichszahl — : 65,34 Milliarden Tonnenkilometer, 
also ein Rückgang um 3,8 %. Das sind die Zahlen, auf 
die ich mich bei der Beantwortung Ihrer ersten Frage 
bezogen habe. — Daß es bei der Bundesbahn zur Zeit 
Engpässe gibt, ist bekannt. 

Vizepräsident Hans Klein: Eine Zusatzfrage des Kol-
legen Reimann. 

Manfred Reimann (SPD): Herr Staatssekretär, hat 
der Rückgang der Zahl der Güterwagen etwas damit 
zu tun, daß die Bahn ihre Güter neuerdings mit Lkws 
über die Straße transportiert? 

Wolfgang Gröbl, Parl. Staatssekretär: Der Rückgang 
der Zahl der Güterwagen hat im wesentlichen damit 
zu tun, daß die einzelnen Wagen leistungsfähiger 
sind, daß die Leerzeiten geringer geworden sind, die 
Umlaufzeiten kürzer sind und durch verbesserte Fahr-
plangestaltung mit geringerem Transportvolumen 
insgesamt eine höhere Leistung erbracht werden 
kann. 

Vizepräsident Hans Klein: Zusatzfrage, Frau Kolle-
gin Götte. 

Dr. Rose Götte (SPD): Könnten Sie mir das noch 
einmal erklären? Daß die Bundesregierung auf der 
einen Seite immer behauptet, sie sei dafür, daß mehr 
Güter auf die Schiene kämen, daß aber auf der ande-
ren Seite der Bestand an Güterwagen von 282 000 auf 
199 000 reduziert wird, daß auch die Menge der Ton-
nen, die transportiert wird, zurückgeht und daß uns 
gleichzeitig von der Wirtschaft signalisiert wird, sie 
würde ja gern verlagern, aber sie könne gar nicht, weil 
die Bundesbahn kein Angebot mache — wie paßt das 
denn zusammen? 

Wolfgang Gröbl, Parl. Staatssekretär: Die Bundes-
bahn wird ihre Transportmöglichkeiten in verstärk-
tem Maße der p rivaten Wirtschaft öffnen — ich habe 
in der Antwort auf eine der vorigen Fragen bereits auf 
diesen Zusammenhang hingewiesen — , und dadurch 
erwarten wir insbesondere im kombinierten Verkehr 
einen erheblichen Zuwachs in der Transportleistung 
der Bundesbahn. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Abgeordneter Hil-
ler, eine weitere Zusatzfrage. 

Reinhold Hiller (Lübeck) (SPD): Herr Staatssekretär, 
was sind die Hauptbegründungen der Wirtschaft, 
wenn sie davon spricht, daß bei der Deutschen Bun-
desbahn Engpässe vorhanden sind? 

Wolfgang Gröbl, Parl. Staatssekretär: Wenn von 
Engpässen gesprochen wird, sind z. B. solche im Be-
reich des Holztransports gemeint; das ist hier ja auch 
schon zur Sprache gekommen. Es ist nicht verwunder-
lich, daß die Bundesbahn bei einem plötzlichen, kata-
strophenbedingten großen Anfall an Holz das hierfür 
erforderliche Transportvolumen nicht auf einen 
Schlag zur Verfügung stellen kann. Das ist ein we-
sentlicher Grund. 

Vizepräsident Hans Klein: Weitere Zusatzfrage des 
Abgeordneten Sperling. 

Dr. Dietrich Sperling (SPD): Herr Staatssekretär, 
können Sie etwas über den Zeithorizont sagen, in dem 
die Bundesbahn kombinierten Verkehr verstärken 
kann, und wird sie das mit noch weniger Güterwagen 
machen können, oder braucht sie dazu mehr? 

Wolfgang Gröbl, Parl. Staatssekretär: Die Bundes-
bahn wird das mit einem noch größeren Angebot an 
die private Wirtschaft tun, selbst Fahrzeuge zu be-
schaffen, die von der Bundesbahn transportiert wer-
den. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Staatssekretär, ich 
muß jetzt einen Moment um Aufmerksamkeit bitten. 
— Bis vor kurzem bezogen sich die Zusatzfragen auf 
die Ausgangsfrage. Jetzt beginnen sie langsam zu 
einer allgemeinen Bundesbahndebatte zu werden. 

(Zuruf von der SPD: Die Antworten werden 
auch immer schwächer!) 

Ich bitte, möglichst eng am Thema der Frage zu blei-
ben; 

(Zuruf von der SPD: So eng wie der Staatsse

-

kretär!) 
denn wir haben noch eine ganze Reihe von Fragen zu 
dem Thema. 

Frau Kollegin Wetzel, Sie haben eine Zusatzfrage. 

Dr. Margrit Wetzel (SPD): Danke schön. — Herr 
Staatssekretär, Sie haben soeben gesagt, die Eng-
pässe der Deutschen Bundesbahn bezögen sich auf 
Holztransporte. Können Sie mir erklären, warum die 
Deutsche Bundespost für ihre Transporte jetzt Lkws 
benutzen muß? 

Wolfgang Gröbl, Parl. Staatssekretär: Ich habe die 
Holztransporte als markantes Beispiel genannt. Es ist 
eine unternehmerische Entscheidung der Deutschen 
Bundespost, als Transportmittel den Lkw oder die 
Bundesbahn zu bevorzugen. 

Vizepräsident Hans Klein: Ich rufe die Frage 49 des 
Kollegen Hans Wallow auf: 

Wie begründet die Bundesregierung die Tatsache, daß tech-
nisches Wissen zum Bau von Spezialwaggons vom Ausbesse-
rungswerk der Deutschen Bundesbahn in Kaiserslaute rn  ko-
stenlos an die p rivate Konkurrenz abgegeben werden mußte? 

Wolfgang Gröbl, Parl. Staatssekretär: Die Deutsche 
Bundesbahn hat einen Reparaturauftrag für 30 Spezi-
algüterwagen an mittelständische Unternehmen pro-
beweise vergeben. Die Auftragnehmer wurden von 
der Deutschen Bundesbahn über den Arbeitsumfang, 
die Art der Schadensbeseitigung und die Anforderun-
gen an die Ausführungsqualität ohne Berechnung zu-
sätzlicher Kosten unterrichtet. 

Da es sich lediglich um einen Test handelt, mit dem 
Erfahrungen gesammelt werden sollen, ist die Vorge-
hensweise nicht zu beanstanden. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Wallow, Sie 
haben die erste Zusatzfrage. 

Hans Wallow (SPD): Wenn man bei diesem Verfah-
ren zugrunde legt, daß der Wettbewerb damit ausge- 
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schaltet ist — denn das Know-how wird den Privatfir-
men kostenlos geliefert — , dann existiert da praktisch 
keine Konkurrenz mehr. 

Wolfgang Gröbl, Parl. Staatssekretär: Erstens. Ich 
habe Ihnen gesagt, daß es sich hierbei um einen Tesi 
handelt. 

Zweitens wird der Wettbewerb nicht ausgeschaltet, 
sondern vergrößert, weil zusätzliche mittelständische 
Betriebe in die Konkurrenz eintreten können. 

Vizepräsident Hans Klein: Eine zweite Zusatzfrage, 
Herr Kollege Wallow. 

Hans Wallow (SPD): Auch die Zurverfügungstel-
lung von technischem Wissen im Rahmen eines Tests 
müßte für den Nutznießer doch kostenpflichtig sein. 

Wolfgang Gröbl, Parl. Staatssekretär: Dies hat die 
Bundesbahn anders beurteilt. Und wir haben es des-
halb nicht beanstandet, weil es sich eben um einen 
Test handelt. 

Vizepräsident Hans Klein: Nächste Zusatzfrage, 
Frau Kollegin Götte. 

Dr. Rose Götte (SPD): Dieser Test sollte vor allen 
Dingen dazu dienen, herauszufinden: Wer macht es 
billiger? Wie aber kann ein solcher Test aussagekräf-
tig sein, wenn die einen die ganzen Vorbereitungen 
und forschungstechnischen Ergebnisse kostenlos 
übernehmen können, und wie beurteilen Sie die Tat-
sache, daß der Ministerpräsident von Rheinland-Pfalz 
dies als Ungeheuerlichkeit bezeichnet hat? 

Wolfgang Gröbl, Parl. Staatssekretär: Ich kann die-
ses Zitat nicht nachprüfen. 

Wir werden nach Abschluß des Tests — Abschluß 
des Tests ist nicht gleichbedeutend mit Abschluß der 
Reparaturarbeiten, sondern heißt vielmehr: nach 
Überprüfung der Qualität der reparierten Waggons 
nach einer gewissen Zeit in Bet rieb — feststellen, ob 
sich dieses Verfahren bewährt hat oder nicht. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Müller, Sie 
stellen die nächste Zusatzfrage. 

Albrecht Müller (Pleisweiler) (SPD): Herr Staatsse-
kretär, da Ihre Antwort darauf schließen läßt, daß Sie 
den Fall nicht genau durchgeprüft haben, frage ich 
Sie: Sind Sie bereit, beim Ausbesserungswerk Kai-
serslautern genau nachzurecherchieren, unter wel-
chen Umständen das gesamte Know-how an den pri-
vaten Produzenten — nicht nur Reparateur — gelie-
fert werden mußte? Ist das Ihre Vorstellung von Priva-
tisierung? 

Wolfgang Gröbl, Parl. Staatssekretär: Sie gehen in 
Ihrer Frage von einer unzulässigen Unterstellung aus. 
Ich muß Ihnen sagen, daß dies eine bewußte Erpro-
bung der Deutschen Bundesbahn für die Vergabe von 
Reparaturarbeiten an Bundesbahnwaggons an mittel-
ständische Bet riebe ist. 

(Zuruf der Abg. Dr. Götte [SPD]) 

Vizepräsident Hans Klein: Der Beg riff „unzulässig" 
bezog sich darauf, daß in Fragen keine vorherigen 

Antworten bewertet werden sollten. Das war gemeint, 
Frau Götte. 

Herr Reimann, Sie stellen die nächste Frage. 

Manfred Reimann (SPD): Herr Staatssekretär, sind 
mit der Auslagerung Risiken für die Beschäftigung 
der Belegschaft in Form von Entlassungen, Umsetzun-
gen oder Versetzungen verbunden? 

Wolfgang Gröbl, Parl. Staatssekretär: Die Bundes-
bahn hat mir auf zweimalige Anfrage erklärt, daß ein 
Abbau von Arbeitsplätzen oder gar Ausbildungsplät-
zen in diesen Ausbesserungswerken nicht zur Diskus-
sion steht. 

(Reimann [SPD] [an die SPD-Fraktion ge

-

wandt]: Schreibt das gut auf! — Zuruf von 
der SPD: Einer von beiden sagt nicht die 

Wahrheit!) 

Vizepräsident Hans Klein: Eine weitere Zusatzfrage 
stellt die Kollegin Frau Ferner. 

Elke Ferner (SPD): Sehen Sie im Zusammenhang 
mit der Antwort auf die letzte Frage nicht die Gefahr, 
daß durch die Nichtzuführung oder durch die nur un-
zureichende Wiederzuführung von Auszubildenden, 
die mit ihrer Ausbildung fertig sind, der Personalbe-
stand klammheimlich reduziert und deshalb eine Wei-
tergabe solcher Arbeiten an P rivate gewährleistet sein 
wird? 

Wolfgang Gröbl, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, 
von unserem Hause wurde schon mehrfach in münd-
licher oder schriftlicher Form klargestellt, daß ein Ab-
bau weder der Ausbildungsplätze noch der Arbeits-
plätze in den betroffenen Ausbesserungswerken vor-
gesehen ist. 

Vizepräsident Hans Klein: Werden weitere Zusatz-
fragen aus dem Kollegenkreis gewünscht? — Nein. 

Herr Parlamentarischer Staatssekretär, da bei den 
Fragen 50, 51 des Abgeordneten Klaus-Jürgen Hed-
rich, 52 und 53 des Abgeordneten Robert Antretter um 
schriftliche Beantwortung gebeten ist, haben Sie es 
geschafft. Die Antworten werden als Anlagen abge-
druckt. Wir danken Ihnen. 

Ich rufe jetzt den Geschäftsbereich des Bundesmi-
nisters für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
heit auf. Zur Beantwortung ist der Parlamentarische 
Staatssekretär Schmidbauer erschienen. Die Fra-
gen 54 des Abgeordneten Ortwin Lowack, 55, 56 des 
Abgeordneten Arne Börnsen (Ritterhude) und 57, 58 
der Abgeordneten Monika Ganseforth, Herr Staatsse-
kretär, sollen schriftlich beantwortet werden. Die Ant-
worten werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 59 der Abgeordneten Ma rion 
Caspers-Merk auf: 

Für welche Abwasserherkunftsbereiche wurden bis jetzt die 
Mindestanforderungen an das Einleiten von Abwasser mit ge-
fährlichen Stoffen nach dem Stand der Technik in Verwaltungs-
vorschriften festgelegt, und bis wann will die Bundesregierung 
für alle Schadstoffparameter in Abwasser mit gefährlichen Stof-
fen, insbesondere aus der chemischen Industrie, die Mindestan-
forderungen entsprechend § 7 a WHG festlegen? 

Herr Parlamentarischer Staatssekretär, Sie haben 
das Wort. 
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Bernd Schmidbauer, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi-
cherheit: Frau Kollegin Caspers-Merk, ich antworte 
auf Ihre Frage wie folgt: Seit dem Inkrafttreten der 
Abwasserherkunftsverordnung vom 10. Juli 1987 zu 

7 a des Wasserhaushaltsgesetzes sind insgesamt 
25 neue oder fortgeschriebene Abwasserverwal-
tungsvorschriften mit den verschärften Anforderun-
gen erlassen worden, davon 13 Abwasservorschriften, 
bei denen die Anforderungen für das Einleiten von 
Abwasser mit gefährlichen Stoffen dem Stand der 
Technik entsprechen. Diese Vorschriften sind seit 
dem 1. Januar 1990 in Kraft. In einer Liste, die ich 
Ihnen im Anschluß an die Beantwortung gerne über-
lasse, sind die Herkunftsbereiche von Abwasser im 
einzelnen aufgeführt, bei denen Anforderungen nach 
dem Stand der Technik für die gefährlichen Stoffe im 
Abwasser gestellt werden. Die Bundesregierung hat 
den Deutschen Bundestag bereits am 1. Juni 1990 mit 
der Bundestagsdrucksache 11/7327 entsprechend un-
terrichtet. 

Am 18. Dezember 1990 hat die Bundesregierung 
mit der Änderung der Rahmenabwasserverwaltungs-
vorschrift für weitere Abwasserherkunftsbereiche 
strenge Anforderungen nach dem Stand der Technik 
beschlossen, insbesondere für das Abwasser der che-
mischen Industrie, die am Tage nach ihrer Veröffent-
lichung in Kraft treten sollen. Der Bundesrat hat dieser 
Vorschrift am 1. März 1991 mit Maßgabe von fünf 
Änderungen mit deutlicher Mehrheit zugestimmt. 
Unter anderem soll das Inkrafttreten bis zum 1. Januar 
1992 hinausgeschoben werden, und zwar mit der Be-
gründung, die Länderverwaltung komme bei der Um-
stellung der wasserrechtlichen Bescheide wegen des 
ohnehin hohen Verwaltungsaufwandes nicht nach. 

Der Bundesrat hat ferner eine Entschließung ange-
nommen, die die Bundesregierung auffordert, späte-
stens in drei Jahren eine Fortschreibung der Vorschrift 
für die chemische Industrie vorzulegen und die Vor-
aussetzungen für die Aufnahme zusätzlicher Parame-
ter zu schaffen. Entsprechend der gesetzlichen Vor-
gabe wird die Bundesregierung die Anforderungen 
zeitgerecht der Entwicklung anpassen. Nach Ab-
schluß entsprechender Forschungs- und Entwick-
lungsvorhaben können z. B. zur Begrenzung der Toxi-
zität einer Vielzahl von gefährlichen Stoffen im Ab-
wasser auch Anforderungen an die Wirkung auf 
Daphnien, Bakte rien oder Algen sowie weitere biolo-
gische Wirkungen, z. B. Mutagenität und andere, ge-
stellt werden. 

Die Bundesregierung wird bis Ende 1991 für alle 
wesentlichen Herkunftsbereiche in Anforderungen 
für das Einleiten von Abwasser in Gewässer Abwas-
serverwaltungsvorschriften festlegen. Bereits in Kürze 
werden verschärfte Vorschriften für die Bereiche Her-
stellung keramischer Erzeugnisse, Zuckerherstellung, 
Herstellung von Papier und Pappe, Tierkörperbeseiti-
gung, Steine und Erden, Herstellung von Kohlenwas-
serstoffen, Erdölverarbeitung, Verwendung gefährli-
cher Stoffe, z. B. DDT, PCP und Endosulfan, auf den 
Weg gebracht und dem Bundesrat zur Zustimmung 
vorgelegt. Weitere Vorschriften befinden sich in Vor-
bereitung. Aus der Liste, die ich Ihnen übergebe, kön-
nen Sie die anderen Hinweise detailliert entneh-
men. 

Vizepräsident Hans Klein: Zusatzfrage, Frau Kolle-
gin. 

Marion Caspers-Merk (SPD): Herr Staatssekretär, 
fanden in der Frage der Verschärfung der Verwal-
tungsvorschriften Anhörungen unter Beteiligung der 
chemischen Industrie statt, und können Sie die 
Summe beziffern, die die chemische Indust rie die Um-
setzung der Verwaltungsvorschriften kosten wird? 

Bernd Schmidbauer, Parl. Staatssekretär: Ich kann 
Ihnen die Kosten nicht beziffern. Ich bin aber gerne 
bereit, mich entsprechend zu informieren. Wir sind da 
auf Angaben der chemischen Indust rie angewiesen; 
das werden Sie verstehen. Ich bin aber gerne bereit, 
Ihnen hierzu noch einmal Auskunft zu geben. 

Vizepräsident Hans Klein: Weitere Zusatzfrage. 

Marion Caspers-Merk (SPD): Hat es bei der Festle-
gung dieser neuen Verwaltungsvorschriften Untertei-
lungen — alte Bundesländer und Beitrittsgebiet — 
gegeben, gibt es hier also unterschiedliche Grenz-
werte? 

Bernd Schmidbauer, Parl. Staatssekretär: Hier gibt 
es keine unterschiedlichen Grenzwerte. Aber es gibt 
unterschiedliche Anpassungszeiten, innerhalb derer 
diese Vorschriften realisiert werden müssen. 

Vizepräsident Hans Klein: Weitere Zusatzfragen zu 
dieser Frage aus dem Hause? — Das ist nicht der 
Fall. 

Dann rufe ich die Frage 60 der Abgeordneten Ma-
rion Caspers-Merk auf: 

Für welche Stoffe müßte aus Gründen des Gewässerschutzes 
eine „Null-Emission" angestrebt werden, und welche Gründe 
stehen entsprechenden Anforderungsvorschriften, z. B. für Cad-
mium und Quecksilber, entgegen? 

Herr Staatssekretär, Sie haben das Wort. 

Bernd Schmidbauer, Parl. Staatssekretär: Frau Cas-
pers-Merk, § 7 a des Wasserhaushaltsgesetzes bietet 
die Rechtsgrundlage für Anforderungen, mit denen 
der Eintrag von gefährlichen Stoffen im Hinblick auf 
§ 3 a WHG in Gewässer nach dem Stand der Technik 
begrenzt werden kann. Der Stand der Technik kann 
dabei auch die Null-Emission bedeuten. 

An dieser Stelle will ich darauf hinweisen, daß der 
Begriff Null -Emission strenggenommen kein wissen-
schaftlicher Beg riff ist. Bei ubiquitärer Verbreitung ist 
Null-Emission gleich ubiquitärer Verbreitung oder, 
wenn Sie wollen, bei Nachweisgrenze wäre Nu ll

-Emission gleich Nachweisgrenze. Der Begriff Null-
Emission taucht derzeit in verschiedenen Bundeslän-
dern auf, wenn über den Vollzug von § 7 a und ande-
ren Paragraphen des Wasserhaushaltsgesetzes disku-
tiert wird. 

Bei Forderungen nach Null-Emission ist stets die 
Frage zu prüfen, ob dies nicht zu anderen Belastungen 
der Umwelt führen kann, z. B. dadurch, daß andere 
Produktionsverfahren eingesetzt werden, die ver-
stärkt die Luft belasten oder mit einem sehr hohen, 
umweltbelastenden Energieverbrauch verbunden 
sind. 

Hinsichtlich der angesprochenen Schwermetalle 
Quecksilber und Cadmium haben die Anstrengungen 
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vor allem im Abwasserbereich zu nachhaltigen Erfol-
gen geführt. Am Rhein beispielsweise lagen die Kon-
zentrationen für diese Schwermetalle heute unter der 
Bestimmungsgrenze. 

Vizepräsident Hans Klein: Zusatzfrage, Frau Kolle-
gin. 

Marion Caspers-Merk (SPD): Wie stellt sich die 
Bundesregierung zu dem Vorhaben des Bundeslan-
des Nordrhein-Westfalen, wo diese Null-Emissionen 
für Abwasser, besonders für gefährliche Stoffe, vorge-
schrieben werden sollen? 

Bernd Schmidbauer, Parl. Staatssekretär: Frau Kol-
legin, strenge Anforderungen zum Schutz der Gewäs-
ser, was das ja bedeutet, enthalten die Nachfolger des 
§ 19 g des Wasserhaushaltsgesetzes. In verschiedenen 
Bundesländern werden die Maßnahmen auf den Weg 
gebracht, die die Grundlage in § 19g WHG haben. 

Vizepräsident Hans Klein: Weitere Zusatzfragen? — 
Das ist nicht der Fall. 

Dann rufe ich Frage 61 der Abgeordneten Ul rike 
Mehl auf : 

Welche Maßnahmen wurden zum Schutz der insgesamt 27 
gemeldeten Gebiete der Ramsar-Konvention getroffen, und in 
welchem biologischen Zustand befinden sich die Gebiete? 

Bernd Schmidbauer, Parl. Staatssekretär: Frau Kol-
legin Mehl, Maßnahmen zum Schutz der Feuchtge-
biete internationaler Bedeutung obliegen ausschließ-
lich den jeweiligen Bundesländern. Die zuständigen 
Naturschutzbehörden der Länder können eine Unter-
schutzstellung des Gebietes bzw. von Teilgebieten 
entsprechend dem jeweiligen Landesnaturschutzge-
setz herbeiführen, z. B. die Ausweisung als Natur-
schutzgebiet. 

Ebenso unterliegt die Betreuung der Feuchtgebiete 
internationaler Bedeutung den Bundesländern. Ein 
aktueller Zustandsbericht müßte deshalb bei den Län-
dern erbeten werden. Die letzte vollständige Doku-
mentation des Zustandes aller Feuchtgebiete interna-
tionaler Bedeutung in der Bundesrepublik Deutsch-
land erfolgte 1984 (Hamann „Feuchtgebiete interna-
tionaler Bedeutung in Europa — Reservate in der Bun-
desrepublik Deutschland" Zweiter Zustandsbericht 
[Stand: Januar 1983]. — Jordsandbuch Nr. 3 [Ottern-
dorf: Niederelbe-Verlag], 1209). 

Jüngste Entwicklungen in den Feuchtgebieten in-
ternationaler Bedeutung können dem nationalen Be-
richt der Bundesrepublik Deutschland zur Vierten 
Vertragsstaatenkonferenz des Übereinkommens über 
Feuchtgebiete internationaler Bedeutung — Ramsar

-

Übereinkommen — in Montreux vom 27. Juni bis zum 
4. Juli 1990 entnommen werden. 

Ergänzend darf ich Sie noch darauf hinweisen, daß 
wir entgegen der Formulierung in Ihrer Frage — dort 
gehen Sie von insgesamt 27 gemeldeten Gebieten 
aus; wir hatten das bereits besprochen — heute insge-
samt 29 Gebiete haben; das sind die 19, die Ihnen 
bekannt sind, und zusätzlich zwei andere, das Ham-
burger Wattenmeer und der Lampertheimer Altrhein. 
So sind es inzwischen 21 Gebiete in den alten Bundes-
ländern. In den fünf neuen Bundesländern sind es 
ingesamt acht, so daß sich zusammen 29 Feuchtge-
biete von internationaler Bedeutung ergeb en.  

Vizepräsident Hans Klein: Frau Kollegin Mehl, Sie 
haben eine Zusatzfrage. 

Ulrike Mehl (SPD): Gibt es in der ehemaligen DDR 
über die von Ihnen eben genannten acht gemeldeten 
Gebiete hinaus weitere Gebiete, und ist beabsichtigt, 
das in den fünf neuen Ländern abzufragen, um es 
dann dem Sekretariat des Ramsar-Büros zu melden? 

Bernd Schmidbauer, Parl. Staatssekretär: Ja, Frau 
Kollegin Mehl, die Shadow list enthält für das Gebiet 
der ehemaligen DDR 20 potentielle Feuchtgebiete in-
ternationaler Bedeutung. Die Beantragung der Auf-
nahme dieser Gebiete in die Liste Feuchtgebiete in-
ternationaler Bedeutung und der Schutz dieser Ge-
biete liegen dort jetzt auch in der Zuständigkeit des 
jeweiligen Bundeslandes. Anträge liegen zur Zeit 
nicht vor. Wir sind gern bereit — wie dies in allen 
anderen Fällen geschehen ist — , diese dann an das 
Sekretariat des Ramsar-Büros weiterzuleiten. 

Vizepräsident Hans Klein: Weitere Zusatzfrage? 

Ulrike Mehl (SPD): Hat die Bundesregierung vorge-
sehen, sich mit gezielten Maßnahmen und Geldmit-
teln an der Umsetzung der Ramsar-Konvention zum 
Schutz dieser Gebiete zu beteiligen? 

Bernd Schmidbauer, Parl. Staatssekretär: Wir wer-
den dem jede Unterstützung im bisherigen Rahmen 
zuteil werden lassen. Ich sagte eingangs, die Zustän-
digkeit liege bei den Ländern. Das enthebt uns im 
Hinblick auf den Naturschutz aber nicht der Ver-
pflichtung, hier unseren ureigensten Beitrag zu lei-
sten. Dies wird so geschehen, wie dies auch in der 
Vergangenheit der Fall gewesen ist. 

Vizepräsident Hans Klein: Gibt es weitere Zusatz-
fragen? — Das ist nicht der Fall. 

Dann rufe ich die Frage Nr. 62 der Kollegin Ul rike 
Mehl auf: 

Beabsichtigt die Bundesregierung, die zehn weiteren, auf dem 
Gebiet der ehemaligen Bundesrepublik Deutschl and, festge-
stellten schutzwürdigen Gebiete nach der Ramsar-Konvention 
dem Sekretariat des Ramsarbüros zu benennen und mit dem 
notwendigen Schutzstatus auszustatten? 

Bernd Schmidbauer, Parl. Staatssekretär: Herr Prä-
sident! Frau Kollegin! Ich haben eben im Zuge der 
Beantwortung der Frage 61 die Frage 62 unbeabsich-
tigt mitbeantwortet. Ich ging davon aus, daß sich die 
Fragestellung auf die fünf neuen Bundesländer bezog 
und nicht auf die alten Bundesländer in der Bundes-
republik Deutschland. 

Ich hatte ausgeführt, daß hier entsprechende An-
träge nicht vorliegen, daß wir zusätzlich weitere Vor-
haben in der Shadow list haben. Sollte sich die Frage 
auf die Bundesrepublik Deutschland (alt) beziehen, 
bin ich gern bereit, auf Zusatzfragen einzugehen. 

Vizepräsident Hans Klein: Zusatzfrage. 

Ulrike Mehl (SPD): Sie bezog sich auf die alte Bun-
desrepublik. Ich weiß aus einer Veröffentlichung, daß 
zehn Gebiete, die eigentlich unter den Schutz der 
Ramsar-Konvention fallen konnten, genannt worden 
waren, aber eben nicht gemeldet worden waren. Sie 
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hatten eben gesagt, daß jetzt offensichtlich einige da-
von unter diesen Schutz fallen, andere aber nicht. Was 
geschieht mit den anderen Gebieten? 

Bernd Schmidbauer, Parl. Staatssekretär: Wenn Sie 
die Frage auf die alten Bundesländer beziehen, dann 
ist es in der Tat richtig, daß die von mir zitierte Shadow 
list zusätzlich weitere 79 Feuchtgebiete enthält. Das 
Verfahren ist ähnlich dem Verfahren, das ich eben 
beschrieben hatte: Die zuständigen Länder müssen 
um entsprechende Aufnahme der Gebiete bitten, und 
dann wird genau so verfahren, wie es die Konvention 
vorsieht. Der BMU leitet den Antrag nach fachlicher 
Überprüfung an das internationale Ramsar-Büro wei-
ter. Die Entscheidung darüber, ob weitere der in der 
Shadow list genannten Gebiete als Feuchtgebiete in-
ternationaler Bedeutung zur Anmeldung gelangen, 
liegt — wie ich schon mehrfach ausführte — bei den 
Ländern. 

Vizepräsident Hans Klein: Zweite Zusatzfrage. 

Ulrike Mehl (SPD): Über die finanzielle Situation der 
fünf neuen Länder brauchen wir uns hier nicht zu 
unterhalten. Deswegen gleich meine Frage: Werden 
die fünf neuen Länder in diesem Punkt in ihren 
Schutzbemühungen von der Bundesregierung unter-
stützt — dies vor allen Dingen im finanziellen Be-
reich — , um auch wirklich eine Unterschutzstellung 
der Gebiete sicherzustellen? 

Bernd Schmidbauer, Parl. Staatssekretär: Daß sie 
unterstützt werden, halte ich für selbstverständlich. 
Inwieweit die finanzielle Unterstützung möglich ist, 
wird derzeit geprüft. Sie wissen, daß wir im Rahmen 
des ökologischen Aufbaus in den neuen fünf Bundes-
ländern streng nach einer gewissen Priorität vorgehen 
müssen. Die Mittel werden in erster Linie dort einge-
setzt, wo Gesundheitsschäden zu erwarten sind, toxi-
sche Belastungen sehr hoch sind. Im Rahmen des 
Möglichen wird auch hier von einer Betreuung unse-
res Hauses auszugehen sein. 

Vizepräsident Hans Klein: Keine weiteren Zusatz-
fragen zu Frage 62? 

Dann rufe ich Frage 63 des Kollegen Arne Fuhr-
mann auf: 

Welche Informationen liegen der Bundesregierung über Son-
dermüllimporte aus der damaligen Bundesrepublik und ande-
ren Ländern vor, mit denen sich Firmen wie z. B. KoKo und 
Intrag o. a., die dem ehemaligen Stasi-Oberst Schalck-Golod-
kowski unterstanden, befaßt haben? 

Herr Staatssekretär, ich bitte um Ihre Beantwor-
tung. 

Bernd Schmidbauer, Parl. Staatssekretär: Herr Kol-
lege Fuhrmann, sowohl aus den bisherigen Ländern 
der Bundesrepublik Deutschland, einschließlich Ber-
lin (West), als auch aus dem Ausland wurden in der 
Vergangenheit erhebliche Mengen von Abfällen, dar-
unter auch Sonderabfälle, in die damalige DDR ver-
bracht. Die Bundesregierung war und ist weder für die 
Genehmigung von Abfallexporten noch für Abfallim-
porte zuständig. 

Nach den der Bundesregierung vorliegenden Er-
kenntnissen wurden Sonderabfälle im weiteren Sinne 
aus dem Gebiet der bisherigen Länder der Bundesre-

publik Deutschland und aus dem Ausland auf die 
Deponien Schönberg und Sonderabfälle im weiteren 
Sinne aus Berlin (West) auf die Deponien Vorketzin 
und Schöneiche im Raum Potsdam verbracht. 

Nach Meldungen der zuständigen Länder wurden 
im Jahr 1989 insgesamt 651 000 Tonnen Sonderab-
fälle im weiteren Sinne aus den Ländern der Bundes-
republik Deutschland, einschließlich Berlin (West), 
auf Deponien der damaligen DDR verbracht. Hiervon 
wurden rund 620 000 Tonnen auf der Deponie Schön-
berg abgelagert. 

Über Einfuhren aus dem Ausland zur Deponie 
Schönberg liegen folgende Zahlen über Abfallver-
bringung insgesamt, nicht ausschließlich Sonderab-
fälle, aus dem Jahre 1989 vor: aus den Niederlanden 
88 920 Tonnen, aus der Schweiz 3 867 Tonnen, aus 
Österreich 27 682 Tonnen. 

Abfallimporte zur Deponie Schöneiche wurden im 
Januar 1990 auf Beschluß des damaligen Ministerrats 
der DDR beendet. Die Genehmigung zur Ablagerung 
von Sonderabfällen auf der Deponie Vorketzin wurde 
mit Wirkung vom 16. Februar 1990 zurückgezogen. 

Nach Erkenntnissen der Bundesregierung wurden 
die Abfallimporte seit 1980 über die Intrak Handels-
gesellschaft mbH abgewickelt. Die Intrak unterstand 
neben zahlreichen anderen Firmen dem Bereich 
„Kommerzielle Koordinierung" , also der KoKo, der 
sich mit Außenhandelsgeschäften auf unterschied-
lichsten Gebieten befaßte. Der Bereich KoKo war ein 
nahezu selbständiger Bereich im Ministerium für Au-
ßenhandel der DDR. Sein Leiter war der damalige 
Staatssekretär Schalck-Golodkowski. 

Die Genehmigung der einzelnen Importanträge er-
folgte durch eine Kontrollgruppe im damaligen Mini-
sterium für Umweltschutz und Wasserwirtschaft unter 
Beteiligung der Bezirksverwaltungsbehörden, in de-
ren Verantwortungsbereich die jeweilige zur Ablage-
rung bestimmte Deponie lag. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Fuhrmann, 
eine Zusatzfrage. 

Arne Fuhrmann (SPD): Herr Staatssekretär, in wel-
cher Form wird sich die Bundesregierung für die Be-
seitigung der ökologischen Schäden einsetzen, die 
durch diese Firmen speziell in den Jahren 1980 bis 
1989 verursacht worden sind? 

Bernd Schmidbauer, Parl. Staatssekretär: Ich sagte 
vorhin in der Beantwortung einer anderen Frage, daß 
einer der Schwerpunkte darin liegt, die Deponien 
analytisch zu erfassen. Wir wissen heute, daß alles 
wesentlich schwieriger ist, als es noch vor wenigen 
Wochen und Monaten ausgesehen hat. Je stärker wir 
in die Analyse dieser Deponien eintreten, desto ge-
wichtiger wird das Argument, daß sehr rasch mit der 
Sanierung dort begonnen werden muß, wo Schäden 
für die Gesundheit der Bevölkerung zu erwarten sind, 
wo hohe toxische Belastungen der Schadstoffklassen I 
und II vorliegen. Dies wird uns mit Sicherheit für einen 
großen Zeitraum in Anspruch nehmen. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Fuhrmann, die 
zweite Zusatzfrage. 
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Arne Fuhrmann (SPD): Herr Staatssekretär, was tut 
die Bundesregierung, um ähnlichen, nur auf Gewinn 
orientierten Firmen zu verbieten oder sie zumindest 
daran zu hindern, daß wieder unüberwachte Dinge 
passieren? 

Bernd Schmidbauer, Parl. Staatssekretär: Ich halte 
es nach unserem System, das wir derzeit realisieren, 
für unmöglich, daß es zu den Zuständen kommt, wie 
ich sie hier nur andeutungsweise beschrieben habe. 

Vizepräsident Hans Klein: Zusatzfrage des Abge-
ordneten Hiller. 

Reinhold Hiller (Lübeck) (SPD): Wie erklärt sich die 
Tatsache, daß die Bundesregierung früher den Gift-
müllexport auf die Mülldeponie Schönberg verurteilt 
hat und heute zusehen muß, wie die Landesregierung 
von Mecklenburg hier die größte Giftmülldeponie 
Europas errichtet? 

Bernd Schmidbauer, Parl. Staatssekretär: Ich kann 
das, was Sie in der Frage unterstellen, nicht nachvoll-
ziehen. Vielmehr war Schönberg eine Deponie, auf 
die einigermaßen kontrolliert Müll verbracht wurde 
und die insgesamt eine der Möglichkeiten darstellte, 
um Abfälle abzulagern. Nur, heute hat uns dieses Pro-
blem eingeholt. 

Im übrigen wurde in diesem Hause, dieser Proble-
matik entsprechend, mehrfach auf diesen Umstand 
hingewiesen. Wir haben jetzt in der Tat die Frage zu 
beantworten: Wie wird dies alles dort, wo es notwen-
dig ist, saniert? 

Es gibt aber auch zwei Deponien, die kontrolliert 
waren und bei denen eine nicht so große Priorität wie 
bei den über 12 000 vorhandenen Altlastenflächen in 
den fünf neuen Bundesländern gegeben ist. Die Sa-
nierung wird eine der Aufgaben sein, bei denen sich 
Bund und Länder gemeinsam überlegen, nach wel-
chen Strategien hier saniert werden kann. 

Vizepräsident Hans Klein: Wenn keine weiteren Zu-
satzfragen zur Frage 63 gestellt werden, dann, Herr 
Parlamentarischer Staatssekretär, danke ich Ihnen für 
die Beantwortung der Fragen. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau auf. Zur 
Beantwortung der Fragen ist die Bundesministerin 
Frau Dr. Adam-Schwaetzer selbst gekommen. 

Die Fragen 64 und 65 des Abgeordneten Peter Con-
radi sollen schriftlich beantwortet werden. Die Ant-
worten werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich bitte Sie um die Beantwortung der Frage 66 des 
Abgeordneten Achim Großmann: 

Welcher Aufgabenzuwachs hat es erforderlich gemacht, die 
Zahl der Staatssekretäre im Bundesministerium für Raumord-
nung, Bauwesen und Städtebau zu verdoppeln? 

(Reschke [SPD]: Wir haben doch den Gün

-

ther-Monat! Da muß doch der Staatssekretär 
Günther da sein!) 

Dr. Irmgard Adam-Schwaetzer, Bundesminister für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau: Herr Abge-
ordneter, normalerweise geht man ja nicht auf Zwi-
schenrufe ein. Aber für die Führung des Hauses ist die 

Ministerin schon selber zuständig. Deswegen ziehe 
ich es vor, diese Fragen selbst zu beantworten. 

Herr Abgeordneter, zu Ihrer Frage 66: Schon die 
Fragestellung zeigt, daß Sie die vielfältigen Aufgaben 
vor allem im Wohnungsbau der Bundesrepublik 
Deutschland West und Ost offensichtlich immer noch 
unterschätzen. Der Beitritt der neuen Länder hat uns 
in der Wohnungsbau-, Städtebau- und Raumord-
nungspolitik vor große zusätzliche Aufgaben gestellt. 
Zu deren Lösung hat die Bundesregierung erhebliche 
Finanzhilfen bereitgestellt. So stehen allein aus dem 
Gemeinschaftswerk Aufschwung Ost für die Jahre 
1991 und 1992 je 1,1 Milliarden DM für Maßnahmen 
der Wohnungs- und Städtebauförderung zur Verfü-
gung. 

Dies zeigt, daß die Bundesregierung größte An-
strengungen unternimmt, um die vielfältigen Pro-
bleme mit allen ihr zur Verfügung stehenden Kräften 
zu lösen. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Großmann, 
eine Zusatzfrage. 

Achim Großmann (SPD) : Mich wundert, daß dieser 
Aufgabenzuwachs erst im Februar dieses Jahres von 
der Bundesregierung bemerkt worden ist. Von daher 
habe ich folgende Frage: Wenn dem wirklich so ist, 
daß der Aufgabenzuwachs so immens war, hätte man 
da nicht am 3. Oktober reagieren müssen? 

Dr. Irmgard Adam-Schwaetzer, Bundesminister: 
Herr Abgeordneter, es freut mich, daß Sie bemerkt 
haben, daß der Beitritt am 3. Oktober stattgefunden 
hat. Sie werden sich erinnern, daß kurz danach, am 
2. Dezember, die Bundestagswahl stattfand. Sie wer-
den sich ebenfalls erinnern, daß mit dem Zusammen-
tritt dieser Bundesregierung die Neubestimmung der 
Aufgaben, auch der zusätzlichen Aufgaben, erfolgt 
ist. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Großmann, eine 
weitere Frage? — Nein. Dann folgt Herr Reschke. 

Otto Reschke (SPD): Frau Ministerin, Sie haben 
freundlicherweise darauf hingewiesen, daß sich durch 
die fünf neuen Bundesländer die Aufgaben ihres Mi-
nisteriums wesentlich vergrößert haben. War Ihnen 
nicht bekannt, daß wir schon vor dem 2. Dezember ein 
Defizit an Wohnungen von 1,5 Millionen hatten und 
daß jetzt durch die fünf neuen Bundesländer ein Fehl-
bestand von rund 500 000 oder 600 000 fehlenden 
Wohnungen hinzugekommen ist? Wie erklärt sich 
dann die geringe Zunahme der Zahl der Staatssekre-
täre? 

Dr. Irmgard Adam-Schwaetzer, Bundesminister: 
Herr Abgeordneter, uns ist sehr wohl bewußt, daß 
auch im Westen beim Wohnungsbau erhebliche Auf-
gaben in dieser Legislaturperiode zu leisten sind. Da 
Sie der Meinung sind, daß eine weitere Personalauf-
stockung im Bundesministerium für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau notwendig ist, wären wir 
sehr dankbar, wenn Sie dies im Haushaltsverfahren 
beantragten. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Ich glaube, das ma

-

chen Sie nicht!) 
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Vizepräsident Hans Klein: Frau Ministe rin, ich rufe 
die Frage 67 des Abgeordneten Achim Großmann 
auf: 

Ist es vorgesehen, die Zahl der Staatssekretäre nach Auf-
gabenerledigung wieder zu reduzieren, und wann soll dies ge-
schehen? 

Dr. Irmgard Adam-Schwaetzer, Bundesminister: 
Herr Abgeordneter, diese Frage ist zum jetzigen Zeit-
punkt nicht relevant. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Abgeordneter, wol-
len Sie da nachfragen? 

Achim Großmann (SPD): Ich glaube, es ist für den 
Steuerzahler schon sehr relevant, dies zu wissen; des-
wegen kleide ich es in Frageform. Wann wird denn 
dieser Personalaufbau — es bleibt ja nicht nur bei den 
Staatssekretären, wie die nach meiner Frage zu be-
antwortenden Fragen noch zeigen werden — wieder 
abgebaut werden? 

Dr. Irmgard Adam-Schwaetzer, Bundesminister: 
Herr Abgeordneter, ich habe meiner ersten Antwort 
nichts hinzuzufügen. 

Vizepräsident Hans Klein: Sind weitere Zusatzfra-
gen zur Frage 67 gewünscht? — Das ist nicht der 
Fall. 

Dann rufe ich die Frage 68 des Abgeordneten Dieter 
Maaß auf: 

Sind in dem gerade renovierten Amtssitz des Bundesministers 
für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau Umbaumaßnah-
men durch die Verdoppelung der Zahl der Staatssekretäre erfor-
derlich geworden? 

Frau Bundesminister, Sie haben das Wort. 

Dr. Irmgard Adam-Schwaetzer, Bundesminister: 
Herr Präsident, ich würde Frage 68 und 69 gerne im 
Zusammenhang beantworten. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Maaß, sind 
Sie damit einverstanden? 

Dieter Maaß (Herne) (SPD): Selbstverständlich. 

Vizepräsident Hans Klein: Dann rufe ich zusätzlich 
die Frage 69 des Abgeordneten Maaß auf: 

Wie groß ist der finanzielle Aufwand für diese Maßnahmen? 

Dr. Irmgard Adam-Schwaetzer, Bundesminister: 
Herr Abgeordneter, alle Staatssekretäre haben Büros 
in der Nähe des Ministerbüros. Damit können die not-
wendigen Sicherheitsmaßnahmen kostensparend 
durchgeführt werden. Hierfür waren einige bauliche 
Veränderungen notwendig, deren Kosten sich auf 
etwa 25 000 DM belaufen werden. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege, eine Zu-
satzfrage. 

Dieter Maaß (Herne) (SPD): Frau Ministe rin, muß-
ten diese zusätzlichen Aufgaben unbedingt von 
Staatssekretären erledigt werden? 

Dr. Irmgard Adam-Schwaetzer, Bundesminister: 
Herr Abgeordneter, Sie wissen vermutlich, daß es in 
der Aufgabenzuordnung von Abteilungsleitern und 

Staatssekretären, von Referenten und Referatsleitern 
Unterschiede gibt. 

Vizepräsident Hans Klein: Weitere Zusatzfrage. 

Dieter Maaß (Herne) (SPD): Ist bei dieser Auswei-
tung solcher Spitzenpositionen die Koordinierung 
der Aufgaben gewährleistet, damit eine Überbürokra-
tisierung ausgeschlossen ist? 

Dr. Irmgard Adam-Schwaetzer, Bundesminister: 
Herr Abgeordneter, durch die Zuordnung in der Nähe 
des Ministerbüros sind kurze Wege angesagt. Ich be-
antworte deshalb Ihre Frage uneingeschränkt mit 
Ja. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Maaß, Sie 
haben, weil Ihre beiden Fragen gemeinsam beant-
wortet werden, insgesamt vier Zusatzfragen. — Wei-
tere Zusatzfrage. 

Dieter Maaß (Herne) (SPD): Erwartet die Bundesre-
gierung, daß sich die Zahl der Staatssekretäre in den 
16 Bundesländern ebenfalls erhöht, weil sich der Auf-
gabenbereich, wie Sie dargestellt haben, erweitert? 

Dr. Irmgard Adam-Schwaetzer, Bundesminister: 
Herr Abgeordneter, für die Personalentscheidungen 
der Landesregierungen ist die Bundesregierung nicht 
zuständig. 

(Dr. Vogel [SPD]: Vorbildlich!) 

Vizepräsident Hans Klein: Sie können noch eine 
vierte Zusatzfrage stellen. 

Dieter Maaß (Herne) (SPD): Ich verzichte. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Reschke, 
eine Zusatzfrage. 

Otto Reschke (SPD): Da die Staatssekretäre eine 
Monatszuständigkeit haben, habe ich eben dazwi-
schengerufen: Ich staune, daß die Ministerin hier ist. 
Wir hätten normalerweise den „Günther" -Monat im 
Parlament. 

Vizepräsident Hans Klein: Verzeihung, Herr 
Reschke, die Fragestunde heißt Fragestunde, weil in 
der Fragestunde Fragen gestellt werden. 

Otto Reschke (SPD): Ich tue das auch. — Ich wollte 
von der Frau Ministerin nur gerne wissen, ob auch die 
Sachbearbeiter eine Monatszuständigkeit haben und 
ob der Job dementsprechend aufgeteilt ist. 

Dr. Irmgard Adam-Schwaetzer, Bundesminister: 
Herr Reschke, Sie greifen mit Ihrer Frage etwas vor. 
Wenn Sie die Fragen Ihrer Kollegen, die von Ihrem 
Fraktionsreferenten zweifellos alle gemeinsam ent-
worfen worden sind, 

(Dr. Vogel [SPD]: Im Gegensatz zu Ihren 
Antworten; die sind unkoordiniert!) 

im vorhinein studiert hätten, wüßten Sie, daß ich dazu 
noch ausführlich Stellung nehmen werde. 

Vizepräsident Hans Klein: Gibt es zu dieser Frage 
weitere Zusatzfragen? — Das ist nicht der Fall. 
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Vizepräsident Hans Klein 

Dann rufe ich die Frage 70 des Abgeordneten Wal-
ter Rempe auf: 

Wie viele Beschäftigte gibt es pro Staatssekretär im Bundes-
ministerium für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau und im 
nachgeordneten Bereich dieses Ministeriums, und wie sind die 
Vergleichszahlen für das Bundesministerium der Verteidi-
gung? 

Frau Bundesministerin, Sie haben das Wort. 

Dr. Irmgard Adam-Schwaetzer, Bundesminister: 
Herr Abgeordneter, da sich die Bedeutung der Arbeit 
eines beamteten Staatssekretärs nicht nach denen 
von Ihnen erwähnten Kriterien bemißt, kann Ihre 
Frage nicht beantwortet werden. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Rempe, 
eine Zusatzfrage. 

Walter Rempe (SPD): Stimmen Sie mir zu, daß die 
Zahl der Staatssekretäre eigentlich doch nur zeigt, 
welch hohe Bedeutung die Bundesregierung den 
wohnungsbaupolitischen Problemen zuweist? 

Dr. Irmgard Adam-Schwaetzer, Bundesminister: 
Darauf wies ich in der Tat bei der Beantwortung der 
ersten Frage hin. 

Walter Rempe (SPD): Hat das „nur" ausschließende 
Bedeutung, oder welche Bedeutung hat das „nur"? 

Dr. Irmgard Adam-Schwaetzer, Bundesminister: 
Herr Abgeordneter, ich bin nicht der Meinung, daß 
eine Fragestunde für semantische Übungen da ist. 

Vizepräsident Hans Klein: Ich rufe die Frage 71, 
ebenfalls des Kollegen Walter Rempe, auf: 

Wie hat sich die Zahl der im Leitungsbereich des Bundesmi-
nisteriums für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau und den 
in Staatssekretärsbüros Beschäftigten von 1988 bis zum heuti-
gen Tage entwickelt? 

Frau Bundesministerin. 

Dr. Irmgard Adam-Schwaetzer, Bundesminister: 
Herr Abgeordneter, mit der Ausnahme der für Staats-
sekretäre allgemein notwendigen Mitarbeiter hat es 
seit 1988 im Leitungsbereich keine Personalverstär-
kung gegeben. 

(Dr. Vogel [SPD]: Also zehn neue!) 

Walter Rempe (SPD): Ich bedanke mich. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Rempe, Sie 
haben keine weitere Zusatzfrage? 

Walter Rempe (SPD): Ich habe keine mehr. 

Vizepräsident Hans Klein: Dann schaffen wir es, 
Frau Bundesministerin, wollen wir in der Zeit bleiben, 
noch eine Frage zu behandeln. Ich rufe die Frage 72 
des Kollegen Franz Müntefering auf: 

Trifft es zu, daß die Bundesministerin für Raumordnung, Bau-
wesen und Städtebau die beiden Parlamentarischen ihrer insge-
samt vier Staatssekretäre veranlaßt hat, sich ihre Aufgaben in 
der Fragestunde des Deutschen Bundestages im Sinne des job-
sharings monatlich (alternierend) wechselweise zu teilen, und 
welche Konsequenzen hat dies für die Bezahlung der Staatsse-
kretäre? 

Dr. Irmgard Adam-Schwaetzer, Bundesminister: 
Herr Abgeordneter, Ihre Vermutung trifft nicht zu. Die 
Parlamentarischen Staatssekretäre unterstützen die 

Ministerin bei der Erfüllung ihrer Regierungsaufga-
ben. Dazu gehören eine Fülle unterschiedlicher Ver-
pflichtungen in den parlamentarischen Gremien, in 
der Bundesregierung, im Bundesbauministerium, in 
Fachgremien und in der Öffentlichkeit. Eine Organi-
sationsverfügung, wie die von Ihnen angeführte, er-
leichtert in diesem Zusammenhang die Planung und 
erhöht die Effektivität der Aufgabenerfüllung. 

(Vorsitz: Vizepräsidentin Renate Schmidt) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter. 

Franz Müntefering (SPD): Frau Ministe rin, wie sind 
denn in den anderen Bundsministerien mit zwei Par-
lamentarischen Staatssekretären die Arbeitsgebiete 
aufgeteilt? Wird auch dort die Möglichkeit des Job-
sharings genutzt? 

Dr. Irmgard Adam-Schwaetzer, Bundesminister: 
Herr Abgeordneter, zu dem ersten Teil Ihrer Frage 
müßte ich Sie an die anderen Bundesministerien ver-
weisen, da bei uns im Hause, wie ich eben ausgeführt 
habe, das von Ihnen unterstellte Modell nicht ange-
wendet wird. Das habe ich eben ausführlich erläutert. 
Ich denke, Sie haben zugehört. 

Der zweite Teil Ihrer Frage trifft nicht zu. 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Weitere Zusatz-
frage? — Keine. Dann zu einer weiteren Frage der 
Herr Abgeordnete Sperling. 

Dr. Dietrich Sperling (SPD): Frau Ministe rin, wel-
chen der Parlamentarischen Staatssekretäre ersetzen 
Sie denn in dieser Stunde, und wäre es im nächsten 
Monat ein anderer? 

(Heiterkeit bei der SPD und der PDS/Linke 
Liste) 

Dr. Irmgard Adam-Schwaetzer, Bundesminister: 
Herr Abgeordneter, ich habe gleich zu Beginn dieser 
Fragestunde ausgeführt, daß für die Führung des 
Hauses die Ministerin zuständig ist. Sie sind länger im 
Parlament als ich. Sie müßten also wissen, daß in dem 
Gesetz über die Parlamentarischen Staatssekretäre 
ausdrücklich aufgeführt ist, daß die Parlamentari-
schen Staatssekretäre die Ministerin bei der Erfüllung 
ihrer Regierungsaufgaben unterstützen. 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Weitere Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Großmann. 

Achim Großmann (SPD): Man kann leicht auszäh-
len und feststellen, daß die beiden Staatssekretäre, 
weil sie auf Fragen im Parlament nur monatsweise zu 
antworten brauchen, ganz unterschiedliche Belastun-
gen haben. So muß z. B. in den Monaten März bis Juni 
vor der Sommerpause der eine in drei Wochen, der 
andere aber sogar in fünf Sitzungswochen Rede und 
Antwort stehen. Wie verträgt sich das mit der Vertei-
lung der Arbeit im Ministe rium? 

Dr. Irmgard Adam-Schwaetzer, Bundesminister: 
Herr Abgeordneter, vielleicht ist es Ihrer Aufmerk-
samkeit bisher entgangen, daß Regierungsmitglieder 
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auch außerhalb des Parlaments noch einige Aufgaben 
zu erfüllen haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Ich habe bereits ausführt, daß die Parlamentarischen 
Staatssekretäre die Ministerin bei allen Aufgaben un-
terstützen, nicht nur bei den parlamentarischen Auf-
gaben. 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Die letzte Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Reschke. 

Otto Reschke (SPD): Frau Ministe rin, ich mache mir 
ein klein wenig Sorgen um Ihre — gestatten Sie mir, 
das zu sagen — vier Leute im Ministe rium. 

(Bundesminister Dr. Adam-Schwaetzer: Das 
würde mich aber wirklich betrüben, Herr 

Abgeordneter!) 
Die Frage ist: Haben Sie denn auch darauf geachtet, 
daß die Ferienzeiten und die parlamentsfreie Zeit zwi-
schen den Parlamentarischen Staatssekretären auch 
genau verteilt sind? Je nach Neumond und Osterzeit 
sehe ich eine ganz wesentliche Benachteiligung des 
Herrn Staatssekretärs Günther. 

Dr. Irmgard Adam-Schwaetzer, Bundesminister: 
Herr Abgeordneter, ich würde Sie bitten, die Antwort 
auf die letzte Zusatzfrage Ihres Kollegen Großmann 
nachzulesen. Ich darf Sie auch darauf aufmerksam 
machen, daß Ihrer Aufmerksamkeit bisher vielleicht 
entgangen sein könnte, daß eine Bundesregierung 
auch noch andere Aufgaben hat, als im Parlament 
Rede und Antwort zu stehen. 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Nachdem die Re-
gierungskoalition bisher keine Zusatzfragen hatte, 
lasse ich jetzt die wirklich letzte Zusatzfrage zu die-
sem Thema zu. 

(Reschke [SPD]: Die Koalition ist sprach

-

los!) 

Uwe Lühr (FDP):Frau Ministe rin, würden Sie mir 
recht geben, daß die Probleme, die im Moment auf 
dem Wohnungsbausektor in beiden Teilen Deutsch-
lands herrschen, es eigentlich nicht rechtfertigen, daß 
hier so ein Kindergartenspiel stattfindet, das Sie von 
Ihrer Arbeit abhält? 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Feilcke [CDU/CSU]: Bei aller Liebe zu den 

Kindern!) 

Dr. Irmgard Adam-Schwaetzer, Bundesminister: 
Bei allem Respekt vor der Opposition dieses Hauses: 
Herr Abgeordneter, ich stimme Ihnen aus vollem Her-
zen zu. 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Meine Herren 
und Damen, damit ist die Fragestunde beendet. *) 

*) Die nicht aufgerufenen Fragen werden schriftlich beantwor-
tet. Die Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe den Zusatztagesordnungspunkt 1 auf: 
Aktuelle Stunde 
Haltung der Bundesregierung zur sozialen 
Lage der Menschen in den fünf neuen Bundes-
ländern 

Zu dieser Aktuellen Stunde, die von der Fraktion 
der SPD gemäß unserer Geschäftsordnung verlangt 
wurde, hat als erster Herr Abgeordneter Gunter Weiß-
gerber das Wort. 

Gunter Weißgerber (SPD): Frau Präsidentin! Ver-
ehrte Abgeordnete! Es ist doch nicht zu fassen: Da gibt 
es Demonstrationen in Ostdeutschland, und die Bun-
desregierung findet nicht einmal einen Grund, dar-
über zu beraten. Weiterhin ist es für mich schwer zu 
fassen, daß, wenn es schon um diese Problematik 
geht, dieser Kanzler, der mir im letzten Jahr des öfte-
ren wie ein Elefant vorkam, heute nicht vertreten ist. 

(Kuhlwein [SPD]: Die Regierung hört über

-

haupt nicht zu! — Dr. Vogel [SPD]: Die Re

-

gierung kümmert das überhaupt nicht! Es 
geht um Millionen Menschen, und es ist Ih

-

nen völlig gleichgültig!) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Meine Damen 
und Herren, darf ich Sie darum bitten, daß auf der 
Regierungsbank jetzt ein bißchen mehr Aufmerksam-
keit herrscht. 

(Dr. Vogel [SPD]: Arrogante Gleichgültig

-

keit! Hilfsschüler! — Gegenruf des Abg. 
Feilcke [CDU/CSU]: Oberlehrer!) 

Gunter Weißgerber (SPD): Zu Ihrer Information, 
warum gerade ich so spreche: Ich gehöre zu den Leu-
ten, die in Leipzig im Herbst 1989 und im Frühjahr 
1990 jeden Montag auf dem Balkon der Leipziger 
Oper gesprochen haben. Wir haben also im Prinzip 
den Platz für den 14. März 1990 freigekämpft, als auch 
Herr Kohl dort gesprochen hat. Dieser Mann war mit-
verantwortlich dafür, daß die Aktionseinheit gegen 
die damalige SED zerbrochen wurde, und zwar durch 
die Gründung dieser simplen Allianz, die natürlich 
erfolgreich war; das muß man sagen. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der FDP: 
Das ärgert Sie!) 

Ich sprach übrigens am letzten Montag auf dieser 
Demonstration in Leipzig. Ich möchte Herrn Kohl 
— er ist noch nicht hier — bzw. seine Vertreter gleich 
vorwarnen: Wenn er nach Ostern kommt, dann 
braucht er nicht zu sagen, daß es gut sei, daß wir die 
Einheit hätten — das habe ich bereits getan — , denn 
dadurch sind wir sicher vor eventuellen Entwicklun-
gen im Osten; das ist richtig. Aber ich habe von den 
70 000 Leuten keinen Beifall erhalten, denn das wis-
sen sie nämlich. Sie sind wegen ganz anderer Dinge 
nach Leipzig auf den Augustusplatz gekommen, näm-
lich auf Grund der nicht eingehaltenen Versprechen, 
die getätigt wurden. Ich selbst war ja Mitglied der 
Volkskammer. Ich höre das noch sehr deutlich. Es 
wurde uns ja förmlich um die Ohren geschlagen: Es 
wird keinem schlechtergehen etc. — Auf Grund dieser 
Enttäuschungen sind die Menschen gekommen, auf 
Grund des Mißbrauchs von Vertrauen. Vertrauen ist 
nicht hoch genug einzuschätzen, denke ich. 
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Das hat Willy Brandt anders gemacht. Er hat nicht 
zuviel versprochen. Er sprach von „Zusammenwach-
sen"; in dem Wort „Zusammenwachsen" ist dies alles 
auch enthalten. Aber er hat nicht zuviel verspro-
chen. 

Damit ist die Regierung natürlich auch für die jetzt 
leider wieder wachsende Mauer in den Köpfen der 
Menschen verantwortlich, denn die Realitäten sind ja 
nun doch anders: Die Zahl der Kurzarbeiter beträgt 
3 Millionen. Die Preise im Osten sind höher, die Ein-
kommen sind niedriger als im Westen. Wir in Leipzig 
haben den Eindruck: Das Stimmvieh hat seine Schul-
digkeit getan und kann jetzt bleiben, wo es ist. 

Es ist auch nicht mehr die Zeit der historischen Trä-
nen. Das politische Tagwerk ist angesagt. Im übrigen 
ist Herr Kohl mir zu Dank verpflichtet: Für ihn ließ ich 
mich am Montag auspfeifen. Ich sagte nämlich wört-
lich: Kohl muß nicht weg, aber er muß in die politische 
Pflicht gezwungen werden. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Dafür erntete ich allerhand Pfiffe. Nun habe ich dies 
nicht gesagt, weil ich ein Freund von Herrn Kohl bin, 
sondern ich habe ganz einfach keine Lust, unseren 
Menschen schon wieder Neuwahlen zuzumuten. Das 
letzte Jahr war anstrengend genug. Natürlich ist der 
Anspruch gerecht, wenn man davon spricht, Neu-
wahlen seien angezeigt, weil der erschwindelte Wäh-
lerauftrag zurückgegeben werden müsse, denn er-
schwindelt wurde er ja. 

Wo sind denn die Strukturentwicklungspro-
gramme für Ostdeutschland? Es war vorher bekannt, 
was alles kaputtgehen würde: Metallurgie, Braun-
kohle; das alles war bekannt. Und jetzt kommen Sie 
mit der Ausrede, am 14. Oktober hätte gewählt wer-
den müssen. Das ist nicht einzusehen. Das alles war 
vorher bekannt. Hier hätte schon längst mit der Arbeit 
begonnen werden müssen. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Dr. Feige 
[Bündnis 90/GRÜNE]) 

Ich sagte zu den Menschen in Leipzig auch: Aus der 
Schließungsanstalt muß eine Treuhandanstalt wer-
den, in der Sanieren vor Schließen geht. Im übrigen 
stimme ich der FDP-Forderung zu, daß die Mitarbeiter 
der Treuhand aus hygienischen Gründen auf Stasi

-

Verdacht kontrolliert werden sollten. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich sagte noch etwas: Bevor alle Ostdeutschen nach 
Westdeutschland auswandern, kommen die Sachsen 
nach Bonn und zeigen, daß sie gelernt haben, daß sie 
noch die Erfahrung besitzen, daß mit Demonst rieren 
und eigener Kraft auch sehr viel zu erreichen ist. 

(Zustimmung bei der SPD und bei Abgeord

-

neten des Bündnisses 90/GRÜNE) 

Weiter geht es darum, die Ost-Märkte zu stützen, 
statt die Arbeitslosigkeit zu finanzieren. Des weiteren, 
denke ich, wäre es recht anständig — ich habe jeden-
falls zu Hause gelernt, daß man sich auch entschuldi-
gen muß — , wenn sich Herr Kohl und Herr Waigel bei 

Regine Hildebrandt und Walter Romberg endlich ent-
schuldigen würden. 

(Beifall bei der SPD und dem Bündnis 90/ 
GRÜNE) 

Es ist eine Frage des Anstandes, mehr nicht. 

(Zuruf von der SPD: Den haben die nicht!) 

Ich muß leider immer wieder auf dem Thema 
Steuererhöhungen herumreiten; es tut mir leid. Bei 
den Kommunisten wußten wir: Das Gegenteil von 
dem, was die sagen, könnte stimmen. — Die Bevölke-
rung in Ostdeutschland ist jetzt in ihrem Erkenntnis-
prozeß noch nicht soweit: Sie wissen nicht, ob nun das 
Gegenteil stimmt oder ob etwas davon stimmt. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Da können Sie als Ab

-

geordneter ja helfen! — Zurufe von der 
FDP) 

— Ich überlege mir das. Ich habe es doch erlebt. Was 
haben Sie denn gesagt? 

(Zurufe von der CDU/CSU) 
—Ich bitte Sie! Es wird sicherlich noch ein Argument 
zu diesen Demonstrationen kommen. 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Herr Abgeordne-
ter, kommen Sie bitte zum Schluß. In einer Aktuellen 
Stunde ist das notwendig. 

Gunter Weißgerber (SPD): Ja. — Bei diesen Demon-
strationen sind natürlich auch Trittbrettfahrer anwe-
send; das ist ganz klar. Die Verlierer der politischen 
Wende gibt es noch; sie sind nicht ausgewandert. 
Aber hüten Sie sich davor, die Demonstrationen da-
durch zu verunglimpfen, indem Sie sagen, sie seien 
eventuell unterwandert. 

Danke schön. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Dr. Feige 
[Bündnis 90/GRÜNE]) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Das Wort zur Ge-
schäftsordnung hat Herr Abgeordneter Müntefering. 

Franz Müntefering (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Wir finden es ungeheuerlich, mit 
welcher Laxheit die Bundesregierung sich dem 
Thema in dieser Aktuellen Stunde stellt. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der PDS/Linke Liste) 

Wir diskutieren hier über das zentrale Thema, das im 
Augenblick bei uns in Ost und West die Menschen 
bewegt. Aber der Chef des Wirtschaftsministe riums 
ist nicht hier, sein Vertreter ist nicht hier; der Chef des 
Finanzministeriums ist nicht hier, sein Vertreter ist 
auch nicht hier. — Entschuldigung, Herr Carstens ist 
anwesend. Es ist aber kein Vertreter des Wirtschafts-
ministeriums hier. 

(Dr. Hitschler [FDP]: Er ist unterwegs!) 

Wir beantragen nach § 42 der Geschäftsordnung 
des Deutschen Bundestages die Herbeirufung des 
Wirtschaftsministers oder eines seiner Staatssekre- 
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täre in diese Aktuelle Stunde, weil sie sich dieser Dis-
kussion hier stellen müssen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der PDS/Linke Liste) 

Es geht zentral um die Frage der Arbeitsplätze, und 
da sind natürlich auch der Wirtschaftsminister und 
sein Haus gefordert. Es möge also der Wirtschaftsmi-
nister oder einer seiner Staatssekretäre hier erschei-
nen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der PDS/Linke Liste und des Bündnisses 90/ 

GRÜNE) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Das Wort  zur Ge-
schäftsordnung hat Herr Abgeordneter Bohl. 

Friedrich Bohl (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Ich muß ganz of-
fen sagen, Herr Kollege Müntefering: Für die Aufre-
gung, die Sie hier an den Tag legen, ist bei dem Sach-
verhalt, den ich Ihnen gleich darzulegen versuche, 
wirklich kein Raum. Sie haben zunächst einmal zu 
Beginn der Woche eine Aktuelle Stunde zu einem 
innenpolitischen Thema beantragt. 

(Müntefering [SPD]: Dieses ist eben noch ak

-

tueller, deshalb machen wir es ja!) 

Dieses Thema war für gestern, also Mittwoch, für die 
Tagesordnung vorgesehen. 

(Dr. Vogel [SPD]: Lesen Sie keine Zeitung, 
was drüben los ist?) 

— Herr Kollege Vogel, was habe ich bisher falsch 
gesagt? 

(Dr. Vogel [SPD]: Ob Sie nicht wissen, was 
drüben los ist!) 

— Ich habe gefragt, ob ich bisher etwas falsch gesagt 
habe. — Ich danke Ihnen, daß Sie bestätigen, daß es 
richtig war. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Der Vogel quatscht im

-

mer dazwischen!) 

Dann haben Sie am Dienstag Ihren Antrag auf eine 
Aktuelle Stunde zurückgezogen. 

(Dr. Vogel [SPD]: Im Thema geändert!) 

Sie haben eine Aktuelle Stunde zu dem heutigen 
Thema beantragt, und zwar für gestern, Mittwoch. 

(Müntefering [SPD]: Das Wirtschaftsministe

-

rium muß inzwischen doch wissen, daß das 
heute stattfindet!) 

Dann haben wir uns einvernehmlich darauf verstän

-

digt, daß es aus Präsenzgründen zweckmäßiger sei 
— und zwar sowohl bei Ihnen als auch auf der ande-
ren Seite des Hauses — , diese Aktuelle Stunde heute 
durchzuführen. 

Wir haben gestern abend unter den Parlamentari-
schen Geschäftsführern in Gegenwart von Staatsmini-
ster Pfeifer die Angelegenheit erörtert. Dabei hat 
Staatsminister Pfeifer vorgetragen, daß die Bundesre-

gierung mit vier Ministern heute zu antworten ge-
denkt, und zwar auf Ihr Begehren hin. 

(Müntefering [SPD]: Wo ist der Wirtschafts

-

minister?) 

— Nun hören Sie mir bitte einmal zu. 

Herr Staatsminister Pfeifer hat die Namen der vier 
Minister vorgetragen. Dabei ist der Wirtschaftsmini-
ster nicht erwähnt worden. Er war gestern bei unserer 
Besprechung, wenn Sie so wollen, nicht vorgese-
hen. 

Das haben Sie in dieser Besprechung nicht mo-
niert. 

(Müntefering [SPD]: Er muß nicht reden, er 
muß hiersein!) 

— Herr Müntefering, habe ich bisher etwas falsch 
gesagt? Habe ich bisher einen Punkt falsch darge-
stellt? Ich lege nur den Sachverhalt dar. Sie haben das 
dort  nicht moniert. 

(Paterna [SPD]: Nicht soviel reden, sondern 
zuhören! — Dr. Vogel [SPD]: Sie können 

nicht bis fünf zählen!) 

Daraufhin haben wir heute morgen mit Ihrem Ge-
schäftsführer gesprochen. Ich habe gesagt: Wir wer-
den, obwohl sich die Bundesregierung in dem Zeit-
rahmen von 30 Minuten halten wird, der ihr nach der 
Geschäftsordnung zusteht, der Opposition aus Grün-
den der Fairneß, damit auch eine Gegenrede möglich 
ist, einen zusätzlichen Redner einräumen, sozusagen 
außerhalb der Geschäftsordnung. 

(Müntefering [SPD]: Das ist doch alles Aus

-

rede! Kommen Sie mal auf den Wirtschafts

-

minister!)  

Das ist von Ihnen akzeptiert worden, ohne daß Sie 
angemahnt hätten, daß über das von uns Zugesagte 
hinaus noch ein Staatssekretär kommen sollte. 

(Dr. Vogel [SPD]: Das muß man erst anmah

-

nen?) 

Eben begann dann die Aktuelle Stunde. Es wäre bis 
dahin auch noch möglich gewesen, uns zu sagen, daß 
der Wirtschaftsminister kommen sollte. 

(Dr. Vogel [SPD]: Von selber kommt der gar 
nicht? Den interessiert das gar nicht?) 

Dann wäre die Bundesregierung selbstverständlich 
entsprechend aktiv geworden. 

(Zurufe von der SPD) 

— Bleiben Sie ganz ruhig. Es ist alles korrekt, was ich 
bisher erzählt habe. 

Nachdem Sie diesen Antrag gestellt haben, bin ich 
zur Regierungsbank gegangen und habe die Regie-
rung gebeten, sofort im Wirtschaftsministe rium anzu-
rufen und dafür zu sorgen, daß entweder der Wirt-
schaftsminister in Person oder ein Staatssekretär 
kommt. Daraufhin hat mir die Bundesregierung ge-
sagt, das habe sie sofort in die Wege geleitet. Nach 
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dem, was mir signalisiert wird, ist der Wagen mit 
Inhalt schon auf dem Weg zum Plenarsaal. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP — Dr. Vogel [SPD]: Kennen Sie den 

Inhalt? Unbekannter Inhalt!) 
Nun können wir ja folgendes machen: Jetzt stim-

men wir hier ab, und dann werden wir zwei Minuten 
später den Vertreter der Bundesregierung aus dem 
Ressort  des Wirtschaftsministers hier anwesend ha-
ben. Dann haben Sie das, was Sie ganz offensichtlich 
für die laufenden Kameras vorgesehen haben, abge-
spielt, ohne daß das irgendeinen sachlichen Inhalt 
hat. 

(Zuruf von der SPD: Wie lange wollen Sie 
noch reden? — Weitere Zurufe von der 

SPD) 
Wir haben da gar keine Probleme; die Bundesregie

-

rung wird auch das Wi rtschaftsressort  in wenigen Mi

-

nuten hier auf der Regierungsbank vertreten haben. 
Ich unterstelle, daß auch die Vertreter der FDP noch 

ihre Meinung zu dem, was ich hier vorgetragen habe, 
sagen, damit die Möglichkeit besteht, daß Sie ein un-
geschminktes Bild von der Wahrheit haben, und dann 
können wir in aller Ruhe über Ihr Begehren abstim-
men. 

(Müntefering [SPD]: Wir können sofort ab- 
stimmen!) 

Ich darf mich bedanken, daß Sie trotz Ihrer Zwi-
schenrufe offensichtlich bis zum Schluß die Geduld 
gehabt haben, mir zuzuhören. 

(Zurufe von der SPD) 
Da nun ständig schon dieses rote Licht blinkt — — 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Herr Kollege 
Bohl, die fünf Minuten haben Sie schon etwas überzo-
gen. Wenn ich Sie bitten dürfte, zum Schluß zu kom-
men. 

Friedrich Bohl (CDU/CSU): Die Präsidentin mahnt 
mich. Somit möchte ich mich gern für die geschätzte 
Aufmerksamkeit bedanken. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Es liegt eine wei-
tere Wortmeldung zur Geschäftsordnung vor. 

Dr. Bruno Menzel (FDP): Meine Damen und Herren! 
Lassen Sie mich bitte ausführen, daß sich Minister 
Möllemann zur Zeit in Sonneberg befindet. Er ist also 
unmittelbar in den neuen Bundesländern tätig. Wir 
haben uns aber bemüht, daß ein Staatssekretär so 
schnell wie möglich zur Verfügung stehen wird. 

(Dr. Vogel [SPD]: Einer von fünfen!) 
— Wir haben uns bemüht, daß so schnell wie möglich 
ein Staatssekretär zur Verfügung stehen wird. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Weitere Wortmel-
dungen zur Geschäftsordnung liegen nicht vor. Es ist 
ein Antrag auf Herbeirufung eines Mitglieds der Bun-
desregierung, in diesem Fall des Herrn Wirtschaftsmi-

nisters oder eines seiner fünf Stellvertreter, gestellt 
worden. Ich darf über diesen Antrag abstimmen las-
sen. 

Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um sein 
Handzeichen. — Gegenstimmen! — Es ist einstimmig 
so beschlossen. Der Staatssekretär wird damit herbei-
gerufen. 

(Dr. Hitschler [FDP]: Der Antrag war über

-
flüssig, weil er bereits herbeigerufen 

wurde!) 

Ich rufe dann in Fortführung unserer Aktuellen 
Stunde den Kollegen Heinz Rother auf. 

Heinz Rother (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! 40 Jahre soziale 
Mißwirtschaft haben das ehemalige Staatsschiff DDR 
auf Grund laufen lassen. CDU und CSU, die FDP stel-
len sich der schwierigen Aufgabe. 

(Paterna [SPD]: Der haben Sie sich 40 Jahre 
lang gestellt — mit dem bekannten Erfolg!) 

Wir machen die fünf neuen Länder wieder flott. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Paterna [SPD]: Was haben Sie denn die 

40 Jahre lang drüben gemacht?) 

— Das Helmut Kohl persönlich entgegengebrachte 
Vertrauen wird nicht enttäuscht. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Beifall und La

-

chen bei der SPD — Zuruf von der SPD: Das 
ist unglaublich!)  

Wir ergehen uns allerdings nicht wie die Damen und 
Herren von der SPD in tagespolitischen Opportunis-
mus. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Vogel 
[SPD]: Das werden die Leute gern hören!) 

Das Aufstacheln des Sozialneids durch einen Oskar 
Lafontaine ist in der gegebenen Situation fehl am 
Platze. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Unser Ziel ist es, eine tragfähige Grundlage für 
unsere neuen Bundesländer zu schaffen, eine Grund-
lage, die ein partnerschaftliches Zusammenwachsen 
von West und Ost ermöglicht. Die sozialen Konzepte 
der CDU/CSU sind getragen von dem Gedanken der 
Hilfe zur Selbsthilfe. Nur durch dieses Prinzip können 
wir die Kräfte der Menschen wecken. Nur mit diesem 
Prinzip ist eine Verbesserung der gegenwärtigen Si-
tuation zu erreichen. 

Aber, meine Damen und Herren, aktive Sozialpoli-
tik zu gestalten, heißt, gerade die Alten und sozial 
Schwachen unter den Schutz des Staates zu stellen. 
Dieses Ziel ist noch nicht in ausreichendem Maß in 
den neuen Bundesländern erreicht. Wir sind aber auf 
dem Weg dorthin, bereits recht weit vorangekom-
men. 

In Anbetracht der schwierigen rechtlichen Situa tion 
erfolgt die Rechtsangleichung in zwei Stufen: Auf der 
ersten Stufe haben wir bereits beachtliche Erfolge er-
zielt. Auf Grund der Rentenanpassung ist das Niveau 
der Renten in den neuen Bundesländern im Verhält-
nis zu dem Niveau in den alten Bundesländern wie 
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folgt gehoben worden. Vor der Sozialunion bet rug das 
Niveau der Ostrenten 30 % der Westrenten, nach der 
Sozialunion, also ab 1. Juli, 40 %, nach dem 1. Januar 
1991 46 %, und nach dem 1. Juli 1991 sollen die Ren-
ten Ost bei ca. 50 % der Höhe der Renten West lie-
gen. 

(Zuruf von der SPD: Was ist denn daran zu 
loben?) 

Die Renten der gesetzlichen Rentenversicherung in 
den neuen Bundesländern sind zum 1. Januar 1991 
um 15 % erhöht worden. Das darf nicht vergessen 
werden. Allein die Rentenanpassung zum 1. Januar 
1991 erforderte Mehraufwendungen von ca. 5 Milliar-
den DM. 

Zum 1. Juli sollen die Renten um weitere 15 % er-
höht werden. Hinzu kommt: Der für die niedrigen 
Renten gewährte Sozialzuschlag wird für dieses Jahr 
in voller Höhe beibehalten. Das heißt, der Sozialzu-
schlag wird auf die Rentenerhöhungen nicht ange-
rechnet. Gerade hierdurch wollen wir im Bereich der 
niedrigen Renten die derzeitige Entwicklung erträg-
lich machen. 

Nicht zuletzt bleibt festzustellen, daß die Kriegsop-
ferversorgung der alten Bundesländer mittlerweile in 
den neuen Ländern in Kraft getreten ist. 

Meine Damen und Herren, dies sind die kurzfristi-
gen Maßnahmen. Die zweite Stufe der Rentenanglei-
chung wird in diesem Jahr sorgfältig vorbereitet. 
Diese zweite Stufe wird zu einer weitergehenden An-
gleichung des Rentenrechts führen. Im Rahmen dieses 
Gesetzgebungswerkes werden CDU und CSU ihr Au-
genmerk vor allen Dingen darauf richten, daß die 
Mindestrenten ausreichend ausfallen. 

Des weiteren werden die noch geltenden Alters-
grenzen zu prüfen sein. Bei Schwerbehinderung und 
Arbeitslosigkeit muß in den neuen Bundesländern der 
Rentenbeginn mit 60 Jahren möglich werden. Die für 
einen Rentenbezug in den neuen Ländern bisher be-
stehenden Invaliditätsgrenzen sind abzusenken. 

Bei alledem darf eines nicht vergessen werden: So-
ziale Not, die auf Grund von Preissteigerungen im 
speziellen entstehen würde, wird durch andere Sozi-
alleistungen abgefedert. Ich denke dabei an das 
Wohngeld, welches gerade bei Empfängern einer 
niedrigen Rente die Mieterhöhungen nahezu voll-
kommen abfängt. 

Abschließend möchte ich den Bürgern in den neuen 
Bundesländern versichern: CDU und CSU werden 
darauf achten, daß ehemalige Stasi-Angehörige und 
Mitglieder der SED-Nomenklatura keinen Profit aus 
ihren Sonderversorgungssystemen ziehen. Hier darf 
sich das Unrecht der Vergangenheit nicht im Renten-
recht der Gegenwart fortsetzen. Dies sind wir den Bür-
gern in unserem Lande schuldig. 

Meine Herren und Damen, ich danke für Ihre Auf-
merksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Konrad Weiß. 

Konrad Weiß (Berlin) (Bündnis 90/GRÜNE): Frau 
Präsidentin! Meine Damen und Herren! Zahllose 
Menschen in den östlichen Bundesländern sind in tie-
fer Not. Da wirken zweifellos 40 Jahre Mißwirtschaft 
der SED und der ihr verschwisterten christdemokrati-
schen und liberalen Vasallen nach. 

(Beifall beim Bündnis 90/GRÜNE sowie bei 
Abgeordneten der SPD und der PDS/Linke 

Liste) 

Niemand wird das bestreiten. Aber ebenso unbestreit-
bar ist, daß das soziale Elend, die Hoffnungslosigkeit 
und die Resignation vieler ostdeutscher Bürgerinnen 
und Bürger das Ergebnis einer verfehlten Politik die-
ser Bundesregierung sind. 

Sie, meine Damen und Herren von der Koalition, 
haben vor den Volkskammerwahlen, vor der Wäh-
rungsunion, vor dem Tag der Einheit und vor den Bun-
destagswahlen immer und immer wieder Verspre-
chungen gemacht, die Sie nicht einhalten können. 
Das mußten Sie doch wissen. Das wußte doch jeder, 
der über ein wenig Sachverstand verfügt. 

(Zurufe von der CDU/CSU — Paterna [SPD]: 
Also mußten Sie es nicht wissen!) 

— Nein, Sie haben die Wählerinnen und Wähler im 
Osten wissentlich getäuscht. 

(Beifall beim Bündnis 90/GRÜNE, bei der 
SPD und der PDS/Linke Liste — Pfeffermann 
[CDU/CSU]: Scharfmacher! — Louven 
[CDU/CSU]: Unverschämt! — Scharren-
broich [CDU/CSU]: Unverschämtes Zeug!) 

Niemandem soll es durch die deutsche Einheit 
schlechtergehen als zuvor, haben Sie versprochen, 
und Steùererhöhungen werde es durch die deutsche 
Einheit nicht geben. Die Wirklichkeit sieht anders aus. 
Längst heißt Herr Kohl in der ehemaligen DDR nicht 
mehr Einheitskanzler, sondern Lügenkanzler. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Alter Scharfma

-

cher! — Weitere Zurufe von der CDU/CSU: 
Unverschämter Lümmel! — Wohl nichts da

-

zugelernt? 

Die Chance, das so lange getrennte deutsche Volk 
sich annähern und zusammenwachsen zu lassen, hat 
Ihre Koalition allein um der Macht willen vertan. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Ist das jetzt die große 
Elendsnummer?) 

Oder ist es die Wirtschaft, die in Deutschland regiert? 
Sie haben entgegen Ihrer heiligsten Pflicht dem deut-
schen Volk Schaden zugefügt. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Sehr konstruktiv!) 

Sie haben das tiefe Vertrauen in die Demokratie er-
schüttert, das die Ostdeutschen nach 60 Jahren Erdul-
den totalitärer Systeme mit in die deutsche Einheit 
gebracht hatten. Sie haben den Glauben an den 
Rechtsstaat Bundesrepublik Deutschland mit Füßen 
getreten. 

(Beifall beim Bündnis 90/GRÜNE und der 
SPD — Pfui-Ruf von der CDU/CSU — Pfeffer

-

mann [CDU/CSU]: Ausgemachter Blödsinn, 
was Sie da reden!) 
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Nun erdreisten Sie sich, zu behaupten, das Volk in 
den östlichen Bundesländern würde von Unruhestif-
tern aufgewiegelt. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: So ist das!) 

Der Bundeskanzler hat sich in seiner Festung Bonn 
verschanzt und will nicht hören und sehen, was im 
Land vor sich geht. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der PDS/Linke Liste) 

Die meisten Bürgerinnen und Bürger in den östlichen 
Bundesländern fühlen sich als Deutsche zweiter 
Klasse. Jeder dritte Ostdeutsche meint, daß es ihm vor 
fünf Jahren in der DDR besserging als heute. Das ist 
das Ergebnis einer soeben vorgelegten Untersuchung 
des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Ist das seriös? — 
Dr.  Vogel [SPD]: Sind das auch Hetzer?) 

Jede dritte — das sind nicht nur die ehemaligen Ge-
nossen und Unionsfreunde, das sind die Arbeitslo-
sen, 

(Beifall beim Bündnis 90/GRÜNE, bei der 
SPD und der PDS/Linke Liste) 

die Null-Arbeiter, die Rentner, die alleinerziehenden 
Mütter, die aufs neue benachteiligten Frauen; das 
sind die Bauern in den alten Genossenschaften und 
den neuen, so tapfer gegründeten Familienwirtschaf-
ten, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wo ist Ihre Per

-

spektive, Herr Weiß?) 

die in diesem Frühjahr nach neun Monaten Wäh-
rungsunion ihre Felder brachliegen lassen müssen. 
Allein in Mecklenburg-Vorpommern ist das die Hälfte 
aller Landwirte. 

Schlechter als zuvor geht es auch zahllosen Exi-
stenzgründern, die den Schritt in die mittelständische 
Wirtschaft gewagt hatten, dank dieser Bundesregie-
rung aber ohne Chancen sind. 

(Dr. Altherr [CDU/CSU]: Geht es Ihnen per

-

sönlich auch schlechter?) 

Enttäuscht, ohne Hoffnung und voller Wut sind 
schließlich die Millionen Arbeiterinnen und Arbeiter, 
die Wissenschaftler und Angestellten, deren Betriebe 
und Institute abgewickelt, geschlossen, liquidiert 
werden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Stimmt doch 
nicht! — Pfeffermann [CDU/CSU]: Was ha

-

ben Sie denn für eine Sprache? „Liqui

-

diert"!) 

Die Treuhand veruntreut die kargen Früchte 40jäh-
riger, von der SED mißbrauchter und ausgebeuteter 
Arbeit. 

(Beifall bei Abgeordneten des Bündnis

-

ses 90/GRÜNE und der SPD) 

Das endlich volkseigen gewordene Volksvermögen 
wird nun im Ausverkauf zu Spottpreisen ver-
ramscht. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Bringen Sie end

-

lich einmal einen Vorschlag, Herr Weiß, ei

-

nen einzigen!) 

Mit Hilfe altgedienter Opportunisten zerstören Sie 
die Wirtschaft in der ehemaligen DDR und verwalten 
und regieren ein Volk, das sich zunehmend unterle-
gen, deklassiert und unverstanden fühlt. 

(Beifall bei der SPD — Feilcke [CDU/CSU]: 
Was wollten Sie denn retten, Herr Weiß?) 

Wenn Sie schon nicht auf Ihre lebenden K ritiker hören 
wollen, meine Damen und Herren von der Koalition, 

(Feilcke [CDU/CSU]: Was wollten Sie denn 
retten? Den real existierenden Sozialismus 

oder was?) 

dann hören Sie doch bitte auf die toten. Um das Zehn-
fache ist die Selbstmordrate in den östlichen Bundes-
ländern gestiegen. 

(Zuruf von der FDP: Und die Toten an der 
Mauer?) 

Täglich nehmen sich Menschen das Leben, die nicht 
gelernt haben, überflüssig zu sein, und ihre Hoffnung 
und ihren Mut verloren haben, die auf den Auf-
schwung in acht oder zehn Jahren nicht warten kön-
nen. Die Bürgerinnen und Bürger im Osten sind nicht 
mehr gewillt, ihre Enttäuschung und Verletzung 
stumm zu ertragen. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Schämen Sie sich 
eigentlich nicht? Bei einem solchen Beitrag 
würde ich an Ihrer Stelle rot werden! — von 
Larcher [SPD]: Sie sollten sich schämen, daß 

Sie das alles nichts angeht!) 

Sie gestatten sich endlich ihre Trauer und ihren Zorn 
und beginnen sich wieder zu wehren. 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Herr Kollege, 
kommen Sie bitte zum Ende. 

Konrad Weiß (Berlin) (Bündnis 90/GRÜNE) : Sie be-
sinnen sich auf ihre Kraft und nehmen endlich ihre 
demokratischen Rechte in Anspruch. Lassen Sie es 
nicht soweit kommen, daß f riedliche Proteste in Ge-
walt umschlagen. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Das kriegen Sie auch 
noch hin! Machen Sie so  weiter!)  

Herr Bundeskanzler, gestehen Sie das Scheitern Ih-
rer Politik ein. Treten Sie zurück, und machen Sie den 
Weg frei für eine Regierung des nationalen Notstan-
des, 

(Beifall bei der SPD) 

in der alle politischen Kräfte dieses Hauses gemein-
sam die Verantwortung für Deutschland übernehmen 
können. 

(Beifall beim Bündnis 90/GRÜNE, bei der 
SPD und der PDS/Linke Liste — Zuruf von 
der CDU/CSU: Wollen Sie die Mauer wieder 
haben? — Zurufe von der SPD: Unerhört! — 
Weitere lebhafte Zurufe von der SPD — Ge

-

genrufe von der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Sehr geehrte Kol-
legen und Kolleginnen, ich darf bei diesem sicher 
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emotionsgeladenen Thema um ein bißchen mehr 
Ruhe bitten. Das gilt für alle Seiten des Hauses. 

(Weiß [Berlin] [Bündnis 90/GRÜNE]: Die 
Mitläufer des SED-Regimes sollten sich schä

-

men! — Pfeffermann [CDU/CSU]: Haben Sie 
gehört, Frau Präsidentin, was er gesagt hat? 

„Mitläufer des SED-Regimes" !) 

— Ich habe es leider Gottes akustisch nicht verstan-
den. 

(Weiß [Berlin] [Bündnis 90/GRÜNE]: Ich 
kann es gern wiederholen!) 

—Nein, wir haben hier keine Aussprache mit der Prä-
sidentin. Ich werde mir das vom stenographischen 
Protokoll geben lassen. 

Ich darf Sie darauf aufmerksam machen, daß der 
herbeigerufene Staatssekretär Beckmann aus dem 
Wirtschaftsministe rium in der Zwischenzeit anwe-
send ist. 

(Dr. Vogel [SPD]: Das ist der Inhalt des Wag

-

gons!) 

Ich rufe als nächsten Redner den Herrn Abgeordne-
ten Dr. Bruno Menzel auf. 

Dr. Bruno Menzel (FDP): Frau Präsidentin! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Als ich die Ankün-
digung dieser Aktuellen Stunde gelesen habe, habe 
ich mich sehr darüber gefreut, daß wir zu diesem uns 
allen bewegenden Thema heute gemeinsam hier im 
Bundestag eine Aussprache führen wollen. 

Meine Damen und Herren, was ich bis jetzt in dieser 
Aktuellen Stunde erlebt habe, hat mich allerdings bit-
ter enttäuscht. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD) 

Ich denke nicht, daß dieser Ton und diese Verfahrens-
weise in diesem Hohen Hause dem Ziel dieser Aktu-
ellen Stunde angemessen sind. 

(Börnsen [Ritterhude] [SPD]: Meinen Sie die 
Zwischenrufer?) 

— Ich meine nicht nur die Zwischenrufer auf der einen 
Seite, sondern auch die auf der anderen Seite. Ich 
meine das ganze Parlament. 

Glauben Sie mir, dieses Thema bewegt mich außer-
ordentlich, Sie merken es vielleicht. Ich hatte eigent-
lich gedacht, daß von diesem Parlament, das um die 
Schwierigkeiten bei dem Zusammenwachsen der bei-
den Staaten weiß, ein Zeichen der Hoffnung an die 
Menschen ausgehen würde, die in den neuen Bundes-
ländern leben müssen 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

und die nicht nur die Last der 40 Jahre der SED-Herr-
schaft getragen haben, sondern jetzt auch die Last des 
Zusammenwachsens unseres vereinten Vaterlandes 
tragen müssen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Daß man die Schwierigkeiten aufzeigt, daß Sie als 
Vertreter der Opposition sich zum Anwalt derer ma-
chen, halte ich für völlig normal und korrekt. Aber, 
meine Damen und Herren, man macht sich nicht nur  

zum Anwalt, indem man alles schlecht macht, was ist, 
sondern man macht sich zum Anwalt auch, indem 
man das Gute aufzeigt und denen, die sich darum 
bemühen, den Weg weist, wie man es noch besser 
machen kann. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Das ist eine Anwaltschaft. Darunter verstehe ich kon-
struktive Opposition, die ich jederzeit akzeptiere, an-
erkenne und die ich als regierungsbegleitende Oppo-
sition für notwendig halte. 

(Müntefering [SPD]: Das müssen Sie uns 
überlassen, was wir dazu sagen! — Dr. B riefs 
[PDS/Linke Liste]: Wo sind Ihre Maßnah

-

men? Konkret!) 

— Also, wissen Sie, Herr Kollege, das, was ich eben 
gesagt haben, war ja nicht vorgesehen. Das kam aus 
der Situation heraus. Wenn Sie meine konkreten Maß-
nahmen hören wollen, können Sie sie gerne noch hö-
ren, wenn Sie die Geduld haben zuzuhören. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Die hat der B riefs 
nicht!) 

Die Vollendung der Wirtschafts-, Währungs- und So-
zialunion — das erklärte Ziel von Regierung und Par-
lament — ist die Voraussetzung für den inneren Voll-
zug der deutschen Einheit. Daß die Realisierung die-
ses sehr anspruchsvollen Vorhabens, das, wie wir alle 
schon gesagt haben, die größte Herausforderung in 
der deutschen Nachkriegsgeschichte ist, auf weit grö-
ßere Schwierigkeiten gestoßen ist, als wir alle ange-
nommen haben, das müssen wir täglich aufs neue zur 
Kenntnis nehmen. Gemessen werden wir, vor allem 
die Regierung, aber nicht nur daran, wie tiefgründig 
wir die Situation analysieren, sondern vor allem auch 
daran, welche Schlüsse wir daraus ziehen und wie 
schnell und wirksam wir darauf reagieren und die 
richtigen politischen Entscheidungen treffen, um 
nach der Währungsunion nun unter anderen, er-
schwerten Bedingungen die Wirtschafts- und Sozial-
union zu vollenden. Das, meine ich, ist eine Aufgabe, 
zu der wir alle gemeinsam aufgerufen sind. 

Ich rede bewußt über die Wirtschaft, wenn es heute 
auch vordergründig um die sozialen Belange in den 
fünf neuen Bundesländern geht, weil eine effiziente 
Wirtschaft Voraussetzung für soziale Sicherheit be-
deutet. 

Was die Menschen in den neuen Bundesländern am 
meisten bedrängt, beunruhigt und verunsichert, ist 
aber nicht nur die unmittelbare materielle Absiche-
rung, sondern die bange Frage: Wie geht es weiter? 
Was wird für uns getan? Welche Perspektiven haben 
wir? Betriebsstillegungen, Entlassungen, Warte-
schleifen, der Zwang zur Selbstentscheidung in allen 
Lebensfragen stellen eine ungeheure psychische Be-
lastung für diese Menschen dar. 

(Zuruf von der FDP: Richtig!) 

In dieser Situation bedarf es nicht nur wirksamer, 
sondern auch schneller Hilfe, denn schon sind jene auf 
dem Plan, die in 40 Jahren das Land total ausgeplün-
dert und heruntergewirtschaftet haben. Sie, die für 
diese ungeheure Misere die Verantwortung tragen 
und die der Demokratie nicht wohlgesonnen sind, ver- 
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suchen, die gegenwärtige Situation auszunutzen, und 
schüren Angst und Unsicherheit. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
Daß die Menschen in den neuen Bundesländern bei 

den friedlichen Demonstrationen ihre Ängste und Sor-
gen öffentlich artikulieren, ist völlig verständlich, und 
das ist ihr angestammtes, legitimes Recht. 

(Müntefering [SPD]: Das wir hier diskutieren 
müssen, und zwar ehrlich und nicht sanft, 

sondern so, wie es ist!) 
— Auch das ist unser Recht. Darüber bin ich mit Ihnen, 
Herr Abgeordneter, völlig einig, daß wir das offen und 
ehrlich gemeinsam diskutieren müssen mit der Ziel-
richtung, etwas zu verbessern. 

(Dr. Vogel [SPD]: Vor allem ehrlich, auch vor 
der Wahl ehrlich!) 

— Herr Kollege Vogel, ich darf — — 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Herr Kollege, Sie 
müssen allmählich zum Ende kommen! 

(Dr. Briefs [PDS/Linke Liste]: Ich habe noch 
nichts gehört, Herr Kollege! Konkret! — Zu

-

ruf von der CDU/CSU: Sie haben nicht zuge

-

hört!) 

Dr. Bruno Menzel (FDP): Wir kommen gleich noch 
dazu. Seien Sie ein bißchen geduldig! 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Herr Kollege, Sie 
können leider Gottes nicht mehr dazu kommen, weil 
Ihre Redezeit in der Aktuellen Stunde abgelaufen ist. 
Ich habe schon etwas Zeit zugegeben, weil das Mikro-
fon nicht funktioniert hat. Ich möchte Sie jetzt aber 
bitten, den letzten Satz zu sprechen. 

Dr. Bruno Menzel (FDP): Frau Präsidentin, es tut mir 
außerordentlich leid. 

(Dr. Briefs [PDS/Linke Liste]: Das ist ja ein 
Offenbarungseid!) 

— Ich stelle Ihnen meine Rede gern zur Verfügung. Da 
steht es drin. 

Ich denke — lassen Sie mich das abschließend sa-
gen — , daß die Bundesregierung in ihrer Verantwor-
tung für die Vollendung der Wirtschafts- und Sozial-
union großzügig alle notwendigen Maßnahmen ge-
troffen hat, um die unumgänglichen Belastungen der 
Menschen in den neuen Bundesländern bei dem tief-
greifenden Umstrukturierungsprozeß zu mildern. 
Gleichzeitig wurde die Basis dafür geschaffen, daß in 
den kommenden Jahren der vorausgesagte wirt-
schaftliche Aufschwung eintreten kann. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. F ritz Schumann. 

Dr. Fritz Schumann (Kroppenstedt) (PDS/Linke 
Liste) : Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 
Die Freude über unser einiges Vaterland, von der Sie, 
Herr Rother, sicherlich noch profitieren, ist längst der 
Furcht gewichen, den Arbeitsplatz zu verlieren, der 

Furcht, niemals wieder Arbeit zu finden, der Furcht, 
die Wohnung kaum noch bezahlen können, der 
Furcht vor drastischen Preissteigerungen und nicht 
zuletzt der Furcht vor einem unbekannten Recht und 
einer Bürokratie, die alles in den Schatten stellt, was 
es in der ehemaligen DDR gab. 

(Unruhe bei der CDU/CSU und der FDP) 

Der Siegeszug der Marktwirtschaft wurde zum Trau-
erzug. Noch niemals in der deutschen Geschichte hat 
es innerhalb so kurzer Zeit auch nur annähernd ein 
derartiges Ausmaß von Massenarbeitslosigkeit gege-
ben 

(Zurufe von der CDU/CSU: 40 Jahre!) 

wie derzeitig in Ostdeutschland. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Es gab da keine Arbeitslosigkeit! 

(Lachen und Zurufe von der CDU/CSU) 

Von sechs Millionen offiziellen Arbeitslosen, Kurzar-
beitern, Vorruheständlern in Gesamtdeutschland le-
ben mehr als 3,5 Millionen im Osten. Damit ist dort 
fast jede Familie — häufig sind es mehrere Familien-
angehörige — mit Arbeitslosigkeit konfrontiert. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Vielleicht sollten Sie da mal hinhören oder sich das 
einmal ansehen! 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Besonders betroffen sind die Frauen. Ihr Anteil an 
den Arbeitslosen betrug im Februar 1991 rund 55 %, 
und der Anteil steigt weiter. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Ihre Floskel von den 40 Jahren sollten Sie einmal 
überdenken; denn das ist ein bißchen wenig, was Sie 
da bieten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist aber die 
bittere Wahrheit!) 

Weit über ihrem Anteil an der Bevölkerung liegt die 
Arbeitslosigkeit auch bei Alleinerziehenden, bei älte-
ren Bürgern, bei Menschen mit Behinderungen und 
bei Ausländern. 

Die Anzahl der arbeitslosen Jugendlichen bis zu 
25 Jahren stieg seit September 1990 von 76 000 auf 
inzwischen mehr als 120 000. Das ist im übrigen ein 
gesamter Jahrgang von Schulabgängern. Es gibt 
Schätzungen — die auch vom Bundesbildungsmini-
ster getragen werden — , nach denen in diesem Jahr 
voraussichtlich 67 000 Lehrplätze fehlen. In meinem 
Heimatkreis waren in der vergangenen Woche von 
600 Schulabgängern ganze 80 mit einer Lehrstelle 
versorgt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die anderen ver

-

mitteln wir noch!) 

— Darauf bin ich gespannt. 

Hunderttausende von Bauern und Landarbeitern 
verlieren angesichts der ruinösen und nicht den ge-
samten ländlichen Raum erfassenden Agrarpolitik 
ihre Existenzbasis. Es gibt bereits Dörfer, in denen auf 
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Grund des Konkurses der Genossenschaft 90 % der 
bisher Berufstätigen ohne Arbeit sind. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Und was ist mit den 
Kombinaten?) 

Für mich persönlich ist es immer wieder besonders 
bitter, in Gesprächen im Wahlkreis erleben zu müs-
sen, wie verzweifelt z. B. 50- bis 55jährige darüber 
sind, daß sie plötzlich nicht mehr gebraucht werden, 
daß sie im besten Alter bereits zum alten Eisen gehö-
ren. Für viele ist das wie ein Schock, etwas schier 
Unbegreifliches, dem sie mit dem Gefühl der Ohn-
macht gegenüberstehen. 

Wir im Osten kannten eine solche Art kapitalisti-
sche Wirklichkeit nicht oder nur aus dem Fernse-
hen. 

(Zurufe von der FDP: Was kanntet ihr 
denn?) 

Wir sind weder darauf eingestellt, damit zu leben, 
noch wollen wir damit leben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aha!) 

Das ist nicht die Freiheit, für die die Menschen gewalt-
los stritten. Sie werden auf Dauer nicht kampflos auf 
das Recht auf Arbeit als grundlegendes, ihnen in der 
DDR selbstverständlich gewordenes Menschenrecht 
verzichten. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Eine Frechheit!) 

Die Eskalation der Arbeitslosigkeit ist das direkte 
Resultat der Politik der Bundesregierung, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Nein, der SED! — 
Roitzsch [Quickborn] [CDU/CSU]: Was ha

-

ben Sie bloß vor, daß Sie als Kommunist hier 
so reden?) 

der es bei der Vereinigung in erster Linie um die 
Sicherung und um den Ausbau ihrer Machtposition 
ging. Da spielten die wirtschaftliche Sanierung der 
DDR und die soziale Lage ihrer Menschen kaum eine 
Rolle. Es ist eben nur die halbe Wahrheit, wenn auf die 
historische Erblast der defizitären DDR-Wirtschaft 
verwiesen wird. Es gab genug Stimmen aus allen poli-
tischen Lagern und aus Wirtschafts- und Finanzkrei-
sen, die vor der ökonomisch konzeptionslosen An-
schlußstrategie warnten. 

Fakt ist, daß sich die Bundesregierung selbst dann, 
als das Kind schon in den Brunnen gefallen war, noch 
immer nicht der Mühe unterzogen hat, eine wirkliche 
Analyse der wirtschaftlichen und sozialen Lage in den 
östlichen Ländern zu erarbeiten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Einen Plan brau

-

chen wir, einen Fünfjahresplan!) 

Was heute als Irrtum erklärt wird, ist in Wirklichkeit 
die Ignoranz gegenüber den akuten Problemen. Die 
jetzt unter dem Druck der Protestbewegung und der 
ökonomischen und sozialen Realitäten erzwungenen 
Schritte der Finanzierung der ostdeutschen Länder 
und Kommunen und der regionalen Gliederung der 
Treuhand verdienen nicht den klingenden Namen 
„Aufschwung Ost", einfach deshalb nicht, weil dahin-
ter nach wie vor kein komplexes Programm der wirt-
schaftlichen Entwicklung steht. Ein solches Programm  

ist aber der Schlüssel zur Lösung der sozialen Pro-
bleme. 

(Lachen bei der CDU/CSU und der FDP) 
— Machen Sie doch ein Programm! 

Die PDS/Linke Liste appelliert deshalb an die Bun-
desregierung, die nachfolgenden Punkte ernsthaft zu 
prüfen und in die Erarbeitung des erforderlichen Pro-
gramms einzubeziehen: 

(Müntefering [SPD]: Sie haben wenig Grund 
zu klugen Reden!) 

Notwendig ist eine aktive, beschäftigungsorien-
tierte staatliche und kommunale Strukturpolitik. Es 
müssen tragfähige Konzepte der Wirtschaftsentwick-
lung für das Gebiet der ehemaligen DDR, die einzel-
nen ostdeutschen Länder sowie besonders gefährdete 
Regionen vorgelegt werden. 

Entgegen dem Bonner Steuerpaket sehen wir hier-
für vor allem folgende Finanzierungsmöglichkeiten: 
drastische Reduzierung der Rüstungsausgaben, Er-
gänzungsabgabe für Besserverdienende, Beibehal-
tung der Vermögen- und Gewerbekapitalsteuer, hö-
here Versteuerung von Vermögenswerten von mehr 
als 1 Million DM sowie von Spekulationsgewinnen, 
Einführung einer Arbeitsmarktabgabe für Beamte 
und Selbständige. 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Herr Kollege, 
kommen Sie bitte zum Ende! 

Dr. Fritz Schumann (Kroppenstedt) (PDS/Linke 
Liste): Wir fordern: Die Gewinner der deutschen Ein-
heit müssen den Hauptteil der zusätzlich notwendi-
gen Finanzmittel aufbringen! 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Das Wort hat der 
Minister für Arbeit und Sozialordnung, Dr. Norbert 
Blüm. 

(Zuruf von der SPD: Der Minister für soziale 
Unordnung!) 

Dr. Norbert  Blüm, Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung: Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Ich verstehe die Sorgen der Bürger in den 
neuen Bundesländern. Ich werde mich nicht über ihre 
Ängste erheben. Doch ich will zurückfragen: Glaubt 
jemand, daß wir vier Jahrzehnte Sozialismus in sechs 
Monaten wettmachen könnten? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von der SPD: Sie haben es verspro

-

chen! — Weitere Zurufe von der SPD, der 
PDS/Linke Liste und dem Bündnis 90/ 

GRÜNE) 
Herr Schumann, ich habe Ihnen gut zugehört. Ich 

fand schon, es war der Gipfel von Vergeßlichkeit und 
Unverfrorenheit, 

(Zuruf von der SPD: Schlag mach bei 
Oskar!) 

wie Sie Ihren Furchtkatalog vorgeführt und gesagt 
haben „schlimmer als alles, was es bisher in der DDR 
gab" und „alles in den Schatten gestellt". Meinen Sie 
den Todesstreifen? Meinen Sie den Todesstreifen, in 
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dem Menschen verblutet sind, nur weil sie ihre Ver-
wandten besuchen wollten? 

(Zuruf von der SPD: Heute verhungern sie 
bald!) 

Meinen Sie Bautzen, Herr Schumann? 

Ich kann nur sagen: Arbeitslosigkeit ist ganz 
schlimm, und wir werden sie mit allen Mitteln be-
kämpfen. 

(Zurufe von der PDS/Linke Liste) 

Aber Unfreiheit und Unterdrückung, das war das 
Schlimmste, was der Sozialismus den Bürgern gebo-
ten hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 

Im übrigen: Kein Arbeitsloser aus Westdeutschland 
hat das sozialistische Vollbeschäftigungsparadies in 
der DDR aufgesucht. Keiner! Ich finde: Der größte 
Angriff ist Unfreiheit. Wir wollen zusammen die Ar-
beitslosigkeit bekämpfen. 

Ich finde, nach der Darstellung, die Sie hier geben, 
sieht es so aus, als wären die Bürger in der ehemaligen 
DDR jetzt in eine Katastrophenlandschaft Deutsch-
land gefallen. Haben Sie vergessen, in welchem Zu-
stand die DDR-Wirtschaft war? — Sie stand doch vor 
der Wiedervereinigung vor dem Zusammenbruch! 
Honecker hat doch eine Bankrottfirma geleitet! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ohne Wiedervereinigung wäre die Firma doch zu-
sammengebrochen! — Wir wollen zusammen den 
Sozialstaat Deutschland schaffen. 

(Zuruf des Abg. Dr. B riefs [PDS/Linke Li

-

ste]) 

Haben Sie vergessen, wer die Umweltjauchegrube 
zu verantworten hat? Sie von der SED! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Acht Jahre war die Lebenserwartung in manchen Re-
gionen der ehemaligen DDR geringer als hier. Das 
war doch der Angriff auf menschliches Leben! Den 
werden Sie doch uns nicht zuschieben wollen! 

(Zurufe von der SPD und der PDS/Linke Li

-

ste) 

Zusammen wollen wir den Sozialstaat Deutschland 
schaffen. Geld kann dabei nicht alles. Aber, Herr 
Weiß, Sie dürfen doch nicht so tun, als hätten wir 
nichts getan! 102 Milliarden DM in 11/2 Jahren! Sie 
dürfen doch nicht sagen, das sei nichts! 12 Milliarden 
DM jetzt im Gemeinschaftswerk „Aufschwung Ost" ! 
Will denn jemand sagen, das sei alles nichts? 

Ich gebe zu, Geld allein wird nicht langen. Wir brau-
chen auch Initiative, wir brauchen unternehmerische 
Verantwortung. Das ist ja gerade der Unterschied zur 
Planwirtschaft: daß der Staat nicht alles soll und kann. 
Was der Staat kann, hat er in der DDR doch vorge-
führt. Wir wollen eine freie, eine soziale Marktwirt-
schaft. Aber der Umstieg ist schwierig. 

35 Milliarden DM geben wir jetzt für Arbeitsmarkt-
maßnahmen aus: 20 Milliarden DM für die neuen Län-
der, 15 Milliarden DM für die alte Bundesrepublik. 

Das gab es noch nie, auch nicht in der alten Bundes-
republik. Wollen Sie denn so tun, als wäre das alles 
nichts? Sie nehmen den Leuten ja jeden Schwung und 
jede Hoffnung! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Lachen und Widerspruch bei der SPD und 
beim Bündnis 90/GRÜNE — Zurufe von der 

PDS/Linke Liste) 

Lieber Herr Müntefering, sieben Berufsförderungs-
werke, acht Berufsbildungswerke und eine Renten-
versicherung wurden über Nacht geradezu aus dem 
Boden gestampft. Ich frage Sie: Ist das alles nichts? 
Für Umschulung und Fortbildung in den neuen Län-
dern geben wir 7,7 Milliarden DM, für die gleichen 
Maßnahmen in den alten Ländern 7,8 Milliarden DM 
aus. Wir haben Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen in 
einem Maße initiiert, das es in Deutschland noch nie 
gab. 5,2 Milliarden DM für Arbeitsbeschaffungsmaß-
nahmen! Für 278 000 Mitbürger bedeutet das Hoff-
nung durch Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen. Das ist 
mehr als alle Klagereden, die hier gehalten werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Schulz  [Berlin] [Bündnis 90/GRÜNE]: „Das 
ist ein undankbares Volk im Osten, Herr 

Blüm" ! ) 

Ich sage nicht, daß wir damit alles lösen. Ich sage 
auch nicht, daß wir morgen das rettende Ufer schon 
erreicht haben. Aber indem Sie stehenbleiben und 
jammern, werden wir keinen Zentimeter vorwärts-
kommen. Was jetzt gefordert ist, sind nicht ,,Bespre-
cher", sondern „Handler". 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Schulz  [Berlin] [Bündnis 90/GRÜNE]: Sie 
sollten die Energie im Osten loswerden, Herr 

Blüm!) 

Ich sage noch einmal, daß ich die Ängste und Sor-
gen der Menschen verstehe. Nur möchte ich diesen 
Ängsten nicht mit Worten, sondern mit Taten entge-
gentreten. Und diese Bundesregierung hat gehan-
delt! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
des Abgeordneten Weiß [Berlin] [Bündnis 
90/GRÜNE] — Widerspruch bei der SPD und 

der PDS/Linke Liste) 

Qualifizierung: 500 000 haben eine Qualifizie-
rungsmaßnahme in Angriff genommen. 

Rentenversicherung: Verehrter Herr Vogel, die er-
ste und wichtigste Weichenstellung für die Rentner 
war die Umstellung der Rente im Verhältnis 1 : 1. Ihr 
Kanzlerkandidat Lafontaine hat doch die Umstellung 
im Verhältnis 1 : 1 noch im Oktober des vergangenen 
Jahres in der „Abendzeitung" kritisiert. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — Dr. 
Vogel [SPD]: Stimmt doch gar nicht! Un- 

wahr! — Weitere Zurufe von der SPD) 

Hätten wir die Renten im Verhältnis 2 : 1 umgestellt, 
wie Lafontaine und Pöhl es wollten, dann wären wir 
mit der Rente in sieben Jahren dort, wo wir seit dem 
1. Januar schon jetzt sind. Ist das nichts? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Widerspruch bei der SPD) 
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15 % Rentenerhöhung am 1. Januar dieses Jahres: 
Herr Vogel, darf ich Sie daran erinnern, daß Ihre Frak-
tion 10 % beantragt hatte? Meiner Rechnung nach 
sind 10 % 5 To  weniger als das, was diese Koalition 
durchgesetzt hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Bohl [CDU/CSU]: Das tut weh!) 

Wir werden Schritt für Schritt vorankommen. Für 
330 000 Mitbürger in der ehemaligen DDR gibt es zum 
erstenmal Kriegsopferversorgung. Die Kriegsopfer 
sind vom Sozialismus vergessen worden. Ich frage: Ist 
das alles nichts? Wollen Sie nicht einmal anerkennen, 
daß dieser Sozialstaat große Anstrengungen macht, 
damit wir die Einheit Deutschlands auch sozialstaat-
lich vollenden? 

Auf dem Weg dorthin ist nicht eine Kampagne der 
Angst, sondern eine Kampagne der Gemeinsamkeit 
notwendig. An der Klagemauer werden keine Ar-
beitsplätze geschaffen. Ein Helfer für die DDR, ein 
Beamter, der hinübergeht und hilft, ein Gewerkschaf-
ter, der hinübergeht und hilft, bewirkt mehr als 1 000 
Klagende, die hier große Reden halten, aber „drüben" 
nichts machen. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und der 
FDP — Bohl [CDU/CSU]: Bravo, bravo!) 

Ich sage noch einmal: Jetzt ist die Stunde der „Be-
arbeiter", nicht die Stunde der „Besprecher". 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP) 

Das will ich auch hier vor den Abgeordneten sagen: 
Ich fand die gestrige Zusammenkunft von Gewerk-
schaftern, Arbeitgebern und Wirtschaftsvertretern in 
dem gemeinsamen Bestreben, zu helfen und nicht 
Vorwürfe auszutauschen, wohltuend. Dabei waren 
auch fünf neue Ministerpräsidenten. Herr Stolpe, 

(Zuruf von der SPD: Das ist ein vernünftiger 
Mann!)  

einer von ihnen, steht mit seiner Mitteilung, mit seiner 
Hoffnung, daß wir im Frühjahr nächsten Jahres Licht 
im Tunnel haben, im Kontrast zu dem, was hier heute 
vorgeführt wird. Ja, wir brauchen Perspektiven. Mit 
Mutlosigkeit ist ein Problem noch nie gelöst wor-
den. 

Wir brauchen die Anstrengung aller. Zu dieser ge-
meinsamen Anstrengung über alle Parteigrenzen hin-
weg lade ich auch angesichts dieser Aktuellen Stunde 
ein. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und der 
FDP) 

Ich will meine Rede mit der Mitteilung beenden, 
daß wir die Europäische Gemeinschaft dazu veranlas-
sen konnten, in einem großen Aktionsprogramm bis 
zum Jahre 1993 1,8 Milliarden DM für berufliche Bil-
dung und Qualifizierung in den neuen Bundeslän-
dern anzulegen. Das ist eine gute Nachricht für diese 
Aktuelle Stunde. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und der 
FDP) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Das Wort hat der 
Abgeordnete Arne Börnsen. 

Ame Börnsen (Ritterhude) (SPD): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Die Rede eines Bundesmi-
nisters auf der Demonstration am Montagabend in 
Leipzig wäre sehr viel mehr wert gewesen als die gro-
ßen Worte, die Sie hier verschwendet haben. 

(Beifall bei der SPD, der PDS/Linke Liste und 
beim Bündnis 90/GRÜNE) 

Herr Bundesminister Blüm, Sie haben mit viel Pathe-
tik wieder einmal an den Tatsachen vorbeigeredet. 
Aber ich habe die Überzeugung, daß sich die Men-
schen in der ehemaligen DDR inzwischen mit solchen 
Worten nicht mehr einfangen lassen. Das beweisen 
die Demonstrationen, die jetzt in Leipzig stattgefun-
den haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, ich meine sehr wohl, daß 
gerade wir Westdeutschen darüber nachdenken soll-
ten, ob wir uns angesichts der offenkundigen Enttäu-
schung und Verzweiflung in Leipzig und Halle, aber 
auch in Rostock und Dresden — solche Ereignisse wie 
gestern abend sind sicherlich auf dieselben Ursachen 
zurückzuführen wie das, was zu den Demonstrationen 
in Leipzig und anderswo geführt hat — ausreichend 
bemühen, uns in die Situation und Empfindungen der 
Menschen in der ehemaligen DDR hineinzudenken 
und hineinzufühlen. 

Meine Damen und Herren, die Zwischenrufe, die 
sich ein Kollege, der inzwischen möglicherweise be-
schämt das Haus verlassen hat, bei dem ersten Beitrag 
und bei dem Beitrag von Herrn Weiß geleistet hat, 
sind beschämend und peinlich. 

(Louven [CDU/CSU]: Dann müßte sich doch 
wohl Herr Weiß schämen! Oder?) 

Sie werden den Empfindungen der Menschen in der 
ehemaligen DDR nicht gerecht. Ich hoffe sehr, daß das 
möglichst breit übergebracht worden ist. 

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/ 
GRÜNE — Louven [CDU/CSU]: Fanden Sie 

denn Herrn Weiß nicht beschämend!) 

Es besteht seit anderthalb Jahren endlich wieder 
die Möglichkeit, Kontakte zwischen den Menschen 
hüben und drüben zu knüpfen. Die Westdeutschen 
haben auch die Unsicherheiten und die Unbeholfen-
heit vieler Ostdeutscher bei für uns selbstverständli-
chen Dingen des täglichen Lebens und, aus dieser 
Unsicherheit entstehend, auch die Bereitschaft, ver-
trauensvoll den Versprechungen und Zusagen des 
nicht nur selbstsicheren, sondern manchmal sehr wohl 
selbstgefälligen Bundeskanzlers zu glauben, kennen-
gelernt. Nach der Enttäuschung über das eklatante 
Versagen der Plan- und Kommandowirtschaft in der 
ehemaligen DDR entstand ein genauso großes unbe-
grenztes Vertrauen in die Möglichkeiten und die al-
les überwindenden Kräfte der Marktwirtschaft in der 
Bundesrepublik. Aber die Bundesregierung war über 
die Wirkung ihrer marktwirtschaftlichen Heilsverkün-
dung offensichtlich so begeistert, daß sie die ge-
schichtlichen Lehren und Erfahrungen der vergange-
nen Jahrzehnte völlig verdrängte. 

Insbesondere beim Aufbau der Bundesrepublik wa-
ren aktive Instrumente zur Regulierung eines sozialen 
marktwirtschaftlichen Systems erforderlich. Denken 
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Sie doch an Ihren ehemaligen Kollegen Müller-Ar-
mack! Wo waren solche aktiven Instrumente für die 
Zeit nach der Währungs- und Wirtschaftsunion vorbe-
reitet worden? 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der PDS/Linke Liste) 

Die Ausgangslage für den Wiederaufbau bei uns in 
der alten Bundesrepublik nach dem Krieg war in ganz 
Europa mit der wirtschaftlichen Inselsituation der Ex-
DDR auch nicht annähernd vergleichbar. Wo ist das 
berücksichtigt worden? 

Die Funktionsfähigkeit des marktwirtschaftlichen 
Systems in den letzten Jahrzehnten setzte bei uns 
einen stabilen wirtschaftlichen Prozeßkreislauf vor-
aus. Krisen wurden eher ausgesessen als gelöst. Man 
kann doch wohl nicht glauben, mit einem solchen 
Modell die Krise in der ehemaligen DDR lösen zu kön-
nen. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Dummer Spruch!) 

Wirtschaftsk risen in der Bundesrepublik — so 1966 
bei der Bildung der Großen Koalition — sind auch 
nicht im entferntesten mit dem radikalen Einschnitt 
durch die Wirtschafts- und Währungsunion in der 
ehemaligen DDR vergleichbar. Aber die verantwortli-
che Wirtschaftspolitik glaubte, diesen Einschnitt mit 
derselben Laisser-faire-Haltung bewältigen zu kön-
nen. Folgerichtig wurde auch die Gefahr einer Ent-
industrialisierung in den neuen Bundesländern nicht 
erkannt und sogar als Unsinn abgetan, auch von ei-
nem Wirtschaftsexperten — zumindest bezeichnet er 
sich so — der CDU/CSU-Fraktion. 

Meine Damen und Herren, ich habe bewußt die 
wirtschaftspolitischen Fehler, die von dieser Bundes-
regierung zu verantworten sind, in den Mittelpunkt 
gestellt, weil natürlich das die Ursache dafür ist, daß 
die Menschen heute auf die Straße gehen. Und dabei 
ist feststellbar — das stand ja eingangs der heutigen 
Aussprache zur Aktuellen Stunde im Mittelpunkt —, 
daß es die Bundesregierung nicht einmal für nötig 
hält, einen Vertreter des Wirtschaftsministe riums an 
einer solchen Debatte teilnehmen zu lassen. 

(Beifall bei der SPD — Roitzsch [Quickborn] 
[CDU/CSU]: Da ist er doch! — Weitere Zu

-

rufe von der CDU/CSU) 

— Inzwischen wurde er herangekarrt; das haben wir 
verfolgen können. 

Vielleicht liegt das daran, weil das Wirtschaftsmini-
sterium in Bonn nicht in der Lage ist, konzeptionell zu 
denken; denn dies wird seit der Regentschaft freide-
mokratischer Wirtschaftsminister nicht gewünscht, 
wird geradezu verpönt. Vielleicht liegt es aber auch 
daran, daß diese Regierung im Bonner Elfenbeinturm 
hinter den sieben Bergen nicht mehr in der Lage ist, 
die Situation der Menschen draußen im Lande, wie es 
immer heißt, zu erkennen, zu begreifen und zur 
Grundlage ihrer Politik zu machen. Das merken die 
Menschen in Leipzig und in anderen Städten. 

Diese Menschen wissen, daß sie nicht nur im letzten 
Jahr wegen bevorstehender Wahlen getäuscht wur-
den. Wir stellen auch fest, daß die Wunderwaffe 
Marktwirtschaft völlig versagt hat, aber nicht wegen 
möglicher Fehler im System, sondern wegen des Un-

vermögens der politisch Handelnden, das Instrument 
der Marktwirtschaft zu nutzen. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des Bündnisses 90/GRÜNE) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Rainer Eppelmann. 

Rainer Eppelmann (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Lassen Sie 
mich bitte mit einem ganz persönlichen Gedanken 
beginnen: Seit 29 Jahren bin ich Arbeitnehmer, 
28 Jahre davon in der alten DDR. Eine vergleichs-
weise lange Zeit bin ich Käufer und Kunde und habe 
auf Grund des Gehalts und der Kindergeldzuschläge 
die Möglichkeit gehabt, zusammengenommen etwa 
10 000 DM im Jahr auszugeben. 

Allerdings versuche ich 49 Jahre lang, Mensch zu 
sein. Das, so habe ich den Eindruck, kommt in unseren 
Überlegungen, und zwar quer durch das ganze Haus 
— von ganz links bis ganz rechts, so, wie Sie hier vor 
mir sitzen — , leider über viele Monate hin zu kurz. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
Bündnisses 90/GRÜNE) 

Ich sage Ihnen das einmal ganz persönlich: Wir sind 
ausgewandert, wobei ich das, wie viele andere auch, 
gewollt habe; wir befinden uns in einer Gesellschaft, 
die anders funktioniert als das, was wir bisher erlebt 
haben und wie wir aufgewachsen sind. Das heißt: Das, 
was ich in 48 oder 49 Jahren lernen konnte, was mich 
gelehrt worden ist, was ich in meinem bisherigen Le-
ben erfahren habe, ist nicht mehr oder nur noch be-
dingt verwendungsfähig. 

Diejenigen, die heute sagen, wir seien faul oder 
arbeitsscheu, wir hätten keine Ahnung und sollten 
erst einmal arbeiten lernen, wissen nicht, wovon sie 
reden. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Fast alles, was ich in der neuen Bundesrepublik, in 
der vereinten Bundesrepublik, die ich wollte, tagtäg-
lich leisten muß, ist Neuland für mich. Ich gebe ehrlich 
zu, daß ich den Eindruck habe: Wir 16 Millionen Ex-
DDRler sind keine Wunderwesen; wir können das nur 
langsam lernen; dafür brauchen wir Zeit. 

Damit habe ich Ihnen meiner Meinung nach auch 
schon den Grund dafür genannt, warum die Situation 
zwischen Oder und Elbe heute so ist, wie sie ist. Ich 
kann die Angst, die Sorgen, die Fragen, die Nöte all 
derer, die heute laut und bedrängend fragend auf die 
Straße gehen, sehr gut verstehen, sie sind mir sehr, 
sehr nahe und sehr verständlich. 

Aber im Grunde ist es unser aller Problem — ich 
versuchte, Ihnen das hiermit deutlich zu machen — 
Soziale Marktwirtschaft muß von uns gelernt werden. 
Auch Sie — das ist das Problem der Altbundesrepubli-
kaner — haben an dieser Stelle neu zu lernen. Ihre 
Rezepte, Ihre Methoden, die in den letzten 20 oder 
25 Jahren hervorragend funktioniert haben, haben in 
einer Gesellschaft funktioniert, die gut geölt ist, also in 
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einer Gesellschaft zwischen Elbe und Rhein. Das, was 
wir jetzt haben, ist etwas anderes. 

(Bohl [CDU/CSU]: Sehr gut!) 
Wir brauchen ungeheuer viel Phantasie und Ver-

ständnis füreinander, um in einer Übergangszeit 
Übergangslösungen zu finden. Das ist ungeheuer 
schwierig. Wir sind gegenwärtig immer wieder dabei, 
etwas zu tun, was wir — Sie wie wir — bisher nicht tun 
mußten. 

Ich bitte Sie also — es gibt nur diese eine Möglich-
keit — : Wir müssen ganz eng zusammenrücken und 
Verständnis füreinander haben. Es hat überhaupt kei-
nen Sinn, wenn nach den Brandstiftern der letzten 
45 Jahre neue Brandstifter auftreten. Das, was wir 
brauchen, sind Feuerwehrmänner. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Darum: Wer heute über Ängste und Nöte redet, die 

mir sehr verständlich sind, muß meiner Meinung nach 
auch etwas zum Herbst 1989 sagen, zu dem, was da-
mals auf den Plakaten gestanden hat. Vieles davon ist 
heute Wirklichkeit. Das muß meiner Meinung nach 
einfach dazugesagt werden. Oder soll Herr Schily 
recht damit haben, daß wir 16 Millionen DDR-Bürger 
bloß Bananen haben wollten? Das darf doch wohl 
nicht wahr sein! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 

Ein letzter Gedankengang dazu: Ich freue mich dar-
über, daß einer meiner Weggefährten in den letzten 
30 Jahren, der heute parteipolitisch anders gebunden 
ist als ich, offensichtlich zu gleichen Einschätzungen 
und Beobachtungen gekommen ist wie ich. Ich meine 
den — ich sage das hier bewußt — Freund Stolpe. Er 
hat — wenn ich es zitieren darf — gesagt, daß die heu-
tige Regierung vor der Kritik, zumindest vor vieler 
Kritik der Bürger in den neuen Ländern in Schutz zu 
nehmen ist. Er meinte: 

Der Kanzler kommt zur Zeit zu Unrecht unter 
Beschuß. Kohl hat die Lage beg riffen, 

(Dr. Vogel [SPD]: Jetzt, ja!) 

und er hat die Lage der Ex-DDR so, wie sie heute 
ist, nicht verschuldet. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Stolpe sagte weiter, wir 16 Millionen müßten es ler-
nen, in Demokratie und Marktwirtschaft zu leben; das 
sei kurzfristig hart, aber nur die Marktwirtschaft 
bringe Wohlstand. 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Herr Abgeordne-
ter, kommen Sie bitte zum Schluß. 

Rainer Eppelmann (CDU/CSU): Jawohl, zwei Sätze 
noch, bitte. 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Nein, keine zwei 
Sätze mehr! 

Rainer Eppelmann (CDU/CSU) : Na gut, dann sage 
ich nur noch einen Satz. 

Eine herzliche Bitte: Getrommelt und gepaukt wor-
den ist heute und in den letzten Wochen genug: Ein 

Orchester funktioniert bloß dann, wenn darin auch 
Streicher sind mit leisen und besinnlichen Tönen. 

Ich danke Ihnen. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und der 
FDP — Beifall bei Abgeordneten der SPD  — 
Dr.  Briefs [PDS/Linke Liste]: Das war doch 

ein Hohn!)  

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Das Wort hat die 
Ministerin für Frauen und Jugend, Frau Dr. Angela 
Merkel. 

Dr. Angela Merkel, Bundesminister für Frauen und 
Jugend: Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 
Vor zwei Wochen habe ich in Sachsen Textilarbeite-
rinnen mit „Kurzarbeit null" besucht. Früher haben 
diese Arbeiterinnen Dekostoffe produziert, heute sa-
gen sie: Keiner kauft unsere Stoffe, nicht einmal wir 
selber; aber wir wollen keine Umschulung, wir wollen 
mit unseren Händen weiterarbeiten, und zwar in un-
serer Heimat; wir können doch nicht nach Bayern fah-
ren; wir haben ja hier unsere Kinder. 

Diese Frauen haben für die Einheit Deutschlands 
demonstriert, und sie unterstützen auch heute die 
Politik der Bundesregierung. 

(Zurufe von der SPD: Na? — Ehrlich?) 

Trotzdem: Was kann ich diesen Menschen sagen? Ei-
nen wichtigen Beitrag hat die Bundesregierung durch 
die Beschlüsse, die in den letzten Tagen und Wochen 
gefaßt wurden, geleistet. Für den Aufbau stehen Geld, 
Investitionsförderungsmaßnahmen und Genehmi-
gungsverfahren bereit. Alles das ist nötig, aber es wird 
nicht ausreichen, um die Teilung zu überwinden. Der 
Schlüssel für den Aufschwung liegt im richtigen Ver-
ständnis eines vielstrapazierten Satzes: Teilung kann 
nur durch teilen überwunden werden. 

In den vergangenen Wochen haben wir das Geld 
geteilt. Jetzt kommt es darauf an, daß sich die Men-
schen in den alten und in den neuen Bundesländern 
die Verantwortung für das gemeinsame Deutschland 
teilen. Die Menschen in den alten Bundesländern 
müssen erkennen, in welch dramatischer Weise sich 
das Leben für die Menschen in den neuen Bundeslän-
dern geändert hat. Lebensplanungen wurden gegen-
standslos, selbst kleine Verrichtungen wie das Ausfül-
len von Formularen, wie die Gänge zu Ämtern und 
Behörden führen in völliges Neuland. 

In den neuen Bundesländern brauchen wir deshalb 
mehr als Geld. Wir brauchen Zuwendung und Solida-
rität. Teilen müssen die Menschen aus den alten Bun-
desländern nicht nur ihren Wohlstand, sondern auch 
ihre Erfahrung mit dem Leben in einer freiheitlichen 
Gesellschaft. 

Um diese Solidarität von Mensch zu Mensch zu er-
möglichen, haben wir Mittel bereitgestellt, damit 
Frauen und Jugendliche ihren Partnern in den neuen 
Bundesländern die Erfahrungen vermitteln können, 
die sie brauchen, um die Suche nach einem neuen 
Arbeitsplatz, die Wahl des richtigen Berufsweges, 
kurz, die Gestaltung des eigenen Lebens in die Hand 
nehmen zu können. 
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Hier rufe ich Sie, die Abgeordneten von der SPD, 
auf: Helfen Sie den Menschen in den neuen Bundes-
ländern, und versuchen Sie nicht zum zweiten Mal in 
einem Jahr, mit der Angst vor der Zukunft Politik zu 
machen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Widerspruch bei der SPD — Kuhlwein [SPD]: 
Sie sind noch jung! Sie wissen noch nicht, 
wovon Sie reden! — Gegenruf von der CDU/ 
CSU: Ja, Sie sind sehr alt geworden! Das 
stimmt! — Zurufe von der SPD: Wer hat ihr 
das aufgeschrieben? — Unerhört! — Eine bo

-

denlose Frechheit!) 

In den neuen Bundesländern müssen wir verstehen: 
Freiheit ist mehr als die Abwesenheit von Gängelei 
und Unterdrückung. 

(Dr. Götte [SPD]: Wahrheit ist mehr als 
Lüge!) 

Freiheit verlangt die Bereitschaft, das eigene Schick-
sal in die Hand zu nehmen. Wir müssen deshalb den 
schweren Umstrukturierungsprozeß in allen Lebens-
bereichen bejahen und als unsere eigene Aufgabe 
verstehen. 

Die Bundesregierung hat durch ihr Programm Ge-
meinschaftswerk Aufschwung-Ost und durch andere 
wirtschaftsfördernde Maßnahmen die Voraussetzun-
gen für den Aufschwung geschaffen. Unsere Koali-
tionsvereinbarung, den Anteil von Umschulungs-, 
Qualifizierungs- und Arbeitsbeschaffungsmaßnah-
men für Frauen in der Höhe zu sichern, wie diese von 
der Arbeitslosigkeit betroffen sind, werden wir umset-
zen. 

Trotzdem wird es für die Frauen aus dem sächsi-
schen Textilbetrieb schwer sein, sich jetzt in einer AB-
Maßnahme oder einem neuen Beruf heimisch zu füh-
len. Was diese Frauen wie Millionen von Menschen in 
den neuen Bundesländern neben Geld und Solidarität 
brauchen, ist vor allem Selbstvertrauen. Ich meine, zu 
diesem Selbstvertrauen haben wir Menschen in den 
neuen Bundesländern allen Grund. Unser Land haben 
wir unter ungleich schwereren Bedingungen als in 
den alten Ländern aufgebaut. Wenn wir unter diesen 
Umständen leben konnten, dann sind wir auch in der 
Lage, die Schwierigkeiten des Umbruchs zu mei-
stern. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der FDP) 

Die Bundesregierung wird dafür alle Voraussetzun-
gen schaffen. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Das Wort hat die 
Frau Abgeordnete Dr. Ch ristine Lucyga. 

Dr. Christine Lucyga (SPD): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Ich möchte nicht versäu-
men, meiner Vorrednerin zu antworten, daß man vor 
derartigen Appellen an Geduld und Hoffnung viel-
leicht bei Bertolt Brecht nachlesen sollte. Da steht 
geschrieben: Erst kommt das Fressen, dann kommt  

die Moral. Moral ist in dem Falle wohl mit Geduld und 
Hoffnung gleichzusetzen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD — Wider

-

spruch bei der CDU/CSU — Feilcke [CDU/ 
CSU]: Stimmen Sie denn Bert Brecht zu? — 
Weiterer Zuruf von der CDU/CSU: War das 

die Bananen-Geschichte?) 

Ich würde sagen: Wenn die Leidensfähigkeit von 
Menschen überfordert wird, dann setzen sie sich zur 
Wehr. In Ostdeutschland ist es soweit. Die Stimmung 
ist gereizt wie im Herbst 1989, als die Menschen auf 
die Straße gingen. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Das ist eine Beleidi

-

gung der damaligen Demonstranten!) 

Wenn diese Demonstrationen heute wieder aufleben, 
dann deshalb, weil die Hoffnungen noch nicht einge-
löst worden sind. Erinnern wir uns doch einmal an die 
Demonstranten von Leipzig. Ihre Kampfansage an die 
SED hieß: Wir bleiben hier! Sie wollten nicht außer 
Landes getrieben werden, denn sie wollten in ihrer 
Heimat ein menschenwürdiges Leben führen können. 
Das ist bis zum heutigen Tage nicht eingelöst. 

Obwohl sich die politischen Strukturen gewandelt 
haben, obwohl Weichen gestellt sind, ist für einen gro-
ßen Teil der Bevölkerung in Ostdeutschland ein 
Leben in Würde immer noch eine Illusion. Nur die 
Gründe, woran das liegt, haben sich geändert. Wenn 
Massenprotest und Massenflucht seinerzeit im politi-
schen System begründet waren, dann sind es heute 
schlicht und einfach existentielle Grundprobleme. Sie 
bewirken einerseits eine neue Abwanderung west-
wärts, andererseits neue Massenproteste. Für die 
Menschen, die heute auf gepackten Koffern sitzen 
oder auf die Straße gehen, ist das Motiv blanke soziale 
Not. Das, was der Honecker-Clique nicht gelungen 
ist, auch noch den letzten Rest der aufbauwilligen 
DDR-Bevölkerung außer Landes zu treiben, geschieht 
jetzt nach und nach. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD — Wider

-

spruch bei der CDU/CSU) 

Zur gleichen Zeit, als in Leipzig die Montagsdemon-
strationen wieder auflebten, gingen auch in anderen 
Städten, in Halle und in Rostock, Zehntausende auf 
die Straße, um für den Erhalt von Arbeitsplätzen, für 
das Überleben der Werften und anderer Industrie-
standorte zu kämpfen; denn auch in meiner Heimat, in 
Mecklenburg-Vorpommern, bricht alles gleichzeitig 
zusammen: die ma ritime Wirtschaft ebenso wie die 
Landwirtschaft und anderes. Wen wundert es da noch, 
daß viele beginnen, sich die DDR-Vergangenheit 
schönzureden, wenn sie von Existenznöten betroffen 
werden, wenn die Lebenshaltungskosten im umge-
kehrten Verhältnis zur Einkommensentwicklung der 
meisten steigen — und das in einer Situation, in der 
viele DDR-Bürger entweder schon arbeitslos sind, mit 
Arbeitslosigkeit rechnen oder als Vorruheständler auf 
das Abstellgleis geschoben worden sind. 

Es ist keine Seltenheit, daß in meiner Sprechstunde 
Vorruheständlerinnen erscheinen, die von 226 DM le-
ben müssen, oder alleinerziehende Mütter, die 
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600 DM netto verdienen und davon 400 DM für zwei 
Kindergartenplätze abgeben müssen. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Gerade erst hat die Ankündigung einschneidender 
Mieterhöhungen zum 1. August in den neuen Bun-
desländern für neuen sozialen Zündstoff gesorgt. 

Um es auf den Punkt zu bringen: Trotz aller Appelle 
an Geduld und Hoffnung sehen viele Ostdeutsche vor 
sich Perspektivlosigkeit und soziale Not. Das ist von 
uns nicht herbeigeredet! 

(Beifall bei der SPD und dem Bündnis 90/ 
GRÜNE sowie bei Abgeordneten der PDS/ 

Linke Liste) 

Nichtsdestotrotz bringt es ein Herr Rühe vor ein 
paar Tagen fertig, in Mecklenburg-Vorpommern den 
Leuten ins Gesicht zu sagen, es gehe niemandem 
schlechter, im Gegenteil, wir lebten ja jetzt alle in 
Freiheit. Wer so redet, der hat von der Lage dort über-
haupt noch nichts beg riffen, der hat noch nicht einmal 
die Mentalität der Menschen bei uns beg riffen. 

(Dr. Babel [FDP]: Sie helfen ihnen aber auch 
nicht mit einer solchen Rede!) 

Mir kommt an dieser Stelle der Ausspruch F ried-
richs II. „Man muß sich befleißigen, den Geist der Völ-
ker, die man regieren will, zu begreifen" sicher des-
halb in den Sinn, weil diese Weisheit wohl auch der 
Bundesregierung in dieser Situation gut zu Gesichte 
stünde. 

Statt dessen ist seit einem halben Jahr eine Politik 
der unterlassenen Hilfeleistung betrieben worden, 
die manchmal mit dem Euphemismus „aussitzen" ei-
nigermaßen maßvoll umschrieben wurde. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sagen Sie etwas 
zu Herrn Stolpe!) 

Das Ergebnis: Arbeitslosenzahlen in Millionenhöhe, 
und mit diesen Menschen wird umgegangen, als wä-
ren sie totes Inventar. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das stimmt doch 
nicht!) 

Keinem Ostdeutschen sollte es schlechtergehen. 
Das war das Standardprogramm: „Siehe, ich verkün-
dige euch eine große Freude. " Und nun heißt es plötz-
lich, schon immer sei vor der Erwartung gewarnt wor-
den, die Lage in Ostdeutschland werde sich rasch ver-
bessern; die Verbitterung beruhe lediglich auf einem 
Mangel an Information. Ich kann es zitieren. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Wo ist denn Ihr 
Beitrag zur Hoffnung? — Miesmachen!) 

Wenn man dieser Logik folgt, dann ist die Not der 
Menschen dort wohl selbstverschuldet, weil sie dem 
Kanzler nicht richtig zugehört haben. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Fünf Minuten können 
ganz schön lang sein!) 

Unlängst war zu vernehmen, daß Kanzler Kohl 
demnächst zu einer der Montagsdemonstrationen in 
Leipzig erscheinen wolle. Was wird er den Menschen 
denn dort erzählen? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Warten Sie mal 
ab! — Dr. Babel [FDP]: Was erzählen Sie ih

-

nen denn? — Schwalbe [CDU/CSU]: Jeden

-

falls nicht so einen Quatsch!) 
Beabsichtigt er, sich dafür zu entschuldigen, daß er sie 
getäuscht und Illusionen erzeugt hat? 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Frau Abgeord-
nete, kommen Sie bitte zum Schluß. 

Dr. Christine Lucyga (SPD) : Oder will er einfach nur 
einmal den Leuten zuhören, um zu erfahren, wie ih-
nen zumute ist? Ich kann einige Zitate bringen. 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Frau Abgeord-
nete, kommen Sie bitte zum Schluß. Sie können kein 
Zitat mehr bringen. 

Dr. Christine Lucyga (SPD): Ein Zitat: — 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Nein, kein Zitat. 

Dr. Christine Lucyga (SPD): — „Wir haben das Ge-
fühl, Besiegte zu sein und nicht Gleichberechtigte." 

(Beifall bei der SPD, dem Bündnis 90/ 
GRÜNE und der PDS/Linke Liste) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Das Wort hat die 
Ministerin für Raumordnung, Bauwesen und Städte-
bau, Frau Dr. Irmgard Adam-Schwaetzer. 

(Zuruf von der SPD: Jetzt kommt die Mieten

-

lüge!) 

Dr. Irmgard Adam-Schwaetzer, Bundesminister für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau: Frau Präsi-
dentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
glaube, es ist im Grunde jedem bewußt, daß er eine 
böswillige Unterstellung begeht, wenn er sagt, die 
Regierung sei sich der Schwierigkeit der Lage nicht 
bewußt und setze nicht wirklich alles daran, den Men-
schen in den fünf neuen Bundesländern zielgerichtet 
zu helfen. 

(Zustimmung bei der FDP) 
Wir wissen sehr wohl, vor welche ungeheuren Pro-

bleme die Menschen gestellt sind, die sich mit einem 
neuen demokratischen System, mit einem völlig 
neuen Rechtssystem und mit einem völlig neuen so-
zialen System konfrontiert sehen. Kein Mensch hat 
geglaubt, daß diese Schwierigkeiten leicht zu bewäl-
tigen sein würden. Aber wir alle hatten gehofft, daß 
sich diejenigen, die in diesem Staat Regierungsver-
antwortung, aber auch Verantwortung als Opposition 
tragen, zumindest dieser Verantwortung bewußt sind 
und dazu beitragen — Herr Weiß, das haben Sie ge-
sagt — , daß f riedliche Demonstrationen nicht in Ge-
walt umschlagen. 

Das kann man, meine Damen und Herren, aller-
dings nur, wenn man besonnen ist und wenn man 
auch selber anderen hilft, besonnen zu sein. Ihre 
Rede, Herr Weiß — ich bin ganz sicher, das werden 
Sie selber sehen, wenn Sie sie in drei Jahren nachle-
sen —, hat dazu nicht beigetragen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zuruf von der SPD: Hat Ihre Politik etwas mit 

den Demonstrationen zu tun oder nicht?) 
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Meine lieben Kolleginnen und Kollegen, ich bin 
genauso wie alle anderen Mitglieder der Bundesre-
gierung in den letzten Wochen und Monaten oft in 
den fünf neuen Bundesländern gewesen. Wir alle ha-
ben mit den Menschen in ganz unterschiedlichen 
Situationen gesprochen. 

(Kuhlwein [SPD]: Haben Sie denen auch 
Versprechungen gemacht?) 

— Herr Kollege, ich habe dabei sehr viel gelernt. Ich 
habe begriffen, daß die Menschen natürlich ungedul-
dig sind. Nach 40 Jahren haben sie aus eigener Kraft 
etwas erreicht, und nun wollen sie schnell Verände-
rungen sehen. In vielen Fällen sind diese Verände-
rungen zunächst mit ungeheuren Härten verbun-
den. 

Aber, meine Damen und Herren, wir selber sind 
selbstverständlich ebenfalls ungeduldig, weil wir 
gerne sehen möchten, daß sich etwas positiv verän-
dert. Deswegen sage ich Ihnen: Ich reise im Moment 
nicht sehr oft in die fünf neuen Länder. Wahrschein-
lich wirft mir das irgend jemand vor. Aber ich sage: Ich 
bin lieber hier in Bonn und treffe Hunderte von Ent-
scheidungen, die notwendig sind, damit die Zahnrä-
der endlich ineinandergreifen können. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Genau das haben wir doch in der Tat seit dem Eini-
gungsvertrag gelernt. Der Einigungsvertrag hat uns 
viel Mühe gemacht. Herr Vogel, ich möchte Sie daran 
erinnern, daß wir uns damals in der Bewertung der 
Situation völlig einig waren, nämlich da rin, daß noch 
viel getan werden müßte. Wir haben die Verantwor-
tung übernommen, und wir haben sie gerne übernom-
men. Wir müssen jetzt diese vielen kleinen Entschei-
dungen treffen, damit es wirklich vorangehen kann. 

Die deutsche Einheit war nicht zu planen; die Aus-
wirkungen waren nicht zu planen. 

(Dr. Sonntag-Wolgast [SPD]: Aber abzuse

-

hen!) 

— Ach, wer das sagt, zeigt wirklich nur, daß er sich 
damit überhaupt nicht beschäftigt hat. 

(Kuhlwein [SPD]: Sie hatten überhaupt keine 
soziale Phantasie! Einmal darüber nachzu

-

denken, wie sich Gesellschaft entwickelt, 
das hätte Ihnen gut angestanden!) 

—Das Stichwort, Herr Kuhlwein, nehme ich wirklich 
gerne auf, gerade für den Bereich, für den ich jetzt 
Verantwortung trage, nämlich für die Wohnungspoli-
tik. Ich weiß sehr wohl, und jeder weiß es, daß die 
Wohnung kein Wirtschaftsgut wie jedes andere ist, 
sondern daß damit viele Gefühle, Heimatgefühle, ver-
bunden sind. Deswegen sage ich Ihnen: Sozial han-
deln heißt nicht, das zu tun, was viele aus der Oppo-
sition hier fordern, nämlich die alten Strukturen zu 
zementieren. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Kuhlwein [SPD]: Wer sagt denn so etwas? — 
Weitere Zurufe von der SPD: Das ist Ihr Um

-

gang mit der Wahrheit! — Wie im letzten 
Jahr auch!) 

Vielmehr kann sozial handeln nur heißen, den Weg 
für eine bessere Wohnungsversorgung zu ebnen, und 

das ist eben nicht in den alten Strukturen und auch 
nicht zu den alten Preisen zu haben. 

(Kuhlwein [SPD]: Das sagt doch auch gar 
niemand!) 

Aber sozial handeln heißt eben auch, daß — wie wir 
es jetzt vorgelegt haben — die Mieten in einem be-
grenzten Umfang steigen, daß aber gleichzeitig mit 
der Steigerung der Mieten dafür gesorgt wird, daß ein 
angemessenes und großzügig bemessenes Wohngeld 
ausgezahlt werden kann. Das haben wir getan, und 
ich denke, daß wir damit auch ein Stück Hoffnung 
gesetzt haben, nämlich Hoffnung darauf, daß sich die 
Wohnungsversorgung möglichst schnell verbessert. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Frau Kollegin, nun haben Sie gesagt, was Sie von 
der Politik der Bundesregierung halten. Ich hoffe, Sie 
werden, wenn Sie sich das, was Sie gesagt haben, 
noch einmal durchlesen, selber dahinterkommen, daß 
das unangemessen war. 

(Zurufe von der SPD: Was denn?) 

Sie haben uns nämlich vorgeworfen, die Politik dieser 
Regierung sei eine Politik der unterlassenen Hilf elei-
stung.  

(Dr. Briefs [PDS/Linke Liste]: Das ist doch 
richtig!) 

Ich möchte einmal daran erinnern, daß diese Bun-
desregierung in der zweiten Hälfte des vergangenen 
Jahres mehr als 55 Milliarden DM allein dafür aufge-
bracht hat, die wirklich notwendigen Dinge zu finan-
zieren. Wir werden in diesem Jahr 1991 mehr als 
100 Milliarden DM zur Verfügung stellen, um nicht 
nur die notwendige soziale Absicherung, die Abfede

-

rung  des Strukturwandels, sondern auch den Struk-
turwandel selber zu finanzieren. 

Ich sage Ihnen — weil der Herr B riefs hier immer 
dazwischengerufen hat: Konkret! — , was das konkret 
bedeutet. Alleine für den Haushalt, den ich zu verant-
worten habe, gibt es 10 Milliarden DM an zinsverbil-
ligten Krediten für Modernisierung und Instandset-
zung im Wohnungsbereich aus der Kreditanstalt für 
Wiederaufbau; 700 Millionen DM Zuschüsse für die 
Modernisierung von Heizungsanlagen, von sanitären 
Anlagen und der Außenhaut im maroden Gebäudebe-
stand; 200 Millionen DM Zuschüsse für diejenigen, 
die sich ihre selbstgenutzte Wohnung kaufen möch-
ten; 190 Millionen DM Zinszuschüsse für diejenigen, 
die inzwischen die gestiegenen Hypothekenzinsen als 
Vermieter oder als Eigenheimnutzer nicht mehr zah-
len können; 120 Millionen DM, damit die Häuser fer-
tiggestellt werden können, die vor der Wirtschafts- 
und Währungsunion angefangen worden sind; 1 Mil-
liarde DM für den sozialen Wohnungsbau; 400 Millio-
nen DM für den Städtebau; 180 Millionen DM für 
städtebaulichen Denkmalschutz — ich finde, dieser 
Punkt ist ganz wichtig, um die Identifizierung der 
Menschen mit ihrer eigenen Heimat zu fördern —; 
650 Millionen DM Wohngeld nur für die fünf neuen 
Bundesländer. 

Wir haben die Eigentumsfragen so geklärt, daß die 
Investitionen jetzt durchgeführt werden können. Wir 
haben die technischen Fragen der Wohnungsum-
wandlung und auch der Wohnungsmodernisierung 
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geklärt. Wir haben das Planungsrecht vereinfacht. 
Wir haben das Verfahren zur Erteilung von Bauge-
nehmigungen vereinfacht. Wir haben das Wohngeld 
vereinfacht. Wir haben die Mietenverordnungen aus-
gearbeitet und sozialverträglich gestaltet. 

Dies ist wirklich ein Riesenprogramm, das auch not-
wendig war. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
Ich möchte, daß jetzt überall in den fünf neuen Bun-
desländern die Baugerüste aufgestellt werden. Die fi-
nanziellen Mittel sind da; die gesetzlichen Grundla-
gen sind da. Jetzt kann es losgehen. Ich bin ganz 
sicher, daß das notwendig ist, um den Menschen die 
Hoffnung zu geben, auf die sie schon lange warten. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Dr. Eberhard Brecht. 

Dr. Eberhard Brecht (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! 

(Scharrenbroich [CDU/CSU]: War das Zitat 
eben von Ihnen?) 

Der 18. März 1990, der Tag der ersten freien und ge-
heimen Wahlen in der DDR, war das Ergebnis eines 
erwachenden Selbstbewußtseins der Menschen dort 
in der DDR. Heute ist dieses Selbstwertgefühl verletzt. 
Nach einer „Spiegel"-Umfrage fühlen sich 85 To  der 
Ostdeutschen als Bürger zweiter Klasse. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Vorher waren sie klas

-

senlos! — Gegenruf des Abg. Kuhlwein 
[SPD]: Welcher Fortschritt!) 

— Sie waren vorher klassenlos. Das stimmt. 
Sie spüren, daß der politische Wille hier in Bonn 

kaum noch registriert wird. Sie spüren, daß sie wirt-
schaftlich ohnmächtig sind, in eine Strukturkrise tau-
meln und daß sie sich in einem sozialen Status befin-
den, der sich ständig verschlechtert. 

Die eigentliche Tragik wurzelt jedoch im kulturel-
len Kontext ihrer Existenz. Der berechtigte Wunsch, 
mit den bedrückenden Verhältnissen der Vergangen-
heit restlos aufzuräumen, führt die Menschen in das 
unausweichliche Dilemma eines völligen Werte- und 
Identitätsverlustes. Aber wie sollen die Menschen 
überleben, wenn sie ihre Vergangenheit restlos verlo-
ren haben? Da helfen auch nicht hemdsärmelige Auf-
rufe des Herrn Rose, man sollte nun doch einfach ein-
mal anfangen. Hier sind Dinge zerstört, die nicht so 
schnell zu reparieren sind. 

(Dr. Vogel [SPD]: Leider wahr!) 

Wie die alltäglichen sozialen Sorgen bei uns ausse-
hen, will ich an drei Beispielen belegen. Da kommt 
eine Handwerkerfrau in mein Wahlkreisbüro, deren 
Betrieb keine Aufträge mehr hat, die aber ohne Ar-
beitslosenunterstützung und ohne eine Vorruhe-
standsmöglichkeit nicht weiß, wie sie ihre Miete zah-
len soll. Ein Rentner kommt zu mir und sagt, er könne 
die Kohlenpreise nicht mehr zahlen, und fragt, ob es 
nicht eine Möglichkeit gebe, für ihn speziell eine Aus-
nahmeregelung zu finden. Kürzlich erhielt ich einen 

Anruf von einer Vorruheständlerin, deren Zahlungen 
seit Monaten ausgeblieben sind und die jetzt nicht 
mehr weiß, wie sie weiterleben soll, die Probleme hat, 
sich zu ernähren. 

Der innere Frieden in der ehemaligen DDR ist in 
hohem Maße gefährdet. Die großen Hoffnungen der 
Ostdeutschen auf die Segnungen der alten Bundesre-
publik waren der Nährboden für ihre Leichtgläubig-
keit, mit der sie den unverantwortlich überzogenen 
Versprechungen der Regierungskoalition begegne-
ten. Hoffnungen und Versprechen schufen einen un-
erfüllbaren Erwartungshorizont der Menschen in den 
neuen Bundesländern. Die CDU und die CSU, aber 
auch die FDP hatten den Wessis eine Freikarte für das 
Theaterstück „Deutsche Einheit" und den Ossis aus 
wahltaktischen Gründen ein heiteres Stück mit baldi-
gem Happy-End versprochen. 

(Dr. B riefs [PDS/Linke Liste]: Eine Schmie

-

renkomödie! — Feilcke [CDU/CSU]: Das mit 
der Freikarte war wohl nicht ganz ernst!) 

Sie mußten doch wissen, daß dieses Stück Eintritt ko-
sten und notwendig ein Drama sein würde. Dazu ka-
men noch die Regiefehler des Herrn Kohl, der die 
Fachminister meist zu spät auf die Bühne des politi-
schen Geschehens schickte — so auch heute. Auch er 
selbst verpaßte den rechtzeitigen Auftritt auf der 
Bühne des Ostens. Ich beneide ihn nicht um seinen 
nachösterlichen Adrenalinausstoß. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Als in Deutschland-Ost 1990 viermal gewählt 
wurde, wählte man die D-Mark und vertraute der 
selbsterrichteten und wohlgepflegten Aura wirt-
schaftspolitischen Sachverstands der Unionspar-
teien. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Wollen Sie die Wähler 
für dumm verkaufen? — Gegenruf des Abg. 
Dr. Struck [SPD]: Feilcke, hören Sie doch 
einmal auf! Sie haben doch gar keine Ah

-

nung! Das ist unglaublich! Halten Sie doch 
endlich den Mund! — Gegenruf des 
Abg. Feilcke [CDU/CSU]: Er hat die Wähler 

für dumm verkauft!) 

Diesen Kredit haben Sie im Osten verspielt. Kaum 
jemand dort wird noch mit dem Kürzel „CDU" prospe-
rierende Wirtschaft assoziieren. 

Angesichts der Demonstrationen sollte die Bundes-
regierung nun nicht vorrangig Konzepte zum Erhalt 
der inneren Sicherheit erarbeiten, sondern die Ursa-
chen der sozialen Verwerfungen angehen. Wir So-
zialdemokraten sind dabei zur Zusammenarbeit be-
reit. Ich weiß nicht, inwieweit die Angebote von Herrn 
Blüm auf eine große Koalition hinauslaufen oder wie 
sie gemeint waren. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Falsch hingehört! 
— Dr. Vogel [SPD]: Das könnte dem Blüm so 
passen! — Weiterer Zuruf von der SPD: Bei 
Blüms Körpergröße kann es nur eine kleine 

Koalition sein!) 

Ich möchte noch einen anderen Punkt ansprechen: 
Neben den kurzfristig zu behebenden Problemen 
— ich nenne den Aufbau der Wohlfahrtsverbände und 
die Behebung der Probleme in den Arbeitsämtern — 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode — 18. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 21. März 1991 	1131 

Dr. Eberhard Brecht 

sollten auch langfristige Probleme bedacht werden, 
die in diesem Hause noch nicht angesprochen worden 
sind. Angesichts der Tatsache, daß sehr viele Bürger 
ihre Häuser zugunsten von Wessis, die Ansprüche 
erheben, räumen müssen, und angesichts der Tatsa-
che, daß viele Immobilien verkauft werden müssen, 
weil Liquiditätsprobleme bestehen, sollte darüber 
nachgedacht werden, wie in diesem Hohen Hause 
eine Möglichkeit geschaffen werden kann, den Men-
schen in der ehemaligen DDR zu einer Vermögensbil-
dung zu verhelfen. 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Herr Abgeordne-
ter, kommen Sie bitte zum Ende. 

Dr. Eberhard Brecht (SPD): Ja, ich komme zum 
Ende. 

Ich möchte am Schluß noch einen kleinen Witz an-
fügen. 

(Dr. Blank [CDU/CSU]: Sie sind ein Witz!) 
In der DDR wurde der SED-Staat mit einer Champi-
gnonzucht verglichen: Alle wurden im Warmen und 
im Dunkeln gehalten, zuweilen mit ein wenig Mist 
bestreut, und wenn sich ein heller Kopf zeigte, wurde 
er abgeschnitten. Inzwischen wurde in dieser Cham-
pignonzucht erfreulicherweise das Licht angeschaltet, 
aber gleichzeitig wurde die Heizung abgedreht, so 
daß die verbliebenen hellen Köpfe gen Westen aus-
wandern. — Sorgen wir dafür, daß diese Heizung 
möglichst schnell wieder eingeschaltet werden 
kann! 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der PDS/Linke Liste) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Das Wort hat Frau 
Dr. Gisela Babel. 

Dr. Gisela Babel (FDP): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Die heutige Debatte erfordert von 
uns Sinn für Realität. Zwei unterschiedliche, gegen-
läufige Aussagen sind wahr: Die Situation ist sehr 
schwierig für unsere Landsleute, aber die Bundesre-
gierung, die Koalition tut ungeheuer viel. Die Debatte 
erfordert von uns Mitgefühl, und sie verpflichtet uns 
auch, auf diese Maßnahmen hinzuweisen und damit 
Signale der Hoffnung zu geben. 

Wenn ich mir die Beiträge der Opposition vor Au-
gen führe, dann kann ich sagen, daß Sie sich dieser 
zweiten Aufforderung völlig entziehen. 

(Sehr richtig! bei der FDP) 
Meine Damen und Herren von der Opposition, Sie 

machen den Eindruck, als weideten Sie sich an dem 
Unglück, an den Schwierigkeiten und an den Äng-
sten, die drüben bestehen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Dr.  Sonntag-Wolgast [SPD]: Das ist ja unge

-

heuerlich! — Kuhlwein [SPD]: Sowas kann 
nur eine FDP-Tante sagen! Liberale Arro

-

ganz! — Weitere Zurufe von der SPD) 
Kein einziger Satz von Ihnen deutet darauf hin, daß 
Sie den Bürgern drüben zutrauen, daß sie es schaffen 

werden und daß Sie ihnen Mut dabei machen. Sie 
machen genau das Gegenteil: Sie entmutigen und 
demotivieren: 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Dr.  Vogel  [SPD]:  Unglaublich! Die Lügen ha-
ben demotiviert! Die Täuschung hat demoti-
viert! — Gegenruf von der FDP: Miesmacher 

Vogel! — Lebhafte Zurufe von der SPD) 

Jedermann weiß, daß die Umgestaltung einer sozia-
listischen Kommandowirtschaft und die Korrektur ei-
ner 40jährigen Fehlentwicklung nicht über Nacht ge-
schieht. Jedermann weiß auch, daß dieser Anpas-
sungsprozeß schmerzhaft ist und mit vielen Proble-
men für die betroffenen Arbeitnehmer verbunden ist, 
die die Zeche für den Sozialismus zahlen müssen. 

(Kuhlwein [SPD]: Na klar, und das machen 
wir mit Manchester-Kapitalismus!) 

Insofern kann ich die Unruhe, die vor Ort bemerkbar 
ist, gut verstehen. 

(Kuhlwein [SPD]: Aber Sie machen Manche- 
ster-Kapitalismus!) 

Aber ich sollte vielleicht einmal an den Bundesprä-
sidenten erinnern. Er hat gesagt: Ungeduld hilft 
nicht. 

(Dr. Vogel [SPD]: Teilung kann nur durch 
Teilen überwunden werden, hat er gesagt, 

als ihr Märchen erzählt habt!) 

Wir müssen durch p rivate und öffentliche Investitio-
nen endlich den Startschuß für eine Wiederbelebung 
und für den Wiederaufbau der Wirtschaft drüben ge-
ben. 

Lassen Sie mich, weil ich diese Aufforderung, posi-
tive Signale auszusenden, für mich selbst auch ernst 
nehme, auf die Maßnahmen zu sprechen kommen, die 
wir in der Arbeitsmarktpolitik und in der Sozialpoli-
tik von seiten der Bundesregierung, der FDP und der 
CDU dazu verabschieden. Stichworte sind: Verlänge-
rung der Bezugsdauer des Kurzarbeitergeldes, die 
Qualifizierung — das ist ganz wichtig, um für produk-
tive Arbeitsplätze gerüstet zu sein — und der Ausbau 
von Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, und zwar in ei-
nem Umfang, den wir noch niemals zuvor hatten: 
278 000 Maßnahmen. Hier wird die Arbeitsverwal-
tung in einer Weise gefordert werden, daß wir hoffen, 
daß wir am Ende des Jahres nicht mehr eine Mark 
übrig haben, d. h. daß die Arbeitsverwaltung in der 
Lage ist, all dieses Geld auch auszugeben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr richtig!) 

Ich habe in der vergangenen Woche den intelligen-
ten Einsatz von Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen ge-
fordert, nämlich die Verbindung mit Qualifizierungs-
maßnahmen und auch die Vergabe an mittelständi-
sche Unternehmen, von denen im Hinblick auf die 
Entwicklung des Wirtschaftsgeschehens drüben sehr 
viel abhängt. 

Ich glaube, es ist wichtig, auf die Gewährung der 
Sachkostenzuschüsse hinzuweisen, damit nicht man-
gels finanzieller Möglichkeiten sinnvolle Maßnahmen 
unterbleiben. Am Geld, so kann man heute mit gutem 
Gewissen sagen, liegt es nicht. Viel liegt an einer 
hochempfindsamen Stimmungslage, vielleicht ge- 
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schürt, zumindest nicht entschärft von der Opposi-
tion, 

(Paterna [SPD]: Es sind dreiste Lügen! — 
Kuhlwein [SPD]: Wieso sollen wir eigentlich 
Ihre Blindgänger entschärfen? — Dr. Blank 
[CDU/CSU]: Was für Schreihälse haben die 
da drüben? — Feilcke [CDU/CSU]: Können 
Sie das wiederholen? Ich möchte das Ge

-
schrei noch einmal erleben!) 

an Unsicherheit, Mutlosigkeit und Angst. 

(Zustimmung bei der FDP) 
Ich glaube, es ist auch wichtig, im Bundestag darauf 

hinzuweisen: Auch die Bürger der alten Bundesländer 
leisten einen enormen Beitrag zur Gesundung der 
Wirtschaft in den neuen Bundesländern. Für uns ist es 
auch wichtig, auf folgendes hinzuweisen: 100 Milliar-
den DM werden dorthin fließen. Unsere Bürger tragen 
dazu bei, und zwar für alle. 

Wir brauchen jetzt drüben Ideen und eine gute Or-
ganisation. Von seiten des Bundestags und der Bun-
desregierung kann — das wird oft übersehen — nicht 
entschieden werden, was vor Ort wirtschaftlich, infra-
strukturell und aus sozialpolitischen Gründen gefor-
dert und zu leisten ist. 

Meine Damen und Herren, wir richten an die Städte 
und Gemeinden den Appell, in den neuen Bundeslän-
dern rasch zu handeln und die mittelständischen und 
ortsansässigen Unternehmen besonders zu berück-
sichtigen. Mein Appell geht an die Landesregierun-
gen und an die Bundesregierung: Verzichten Sie auf 
jede bürokratische Perfektionierung, und geben Sie 
den Entscheidungen vor Ort grünes Licht. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Wer jetzt erst Prioritätenlisten aufstellt und in bü-
rokratischen, komplizierten Abstimmungsprozessen 
darüber entscheiden will, vergeudet wertvolle Zeit. 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Frau Abgeord-
nete, kommen Sie bitte zum Ende. 

Dr. Gisela Babel (FDP): Mein letzter Satz: Unsere 
Landsleute machen schlimme Zeiten durch. Aber sie 
haben wesentlich schlimmere Zeiten hinter sich. Wir 
dürfen nicht müde werden, ihnen unsere volle Unter-
stützung zuzusagen und ihnen zu versichern, daß sie 
den Sprung in die soziale, umweltfreundliche Markt-
wirtschaft schaffen werden. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Das Wort  hat Frau 
Abgeordnete Claudia Nolte. 

Claudia Nolte (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Die revolu tionären 
Veränderungen in Ostdeutschland haben für uns 
junge Menschen neue Freiheiten und Lebenschancen 
eröffnet. Vielleicht fällt es manchen in den alten Bun-
desländern schwer nachzuvollziehen, wie wichtig für 
uns die Tatsache ist, endlich frei zu sein. Ich kann Sie, 

Frau Dr. Lucyga, nicht verstehen, daß Sie diese Frei-
heit so abqualifizieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Was die Bewohner in den alten Bundesländern als 
selbstverständlich erachten, nämlich seine Meinung 
offen sagen zu können, freie Jugendarbeit leisten zu 
können, endlich keine staatliche Bevormundung 
mehr zu erleben, Zeitungen unterschiedlicher politi-
scher Ausrichtung lesen zu können, nahe und ferne 
Länder bereisen zu können, alles das war für uns 
etwas ganz Besonderes. 

Die Entwicklung in Deutschland schuf für uns neue 
Perspektiven. Daß der Übergang von der sozialisti-
schen Kommandowirtschaft zur Sozialen Marktwirt-
schaft eine große Herausforderung darstellt und vor-
übergehende Probleme mit sich bringt, wurde realisti-
scherweise nie bestritten. Eine Umfrage des Zentral-
instituts für Jungendforschung aus dem vergangenen 
Jahr belegt, daß sich die ostdeutschen Jugendlichen 
kaum Illusionen über die wirtschaft lichen Verhält-
nisse machten: 80 % erwarteten Massenarbeitslosig-
keit in Millionenhöhe, 76 % beurteilten die wirtschaft-
liche Lage in der DDR als schlecht, und 60 % erwarte-
ten, daß ein wirtschaft licher Aufschwung erst nach 
mehr als drei Jahren einsetzen werde. 

Obwohl sie die Probleme des Übergangs realistisch 
einschätzten, waren die jungen Menschen zu über 
80 % für die deutsche Einheit. Sie wußten, daß das die 
einzige Alte rnative war, aus dem Dilemma der Wirt-
schaft der ehemaligen DDR herauszukommen. 

Die CDU/CSU ist sich ihrer Verantwortung bewußt, 
alle Maßnahmen zu unterstützen, die darauf hinzie-
len, gleiche Lebensverhältnisse in ganz Deutschland 
zu verwirklichen. Jugendliche erleben das insbeson-
dere bei ihrer Suche nach einem Ausbildungsplatz. 
Um diese Erwartung zu erfüllen, ist es dringend not-
wendig, gemeinsame Anstrengungen nach dem Vor-
bild der Lehrstellenoffensive der 80er Jahre zu unter-
nehmen. Dazu bedarf es des Zusammenwirkens von 
Unternehmen, Kammern und Verbänden. Auch Wi rt

-schaft und Tarifpartner müssen ihren Beitrag dazu lei-
sten, daß in den neuen Ländern Ausbildungs- und 
Weiterbildungskapazitäten erhalten und neu geschaf-
fen werden. 

Wir begrüßen es deshalb, daß die betreffenden Res-
sorts das in der Koalitionsvereinbarung vorgesehene 
Programm „Berufliche Bildung für die neuen Länder" 
vorbereiten. Unser Ziel muß es sein, jedem Schulab-
gänger seinen Ausbildungsplatz zu sichern. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

40 Jahre lang hat man den Menschen in Ostdeutsch-
land versprochen, mit sozialistischer Poli tik schaffe 
man ein Arbeiter- und Bauernparadies. Wir haben nie 
versprochen, daß wir auf Erden ein Paradies schaffen 
könnten. Ein Jahr nach den ersten freien Wahlen in 
der ehemaligen DDR und keine sechs Monate nach 
der deutschen Wiedervereinigung kann man keine 
Wunder erwarten. 

Die wirtschaftliche Situation in den neuen Bundes-
ländern wird nicht gut, indem wir sie einfach für gut 
erklären. Aber wer nur miesmacht und günstige Ent-
wicklungen einfach verschweigt, erweckt den Ein- 
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druck, er sei gar nicht daran interessiert, daß es besser 
wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Widerspruch bei 
der SPD) 

Wer nur ständig entmutigt wird, kann keine innovati-
ven Kräfte aufbringen. 

Die wirtschaftliche Lage in der ehemaligen DDR 
stellt sich durchaus differenziert dar: Ohne beste-
hende Schwierigkeiten leugnen zu wollen, habe ich 
doch feststellen können, daß auch Fortschritte sicht-
bar sind. 

Ich möchte diese Gelegenheit nicht versäumen, ins-
besondere den Kommunalpolitikern zu danken, die 
mit Engagement und Phantasie die zur Verfügung 
gestellten Mittel nutzen, um damit einen wichtigen 
Beitrag zum Aufbau zu leisten. Es sind eben viele 
Dinge nicht von Bonn aus zu lösen, sondern nur vor 
Ort. 

(Dr. Struck [SPD]: Das hat Frau Adam- 
Schwaetzer aber ganz anders erzählt!) 

Niemand leugnet die Herausforderungen, vor de-
nen wir stehen. Aber es nützt niemandem, wenn Sie 
nur destruktiv kritisieren, anstatt mitzuhelfen, daß die 
von den Koalitionsparteien eingeleiteten Maßnahmen 
rasch greifen und klar wird: Es geht vorwärts, wenn 
wir gemeinsam vorangehen. 

Danke. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Börnsen [Ritterhude] [SPD]: Sie übernehmen 

doch dauernd unsere Konzepte!) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Das Wort  hat Herr 
Abgeordneter Wolfgang Thierse. 

Wolfgang Thierse (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Ich habe nichts gegen Ermunte-
rung, Frau Merkel, Herr Menzel, Herr Eppelmann. 
Wahrhaftig nicht. Aber darf ich Ihnen, meine lieben 
Kollegen aus der alten Bundesrepublik, ein kleines 
öffentliches Privatissimum über die Theorie des sozia-
listischen Realismus abhalten? Sie kennen das: Das 
war die offizielle Kunstdoktrin des realen Sozialis-
mus, der gewissermaßen selber ein Werk des soziali-
stischen Realismus war, ein Lügengebäude, ein Ge-
bäude der Schönfärberei. Und dahinter war viel weni-
ger. 

Wir, die wir das erlebt haben, haben darüber ge-
lacht, um die Peinlichkeit, mit der wir behelligt wur-
den, loszuwerden. Aber wir haben auch unter Beschä-
digungen gelitten. 

Eine der Beschädigungen war eine Grundfigur, 
nämlich daß die Wirklichkeit, die wir selber erfahren 
haben, offiziell in den Reden immer schöner sein 
mußte, als sie war. Die andere Grundfigur war, daß es 
immer einen Schuldigen gab. Damals hieß er der Klas-
sengegner, der Imperialismus oder so etwas. 

Ich erinnere daran, um Sie wirklich zu bitten, daß 
wir uns vielleicht doch einigen könnten in der Wahr-
nehmung von Realität. Diese Anstrengung müßte uns 
wenigstens verbinden. Ich habe jedenfalls einen er-

heblichen Widerwillen gegen alle Versuche, etwas 
schönerzureden, als es ist. 

(Beifall bei der SPD — Feilcke [CDU/CSU]: 
Man kann etwas aber auch schlechtreden! — 
Scharrenbroich [CDU/CSU]: Wie war das mit 

den Schuldigen?) 

Diejenigen, die versuchen, ihre Realitätswahrneh-
mung — auch aus der eigenen Erfahrung; wir leben ja 
immer noch dort — hier einzubringen, als „Schwarz-
maler" oder als „Brands tifter" zu bezeichnen — das ist 
finde ich, ein schlimmes Wort, lieber Kollege Eppel-
mann. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Sagen Sie doch etwas zur Perspektive! 
— Dr. Blank [CDU/CSU]: Sind mehr als 

100 Milliarden DM gar nichts?) 

Es geht doch nicht ums recht haben; das können Sie 
uns und mir glauben. Vielleicht können Sie — Sie 
müssen es nicht laut sagen — sich selber leise zuge-
ben, daß wir in mancherlei Hinsicht mit unseren skep-
tischen Hinweisen auf die riesigen Probleme, die zu 
bewältigen sind, recht gehabt haben. Das ist doch 
kein Anlaß zum Triumph. Mich stimmt es traurig, daß 
manche Prophezeiungen eingetroffen sind, von de-
nen wir geredet haben. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der FDP) 

Es geht doch nicht um parteipolitische Borniertheit, 
daß man einen Triumph erzielen will. Wir haben doch 
gar keinen erzielt mit unseren Warnungen. Es geht 
doch also gar nicht um einen Triumph, sondern es 
geht darum, daß wir daran erinnern: Dies ist einerseits 
Produkt von 40 Jahren, was wir jetzt erleben, aber es 
ist auch Produkt einer halbjährigen wirtschaftspoliti-
schen Tatenlosigkeit oder, wenn ich mich freundlich 
ausdrücken will, einer Tatenarmut. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Sagen Sie doch was zur Perspektive!) 

Ich bitte, noch ein Wort zu den sozialen Protesten 
sagen zu dürfen. Ich finde es schlimm, daß da immer 
von Anstiftung die Rede ist. Da würden Ängste und 
Unsicherheiten von denen geschürt, die da protestie-
ren. Man soll nicht Ursache und Wirkung verwech-
seln. Auch dies ist eine Figur, die ich kenne. Auch die 
SED-Führung hat sich die eigene Bevölkerung immer 
als angestiftete, als manipulierte vorgestellt. 

Das allerdings ist eine Erfahrung, die nun wieder-
kehrt. Und die will  ich hier noch einmal benennen: 
Über alle wirtschaftlichen und sozialen Probleme hin-
aus ist es das eigentlich Schlimme der Situa tion, daß 
das Grundbefinden eines großen Teils der Bevölke-
rung im östlichen Deutschland etwa so ist, daß sie 
sagt: Wir sind wieder das, was wir 40 Jahre lang wa-
ren 

(Feilcke [CDU/CSU]: Das ist ja unglaublich! 
Alle Zahlen sprechen dagegen!) 

— Moment — : Objekt von Politik, Objekt von Ent-
scheidungen anderer. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Freie Wahlen!) 

— Ich beschreibe eine Grundbefindlichkeit. 
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Was wir wollen, ist doch: eine Chance für unseren 
Fleiß haben, eine Chance, daß wir an der Arbeit, an 
unserem Wohlstand, an unserem Glück, an unserer 
Freiheit teilnehmen können. 

(Beifall bei der SPD und dem Bündnis 90/ 
GRÜNE) 

Es geht darum, daß wir sie nicht als mehr oder minder 
großzügig gewährtes Geschenk erhalten. 

Worum es uns jetzt geht, ist etwas ganz Einfaches: 
Es geht um Transformation und nicht um Vernich-
tung. Das ist die wirkliche Alternative. 

(Beifall bei der SPD und dem Bündnis 90/ 
GRÜNE sowie bei Abgeordneten der PDS/ 

Linke Liste) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Rolf Rau. 

Rolf Rau (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! „Die wahren Montags-
helden sind müde! Zugereiste Funktionäre machen 
sich die schlechte Stimmung unter der Bevölkerung 
zunutze. " 

(Lachen bei der SPD — Beifall des Abg. 
Scharrenbroich [CDU/CSU]) 

So die Überschrift einer überregionalen ostdeutschen 
Zeitung. Diese Schlagzeile muß uns zu denken ge-
ben. 

(Eppelmann [CDU/CSU]: Das können die 
nicht! — Zurufe von der SPD: Unglaub

-

lich!) 
— Meine Damen und Herren, Sie müssen immer zu 
Ende hören. 

Ich habe von Herrn Thierse zwar leise Töne gehört, 
aber keinen Weg gezeigt bekommen, wie es laufen 
sollte. 

(Peter [Kassel] [SPD]: Gehen Sie doch ein- 
mal!) 

— Ich möchte es auf den Weg bringen. 
So ist es nur gut und richtig, daß Pfarrer Führer — 

auch Ihnen bekannt — in der Nicolai-Kirche zu Leip-
zig zu seiner Gemeinde sagte: „Wir gehören nicht zu 
denen, die zurückweichen und die verlorengehen." 

In einem Brief an kirchliche Mitarbeiter wirbt er für 
das Eintreten für den inneren Frieden. Die Verfasser 
dieses Briefes rufen auf, in Gottesdiensten, öffentli-
chen Veranstaltungen und Demonstrationen die Miß-
stände zu beklagen und die errungene Freiheit selbst-
bewußt auszufüllen. Doch der Protest, mahnen sie, 
solle ohne Gewalt ausgehen. Insofern kann man das, 
was in Dresden gestern abend war, und das, was in 
Leipzig zu einem anderen Zeitpunkt geschah, nicht 
miteinander vergleichen. 

Im übrigen ist es klug und richtig, wenn wir die 
guten Traditionen pflegen, also die Montagsdemon-
strationen, die uns hierher gebracht haben, und wenn 
wir für Dinge, die andere Auseinandersetzungen er-
fordern, einen anderen Tag suchen, um diesen tradi-
tionsreichen Tag nicht zu belasten. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Im Umgang mit der erworbenen Freiheit ist die 
Angst ein schlechter Ratgeber. Zuversicht, Ideen-
reichtum und persönliches Engagement werden ge-
braucht, um die Zukunft eines jeden mitzugestalten. 

(Zuruf von der SPD: Üb' immer Treu und 
Redlichkeit!)  

Insofern verstehe ich es beispielsweise nicht, daß 
der Oberbürgermeister von Leipzig, Ihr Kollege, im 
Fernsehen den Finger nach Bonn richtet und nach 
Geld ruft, aber eine ganze Menge Investoren in Leip-
zig vor seiner Tür stehen und von ihm nicht bedient 
werden. Vielleicht sollte er sich darum kümmern. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Dagegen hat unser Kollege Krause — hören Sie 
zu — in seinem Wahlkreis mit dem Landrat von Neu-
strelitz, SPD, und dem Landrat von Bad Doberan, 
CDU, eine Aktion gestartet, bei der 2 000 Menschen 
durch AB-Maßnahmen in Arbeit gekommen sind. 

Man muß weiter wissen: Nach einem Haushalt in 
der DDR von 26 Millionen Mark (Ost) im Jahr 1989 
sind nun 2,1 Milliarden DM für das Verkehrswesen 
bereitgestellt worden. Auch das ist eine konkrete 
Zahl. 

Ich gebe Ihnen noch einen anderen Hinweis. Ich 
habe in der „Leipziger Volkszeitung", einem Blatt mit 
einer Auflage von immerhin 400 000 Exemplaren, an-
geregt, die Wohnungen an die bisherigen Mieter zu 
vergeben, um auch do rt  aktiv zu werden. Innerhalb 
von acht Tagen sind sage und schreibe 200 B riefe 
gekommen, die das befürworten. Die Leute haben 
mich angeschrieben, um deutlich zu machen, daß sie 
nicht nur zum geliebten Trabi oder zum besseren 
Auto, sondern jetzt auch zur Wohnung ein neues Be-
sitzverhältnis — ich möchte sogar sagen: perspekti-
visch ein Wohlstandsverständnis — entwickeln. 

Insofern ist es gut und gerecht, daß Mieterbund und 
auch Hausbesitzer unterschiedliche Meinungen arti-
kulieren dürfen. Nur halte ich es nicht für richtig, in 
diesem Bereich durch die Erhebung von Zahlen 
— einmal nach unten, einmal nach oben — die Angst 
zu schüren. Es ist daher gut und richtig, wenn wir 
deutlich machen, daß die Wohnsubstanz einer baldi-
gen Verbesserung bedarf. Die Bürger wollen das 
auch. Das wissen Sie so gut wie ich. 

Durch die Entscheidungen zum Wohngeld, die jetzt 
gefallen sind, sind wir in die Lage versetzt worden, 
nicht bloß über die Mieten zu reden, sondern auch 
darüber, daß es nun für die Bürger wieder Zuversicht 
und Perspektive gibt. In Gesprächen mit unseren Län-
dern wurde deutlich gemacht, daß die Kommunen in 
der Lage sind, das Wohngeld zu berechnen und aus-
zuzahlen. Herr Stolpe hat das heute noch einmal be-
stätigt. 

Es muß unsere Aufgabe sein, das Zusammenspiel 
zwischen Bürger und Kommune, Land und Bund in 
einer harmonischen Arbeitsweise weiter zu vertiefen. 
Dort sehe ich auch für sie eine größere Perspektive 
und Aufgabe. 

Ich nenne noch etwas Konkretes — denn Sie haben 
ja gesagt, wir sollten konkret reden — : Ich finde es 
sehr positiv, daß in diesen Tagen für unsere Eigen-
heimbauer, die wegen ihres Grund und Bodens in 
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Sorge waren, Entscheidungen gefallen sind, wonach 
es zu einer vertraglich geregelten Grundbucheintra-
gung kommen kann, wie das schon vor dem 2. Okto-
ber 1990 angedacht war. 

Ich hoffe, mit diesen Gedanken deutlich gemacht zu 
haben, daß man sich immer die Frage stellen muß: 
Will ich Angst schüren, oder will ich Ängste abbauen 
helfen? Das muß sich jeder fragen, der sich in 
Deutschland in Verantwortung für Wirtschaft und 
Politik begibt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord
-

neten der FDP) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Jochen Feilcke. 

Jochen Feilcke (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Herr Kollege Thierse, Sie 
sprachen davon, daß die Mehrheit der Menschen in 
den neuen Ländern ein denkbar schlechtes Gefühl 
hat, daß es überwiegend negative Zukunftserwartun-
gen gibt. Es gibt eine aktuelle Untersuchung des Insti-
tuts für angewandte Sozialwissenschaft: Politische 
Stimmung ein Jahr nach der Volkskammerwahl. Ich 
will mich damit nicht beruhigen, ich will Sie nur infor-
mieren: Fast zwei D rittel der Menschen sehen ihre 
eigene Situation überwiegend als gut an. Wohlge-
merkt: ihre eigene Situation. Damit will ich nichts 
schönreden. 

(Thierse [SPD]: Es gibt auch gegenteilige 
Umfragen!) 

— Ich beziehe mich ausdrücklich auf eine Umfrage, 
die ich meinerseits nun nicht überprüfen kann. 

Ich möchte gegen Ende der Debatte den Eindruck 
wiedergeben: Es gibt wohl niemanden hier im Raum, 
der nicht Verständnis hätte für die Demonstrationen 
und für die Demonstranten. 

(von Larcher [SPD]: Die demonst rieren ja 
auch Zufriedenheit!) 

Ich hoffe aber auch, Herr von Larcher, daß es kaum 
jemanden oder niemanden hier gibt, der Verständnis 
für die Organisatoren dieser Demonstrationen hat, die 
mit dem Gefühl von Unsicherheit spielen, die ihr poli-
tisches Süppchen kochen wollen. Wenn politische 
Parteien und Gewerkschaften ihre Organisations-
kraft, ihre Mitgliederzahlen darauf gründen wollen, 
daß sie das Prinzip Hoffnungslosigkeit predigen, 

(von Larcher [SPD]: Das ist ja wirklich nicht 
zu glauben, den Gewerkschaften solche Vor- 

würfe zu machen!) 
dann stärken sie den Trend zur Resignation. Wer Zu-
kunftsangst sät, wird hoffentlich keine Zukunft ha-
ben. 

(von Larcher [SPD]: Das ist wirklich nicht zu 
glauben! — Kuhlwein [SPD]: Diese Ver

-

schwörungstheorie gab es schon bei Honek

-

ker! — Dr. Lucyga [SPD]: Dolchstoß

-

legende!) 
Lassen Sie mich bei dieser Gelegenheit auch ein 

Wort zu meinem Berliner Bischof Forck sagen. Der 
Ost-Berliner Bischof Forck macht sich hier zum Spre-
cher einer verbreiteten Meinung. Ich hoffe, daß Sie  

ernst nehmen, was ich jetzt sage: Die Kirche sollte 
sehr wohl achtgeben, ob sie in seelsorge rischer Ver-
antwortung Nöte benennt oder ob sie Problemlösun-
gen dadurch erschwert, daß sie Stimmungen ver-
schärft. 

(Dr. Struck [SPD]: Das ist ja unglaublich!) 

Die Kirche muß Hoffnung und nicht Hoffnungslosig-
keit predigen. 

(von Larcher [SPD]: Das war der Bischof! 
Deshalb ist es richtig!) 

Möglicherweise ist hier Herr Bischof Forck nicht so 
gut beraten wie in der Vergangenheit, da sein Berater 
jetzt Ministerpräsident in Brandenburg ist. Deshalb 
möchte ich noch einmal in Erinnerung rufen, was der 
Kollege Eppelmann ja schon mindestens in seinem 
Anfang zitiert hat, wobei er dann durch das Fallbeil 
der Zeit unterbrochen wurde, durch die an dieser 
Stelle ungnädige Präsidentin. 

(Dr. Struck [SPD]: Es steht Ihnen überhaupt 
nicht zu, die Präsidentin zu kritisieren! Seien 

Sie ganz vorsichtig, Herr Feilcke!) 

— Ich bitte sehr um Nachsicht. 

Stolpe: „Die Bonner lassen uns bei dem Umbau 
nicht im Stich."  Der Regierungschef riet den neuen 
Bundesbürgern, sie sollten die Chancen der Markt-
wirtschaft nutzen, Arbeit werde es schon bald wieder 
reichlich geben. Seid nicht zu ungeduldig, mahnte er. 
Die Lage sei früher viel schlimmer als heute gewesen. 
Jetzt gebe es eine Zukunft. Wer das nicht sehen wolle, 
sei nicht nur auf einem Auge blind. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, ich möchte eine Berner-
kung zu einem Thema machen, das insbesondere 
auch von dem Kollegen Dr. Brecht angesprochen wor-
den ist: 

(Dr. B riefs [PDS/Linke Liste]: Eine Einlull

-

rede!) 

Die Zahl der Arbeitslosen entwickelt sich wie be-
fürchtet. Wer arbeitslos wird, braucht nicht nur Arbeit, 
sondern er braucht auch Ermutigung. In dieser zur 
Zeit aufgewühlten Stimmung sind Würde und Selbst-
wertgefühl der Menschen von ganz besonderer Be-
deutung. Die Hinwendung zu den Menschen in den 
neuen Ländern erfordert allerdings mehr als nur Geld. 
Nicht nur finanzielle Zuwendung, sondern auch 
menschliche Zuwendung ist gefragt. Ich verweise hier 
auf einen sehr interessanten Beitrag von Georg Nolte, 
der an der Universität Leipzig lehrt, in der heutigen 
Ausgabe der „FAZ" . 

Wenn wir nur mit dem Geld, aber nicht mit dem 
Herzen dabei sind, ziehen wir Ressentiments auf 
uns. 

(Dr. Heuer [PDS/Linke Liste]: Die Leute wol

-

len kein Herz, sondern Arbeit!) 

Es muß die Deutschen in den östlichen Ländern ver-
letzen, wenn z. B. Verwaltungsmitarbeiter nur mit at-
traktiven Angeboten zur Mitarbeit dort veranlaßt 
werden können. Das zusätzliche Geld wird übrigens 
bezeichnenderweise als Schmutzzulage genannt. 

(Kuhlwein [SPD]: Aber nur bei Ihnen!) 
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— Nein, von den Verwaltungsmitarbeiterinnen und 
-mitarbeitern, die oft nur mit Mühe zu gewinnen 
sind. 

(Dr. Heuer [PDS/Linke Liste]: Wer hat den 
Egoismus hier gepredigt?) 

Die nationale Einheit muß von den öffentlich Be-
diensteten als eine Gemeinschaftsaufgabe, als eine 
neue Verpflichtung beg riffen werden. Sie kann nur 
mit einer Solidarität, die alle erfaßt, bewältigt werden, 
und zwar von der Rheinschiene bis zum Oderbruch, 
von Konstanz bis nach Greifswald. 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Herr Abgeordne-
ter, ich bin wieder ungnädig, kommen Sie bitte zum 
Schluß. 

Jochen Feilcke (CDU/CSU): Es muß eine Auf-
bruchsstimmung entstehen — Frau Präsidentin, ich 
folge Ihrer Aufforderung selbstverständlich gerne —, 
damit unsere Forderung, die wir in Berlin erhoben 
haben, auch die Forderung dieses Parlamentes wird. 
In dieser Wahlperiode muß nach Möglichkeit verwirk-
licht werden: gleicher Lohn für gleiche Leistung. Lei-
stungsbereitschaft und Leistungfähigkeit müssen ge-
fördert werden, wo immer nur möglich. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Sehr geehrte Kol-
legen! Sehr geehrte Kolleginnen! Die Präsidentin ist 
mitnichten ungnädig, sondern die Präsidentin richtet 
sich nach unserer Geschäftsordnung. 

(Scharrenbroich [CDU/CSU]: Sie ist auch 
kein Fallbeil!) 

Von den 14 Abgeordneten, die heute in dieser Aktu-
ellen Stunde gesprochen haben, haben sich gerade 
sieben, also die Hälfte, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Immerhin!) 
an die vereinbarte Redezeit von fünf Minuten gehal-
ten. Zu diesen hat der Kollege Feilcke nicht gehört. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Aber nach Ihrer Auf- 
forderung habe ich Schluß gemacht!) 

Nachdem weitere Wortmeldungen nicht mehr vor-
liegen, schließe ich damit die Aktuelle Stunde. 

Ich rufe Punkt 7 der Tagesordnung auf: 

a) Beratung des Berichts der Enquete-Kommis-
sion „Gestaltung der technischen Entwicklung; 
Technikfolgenabschätzung und -bewertung" 
gemäß Beschluß des Deutschen Bundestages 
vom 5. November 1987 
Chancen und Risiken des Einsatzes von Exper

-

tensystemen in Produktion und Medizin 
— Drucksache 11/7990 — 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Forschung, Technologie und Technikfolgenab-
schätzung (federführend) 
Innenausschuß 
Rechtsausschuß 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Ausschuß für Gesundheit 
Ausschuß für Post und Telekommunikation  

Ausschuß für Bildung und Wissenschaft 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

b) Beratung des Berichts der Enquete-Kommis-
sion „Gestaltung der technischen Entwicklung; 
Technikfolgenabschätzung und -bewertung" 
gemäß Beschluß des Deutschen Bundestages 
vom 5. November 1987 

Bedingungen und Folgen von Aufbaustrate-
gien für eine solare Wasserstoffwirtschaft 
— Drucksache 11/7993 — 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Forschung, Technologie und Technikfolgenab-
schätzung (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
Ausschuß für wirtschaft liche Zusammenarbeit 

Meine Herren und Damen, im Ältestenrat sind für 
die gemeinsame Beratung zwei Stunden vereinbart 
worden. Ich sehe zu dieser Vereinbarung keinen Wi-
derspruch. — Dann ist das so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache und rufe den Kollegen 
Dr. Voigt (Northeim) auf. 

Dr. Hans-Peter Voigt (Northeim) (CDU/CSU): Frau 
Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Der Deutsche Bundestag beschloß in seiner 
36. Sitzung am 5. November 1987, eine Enquete

-

Kommission „Gestaltung der technischen Entwick-
lung; Technikfolgenabschätzung und -bewertung" 
einzusetzen. Diese Enquete-Kommission hat vier Be-
richte vorgelegt. Zwei von diesen hier vorgelegten 
Berichten werden wir heute diskutieren. 

Der erste Bericht, der dem Deutschen Bundestag 
vorgelegt wurde, hatte die Aufgabe, einen Rahmen 
dafür aufzuzeigen, wie in Zukunft die Technikfolgen-
abschätzung den Deutschen Bundestag und hier vor 
allem die Abgeordneten des Deutschen Bundestags 
begleiten sollte. Diese Empfehlungen sind in der Zwi-
schenzeit umgesetzt worden. Wir sind in der glückli-
chen Lage, ein Büro zu haben, das sich mit Technik-
folgenabschätzung beschäftigt. 

Die zwei exemplarischen Untersuchungen, die par-
allel zu diesem mehr Institutionalisierungsbericht zu 
nennenden Be richt heute vorliegen, beschäftigen sich 
mit Fragen, die wir in der heutigen Diskussion erör-
tern wollen. Es geht erstens um „Chancen und Risiken 
des Einsatzes von Expertensystemen in Produktion 
und Medizin" und zweitens um „Bedingungen und 
Folgen von Aufbaustrategien für eine solare Wasser-
stoffwirtschaft". 

Ich möchte mich in meinem kurzen Beitrag auf zwei 
Themen konzentrieren. Zunächst einmal möchte ich 
noch einige grundsätzliche Bemerkungen zur Tech-
nikfolgenabschätzung machen. Zum zweiten möchte 
ich mich mit dem Teilbericht beschäftigen, der die 
Anwendung von Expertensystemen in der Medizin 
betrifft. Zu anderen Themen dieses Berichtes der En-
quete-Kommission werden sich dann meine Kollegen 
Christian Schmidt, B rigitte Baumeister und Diet rich 
Mahlo äußern. 

Zunächst also zu den grundsätzlichen Fragen der 
Technikfolgenabschätzung. Es gibt eigentlich zwei 
Gründe, darauf in dieser Diskussion noch einmal ein- 
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zugehen. Der eine Grund ist, daß dies die erste Dis-
kussion im 12. Deutschen Bundestag ist, die sich mil 
der Technikfolgenabschätzung beschäftigt. 

Der zweite Grund ist — das ist gerade in der Diskus-
sion der letzten Tage noch einmal deutlich geworden, 
als wir versucht haben, eine Strukturierung für unsere 
Arbeit zu finden — , daß auch Mitglieder anderer Aus-
schüsse, die sich mit Technikfolgenabschätzung-The-
men im Grunde genommen beschäftigen — ich denke 
z. B. an den Umweltausschuß, an den Gesundheits-
ausschuß oder auch an den Ausschuß für Landwirt-
schaft und Forsten — , motiviert werden sollen, das 
Instrument der Technikfolgenabschätzung zu nutzen, 
uns, dem für diese Fragen federführenden Ausschuß, 
die Anregungen zu geben oder bei uns die Anträge 
einzubringen, die wir dann zu behandeln haben. 

Eines ist nämlich, so glaube ich, sicher: Trotz dei 
vielleicht zurückhaltenden Diskussion innerhalb dei 
Bundestagsfraktionen wird uns bei der Beratung von 
Themen, die hier relevant sind, die Technikfolgenab-
schätzung sehr intensiv begleiten, auch wenn der eine 
oder andere das vielleicht noch nicht in dem Sinne 
verinnerlicht hat, wie dies bei uns, die wir uns tagtäg-
lich mit diesen Fragen beschäftigen, der Fall ist. 

Die permanente und immer schnellere Modernisie-
rung aller Lebensbereiche führt dazu, daß die Gesell-
schaft verunsichert ist. Das führt zu Veränderungen 
im Umgang mit der Technik. Es führt dazu, daß dei 
eine in Faszination neue technische Ergebnisse be-
trachtet und darauf drängt, daß diese Ergebnisse mög-
lichst schnell nach einer innovationsorientierten Stra-
tegie umgesetzt werden. 

Dem stehen die Skeptiker gegenüber, die Miß-
trauen aufbauen, die Angst vor den Auswirkungen 
haben, die noch nicht sehen wollen, daß die Anwen-
dung morgen kontrolliert bzw. in einen Denkprozeß 
eingebunden, in eine vernünftige Richtung gebracht 
werden kann, wenn wir es vernünftig gestalten und 
vernünftig begleiten. 

Diese Unsicherheit begegnet uns, und sie stellt im-
mer höhere Anforderungen an die Steuerfähigkeit 
der Politik. Die Politik soll auf der einen Seite den 
Mißbrauch neuer Technologien verhindern. Sie soll 
für Sicherheit sorgen. Sie soll ungewollte und uner-
wünschte Nebenfolgen für die natürliche Welt, für die 
demokratische Ordnung, für die soziale Stabilität, für 
Berufsleben und Alltagsgewohnheiten vorhersehen, 
kontrollieren und möglichst verhindern. Sie soll auf 
der anderen Seite gleichzeitig versuchen, ein innova-
tionsfreundliches Klima zu schaffen, die Wettbe-
werbsfähigkeit der Industrie zu erhalten, z. B. über 
Medizintechnik oder Umweltschutzförderungsmaß-
nahmen zu erreichen, daß wichtige Probleme dei 
Menschheit gelöst werden. Sie soll schließlich auch 
noch die Grundlagenforschung in der Bundesrepublik 
Deutschland auf einem hohen Stand halten. 

Dieser Handlungsdruck auf die Politik verlangt von 
uns, daß wir uns Gedanken darüber machen, wie wir 
mit diesem Handlungsdruck umgehen und wie wir 
uns eines Instruments bedienen, das uns bei diesen 
wichtigen Entscheidungen helfen kann. 

Technikfolgenabschätzung ist in meinen Augen 
ein wichtiges Instrument, ein wichtiges Hilfsmittel. 

Auch wenn es kein Zauberwort ist, auch wenn wir mit 
der Technikfolgenabschätzung nicht jedes Problem 
lösen können, so bedeutet Technikfolgenabschätzung 
doch einen Zwang zum Klügerwerden und ein Vor-
beugen gegen ideologische Gefechte. Technikfolgen-
abschätzung kann nicht ethische, politische und öko-
nomische Abwägung ersetzen, aber sie kann Lücken 
im Sachwissen schließen. Die öffentliche Diskussion 
über die Technologie, ihre Chancen und Risiken 
krankt sehr häufig ja gerade daran, daß fehlendes 
Wissen, fehlende Information, fehlende Details über 
Hintergründe dazu führen, daß aus Unkenntnis her-
aus Mißtrauen gesät wird. Daß die Folge von Miß-
trauen Angst ist und daraus Aggression und Resigna-
tion entstehen können, ist uns allen bekannt, aus vie-
len Diskussionen, die wir in den letzten Jahren hier im 
Deutschen Bundestag im Zusammenhang mit der 
Aufarbeitung der Probleme der Gentechnik geführt 
haben. 

Technikfolgenabschätzung ist ein kontinuierlicher 
Prozeß, der einzelne Ergebnisse zusammenführt und 
bewertet, der immer wieder neue Erkenntnisse in ei-
nen kritischen Diskurs einführt und damit zur Korrek-
tur vorhergesagter Aussagen zwingt. Politische Füh-
rungsaufgabe in diesem Sinne bedeutet, Verantwor-
tung im wissenschaftlich-technologischen Prozeß mit 
Hilfe der Technikfolgenabschätzung wahrzuneh-
men. 

Grundprinzip des politischen Handelns, meine sehr 
verehrten Damen und Herren, muß Beweglichkeit 
bleiben, muß die Bereitschaft zum Lernen sein. Wir 
müssen Risiken in dem jeweils abschätzbaren Rah-
men in Kauf nehmen, aber auch bereit sein, Fehler 
einzusehen und schnell zu korrigieren. Erst aus dieser 
Dualität heraus wächst das Vertrauen des Bürgers in 
Technik, und darüber haben wir eventuell die 
Chance, technikfeindliche Einstellungen zu korrigie-
ren. 

Technikfolgenabschätzung muß den politisch Han-
delnden — ich glaube, das ist die Lehre aus dem, was 
wir in den letzten Jahren erfahren haben — in die 
Lage versetzen, ein qualifiziertes Ja oder Nein jeweils 
nach seiner Einschätzung als Ergebnis eines Abwä-
gungsprozesses auszusprechen. Ernsthafte Technik-
folgenabschätzung findet nicht — das ist ein sehr häu-
figer Irrtum — außerhalb von Wissenschaft und Tech-
nik statt. Sie ist vielmehr auf deren Methoden und 
Ergebnisse angewiesen. Sie lebt von der Bereitschaft 
der in der Technik und der Wissenschaft Tätigen, sich 
durch einen Dialog auf die Perspektiven und die 
Denkweisen des jeweils anderen einzulassen. Gegen-
seitige Aufklärung und Beratung sind nach meiner 
Auffassung Ausgangspunkt für verantwortungsvolles 
und moralisches Handeln und Entscheiden. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 
komme jetzt zu einigen Punkten, die sich mit der 
Umsetzung dessen beschäftigen. 

Technikfolgenanalysen müssen Erhebungen über 
vorhandene Konsens- und Dissensbereiche in ihre 
Aussagen einbeziehen, müssen den Stand der öffent-
lichen Diskussion über das vorgegebene Thema regi-
strieren und möglichen künftigen politischen und 
rechtlichen Regulierungsbedarf aufzeigen. Sie müs-
sen — um es mit anderen Worten zu sagen — den wis-
senschaftlichen Diskurs, den industriell-wirtschaftli- 
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chen Diskurs, den administrativ-rechtlichen Diskurs 
und den politischen Diskurs untersuchen, aufzeigen 
und bewerten und diese Ergebnisse uns, die wir im 
politischen Raum handeln sollen, zur Verfügung stel-
len. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, in diesem 
Sinne sind uns in den letzten Wochen die ersten Er-
gebnisse des Büros für Technikfolgenabschätzung 
des Deutschen Bundestags vorgelegt worden. Es kann 
nicht meine Aufgabe sein, auf die einzelnen Unterla-
gen, die uns zur Verfügung gestellt worden sind, ein-
zugehen. Ich möchte aber diese Gelegenheit nutzen, 
die erfreuliche Feststellung zu treffen, daß die Ergeb-
nisse dieser Arbeiten aus den letzten Wochen und 
Monaten eine sehr konstruktive Begleitung für unsere 
Arbeit sein werden. Sowohl der Tätigkeitsbericht des 
Büros als auch der erste Technikreport sind von ei-
nem sehr hohen Niveau. 

Ich möchte bei dieser Gelegenheit all denen dan-
ken, die hieran mitgewirkt haben, und betone das 
ausdrücklich, weil wir hiermit das erstemal Unterla-
gen in der Hand haben, mit denen wir auch den Kol-
legen gegenübertreten können, die sich dem Prozeß 
der Technikfolgenabschätzung im Augenblick noch 
verschließen. Ich glaube, daß wir hiermit aus den Er-
fahrungen der letzten Monate, nachdem dieses Büro 
eingerichtet worden ist, einen sehr guten Beweis und 
Beleg dafür haben, daß diese Entscheidung — die Ent-
scheidung nämlich, dieses Büro einzurichten — sinn-
voll und in Ordnung war sowie zukunftsweisend ist. 

Ich komme nun zu einem speziellen Punkt, den ich 
in meinen Einführungsworten vorhin erwähnt habe 
und zu dem ich mich besonders äußern möchte. 

Der Bericht über Chancen und Risiken des Einsat-
zes von Expertensystemen in der Medizin gibt nach 
meiner Einschätzung eine kritische Darstellung der 
gegenwärtigen Situation, der gegenwärtigen Mög-
lichkeiten wieder, die ich teilen kann. Es gibt zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt wohl keinen akuten Anlaß, 
politisches Handeln zu fordern. Es gibt aber in meinen 
Augen — und hier könnte ich vielleicht einige kriti-
sche Bemerkungen zu dem Bericht machen — in der 
Zukunft durchaus Situationen, von denen ich glaube, 
daß wir sie intensiv beobachten und registrieren müs-
sen. 

Ich teile die Auffassung des Berichtes — und ich 
äußere mich zu zwei Bemerkungen in dem Bericht —, 
daß große Risiken dann entstehen können, wenn Ex-
pertensysteme im Umgang mit Patienten unkritisch 
genutzt werden, wenn nicht korrigierte, falsche Aus-
gangspositionen im blinden Vertrauen auf eben diese 
Expertensysteme genutzt werden und wenn vor allem 
keine vernünftige Evaluierung und Validierung der 
Grundaussagen, die in den Expertensystemen verar-
beitet und genutzt werden, gegeben sind. Das ist, 
gerade wenn wir davon ausgehen, daß es hier um 
breitgestreute Informationen geht, unter Umständen 
sehr gefährlich. 

Ich teile eine zweite kritische Bemerkung: Was den 
Umgang zwischen Patienten und Ärzten angeht, so 
beobachten wir eine vom Patienten ausgehende 
Entwicklung, wonach der Patient zunehmend mehr  

von der kurativen, medikamentengestützten Thera-
pie hin zu einer ganzheitlichen Betrachtung, hin zu 
der Therapie will, die die Zuwendung des Arztes in 
den Mittelpunkt seiner Betreuung stellt. Hier würde 
ich bei einer größeren Anwendung von Experten-
systemen im Bereich der Diagnose und auch der The-
rapie eine große Gefahr sehen, weil ich glaube, daß 
damit die Eintrittsschwellen für den Patienten und vor 
allem für den Arzt sehr groß werden. Ich bin mir dar-
über im klaren, daß wir einen Weg zwischen einer 
hochqualifizierten Medizintechnik und der individu-
ellen Betreuung finden müssen, die auch emotionale 
Bereiche mit einbezieht. Aber diese beiden Bereiche, 
die nebeneinander bestehen bleiben müssen, sollten 
von uns auch in Zukunft im Sinne einer Technikfol-
genabschätzung betrachtet und als eine kritisch zu 
begleitende Entwicklung eingestuft werden. 

Gerade aus diesem Grunde begrüße ich es, daß das 
Bundesministerium für Forschung und Technologie 
nach einer längeren Diskussion mit den jeweiligen 
Fachwissenschaften einen Förderschwerpunkt „Wis-
sensbasis in der Medizin" eingerichtet hat. Bei die-
sem Förderschwerpunkt sollte ganz besonders darauf 
geachtet werden, daß die Dinge in die Untersuchung 
einbezogen werden, von denen ich soeben gespro-
chen habe. 

Die Arzt-Patienten-Interaktion muß wichtigster Be-
standteil bei allen Untersuchungen im Zusammen-
hang mit diesem Förderschwerpunkt sein. Ich bin 
ganz sicher, daß das Ministe rium — so habe ich die 
Grundlagen dieses Schwerpunktes bisher auch ver-
standen — diese Dinge im richtigen Verhältnis 
sieht. 

Ich komme zum Schluß, meine sehr verehrten Da-
men und Herren: Technikfolgenabschätzung lebt, wie 
ich es auszudrücken versucht habe, von der Koopera-
tion. Diese Kooperation betrifft aber nicht nur — es ist 
mir ein wichtiges Anliegen, das in diesem Augenblick 
noch einmal zu erwähnen — die mehrfach angespro-
chene Zusammenarbeit auf interdisziplinärem Ge-
biet, sondern sie bet rifft auch die Kooperation mit den 
für die Forschungspolitik zuständigen Ministerien. 

Technikfolgenabschätzung braucht — ich will das 
begründen — fähige Köpfe. Sie zu fördern ist die Auf-
gabe des Ministeriums für Forschung und Technolo-
gie. Hier müssen die Forschungspotentiale in der 
Technikfolgenabschätzung gestärkt werden, hier 
muß Orientierungswissen zu spezifischen TA-The-
men aufgearbeitet und das Netzwerk an Technikfol-
genabschätzungen in der Bundesrepublik Deutsch-
land enger geknüpft werden. 

In diesen Prozeß, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, müssen die neuen Länder gezielt eingebun-
den werden, um methodisches Know-how im Westen 
und Problembewußtsein im Osten optimal wirksam 
werden zu lassen. Der Gewinn dieses fruchtbaren 
Dialogs wird in der zunehmenden Fähigkeit aller Be-
teiligten — damit spreche ich uns besonders an — lie-
gen, Zukunftsentscheidungen über technische Ent-
wicklungen informierter und im Bewußtsein der Fol-
gewirkungen verantwortungsvoll zu treffen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
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Vizepräsidentin Renate Schmidt: Das Wort hat der 
Abgeordnete Peter Paterna. 

Peter Paterna (SPD): Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! Technikfolgenabschätzung und 
-bewertung sind notwendig. Darüber gibt es Einigkeit 
zwischen den Parteien und Fraktionen, zwischen den 
Wirtschaftsverbänden und den Gewerkschaften. Die 
Bekenntnisse zur Notwendigkeit von Technikfolgen-
abschätzung bleiben aber — so die Beobachtung — 
meist im Verbalen stecken, d. h. sie sind theoretisch 
ebenso wohlklingend wie praktisch folgenlos. 

Zu den Ursachen dieses Befundes und den Folgen 
der Defizite in der parlamentarischen Arbeit haben 
mein Kollege Ottmar Schreiner, meine Kollegin Edel-
gard Bulmahn und ich öffentlich und auch von dieser 
Stelle mehrfach gesprochen. Ich will deshalb nur auf 
diese Stellungnahmen verweisen und unsere Position 
heute nicht erneut darstellen. 

Unsere Enquete-Kommission hatte die eigentliche 
Aufgabe — darauf hat der Kollege Voigt richtig hin-
gewiesen —, Entscheidungen darüber vorzubereiten, 
wie Technikfolgenabschätzung und -bewertung beim 
Parlament institutionalisiert werden können. Die in-
haltlichen Arbeiten, über die wir heute zu reden ha-
ben, sind also, wenn Sie so wollen, Nebenprodukte, 
Fingerübungen, Ergebnisse praktischer Versuche, im 
Learning by doing die Schwierigkeiten qualifizierter 
Technikfolgenabschätzung und -bewertung in einem 
Prozeß der Selbsterfahrung zu erforschen. Das war ja 
die Grundidee dieser Arbeit. 

Ich will die vielfältigen Schwierigkeiten, mit denen 
wir recht und schlecht gekämpft haben, nicht schil-
dern, weil die beiden Sachthemen im Vordergrund 
stehen sollen. Ich will aber auf ein Problem hinweisen, 
weil es für die angestrebte Weiterberatung in den 
Fachausschüssen des Bundestages eine Rolle spielen 
sollte, das Problem der Themenwahl. Die SPD hätte 
sich das Thema, zu dem ich rede, Expertensysteme, 
viel weiter und aktualitätsbezogener gewünscht. 

Wir wollten, daß sich die Kommission mit der Digi-
talisierung und der daraus folgenden Integration der 
Informations- und Kommunikationstechniken — 

Stichworte ,,Schmalband-ISDN" und „Breitband

-

ISDN" — beschäftigt und auf die Vernetzungsaspekte 
und damit auf die wachsende Abhängigkeit und Ver-
letzlichkeit der Gesellschaft, die wir zunehmend eine 
Informationsgesellschaft nennen, den Schwerpunkt 
legt. Dies wurde von der Koalitionsmehrheit abge-
lehnt, insbesondere mit dem Argument, das Thema 
sei zu umfassend und deshalb in der zur Verfügung 
stehenden Zeit nicht zu bewältigen. Ich vermute aber, 
bei dieser Ablehnung war unausgesprochen aus-
schlaggebend — das ist eines der Grundübel der par-
lamentarischen Beschäftigung mit Technikfolgenab-
schätzung, wenn ich das über die Jahre beobachte —, 
daß die Mehrheit die Befürchtung hatte, wir könnten 
mit einer kritischen Betrachtung aktuellem Regie-
rungshandeln unliebsam in die Quere kommen. Des-
wegen ist es eine beliebte Methode — das war im 
übrigen zur Zeit der sozialliberalen Koalition auch 
nicht viel anders —, sich, wenn man an Technikfol-
genabschätzung nicht vorbeikommt, entweder einen 
Nebenkriegsschauplatz oder ein Wolkenkuckucks-
heim, jedenfalls etwas, was mit aktueller Politik mög-

lichst wenig zu tun hat, auszuwählen. Dies ist wohl 
auch ein Grund für diese Themenwahl gewesen. Man 
hatte nicht nur das etwas exotische Thema Experten-
systeme gewählt. Interessant ist auch die Begrenzung 
des Themas Expertensysteme auf die beiden Bereiche 
Produktion und Medizin. 

Mein Vorschlag, sich dann wenigstens auf den Ein-
satz von Expertensystemen im militärischen Bereich 
zu konzentrieren — das wäre nämlich außerordentlich 
lehrreich gewesen — , fiel ebenso der Ablehnung der 
Mehrheit zum Opfer. Die offizielle Begründung war, 
hier gebe es unüberwindliche Hürden in der Informa-
tionsbeschaffung. Das mag ja sein. Aber das ist natür-
lich ein Argument, das ein bezeichnendes Licht auf 
die Wünschbarkeit und Wirksamkeit parlamentari-
scher Kontrolle wirft. 

Die Chancen und Risiken von Expertensystemen in 
der Produktion sind für die Beteiligten und Betroffe-
nen ziemlich offensichtlich. Das hätte einer intensiven 
Bearbeitung nicht vordringlich bedurft. 

Der massenweise Einsatz von Expertensystemen in 
der Medizin hat sich als ziemlich unwahrscheinlich 
herausgestellt. Auch da lag eigentlich kein so drin-
gender Handlungsbedarf, wie es das Thema sugge-
riert. 

Dagegen ist das bereits heute breiteste und folgen-
reichste Einsatzfeld fortgeschrittener Computergene-
rationen im militärischen Bereich ein außerordentlich 
dringendes Thema, und dies nicht erst seit wenigen 
Jahren, sondern schon seit längerer Zeit. Aber da traut 
sich bekanntlicherweise niemand dran, oder er wird 
von der Mehrheit nicht herangelassen. 

Da uns dieser Bereich verschlossen blieb, kann ich 
heute nur anregen, daß sich der Verteidigungsaus-
schuß mit diesem Problemkomplex gründlich be-
schäftigt. Da wird ja wohl niemand argumentieren, 
daß auch die an die notwendigen Informationen nicht 
herankommen. Das würde ich mir dann mal an-
schauen. 

Einige Hinweise auf klärungsbedürftige Fragestel-
lungen grundsätzlicher Art haben wir in den Be richt 
hineingeschmuggelt. Vielleicht sollte dies auch als 
offizielle Anregung verstanden werden, daß der Ver-
teidigungsausschuß in den Kreis der offiziell als mit-
beratend genannten Ausschüsse ebenso hinein-
kommt wie der Ausschuß für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit; denn im zivilen Bereich liegen 
die besonders gravierenden Risiken des Einsatzes von 
Expertensystemen nach meiner Einschätzung im Ein-
satz der Steuerung und Überwachung derjenigen 
großtechnischen Anlagen, die im Störfall unabseh-
bare Folgen für Gesundheit und Leben vieler Men-
schen haben und große Langzeitschäden in der Um-
welt anrichten können, insbesondere bei Kernener-
gieanlagen und bei chemischen Anlagen. Deshalb 
halte ich die Beschäftigung mit den Chancen und Risi-
ken des Einsatzes von Expertensystemen für den Aus-
schuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
heit, der ebenfalls bisher nicht zur Mitberatung vorge-
sehen ist, für ein wichtiges Thema. 

Alle mitberatenden Ausschüsse sollten sich nicht 
von der Schwierigkeit abschrecken lassen, die sich bei 
dem Versuch ergibt, zweifelsfrei und allgemeingültig 
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zu definieren, was Expertensysteme eigentlich sind. 
Wer sich mit diesen Definitionsversuchen näher be-
schäftigen will, sollte den Text lesen. Dabei geht es 
darum, die Trennlinie festzustellen zwischen, wie 
man gelegentlich sagt, Computern der vierten und 
solchen der fünften Generation, dem, was wir inzwi-
schen schon klassische EDV nennen und sogenannten 
wissensbasierten Systemen; das ist einer der Versu-
che, Expertensysteme allgemeinverständlich zu um-
schreiben. Das kann auch mit dem etwas unscharfen, 
irreführenden Beg riff der künstlichen Intelligenz ge-
schehen. Wir hatten in diesem Parlament schon 
Schwierigkeiten — das ist vielleicht eine sarkastische 
Bemerkung — , Intelligenz zu definieren. 

(Heiterkeit) 

Mit der Künstlichkeit hatten wir auch so unsere Pro-
bleme. 

Für mich — deswegen sind diese Definitionsversu-
che gar nicht so bedeutsam — ist in dieser Gruppe, die 
sich schwerpunktmäßig mit Expertensystemen zu be-
schäftigen hatte, immer deutlicher geworden, daß es 
wenig Sinn macht, Expertensysteme für sich und ge-
trennt von der vertrauten EDV-Umwelt zu betrachten. 
Expertensysteme weisen nämlich kaum spezifische, 
nur ihnen eigene Chancen und Risiken auf. Sie wir-
ken vielmehr ganz überwiegend als Trendverstärker 
von Chancen und Risiken, die bereits in der Nutzung 
vertrauter und weit verbreiteter Datenverarbeitungs-, 
Informations- und Kommunikationstechniken er-
kennbar sind. 

Mein Rat an die mitberatenden Ausschüsse ist des-
halb, den Blick nicht so zu verengen, wie das der Titel 
unseres Berichts suggeriert, sondern die breite Palette 
der Chancen und Risiken in den Blick zu nehmen, die 
bei dem Übergang in die sogenannte Informationsge-
sellschaft zu analysieren sind, um dann nicht, wie bis-
her überwiegend geschehen, neue Techniken nach 
dem Prinzip des Trial and error einzuführen und gege-
benenfalls nachträglich über Schadensbegrenzungs-
strategien nachzudenken, wenn das sprichwörtliche 
Kind bereits im Brunnen liegt; wir sollten mögliche 
Entwicklungen und den Einsatz neuer Techniken be-
wußt und planend im öffentlichen Dialog und demo-
kratisch kontrolliert gestalten. Auch sollten wir in eine 
offenere Diskussion insoweit geraten, daß nicht dieje-
nigen, die mehr die Risiken technischer Entwicklun-
gen beschreiben, gleich in die Ecke der Technikver-
hinderer gestellt werden. 

Es gibt eine Fülle von Anschauungsmaterial, das 
die diversen Fachausschüsse dazu reizen sollte, sich 
mit diesem Themenkomplex intensiv zu beschäftigen: 
jüngst der Golfkrieg und schon vor mehreren Jahren 
der irrtümliche Abschuß eines zivilen Großraumflug-
zeuges durch ein amerikanisches Kriegsschiff im Mit-
telmeer. Dies war im übrigen insofern ein besonders 
bezeichnender Ablauf, als das Flugzeug zweifellos 
von einem Expertensystem, das in einem Raum saß, in 
dem es nicht einmal ein Fenster gab, das dem Be-
diener die Chance gegeben hätte, das anfliegende 
unbekannte Flugobjekt einmal in Augenschein zu 
nehmen, in einem automatisierten Entscheidungsver-
fahren vom Himmel geholt wurde. Das ist, glaube ich, 
apokalyptisch die schlimmste Form von Risiken, die  

uns im Umgang mit Expertensystemen begegnen 
können. 

Alarmstarts atomarer Bomber auf Grund vermeintli-
cher feindlicher Raketenang riffe — dazu gibt es übri-
gens amerikanische Berichte von durchaus konserva-
tiven Abgeordneten; diese Berichte sind schon 
10 Jahre alt; es wird also allmählich Zeit, daß wir uns 
damit einmal ein bißchen genauer beschäftigen —, 
weltweite Börsencrashs, Tschernobyl, großflächige 
Zusammenbrüche von Telefonnetzen, massenweise 
Abstürze von Betriebs-EDV durch äußere Einflüsse 
usw. liefern für jeden Fachbereich anschauliche Bei-
spiele für die Verletzlichkeit unseres auf Elektronik 
gestützten Wirtschafts- und Gesellschaftssystems — 
egal, ob daran sogenannte Expertensysteme im prä-
zise definierten Sinn beteiligt waren oder nicht. 

Es gilt, sich die Wirkungen unvermeidlicher Soft-
ware-Fehler, die Gefahren durch sogenannte Compu-
terkriminalität, die Verbreitung von Viren und ande-
ren Computerbestien bewußt zu machen. Vielleicht 
haben Sie die „Wirtschaftswoche" aus der vergange-
nen Woche gelesen. Darin gab es einen 70 Seiten lan-
gen Be richt über alle möglichen Anwendungsfälle 
und über die rasante Vermehrung dieses Computer-
bestiariums. 

Für jeden sensiblen Anwendungsfall werden wir 
die Risiken prüfen müssen, die aus diesen Befunden 
hervorgehen. Wir müssen immer wieder bereit sein, 
zu prüfen, inwieweit wir uns in die Abhängigkeit von 
der Kontrollierbarkeit und Funktionsfähigkeit tech-
nischer Systeme begeben können. Diese Frage läßt 
sich nicht allgemein und abstrakt beantworten, son-
dern nur jeweils konkret bezogen auf Anwendungs-
fälle, natürlich auch in Abwägung zu den Risiken, die 
wir eingehen, wenn wir bestimmte technische Mög-
lichkeiten nicht nutzen. Denn auf bestimmte techni-
sche Möglichkeiten zu verzichten, kann ja durchaus 
auch mit Risiken behaftet sein. Das sage ich ausdrück-
lich dazu. 

Um die Mitberatung zu erleichtern, hat sich die 
Kommission bemüht, Fragenkomplexe einzelnen 
Ausschüssen zuzuordnen. Vorschläge zu vertief ender 
Bearbeitung sind als Handlungsoptionen überschrie-
ben worden. Zu Empfehlungen, bei denen sich poli-
tisch kontroverse Abstimmungen möglicherweise 
nicht hätten vermeiden lassen, hat sich die Kommis-
sion leider nicht durchringen können. Das ist also eine 
sehr weiche und, wenn Sie so wollen, zarte Andeu-
tung von Handlungsbedarf — die mildeste Form, zu 
der wir uns überhaupt verständigen konnten. Ich 
hoffe, daß die notwendige, etwas kernigere Auseinan-
dersetzung in den Ausschüssen und im Plenum des 
Bundestages nachgeholt wird. 

Die Streubreite der Handlungsempfehlungen reicht 
von industrie- und forschungspolitischen Aufgaben 
über Fragen des Einsatzes von Expertensystemen in 
der öffentlichen Verwaltung, rasch wachsenden 
Handlungsbedarf bezüglich der Datensicherheit und 
des Schutzes personenbezogener Daten und die Not-
wendigkeit neuer Lösungsansätze zur Mitbestim-
mung der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer — 
angesichts der Vernetzung haben wir es mit einem 
völlig neuen Betriebsbegriff zu tun — bis zu neuarti- 
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gen urheberrechtlichen und haftungsrechtlichen Pro-
blemstellungen. 

Ich hoffe, daß neben den fachspezifischen Frage-
stellungen die Behandlung ressortübergreif ender 
Probleme nicht zu kurz kommen wird. Dabei geht es 
u. a. um Fragen der Ethik, der Sozial- und Gesell-
schaftsverträglichkeit und der Demokratie- und Ver-
fassungsverträglichkeit beim Einsatz neuer Informa-
tions- und Kommunikationstechniken, ebenso span-
nende wie schwierige Querschnittsaufgaben, die in 
unserem parlamentarischen Alltagsbetrieb nicht ver-
schüttet werden sollten. Ich hoffe, wir sind uns darin 
nicht nur verbal, sondern auch im praktischen Han-
deln der nächsten Jahre einig. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD, dem Bündnis 90/ 
GRÜNE, der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Jürgen Timm. 

Jürgen Timm (FDP): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich habe jetzt eigent-
lich nicht vor, schon zu Anfang auf die Grundsätze der 
Arbeit der Technikfolgenabschätzung und auf die Ex-
pertensysteme einzugehen. Ich habe mich mit dem 
Aufbau einer solaren Wasserstoffwirtschaft als 
Schwerpunkt beschäftigt und werde erst am Schluß, 
möglicherweise in der zweiten Runde, auf die ande-
ren Dinge eingehen, weil sich anhand der technischen 
Bedingungen in einem spezifischen Fall praktisch 
darstellen läßt, was an Experten, Expertensystemen 
und interdisziplinären, übergreifenden Aufgaben er-
forderlich sein wird. 

Der Bericht der Enquete-Kommission zu den Bedin-
gungen und Folgen von Aufbaustrategien für eine 
solare Wasserstoffwirtschaft macht überzeugend 
deutlich, daß die Strategien einer solaren Energiewirt-
schaft nur im internationalen Kontext Erfolg haben 
können. Er macht auch deutlich, daß dabei die geo-
graphischen und Entwicklungsunterschiede der so-
larrelevanten Regionen auf der Erde ganz unter-
schiedliche Lösungsansätze erfordern. Das macht die 
Zukunftsaufgabe „solare Wasserstoffwirtschaft" zwar 
besonders interessant, aber nicht gerade einfacher. 

Der Bericht bezieht sich in seinen Berechnungen 
auf die zukünftigen Energieansätze in der Bundesre-
publik Deutschland und geht neben einer sinkenden 
Bevölkerungszahl und damit sinkenden Haushalts-
zahlen logischer- und auch sinnvollerweise von einer 
relativ starken Reduzierung im Endenergiebedarf bis 
zum Jahre 2050 — so weit reicht der Be richt — aus. 

Als Politiker kommen wir trotzdem nicht darum 
herum, uns bei der zukünftigen Entwicklung der 
Energietechnik auch mit dem weltweit ansteigenden 
Energiebedarf auseinanderzusetzen und uns, wenn 
wir unserer Verpflichtung als Vorreiter und Motor für 
die Energieentwicklung — wie auch im Be richt gefor-
dert — gerade in den armen Regionen der Welt ge-
recht werden wollen, dieser besonderen Aufgabe zu 
stellen. 

Als hochentwickeltes Indust rieland haben wir un-
sere Technologien auch im Sinne der Entwicklungs-

länder einzusetzen. Es ist unsere Aufgabe, in Zukunft 
den weltweiten Verbrauch fossiler Energieträger, 
der ständig steigt, als Hauptquelle der CO2-Belastung 
der Atmosphäre drastisch zu reduzieren. Die solare 
Wasserstofftechnik ist dabei ein Element — nicht das 
alleinige und wohl auch nicht das bedeutendste, so-
weit man das bis heute erkennen kann. Ganz ohne 
Zweifel ist sie aber eine wesentliche Option. 

Wasserstoff ist ein Sekundärenergieträger. Um ihn 
zu erschließen, bedarf es einer Primärenergie. Für die 
heute bekanntermaßen unproblematischste Form der 
Wasserstoffgewinnung über die Elektrolyse wird 
elektrischer Strom benötigt. Bei diesem Vorgang geht 
etwa ein Drittel der so eingebrachten Primärenergie 
verloren. Es liegt also nahe, sich bei der bekannten, 
energiewirtschaftlich teuren Produktionstechnik zu-
nächst einmal mit der Primärenergie und deren Be-
reitstellung in regenerativer Form zu beschäftigen. 
Das kann und wird in einiger Zeit — so die Prognosen 
unserer Wissenschaftler — die solare Elektrizität 
sein. 

Es ist im übrigen davon auszugehen, daß die Tech-
niken der Photovoltaik in Zukunft ein enormes Ent-
wicklungspotential beherbergen, das zunehmend er-
schlossen wird. 

In der Begutachtung der möglichen Zukunft dieser 
Energietechnik steht allerdings dann auch die Frage 
an, ob die solare Elektrizität, wenn sie vergleichs-
weise so günstig gewonnen werden kann, daß sie 
ohne weiteres mit anderen Primärenergieträgern kon-
kurrieren kann, nicht besser gleich direkt einer Nut-
zung zuzuführen ist, um dabei den Umweg über den 
Wasserstoffspeicher zu sparen. Hier sind also viele 
Fragen für die zukünftige Entwicklung zu klären. Da-
für haben wir u. a. die Technikfolgenabschätzung. 

Immerhin schließt der Be richt der Enquete-Kom-
mission, wenn er sich auf Deutschland oder auf Eu-
ropa bezieht, die Beantwortung dieser Fragen nicht 
aus. Vergleichsweise anders dürfte es sein, wenn man 
sinnvollerweise mit großtechnischen Solaranlagen in 
die Sonnenländer geht, deren Infrastruktur und 
Transportwege den Speicher Wasserstoff zwingend 
benötigen. 

Auch die Produktionstechniken für Wasserstoff 
entwickeln sich weiter. Es ist erkennbar, daß sich die 
Wirkungsgrade technologisch neuer Anlagen deut-
lich verbessern. So hat z. B. das Hochtemperaturelek-
trolyseverfahren bei einer Senkung der Produktions-
kosten um etwa 25 % nur noch einen Verlust der ein-
gebrachten Energie von 10 %. Bei der Elek trolyse her-
kömmlicher Art waren es noch 30%. 

Sollte, wie in dem dargestellten Hauptpfad II, auch 
die Kernenergie eine wahrscheinliche weitere Bedeu-
tung in der Energieversorgung haben, so könnten mit 
der Hochtemperaturreaktortechnik und dem Hoch-
temperaturelektrolyseverfahren die größten Energie-
einsparungen bei der Produktion von Wasserstoff er-
zielt werden. 

Eine der Bedingungen für eine Wasserstoffwirt-
schaft ist also klar: die Erschließung einer kostengün-
stigen, großtechnischen, regenerativen Primärenergie 
aus der Sonnenstrahlung. 
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Die Bundesrepublik Deutschland steht dabei welt-
weit an der Spitze der Staaten, die mit speziellen For-
schungsprogrammen die Techniken der Solarwasser-
stoffenergie vorantreiben. Es geht dabei um die Ver-
besserung der Elektrolyseverfahren, um die Erhö-
hung der Wirtschaftlichkeit bei der Photovoltaik, um 
die Transport- und Speichertechnik, um neue Brenn-
stoffzellen, um Photochemie und um Photobiologie. 
Wenn auch die Sonne unser alles erhaltender Ener-
giespender ist, muß und kann die diffuse Sonnenein-
strahlung mit der geringen Energiedichte erst durch 
eine ausgereifte Technologie so gebündelt werden, 
daß sie wirtschaftlich und großtechnisch nutzbar ist. 
Unsere Wissenschaftler gehen allerdings davon aus — 
das  kann man z. B. im Bericht der Ad-hoc-Gruppe 
beim Bundesforschungsminister nachlesen — , daß 
der Durchbruch in der Technologie erst innerhalb der 
nächsten 50 Jahre stattfinden wird. 

Damit ist die zweite Bedingung für eine Wasser-
stoffwirtschaft klar: das Vorantreiben einer Forschung 
und Entwicklung auf den relevanten Gebieten der 
Solartechnik. 

Auf die Notwendigkeit einer internationalen Zu-
sammenarbeit in der Nutzung von Solarenergietech-
niken hatte ich anfangs schon hingewiesen. Die Gut-
achter der Enquete-Kommission nennen dafür vor al-
lem vier Gründe: 

Erstens. Eine weltweite CO2-Minderungspolitik be-
deutet die Aufhebung der bekannten Energiepreise, 
und zwar im wesentlichen durch den Fortfall der fos-
silen Verbrennung. Das bedarf logischerweise außen-
politischer Abstimmung. 

Zweitens. Der Aufbau einer solaren Wasserstoff-
wirtschaft für Europa in längerer F rist setzt auch die 
Nutzung von Standorten in Trockenzonen sonnenrei-
cher Länder außerhalb der EG voraus. 

Drittens. Eine starke Umstrukturierung der Ener-
gieversorgung beeinflußt die Wirtschaftskraft von 
Energieexportländern, d. h. die internationale Ar-
beitsteilung und die Wettbewerbsfähigkeit. 

Viertens. Nur die westlichen Industriestaaten kön-
nen durch finanzielle und technische Unterstützung 
die osteuropäischen Staaten wie die Entwicklungslän-
der in die Lage versetzen, auch ihre Energieversor-
gung umzubauen und einen Beitrag zum globalen 
Umweltschutz zu leisten. 

Das ist die dritte Bedingung, nämlich die außen-
politische Komponente, bei der Umstrukturierung der 
Energieversorgung der Zukunft. Das ist auch zugleich 
die erste Folge. Das heißt, solare Energietechnik be-
deutet Ausbreitung in außereuropäische Sonnenlän-
der, wie z. B. nach Nordafrika. 

Noch eine weitere Folge muß genannt werden. Die 
Solartechnik erfordert den Einsatz von potentiell um-
weltgefährdenden Stoffen. Die Skala reicht z. B. von 
Phosphingas über Cadmium und Selen bis zu Arsen, 
wenn man die Herstellung von Dünnschichtzellen be-
treibt. 

Das sind zum Teil klassifizierte Umweltgifte. Sie tre-
ten zwar im allgemeinen bei den Verfahren nicht in 
großen Mengen auf; aber es wird deutlich, daß wei-
tere Randbedingungen erforderlich sind. Das sind die 

Sicherheitsfragen und Sicherheitsvorkehrungen bei 
den später zum Teil in großem Umfang eingesetzten 
Chemikalien. Diese Vorkehrungen sind verpflichtend 
zeitgleich mitzuentwickeln, um von vornherein keine 
Akzeptanzprobleme zu bekommen. 

Genauso wie auch andere regenerative Primärener-
gien, z. B. die Wasserkraftnutzung, die ja einen hohen 
Anspruch an Geographie und Topographie stellt, 
müssen mit Umweltverträglichkeitsprüfungen die Ri-
siken von Solarfarmflächen ermittelt werden. Es gibt 
dort mindestens Auswirkungen auf den Boden und 
auf das Kleinklima. Standortentscheidungen sind von 
großer Bedeutung. Bei der Frage der Energiespeiche-
rung treten ebenfalls Probleme auf. 

Entscheidend ist auch die Beherrschbarkeit dieser 
Probleme über den Einsatz von Energietechniken. Ich 
denke dabei z. B. an die Entwicklung und den Einsatz 
von neuen Batteriesystemen. Ich denke auch an das 
Recycling aufgebrauchter Batterieanlagen. 

Ich habe bewußt die Fragen der Wirtschaftlichkeit 
und die Preisrechnungen, die in dem Bericht der En-
quete-Kommission und der Gutachter eine große 
Rolle spielen, herausgenommen. Dieser Bereich ge-
hört eigentlich auch zu den Aufgaben der Wirtschaf-
ter. Die Wirtschafter sind über den Ausschuß am wei-
teren Verfahren beteiligt. 

Aber eins möchte ich dazu schon sagen: Man muß 
davon ausgehen, daß uns die fossilen Energieträger in 
der Zukunft zu wertvoll sein werden, als daß wir sie 
weiterhin für die Energieumwandlung verwenden 
können. Die endlichen Ressourcen, die uns zur Verfü-
gung stehen, müssen wir notwendigerweise für hoch-
wertigere Aufgaben schonen. 

Damit komme ich noch einmal zum Ausgangspunkt 
zurück, zu den Auswirkungen und Folgen für die Au-
ßenpolitik und die Entwicklungsländer. 

Wenn die Entwicklungsländer ihre Energieressour-
cen nicht mehr vermarkten können, gleichzeitig aber 
nicht in der Lage sind, hochwertige Technik für rege-
nerative Energien zu finanzieren, dann werden sie 
auch nicht ihren notwendigen Anteil am Umwelt-
schutz leisten können und haben auch keine Chance 
mehr, auf dem Energieweltmarkt — sie sind meistens 
auch unsere Energielieferanten — nur einigermaßen 
zu bestehen. Das ist schon heute schwer genug für sie. 
Die Folgen einer solchen Situation wären in jeder Be-
ziehung katastrophal. 

Teilnahme und Mitwirkung sind also gefragt. Es 
werden ganz sicher auch neue Abhängigkeiten ent-
stehen. Das bedingt wiederum Ausgewogenheit und 
gegenseitigen Respekt. 

Gerade in diesem Zusammenhang sollte nicht der 
Hinweis fehlen, daß der Einsatz solarer Energie in der 
Zukunft nur zu einem Teil auf der Wasserstoffbasis 
beruhen wird; denn der Umsatz von solarer Energie 
über die Biomasse ist im vorgenannten Zusammen-
hang mindestens ebenso bedeutend. 

Der Aufbau einer Solar-Wasserstoffwirtschaft soll 
und kann insbesondere für Entwicklungsländer posi-
tive wirtschaftliche Perspektiven eröffnen. 

Ich bin auf die vielen Detailfragen über die Bedin-
gungen und Auswirkungen einer solaren Wasserstoff-
strategie, die in dem Bericht von den Gutachtern dar- 
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gestellt sind, nicht eingegangen. Der Be richt spricht in 
diesem Punkt eigentlich für sich. 

Uns fehlt heute noch der generelle großtechnische 
Durchbruch bei der regenerativen Nutzung der Son-
nenstrahlung. Wir brauchen also— um das mit einem 
vergleichbaren Zitat deutlich zu machen — etwas wie 
einen „Aufschwung Solarenergie". Dies ist sicherlich 
keine Frage des Einsatzes von Mitteln, um die wir in 
den Ausschüssen immer so heiß kämpfen. Vielmehr 
lassen uns die vielen kleinen Erfolgsschritte Platz nur 
für Geduld und nicht für Eupho rie. 

Ich stimme deswegen manchen Aussagen der Gut-
achter in dem Enquete-Be richt nicht ganz zu. Mir ist 
das — wenn ich das mit den Aussagen der Wissen-
schaftler der Ad-hoc-Gruppe beim BMFT vergleiche 
— in mancher Beziehung etwas zu euphorisch. Ich 
kann jedenfalls im Augenblick nicht erkennen, inwie-
weit die Technik ausreicht, zu glauben, daß solche 
neuen Strategien vor der Haustür stehen. 

Im Hinblick auf das vorher Gesagte möchte ich noch 
ganz kurz auf den Be richt über die Expertensysteme 
eingehen. Alle die von mir eben genannten Bereiche 
in einem speziellen Fall der Energietechnik deuten 
doch darauf hin, daß es eine Vielzahl von Problembe-
reichen gibt, die so komplex sind, daß sie nicht ohne 
weiteres und schnell in alter Tradition nur durch Men-
schen nicht nur ausgedacht, sondern auch bearbeitet, 
beurteilt und gesteuert werden können. Das heißt, 
diejenigen, die wir als Experten an diese Aufgaben 
heransetzen, müssen ihre Expertensysteme, die sie 
selber zu entwickeln haben, auch bedienen. 

Bei allen hochtechnologisierten Entwicklungen ist 
das Risiko einer Fehleinschätzung, eines Versagens, 
kurz: eines Fehlers nicht ausgeschlossen. Auch hoch

-

entwickelte EDV-Expertensysteme können keine Ge-
währ für die Richtigkeit von Ergebnissen geben. Das 
heißt, die Entscheidungskompetenz des Menschen 
muß trotz seiner eigenen Fehlerhaftigkeit unangeta-
stet bleiben. 

Expertensysteme sind deshalb aber nicht weniger 
notwendig. Im Gegenteil: Sie erleichtern die Arbeit 
bei allen komplexen Entwicklungen. Bedingung muß 
sein, daß Kontrolle, Eingriff, soziale Verträglichkeit 
und rechtliche Sauberkeit von vornherein gewährlei-
stet sind. Das drückt die Kommission in ihrem Bericht 
ja auch deutlich aus. Ich glaube, dem kann man nur 
zustimmen. Wenn wir das nicht erreichen, können wir 
natürlich auch den Nutzen für die Menschen und ihr 
Überleben auf der Erde nicht erreichen. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Ch ristian Schmidt (Fürth). 

Christian Schmidt (Fürth) (CDU/CSU): Frau Präsi-
dentin! Sehr geehrte Damen und Herren! Es war ein 
Zufall, daß der Deutsche Bundestag gerade heute den 
Bericht der Enquete-Kommission zur Technikfolgen-
abschätzung und Solar-Wasserstoffwirtschaft disku-
tiert. Jedoch entbehrt das Datum natürlich nicht einer 
gewissen Symbolik. Der Frühlingsanfang am heu-

tigen Tage erinnert uns daran, daß die Natur über 
erhebliche Ressourcen an regenerativer Energie ver-
fügt. Wir stehen am Beginn der sonnenenergieinten-
siven Jahreszeit. Stehen wir auch am Beginn des son-
nenenergieintensiven Zeitalters? 

Der uns vorgelegte Be richt der Enquete-Kommis-
sion projiziert seine Bewertung zur Abschätzung der 
technischen Machbarkeit und energie- und umwelt-
politischen Bedeutung der Solar- und Wasserstoff-
wirtschaft fast über ein Menschenalter bis zum Jahr 
2050. Wer in ein neues Zeitalter eintreten will, tut gut 
daran, sich vorher über die Konsequenzen Gedanken 
zu machen. Quidquid agis, prudenter agas et respice 
finem. 

(Dr. Voigt [Northeim] [CDU/CSU]: Das noch 
einmal auf französisch!) 

— Für seine Jungfernrede muß man tief in die Schul-
zeit zurückgreifen und findet da ab und zu interes-
sante Sätze: Was immer du tust, tue es mit Bedacht 
und bedenke das Ende oder, besser gesagt: die Fol-
gen. 

Technologiefolgenabschätzung leistet in diesem 
Zusammenhang deswegen wertvolle Hilfe. Dabei 
muß man aber gerade bei diesem Be richt im Auge 
behalten, daß für einen Zeitraum bis zum Jahre 2050 
zwar Entwicklungslinien, Hauptpfade, wie sie im Be-
richt genannt werden, untersucht werden können, 
daß aber eine große Zahl externer Faktoren zwangs-
läufig auf einen solch langen Zeitraum nicht extrapo-
liert werden kann. 

Insofern wird uns Technikfolgenabschätzung auch 
keine filigrane Darstellung der voraussehbaren ener-
giepolitischen Realität in 60 Jahren geben können. 
Technikfolgenabschätzung darf in diesem Sinne nicht 
überschätzt werden. Gleichwohl kommen wir ohne 
sie zukünftig nicht mehr aus. 

Sie führt uns in den ausgesprochenen Handlungs-
empfehlungen zu wichtigen Anregungen für unsere 
zukünftige Politik. Allerdings werden dabei auch Rea-
lisierungsrisiken aufgezeigt. Aber wesentlich scheint 
mir, daß uns der Bericht, wenn beabsichtigt wird, So-
larenergie und regenerative Energiequellen insge-
samt — es wurde schon darauf hingewiesen, daß die 
Solar-Wasserstoffwirtschaft lediglich ein Teil der 
Möglichkeiten der Nutzung regenerativer Energie 
darstellt — zu einem entscheidenden Energieträger 
zu machen, eine Kostenexplosion bei den Energieko-
sten prognostiziert. Zum Ende des Prognosezeitraums 
wird dabei von einer Verteuerung der Energie um den 
Faktor 5 bis 8 ausgegangen. 

Das bleibt natürlich nicht ohne Folgen für die ge-
samte Volkswirtschaft und weist uns darauf hin, daß 
derartige Umstrukturierungen eines Wirtschaftsberei-
ches schon aus ökonomischen Gründen nur — darauf 
hat bereits der Kollege Timm hingewiesen — im ge-
samteuropäischen und letztendlich im Weltverbund 
angegangen werden müssen. Insofern sollte die Bun-
desrepublik eine konzertierte Förderung regenerati-
ver Energiequellen auf EG- und internationaler 
Ebene anstreben. Die Bundesregierung hat sich dies-
bezüglich in den letzten Jahren bereits engagiert. 
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Darüber hinaus macht der Be richt dankenswerter-
weise die Verknüpfung des Einsatzes regenerativer 
Energiequellen mit der Problematik des CO2-Kreis-
laufes deutlich. Aus dem Be richt kann die Erkenntnis 
gezogen werden, daß für einen absehbaren Zeitraum 
wohl auf die Kernenergie gerade im Hinblick auf die 
Tatsache, daß sie die CO2-Bilanz nicht belastet, nicht 
verzichtet werden kann. 

(Oswald [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Dabei kann diese Energieform durchaus als Über-
gangsenergie hin zu regenerativen Energiequellen 
gesehen und verstanden werden. Aber gegenwärtig 
und wohl auch mittelfristig werden wir hierfür einen 
adäquaten Ersatz noch nicht finden. 

Die Notwendigkeit der Berücksichtigung externer 
Schadens- und Folgekosten der Energieversorgung 
wird im Bericht angesprochen. Die von der Koaltition 
vereinbarte Restschadstoffabgabe, letztendlich die 
CO2-Abgabe, ist auch aus der Sicht des Berichts ein 
Schritt auf dem richtigen Weg zur Unterstützung um-
weltverträglicher Energiequellen und gibt uns natür-
lich das Bewußtsein, daß die fossilen Energieträger 
zum jetzigen Preis mittelfristig wohl nicht mehr zu 
haben und vielleicht auch zu verschwenden sein wer-
den. 

(Sehr richtig! bei der FDP) 

Die Feststellung, daß trotz aus Sicht der Solar-
Wasserstoffwirtschaft optimaler Rahmenbedingun-
gen mindestens bis zum Jahre 2005 kein nennenswer-
ter Beitrag zur Energieerzeugung von der Solar-Was-
serstoffwirtschaft ausgehen wird, macht deutlich, daß 
wir nicht in den Fehler verfallen dürfen, einer fernen 
Zukunft als großer Lösung nachzuhängen, ohne die 
energiewirtschaftlichen Hausaufgaben gelöst zu ha-
ben. Dies bet rifft beispielsweise die Verbesserung des 
Energienutzungsgrades allgemein, also auch bei den 
jetzigen herkömmlichen Energiequellen, und die 
Energieeinsparung. Wir müssen ein verstärktes Au-
genmerk auf die dezentrale Energieerzeugung rich-
ten. Hier findet sich dann übrigens auch der Konnex 
zur Solarenergiewirtschaft wieder. Ich erinnere an die 
ersten Ansätze im Rahmen des Tausend-Dächer-Pro-
gramms des BMFT und auch an die Unterstützung 
und Förderung anderer Formen der Umsetzung der 
Solarenergie im Bereich der Biomassenutzung oder 
der Photovoltaik. 

Darüber hinaus macht der Be richt deutlich, daß der 
Einstieg in die Solar-Wasserstoffwirtschaft uns auch 
dazu zwingt, die Beziehungen und die Bedürfnisse 
der potentiellen Standortstaaten, die bei groß ange-
legter Solar-Wasserstoffwirtschaft zwangsläufig nicht 
im nordeuropäischen oder mitteleuropäischen Raum 
liegen können, mit in die politische und wirtschaftli-
che Bewertung einzubeziehen. Stabilität der Verhält-
nisse und Sicherung der Energieversorgung spielen 
hier eine Rolle. Das ist ein Themenkomplex, der in 
diesem Be richt nur angedeutet worden ist und mit 
dem sich die Ausschüsse sicherlich noch zu befassen 
haben werden. 

Die Entwicklung von Techniken zur rationellen 
Energieverwendung sowie zur Bereitstellung von Pri-
märenergie für die Länder der Dritten Welt selbst ist 
allerdings eine ebenso wichtige Aufgabe für die indu-

strialisierten Länder, und zwar gerade im Hinblick auf 
die Notwendigkeit der Lösung der globalen Klima- 
und Umweltprobleme, aber nicht zuletzt auch im Hin-
blick auf unsere Aufgaben im Rahmen der wirtschaft-
lichen Zusammenarbeit. 

Wir sollten den Be richt zum Anlaß nehmen, auf dem 
Weg der Erforschung der Energiegewinnung aus 
Sonnenenergie und der Entwicklung technischer Ein-
zelkomponenten wie etwa der Photovoltaik, fortge-
schrittenen Elektrolysen und Brennstoffzellen oder 
auch, wie bereits angesprochen, Batterien fortzufah-
ren. Dies beinhaltet auch die Fragen der Sicherheit 
des Transports von Wasserstoff als Sekundärrohstoff

-

quelle. Es ist eine wichtige Aufgabe, der sich die Bun-
desregierung und das BMFT erfreulicherweiser stel-
len. Auch die EVU und die Industrie sind bereit, sich 
hier zu engagieren, wie beispielsweise das Projekt in 
Neunburg vorm Wald der Solarwasserstoffgesell-
schaft Bayern zeigt. 

Allerdings wird eine genauere Untersuchung der 
wirtschaftlichen Komponenten wie auch der Anforde-
rungen an die Veränderungen struktureller energie-
wirtschaftlicher, institutioneller und administrativer 
Gegebenheiten und Vorschriften notwendig sein. So-
mit bleibt die grundsätzlich zu bejahende Einführung 
regenerativer Energiequellen und insbesondere der 
Solarenergie tatsächlich eine Jahrhundertaufgabe, 
die allerdings in kleinen Schritten auch in der näch-
sten Zukunft bereits angegangen werden muß. Wir 
befinden uns in einem Stadium der Forschung, das 
eine großtechnische Anwendung noch nicht zuläßt. 
Man muß eine gewisse Skepsis mit der Frage verbin-
den, zu welchem Zeitpunkt, in welchem Jahr — si-
cherlich nicht mehr in diesem Jahrhundert — eine 
großflächige Nutzung möglich sein wird. 

Eine CO2-Abgabe, eine Förderung der Forschungs- 
und Entwicklungsarbeiten und auch die Markteinfüh-
rung bereits entwickelter Anlagen in diesem Technik-
bereich sind hier entscheidend und können allerdings 
auch jetzt schon angegangen werden. Entscheidend 
wird auch sein, daß in gewissen Abständen Technik-
folgenabschätzung diese Entwicklung begleitend un-
terstützt, unsere Entscheidungen mit vorbereitet und 
trotz des langen Wegs, trotz der Tatsache, daß es sich 
lediglich um eine Option handelt, das Ziel einer um-
weltfreundlichen, im Kreislauf befindlichen Energie-
form nicht aus den Augen verliert. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Das Wort hat Frau 
Abgeordnete Edelgard Bulmahn. 

Edelgard Bulmahn (SPD): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Meine Herren und Damen! Drohende Klima-
katastrophe, Ozonloch, Tschernobyl, Abholzung der 
tropischen Regenwälder, die Zerstörung von Kultur-
denkmälern und Pseudo-Krupp sind nur einige Stich-
worte, die die Problematik unseres gegenwärtigen 
Energieversorgungssystems schlaglichtartig beleuch-
ten. Die Beibehaltung der bisherigen Energiepolitik 
würde unweigerlich zur Zerstörung unserer natürli-
chen Lebensgrundlagen führen. Der ökologische Um-
bau unseres Energieversorgungssystems ist deshalb 
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zu einer Überlebensfrage geworden, selbst dann, 
wenn man nicht die pessimistischen Annahmen eines 
Klimakollapses teilt. Ein „Weiter so" in der Hoffnung, 
daß es  vielleicht ja doch nicht so schlimm werden 
würde, wäre jedenfalls nicht zu verantworten. 

Die Enquete-Kommission „Gestaltung der techni-
schen Entwicklung; Technikfolgenabschätzung und 
-bewertung" hat deshalb in der vergangenen Legisla-
turperiode einen Technikfolgenabschätzungsprozeß 
eingeleitet, um zu prüfen, inwieweit der Aufbau einer 
solaren Wasserstoffwirtschaft einen entscheidenden 
Beitrag zur drastischen Herabsetzung der Schadstoff-
belastung der Atmosphäre leisten kann und inwieweit 
er insgesamt eine tragfähige Alternative zum gegen-
wärtigen Energieversorgungssystem bilden kann. 
Insbesondere sollte bestimmt werden, unter welchen 
Voraussetzungen und Bedingungen der Aufbau einer 
solaren Wasserstoffwirtschaft realisierbar ist, mit wel-
chen ökonomischen, ökologischen, politischen und 
gesellschaftlichen Folgewirkungen zu rechnen ist und 
welcher konkrete Handlungsbedarf sich hieraus für 
die Politik ergibt. 

Die Enquete-Kommission wollte mit der Durchfüh-
rung der Studie „Bedingungen und Folgen von Auf-
baustrategien für eine solare Wasserstoffwirtschaft" 
nicht nur zur inhaltlichen Klärung beitragen, sondern 
zugleich ihrem Auftrag entsprechend aufzeigen, was 
Technikfolgenabschätzung für den Deutschen Bun-
destag leisten kann. Mit dieser Studie hat die En-
quete-Kommission bewußt den Weg einer problem-, 
handlungs- und entscheidungsorientierten Technik-
folgenabschätzung eingeschlagen. Im Mittelpunkt 
stehen nicht wie bei der anderen heute ebenfalls zur 
Debatte stehenden Studie über Chancen und Risiken 
des Einsatzes von Expertensystemen die möglichen 
Folgen des Einsatzes einer Technologie, sondern die 
Frage,ob eine bestimmte Technologie — hier der so-
lare Wasserstoff — einen nennenswerten Beitrag zur 
Lösung eines wichtigen sozioökonomischen Problems 
leisten kann und unter welchen Bedingungen die 
Durchsetzung und Nutzung dieser Technologie reali-
sierbar ist. 

Meine Damen und Herren, die Studie der Enquete

-

Kommission, die hier vorgelegt worden ist, zeigt in 
überzeugender Weise den Wert dieses TA-Konzeptes 
und die Chancen, die sich aus der Durchführung sol-
cher Studien für die Verbesserung der politischen Ent-
scheidungsfindung im Parlament ergeben. Diese Stu-
die engt unseren Handlungsspielraum nicht ein. Im 
Gegenteil: Sie fordert unser Handeln heraus. Sie läßt 
Alternativen und Handlungsspielräume klar hervor-
treten und weist deutlich auch auf Probleme und mög-
liche Konflikte hin. Sie bietet damit hervorragende 
Ansatzpunkte für die Führung eines verantwortungs-
bewußten, rationalen Dialogs über die Gestaltung un-
serer zukünftigen Energieversorgung. 

Die Ergebnisse dieser Studie sind ermutigend. Sie 
zeigen, daß eine umweltverträgliche Gestaltung un-
seres Energiesystems technisch realisierbar und 
volkswirtschaftlich sinnvoll ist. 

Die Studie räumt zugleich mit einigen ideologi-
schen Vorbehalten auf, ideologischen Vorbehalten 
gegenüber den erneuerbaren Energien. Erneuerbare 
Energien sind langfristig weder zu teuer noch stürzen  

sie unsere Volkswirtschaft in eine Krise noch können 
sie allenfalls eine Lückenbüßerfunktion überneh-
men. 

(Beifall des Abg. Dr. Feige [Bündnis 90/ 
GRÜNE]) 

Die Studie unterstreicht, daß sich die Ziele von To-
ronto grundsätzlich auch dann erreichen lassen, wenn 
man bis zum Jahre 2005 aus der Kernenergie aus-
steigt. Erneuerbare Energien können bei der Verfol-
gung entsprechender Aufbaustrategien durchaus die 
Hauptlast der Energieversorgung übernehmen. Ihr 
Anteil ließe sich langfristig gesehen von derzeit 2 % 
bis zu 13 % im Jahre 2000 und bis zu 70 % zur Mitte 
des kommenden Jahrhunderts steigern. 

Grundlage allerdings für die erfolgreiche Umset-
zung einer gleichzeitigen Verwirklichung eines Aus-
stiegs aus der Kernenergie und einer maßgeblichen 
CO2-Reduktion sind drastische Energiesparmaßnah-
men. Die Einsparung von Energie und die rationelle 
Energieversorgung, dies hat die Studie einmal mehr 
unterstrichen, sind die kostengünstigste, sicherste, 
produktivste und zugleich am ehesten zu verwirkli-
chende Maßnahme zur Umstrukturierung unseres 
Energiesystems. Wenn die Ziele von Toronto erreicht 
werden sollen, dann müssen wir unverzüglich mas-
sive Energiesparmaßnahmen einleiten. 

Rund zwei D rittel der zur Energiegewinnung einge-
setzten Primärenergien gehen derzeit noch immer 
verloren. Deshalb, meine Herren und Damen, muß die 
Wärmedämmung der Gebäude verbessert, die Ener-
gieproduktivität durch den Aufbau der Kraft-Wärme-
Koppelung erhöht, der Stromverbrauch durch den 
Einsatz energiesparender Geräte gesenkt und der 
Kraftstoffverbrauch durch effizientere Motoren, durch 
leichtere Fahrzeuge, durch die Einführung einer Ge-
schwindigkeitsbegrenzung und durch eine Verlage-
rung von Verkehrsleistungen auf den öffentlichen 
Personen- und Güterverkehr reduziert werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Bei einer weniger konsequenten Förderung der er-
neuerbaren Energien und von Energieeinsparungs-
maßnahmen müßten nach Ansicht der Gutachter al-
lein in der Bundesrepublik bis zum Jahre 2050 — ich 
bitte da gerade die Kolleginnen und Kollegen der 
Regierungsfraktion zuzuhören — 100 neue Kernkraft-
werke errichtet werden. 

Dies ist aber angesichts der mit der Kernenergie 
verbundenen Risiken, der weltweit ungeklärten Ent-
sorgungsfrage und des nicht zu verhindernden Miß-
brauchs des anfallenden Kernmaterials für militäri-
sche Zwecke nicht zu verantworten. Es ist meiner 
Meinung nach auch nicht zu verantworten, daß man 
mit einer derartigen Entscheidung zukünftigen Gene-
rationen die Möglichkeit nehmen würde, sich zu ent-
scheiden, welchen Pfad der Energieversorgung sie 
eigentlich nehmen würden. Politisches Handeln muß 
sich aber dadurch auszeichnen, daß es Optionen auch 
für zukünftige Generationen offen läßt. 

Zu berücksichtigen ist ferner, daß die Kernenergie 
nur unerheblich zu einer drastischen Verminderung 
der CO2 -Emissionen beitragen kann. Weltweit gese-
hen hat die Stromerzeugung einen Anteil von 20 % an 
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den CO2-Emissionen. Da allenfalls 70 % der Stromer-
zeugung mittels Atomkraft erfolgen könnten, betrüge 
der maximale Entlastungseffekt gerade 14 % der CO2-
Emissionen. Der weitere Ausbau der Kernenergie, wie 
er offenkundig durch die Bundesregierung angestrebt 
wird, führt damit in eine energie- und umweltpoliti-
sche Sackgasse. 

Die Gewinnung und Nutzung solaren Wasserstoffs 
ist vorerst allerdings keine realistische Alternative; 
das muß man auch so offen sagen. Solarer Wasserstoff 
wird erst dann konkurrenzfähig und erforderlich, 
wenn die erneuerbaren Energien einen Anteil von 
mehr als 20 % erreicht haben und damit Maßnahmen 
der Energiespeicherung und des überregionalen Aus-
gleichs nötig werden. Im Mittelpunkt entsprechender 
Aufbaustrategien stehen daher realistischerweise zu-
nächst die Erschließung und Ausschöpfung direkt ge-
nutzter Wärme mittels Kollektoren, Wärmepumpen 
und Biomassen sowie direkt genutzten Stroms aus 
Wasserkraft, Biomasse, Wind sowie photovoltaischen 
und solarthermischen Kraftwerken, da sie bei einem 
Entfall von Speicher- und größeren Leitungskosten 
bereits bei mäßigen Energiepreissteigerungen zu 
konkurrenzfähigen Preisen angeboten werden kön-
nen. 

Meine Damen und Herren, nun wird der Strategie 
des forcierten Aufbaus einer auf Energieeinsparung 
und der Nutzung erneuerbarer Energien beruhenden 
Energieversorgung immer wieder vorgehalten, daß 
ein solches Programm nicht zu finanzieren sei und zu 
einer nicht verkraftbaren Belastung der Volkswirt-
schaft führe. Die Enquete-Kommission und die betei-
ligten Forschungseinrichtungen haben diese Ein-
wände besonders ernst genommen und deshalb einer 
sorgfältigen Prüfung unterzogen. 

Sicherlich, Energieeinsparungen und die verstärkte 
Nutzung der erneuerbaren Energien sind ohne Preis-
erhöhungen nicht zu realisieren. Die beteiligten wirt-
schaftswissenschaftlichen Institute gehen allerdings 
davon aus, daß die von den Gutachtern für nötig ge-
haltene Verdoppelung des Energieendpreises fossiler 
Energieträger bis zum Jahre 2005 und ihre Erhöhung 
auf das Fünf- bis Achtfache bis zur Mitte des kommen-
den Jahrhunderts zu keiner gravierenden Belastung 
unserer Volkswirtschaft führen würde, wenn die Ver-
teuerung der Energiepreise in internationaler Ab-
stimmung erfolgt. 

Im Gegenteil, die mit der Durchsetzung der solaren 
Energien verbundenen Energiekosten sind volkswirt-
schaftlich und umweltpolitisch vorteilhaft, da sie dazu 
führen, daß die externen Kosten des bisherigen Ener-
gieversorgungssystems den Verursachern und nicht 
mehr der Allgemeinheit angelastet werden. Nach ei-
ner OECD-Schätzung belaufen sich die jährlichen Ko-
sten der Luftverschmutzung auf ca. 3 bis 5 % unseres 
Bruttosozialproduktes, d. h. also allein für die Bundes-
republik auf 60 bis 100 Milliarden DM. Die Fraunho-
fer-Gesellschaft hat die sozialen Kosten des Energie-
verbrauchs in der Bundesrepbulik auf ca. 35 Milliar-
den DM geschätzt. 

Vergleichbare externe Kosten fallen bei den erneu-
erbaren Energien nicht an. Sie sind die einzigen Ener-
gieträger, die sich ohne gravierende Risiken und Ge-
fährdungen von Mensch und Umwelt in die natürli-

chen Kreisläufe integrieren lassen. Die Gesamtbela-
stung der Volkswirtschaft dürfte sich unter Berück-
sichtigung der externen Kosten damit nicht wesent-
lich ändern. Es findet allerdings eine Kostenverlage-
rung innerhalb der Volkswirtschaft statt. 

Die Ersetzung unserer jetzigen Energieträger durch 
solare Technologien ist volkswirtschaftlich aber auch 
insofern lohnend, als hierdurch zahlreiche neue Inno-
vationsfelder mit hoher Breitenwirkung eröffnet wer-
den. Die nötigen Kostensenkungen, um die Technolo-
gien der solaren Wasserstoffwirtschaft konkurrenzfä-
hig zu machen, erfordern, so das Gutachten, Basisin-
novationen, die auch in vielen anderen Bereichen der 
Wirtschaft genutzt werden können. Der verstärkt er-
forderliche Umgang mit komplexen Systemen dürfte 
zu einer Intensivierung von System- und Regeltechnik 
führen. Starke Energieeinsparungen im Verkehrsbe-
reich sind u. a. durch Reduzierung des Gewichts künf-
tiger Automobile und durch Einsatz neuer Kunststoffe 
möglich. Durch verbesserte Sensortechnik könnte die 
Steuerung der Verbrennung im Motorraum verbessert 
und durch Keramikmotoren könnten Wärmeverluste 
vermieden werden. 

Eine Energiepolitik, die auf die erneuerbaren Ener-
gien und auf Energieeinsparung setzt, hat mit Tech-
nologiefeindlichkeit also überhaupt nichts zu tun. Im 
Gegenteil, ihre Nutzung trägt zur Schaffung zahlrei-
cher Dauerarbeitsplätze im produzierenden und im 
Dienstleistungsgewerbe bei und birgt zugleich ein er-
hebliches innovatorisches Potential für die wissen-
schaftlichen Entwicklungen. 

Lassen Sie mich dennoch noch einmal auf die von 
den Gutachtern für nötig gehaltenen Steigerungen 
der Energiepreise zurückkommen, da die bloßen 
Teuerungsraten leicht zu Mißverständnissen und 
Fehleinschätzungen führen können. 

(Vorsitz : Präsidentin Dr. Rita Süssmuth) 

Wenn eine Verdoppelung oder gar eine Verachtfa-
chung des heutigen Preisniveaus für fossile Energie-
träger für nötig gehalten wird, so beinhaltet dies kei-
nesfalls, wie oft behauptet wird, eine entsprechende 
Steigerung der Benzin- und Strompreise. Zugrunde 
gelegt wurden zudem von den Gutachtern nicht die 
heutigen Verbrauchspreise, sondern die entsprechen-
den Preise ohne Steuern. Für die Verbraucherinnen 
und Verbraucher — dies ist sehr deutlich gewor-
den —, aber auch für die Volkswirtschaft insgesamt 
ergeben sich deutlich niedrigere Preisaufschläge. 

Bis zum Jahr 2005 ist demnach nicht mit einer Ver-
doppelung der Strompreise zu rechnen, sondern mit 
einer Erhöhung um ca. 30 bis 50 %. Die mittleren End-
energiekosten werden den Berechnungen der Gut-
achter zufolge bis zum Jahr 2050 auf das rund 3,4fa-
che der jetzigen Preise steigen, nicht aber um das 5-
bis 8fache. Berücksichtigt man zudem, daß die Auf-
baustrategien für die erneuerbaren Energien zu deut-
lichen Energieeinsparungen führen, so dürften die 
realen Gesamtausgaben bis zum Jahr 2005 um 33 % 
und bis zum Jahr 2050 um 80 % steigen. Bezieht man 
außerdem ein, daß in den gleichen Zeiträumen mit 
einem deutlichen Anstieg des Bruttosozialprodukts zu 
rechnen ist, so liegen die Belastungen durch Energie- 
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bereitstellung für die Volkswirtschaft etwa in der glei-
chen Größenordnung wie heute. 

Die mit einem Ausbau der regenerativen Energien 
verbundenen Mehrkosten sind also verkraftbar. Sie 
führen nicht zu einer wesentlichen Mehrbelastung 
— weder der Volkswirtschaft insgesamt noch der ein-
zelnen Verbraucherinnen und Verbraucher. Energie-
einsparung und die regenerativen Energiequellen 
können — dies zeigt die Studie deutlich — bis zur 
Mitte des kommenden Jahrhunderts die tragenden 
Säulen unserer Energieversorgung bilden. 

Eine umweltverträgliche und sichere Energiever-
sorgung stellt sich allerdings nicht automatisch durch 
bloßes Walten der Marktkräfte ein. Ohne lenkende 
Eingriffe, ohne ordnungspolitische und marktwirt-
schaftliche Signale des Staates werden sich die Ziele 
von Toronto, wird sich eine ökologisch verträgliche 
Energieversorgung nicht verwirklichen lassen. Die 
Studie enthält hierzu zahlreiche und wohldurch-
dachte Vorschläge und Handlungsempfehlungen, die 
ich hier nur summarisch streifen kann und die wir in 
den Ausschüssen sehr intensiv beraten müssen. 

Neben der deutlichen Anhebung der Energiepreise 
durch Steuern, Abgaben oder Zertifikate empfehlen 
die Gutachter vor allem deutliche Finanzhilfen zur 
Förderung von Energieeinsparmaßnahmen und zur 
Markteinführung erneuerbarer Energiequellen sowie 
eine deutliche und kontinuierliche Steigerung der 
Fördermittel für Forschung, Entwicklung und Demon-
stration neuer Techniken im Bereich der erneuerba-
ren Energien. 

Des weiteren schlagen sie Maßnahmen zur Verbes-
serung der energiewirtschaftlichen Rahmenbedin-
gungen für die Einspeisung von mit erneuerbaren 
Energien erzeugtem Strom in die öffentlichen Netze, 
schärfere Wärmeschutz- und Bauvorschriften, verän-
derte Tarifstrukturen, den Aufbau von Beratungsein-
richtungen sowie Maßnahmen im Ausbildungs- und 
Qualifikationsbereich vor. Die Gutachter unterstrei-
chen, daß die hier vorgeschlagenen energiepoliti-
schen Maßnahmen allein auf nationalstaatlicher 
Ebene nicht durchgesetzt werden können. Die Bun-
desrepublik muß hier eine Vorreiterrolle überneh-
men. Grundlegende Weichenstellungen wie die An-
hebung der Energiepreise bedürfen internationaler 
Abstimmung. 

Die Notwendigkeit internationaler Vereinbarungen 
darf jedoch nicht als Ausrede herhalten, um eigene 
Initiativen und Maßnahmen zu unterlassen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Im Gegenteil: Die Entscheidung für eine umweltver-
trägliche Umgestaltung unseres Energiesystems dul-
det keinen weiteren Aufschub. Die Aussagen und 
Handlungsempfehlungen der Studie verdienen des-
halb eine sorgfältige Diskussion in den betroffenen 
Fachausschüssen. 

Lassen Sie uns die Empfehlungen und Annahmen 
der Gutachter vorurteilsfrei und sachlich prüfen und  

ergreifen wir die ersten Schritte zur Durchsetzung er-
neuerbarer Energien. 

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/ 
GRÜNE sowie bei Abgeordneten der CDU/ 

CSU und der PDS/Linke Liste) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Das Wort hat der 
Abgeordnete Herr Martin Grüner. 

Martin Grüner (FDP): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen! Meine Herren! Wenn ich hier als 
Mitglied des Finanzausschusses das Wo rt  ergreife, 
möchte ich damit ein Zeichen dafür setzen, daß es 
entscheidend darauf ankommen wird, auch politisch 
interdisziplinär zusammenzuarbeiten, wie das für die 
Technikfolgenabschätzung zu Recht gefordert wird. 
Wir müssen uns darüber im klaren sein, wie wichtig es 
ist, daß sich alle Ausschüsse des Deutschen Bundesta-
ges, die auf diese Dinge Einfluß haben, den Aufgaben 
stellen, die in den Handlungsempfehlungen ange-
sprochen worden sind. Ich will mich speziell dem Be-
reich Energie und Umwelt zuwenden. Es versteht sich 
deshalb von selbst, wenn ich für die Frak tion der FDP 
beantrage, diesen Be richt auch dem Umweltausschuß 
zuzuleiten — er ist in der Tagesordnung nicht aufge-
führt — , der in der veränderten Bewußtseinsbildung 
im politischen Raum eine Schlüsselrolle hat. 

Ich meine auch, Herr Kollege Paterna, daß es selbst-
verständlich ist, daß ein Ausschuß Minderheitenanre-
gungen aufgreift. Was hätte Technologiefolgenab-
schätzung für einen Sinn, wenn nicht Voten der Min-
derheiten ausreichend berücksichtigt würden? Die 
bevorstehende Beratung der Geschäftsordnung wird 
dazu Anlaß geben. 

Ich finde es außerordentlich wich tig, daß in den 
Handlungsempfehlungen die Lenkung über den 
Preis im Bereich Energie und Umwelt in den Mittel-
punkt gestellt worden ist. Drei Instrumente sind ge-
nannt worden: Steuern, Abgaben und Zertifikate. Ich 
will gar keinen Hehl daraus machen, daß aus meiner 
Sicht international aussichtsreich allein die Steuern 
sind, und nur international läßt sich das Problem tat-
sächlich lösen. Die Abgabe hat den gewaltigen Nach-
teil, daß sie nach unserem System gleichzeitig die 
Verwendung der abgeschöpften Mittel für einen an-
deren Zweck beinhaltet, d. h. eine Erhöhung der 
Steuerlastquote und der Staatsquote bedeutet. Die 
Zertifikate sind noch nirgends in der Welt praktiziert 
worden. Sie sind extrem kompliziert. Das einfachste 
und mit den geringsten Kosten verbundene System 
sind die Steuern. Etwa die Energieverbrauchsteuern 
sind auch sehr einfach zu erheben und zu kontrollie-
ren. Bei so gewaltigen Verteuerungen, wie sie nötig 
sein werden, wenn entsprechende Energieeinsparun-
gen und eine mittelbare Förderung erneuerbarer 
Energien erreicht werden sollen, wird es entschei-
dend darauf ankommen, den Weg zu gehen, der für 
die Wirtschaft und für die Bevölkerung am erträglich-
sten ist. 

Dabei unterstreiche ich, was hier gesagt worden ist: 
daß eine solche erzwungene Strukturveränderung 
durch Veränderung staatlicher Rahmenbedingungen 
auf internationaler Ebene durchaus nicht zu einem 
Wachstumsverlust führen muß, sondern daß Struktur- 



1148 	Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode — 18. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 21. März 1991 

Martin Grüner 

veränderungen auch neue Wachstumsfelder erschlie-
ßen. Das müssen wir auch an die Adresse der Ameri-
kaner sagen, die auf diesem Felde zögern, weil sie 
Arbeitsplatzverluste befürchten, die mit einer Ener-
gieverbrauchsteuererhöhung verbunden sind. 

(Walther [SPD]: Aber es muß ja nicht stim

-

men, wenn sie das sagen!) 

Wir sollten uns auch nicht darüber hinwegtäuschen, 
daß alle Strukturveränderungen für die, die sie tref-
fen, außerordentlich einschneidend sind und daß der, 
der seinen Arbeitsplatz verliert, nicht dadurch getrö-
stet ist, daß man ihm sagt, an anderer Stelle sei für 
einen anderen ein neuer Arbeitsplatz entstanden. 

Es kommt also entscheidend darauf an, daß es uns in 
dieser Legislaturperiode gelingt — auch im Blick auf 
die bevorstehende internationale Klimakonferenz —, 
politischen Konsens über das herzustellen, was wir 
nun zu tun haben, und zwar aus Vorsorgegründen 
und im Wissen darum zu tun haben, daß gehandelt 
werden muß, auch wenn heute noch nicht alle Aus-
wirkungen in den verschiedenen Bereichen absehbar 
sind. Wir müssen dieses politische Handeln innerhalb 
des Deutschen Bundestages durchsetzen und dann 
zusehen, daß wir ein international tragbares Konzept 
— zunächst einmal innerhalb der Europäischen Ge-
meinschaft — für eine gezielte allmähliche, aber 
nachhaltige Verteuerung der Energieverbrauchs

-

preise erreichen. Allmählich sollte das deshalb sein, 
damit sich die volkswirtschaftlichen Verluste in Gren-
zen halten. Abrupte Strukturveränderungen sind be-
sonders einschneidend; allmähliche, regelmäßige 
sind sehr viel leichter erträglich. 

Aber wir sollten uns, wenn dieser Weg gemeinsam 
gegangen werden könnte, auch keine Illusionen dar-
über machen, welche Schwierigkeiten in der interna-
tionalen Abstimmung liegen. Ich mache darauf auf-
merksam, daß die Lieferanten von fossiler Energie, 
wenn eine internationale Strategie zu einer drasti-
schen Reduktion des Verbrauchs von fossiler Energie 
führen sollte, mit in dieses Boot internationaler Abma-
chungen gebeten werden müssen und daß hier inter-
national ganz besonders große Schwierigkeiten zu er-
warten sind, wenn wir etwa an die Kohlelieferländer 
denken — ich will nicht von den Erdgaslieferanten 
und von den Öllieferanten sprechen, die ja sehr, sehr 
einschneidend in ihrer Entwicklung betroffen wer-
den. Wenn es gelingt, wirklich drastische Reduktio-
nen des Energieverbrauchs herkömmlicher Art zu er-
reichen, die wir alle wollen, und wenn es nicht gleich-
zeitig gelingt, andere, erneuerbare Energien, die 
nichtfossiler Art sind, an unserem Verbrauch stärker 
zu beteiligen, dann, meine ich, daß „interdisziplinär" 
auch heißt, daß wir diese internationalen Auswirkun-
gen einer solchen Strategie deutlich ansprechen müs-
sen und uns keine Illusionen machen dürfen, vor wel-
chen Schwierigkeiten ein internationales Abkommen 
in einem solchen Felde stehen wird. 

Wenn wir es aber in diesem Bewußtsein angreifen 
und nicht meinen, das, was hier national zu diskutie-
ren ist — das gewaltige Programm der Bundesregie-
rung, eine CO2-Reduktion um 25 % bis zum Jahre 
2005 für die Bundesrepublik zu erreichen, würde 
schon die entscheidende Grundlage abgeben — , sei 
ausreichend, kann dieser Be richt in seiner Abgewo-

genheit, in seiner sehr klaren Darstellung der Vor-
und Nachteile der verschiedenen Handlungsfelder 
eine wirkliche Hilfe und erneut ein Beweis dafür sein, 
wie außerordentlich wichtig Technologiefolgen-
abschätzung und darauf aufbauende Handlungsemp-
fehlungen sind. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Das Wort hat die 
Abgeordnete Frau B rigitte Baumeister. 

Brigitte Baumeister (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Herr Kol-
lege Paterna wies darauf hin: Die „Wirtschaftswoche" 
vom vergangenen Freitag macht das „Sicherheitsri-
siko Computer" zu ihrer Titelstory. Schon jetzt ist of-
fensichtlich, wie abhängig unsere Gesellschaft von 
der Informationstechnologie ist. Wir alle wissen, wel-
che Katastrophen fehlerhaft programmierte oder 
falsch angewandte Computer verursachen könnten 
und in der Vergangenheit auch schon verursacht ha-
ben. Es gehört nicht viel Phantasie dazu, sich auszu-
malen, welche Gefahren von einer vernetzten, sich 
verselbständigenden Informationstechnologie ausge-
hen. 

Der vorliegende Be richt der Enquete-Kommission 
über Chancen und Risiken des Einsatzes von Exper-
tensystemen geht den Fragen nach, die sich vor dem 
Hintergrund bezüglich Systemen der sogenannten 
künstlichen Intelligenz stellen. Er geht noch weiter, 
zeigt Handlungsfelder und stellt Leitlinien für die 
Bundespolitik auf. 

Expertensysteme, über die wir hier sprechen, sind 
nichts anderes als komplexe Softwareprodukte, die 
das Ziel haben, Expertenwissen zu konservieren, es 
zu aktualisieren und unabhängig von der Anwesen-
heit des oder der Experten zur Nutzung zur Verfü-
gung zu stellen. Dabei soll das System dem Nutzer zu 
seinen Kenntnissen zusätzliche Gesichtspunkte lie-
fern und ihm helfen, seine Entscheidungen kritisch zu 
hinterfragen. Es handelt sich dabei um Systeme, die in 
erster Linie den Anwender unterstützen, nicht aber 
den Fachmann ersetzen. Bisher gibt es nur vereinzelt 
Anwendungen von Expertensystemen. Die Forschung 
steht hier noch vor einem weiten Betätigungsfeld und 
braucht unbedingt Spielraum. Viele Feststellungen 
und Handlungsoptionen des Berichts gehen jedoch 
über den Bereich der Expertensysteme weit hinaus 
und beziehen sich auf das gesamte Feld der Informa-
tions- und Kommunikationstechnologien. 

Ich stelle nicht in Frage, daß der vorliegende Be richt 
das Ergebnis einer eingehenden Beratung und das 
Produkt fleißiger, sachorientierter Arbeit ist. Dennoch 
sind mir bei der Lektüre einige Schwachpunkte auf-
gefallen, die ich Ihnen, so meine ich, nicht vorenthal-
ten darf: 

Wenn wir auf Seite 61 lesen, daß überall dort, wo 
denkbare Fehlentscheidungen von wissensbasierten 
Systemen zu Schäden führen können, die auf eine 
Verletzung von verfassungsmäßigen Grundrechten 
oder anderer wichtiger Werte der Gesellschaft hinaus-
laufen, sich die Möglichkeit eines Moratoriums für die 
Entwicklung und Anwendung dera rtiger Systeme 
bietet, dann ist das doch, so meine ich, schlichtweg 
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widersinnig; denn denkbar sind Fehlentscheidungen 
immer, auch bei der Anwendung von Expertensyste-
men. 

Das Gefährdungspotential der Informations- und 
Kommunikationstechniken wird oft mit dem der Kern-
energie oder der Gentechnologie verglichen, und 
zwar manchmal aus Unkenntnis des Sachverhalts, 
meist aus ideologischen Gründen. In keiner Weise ist 
dieser Vergleich zulässig. Er versperrt nur den sachli-
chen Problemzugang durch emo tionale Aufladung. 

Der Intention des Berichts, Leitlinien zur Regelung 
der Expertensysteme zu initiieren, stimme ich grund-
sätzlich zu; doch ist in jedem einzelnen Punkt kritisch 
zu fragen, ob Restriktionen wirklich dem jeweiligen 
Ziel dienen oder ob sie darüber hinausgehen. Keines-
falls darf es — wie schon so oft — wieder so weit kom-
men, daß wir uns vor lauter Skrupeln und vermeintlich 
notwendigen Einschränkungen im internationalen 
Wettbewerb selbst auf die hinteren Ränge zurückwer-
fen. 

(Paterna [SPD]: Können Sie dafür mal ein 
Beispiel nennen? Nennen Sie mal ein Bei

-

spiel!)  

— Mikroelektronik! 

(Paterna [SPD]: Wer hat denn da wohl Skru

-

pel gehabt?) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Abgeordneter, 
möchten Sie eine Zwischenfrage stellen? 

Brigitte Baumeister (CDU/CSU): Hierin sehe ich 
eine große Gefahr, die der Be richt nicht ausreichend 
in Rechnung stellt. 

Eindeutiger muß unterschieden werden zwischen 
der Entwicklung von Software-Produkten einerseits 
und dem Einsatz und damit dem möglichen Miß-
brauch andererseits. Was aus einem begonnenen Pro-
jekt gemacht und wie es mißbraucht werden kann, 
läßt sich in der Regel nicht in allen Einzelheiten vor-
hersehen. Doch deshalb eine Entwicklung gar nicht 
erst weiterzuführen widerspräche der menschlichen 
Natur und aller Vernunft. 

Ein wichtiger Gesichtspunkt, der in der Vorlage 
ausführlich behandelt wird, ist die Mitbestimmung. 
Angesichts der Tatsache, daß in keinem anderen Mit-
gliedsland der EG die Mitbestimmungsrechte der Ar-
beitnehmervertretungen so weit gehen wie in der 
Bundesrepublik, ist die Forderung nach einer Auswei-
tung der Mitbestimmungsrechte besonders kritisch zu 
hinterfragen. 

Die Überprüfung der derzeitigen Regelung zeigt, 
daß wirklich kein Grund vorliegt, wegen der Entwick-
lung, der Einführung oder der Anwendung von Exper-
tensystemen neue Mitbestimmungsrechte für Be-
triebsräte und Personalräte einzuführen oder gar be-
stehende Mitbestimmungsrechte auszuweiten. Eher 
ist die Forderung nach einer EG-weiten Harmonisie-
rung der Mitbestimmungsrechte zu erheben. Bevor 
dies nicht gelingt, besteht wenig Anlaß, Experten-
systeme als Begründung dafür zu verwenden, nun  

völlig neue Mitbestimmungsrechte nur hier in 
Deutschland einzuführen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dies sollte im Hinblick auf den bevorstehenden euro-
päischen Binnenmarkt sehr genau bedacht werden. 

Wenn es den Gewerkschaften nur darum geht, ih-
ren Einfluß in den Betrieben zu stärken, dann ist das 
sehr genau zu prüfen. Die Gewerkschaften sind mit 
ihren eigenen Unternehmen skandalös gescheitert 
und haben dort auch nicht die Chance wahrgenom-
men, einmal beispielhaft erweiterte Arbeitnehmer-
rechte zu realisieren. Trotzdem meinen sie, ihren Ein-
fluß auf andere Unternehmen ausdehnen zu müssen. 
Sie setzen damit die Innovationsfähigkeit der Unter-
nehmen und so auch die Wettbewerbsfähigkeit der 
deutschen Indust rie in gefährlicher Weise aufs 
Spiel. 

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion ist im übrigen 
der Auffassung, daß Technikfolgenabschätzung nicht 
Technikverhinderungsstrategie sein darf. Die Teil-
nahme der deutschen Unternehmen am informations-
technischen Fortschritt ist unverzichtbar für die Wett-
bewerbsfähigkeit der Unternehmen und für die Si-
cherheit der Arbeitsplätze. Nur wettbewerbsfähige 
Unternehmen können Arbeitsplätze langfristig si-
chern und neue aufbauen. Leider haben wir am Bei-
spiel der Indust rie im Gebiet der ehemaligen DDR 
erfahren müssen, was aus Bet rieben und Arbeitsplät-
zen wird, wenn aus ideologischen Gründen For-
schung und Entwicklung gehemmt und mode rne 
Technologien nicht eingesetzt werden. 

Wir sollten auch nicht darauf verzichten, bei der 
Kriminalitätsbekämpfung Expertensysteme anzu-
wenden. Ohnehin hat die organisierte Kriminalität in 
der Regel einen technischen Vorsprung vor der Poli-
zei. Den Einsatz von Expertensystemen, die die Polizei 
bei der Erkennung potentieller Verbrecher unterstüt-
zen, befürworte ich nachdrücklich. 

(Zuruf von der SPD) 

Wir sind — ob wir es wollen oder nicht — in einer 
Welt, in der die Verantwortung des Menschen, der 
Entscheidungen zu treffen hat, nicht durch Morato-
rien oder gesinnungsethische Einschränkungen er-
setzt werden kann. Wir sind im Gegenteil verpflichtet, 
die Chance zu erkennen und sie in realisierten Fo rt

-schritt umzusetzen. Dies gilt auch für den Einsatz der 
Informationstechnologien und speziell der Experten-
systeme. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächster hat das 
Wort der Abgeordnete Josef Vosen. 

Josef Vosen (SPD): Frau Präsidentin! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Wir haben ja jetzt gehört — das 
war, muß ich sagen, wirklich sehr sachkundig 

(Paterna [SPD]: Mit Ausnahme des letzten 
Beitrags! — Dr. B riefs [PDS/Linke Liste]: Sie 

meinen aber nicht den letzten Beitrag!) 



1150 	Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode — 18. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 21. März 1991 

Josef Vosen 
und eigentlich auch nicht sonderlich strittig — , was in 
der Wasserstoffwirtschaft los ist, wie die Bedingungen 
und Aufbaustrategien sind und was sich im Bereich 
der Expertensysteme anbietet. Das alles läuft unter 
„Technikfolgenabschätzung" und ist, so muß ich zu-
geben, schwer zu verstehen. Ich will aber einmal ver-
suchen, etwas klarzumachen, nämlich, daß die Tech-
nikfolgenabschätzung, so schwer sie zu verstehen ist, 
dringend nötig ist. 

(Dr. Voigt [Northeim] [CDU/CSU]: Ist doch 
gar nicht so schwer!) 

Ich will dazu ein Beispiel aus jüngster Zeit bringen — 
heute überall nachzulesen — : Technik des schnellen 
Brüters. 

(Dr. Voigt [Northeim] [CDU/CSU]: Wer hat 
denn den Schnellen Brüter angefangen?) 

Weil wir das seinerzeit nicht richtig bewe rtet haben 
— wir Sozialdemokraten auch nicht —, haben wir alle 
gemeinsam 8 Milliarden in den Sand gesetzt — 8 Mil-
liarden! 

(Dr. Voigt [Northeim] [CDU/CSU]: Nur die, 
die ihn verhindern!) 

—Ihr seid doch froh darüber, daß der weg ist. Ich kann 
auch einmal zitieren, was der Riesenhuber gesagt hat. 
Ich habe da nämlich so eine Sch rift des Forschungs-
ministers aus dem Jahre 1980 — Herr Staatssekretär, 
die möchte ich Ihnen übrigens empfehlen; dann 
wissen Sie, was der meint; Sie können das nach-
lesen —, 

(Zuruf von der Regierungsbank: Das ist sehr 
gut!)  

in der er die Bewe rtung von Technik für sehr wichtig 
befindet und in der er dann auch sagt, unter anderem 
der Schnelle Brüter müsse so bewe rtet werden; dann 
wäre uns das eine oder andere nicht passiert. Das hat 
er 1980 gesagt, und von 1982 an hat er den Schnellen 
Brüter weitergebaut, hat noch einmal 3 Milliarden in 
den Sand gesetzt. 

Ich wollte damit nur sagen: Das sind Milliarden! 
Wenn man das richtig bewertet hätte, dann hätten wir 
uns das eine oder andere, volkswirtschaftlich, steuer-
lich gesehen, ersparen können. 

Es gibt noch mehr solcher Projekte — ich will das 
sagen, so kompliziert das auch ist — , z. B. die Luft- 
und Raumfahrt. Dagegen ist der Schnelle Brüter ein 
ganz kleiner Hirsch. Da geht es nämlich nicht um 
8 Milliarden, sondern da geht es um knapp 30 Mil li

-arden in den nächsten 10 Jahren, 

(Dr. Voigt [Northeim] [CDU/CSU]: Der kann 
auch nicht fliegen, der Schnelle Brüter!) 

wobei Sie ja jetzt schon auf 21 Mil liarden abgespeckt 
haben; Sie haben eingesehen, daß Sie 9 Mil liarden 
nicht zusammenkriegen. Aber 21 Milliarden sind es! 

Wer kann beurteilen, ob dieses Gerät „Hermes" 
nun richtig vernünftig fliegt und ob man es brauchen 
kann? Die Franzosen wissen, daß sie es brauchen, und 
wir sollen es bezahlen. Das gleiche gilt natürlich auch 
für Columbus. Die Ame rikaner sagen: Bei unserer 
Weltraumstation sollen die Deutschen mal schön an-
bauen, so für 6 Milliarden. — Alles Pi mal Daumen, 
und ob das Zeug zu was taugt, na ja, wer weiß das  

schon? Aber wir sind ja gute Freunde, sowohl von 
Amerika als auch von Frankreich, und weshalb sollen 
wir dann nicht ein bißchen helfen? 

(Zuruf des Abg. Timm [FDP]) 

— Ob das aber sinnvoll ist, Herr Timm, das ist die 
Frage. 

Da gibt es aber noch mehr so Geräte, Herr Timm, 
und darüber reden wir auch. Da ist z. B. der Transra-
pid. Der fährt da oben in Norddeutschland auf so einer 
Versuchsstrecke durch die Gegend. Das Gerät hat ja 
auch knapp 2 Mil liarden — so Pi mal Daumen — 
gekostet, und jetzt werden wir es vermutlich wieder 
stillegen. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

— Nein? Wollen wir mal abwarten! 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wir fahren! — Dr. 
Voigt [Northeim] [CDU/CSU]: Ich lade Sie 

ein! Wir fahren mal damit!) 

Keiner von uns ist doch wirklich in der Lage, klar zu 
sagen: Diese Technik und ihre Folgen können wir 
richtig bewerten. 

Ich will nur sagen: Das sind Sachen, bei denen wir 
uns wirklich fragen müssen, ob wir Technikfolgenab-
schätzung und -bewertung nicht ein bißchen ernster 
unter die Lupe nehmen und ob wir diesem Thema 
nicht etwas mehr Raum einräumen müssen, als wir es 
bisher tun. 

Was jetzt passiert ist, ist, so möchte ich einmal sa-
gen, das Anbringen eines Feigenblatts, um die Nackt-
heit in Sachen Technikfolgenabschätzung zu bedek-
ken. Also, diese Aufgabe soll jetzt der Ausschuß für 
Forschung und Technologie übernehmen, mit einer 
kleinen Untergruppe und einem Büro, besetzt mit ein 
paar Männeken, guten Professoren. Ich habe nichts 
dagegen. 

(Fischer [Homburg] [SPD]: Nichts gegen Pro
-fessoren!) 

Aber im Verhältnis zu den Summen, die wir für Tech-
nik aufwenden, deren Folgen wir bis zum heutigen 
Tag nicht beurteilen können, ist das mehr oder weni-
ger ein Witz. Das bedaure ich, und daran ist diese 
Regierung schuld. 

Der heutige Forschungsminister hat 1980 — ich zi-
tiere, Frau Präsidentin, mit Ihrer Genehmigung — ge-
sagt: 

Seit drei Legislaturperioden 

— 1980 hat er es gesagt, also vor 12 Jahren — 

versucht die Union, ein Instrument zur Technik-
folgenabschätzung beim deutschen Bundestag 
zu schaffen, das ein Minimum an fachlicher Bera-
tung sichert, das technische Sachverhalte zu poli-
tischen Entscheidungsalternativen in einer allge-
meinverständlichen Form aufarbeitet. 

Das hat Riesenhuber 1980 gesagt. Acht Jahre ist er 
Minister, und noch immer ist nichts da. Also, Sie se-
hen, der Unterschied zwischen dem, was er fordert, 
und dem, was er tut, ist groß. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Nicht so groß wie 
bei der SPD!) 
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Ich kann also nur hoffen, meine Damen und Herren, 
daß Sie sich dem Thema Technikfolgenabschätzung 
ein bißchen ernster widmen. Allerdings muß ich fest-
stellen, daß heute Ihr Obmann im Ausschuß, Ch ristian 
Lenzer, nicht da ist, 

(Dr. Voigt [Northeim] [CDU/CSU]: Wo ist 
denn der Vorsitzende des Ausschusses?) 

daß die ganze Führungs-Crème der Union fehlt. Ich 
begrüße aber, daß die FDP sehr gut vertreten ist. Auch 
der Staatssekretär des Forschungsministeriums, der 
neu ist, ist heute anwesend. Ich begrüße auch Sie, 
Herr Neumann. Jedoch, die alten Hasen fehlen heute. 
Dafür haben wir bei Ihnen zwei Jungfernreden ge-
hört. Ich beglückwünsche die beiden neuen Kollegen 
dazu; war nicht schlecht. 

(Heiterkeit) 

Aber, meine Damen und Herren, ich denke, daß die 
Union nicht das Fingerspitzengefühl hat, sich dieser 
Problematik in einer vernünftigen Art und Weise zu 
widmen. Technikfolgenabschätzung ist kein Schnick-
schnack, sondern eine sehr, sehr ernste Sache, weil es 
in Wirklichkeit um Milliarden und Abermilliarden 
geht. 

Ich weiß, daß in diesem Bundestag viele Kollegin-
nen und Kollegen sitzen, die diese schwierigen Sach-
verhalte nicht richtig abschätzen können. Ich muß 
Ihnen ehrlich sagen: Das gilt auch für mich persönlich, 
obwohl ich mich dieser Problematik seit zehn Jahren 
widme. Wenn Sie neue Systeme haben, dann ist es 
äußerst schwierig, diese zu bewerten, besonders 
dann, wenn wir Experten haben — Professoren, Wis-
senschaftler und andere Fachleute —, die uns mit fünf 
Auskünften jeweils zehn verschiedene Meinungen 
vorlegen. Wir als Politiker sind dann gezwungen, die 
jeweils richtige herauszufinden. 

Ich weiß auch, wie groß die Lobby in diesem unse-
rem Lande ist, die daran interessiert ist, daß man das 
eine oder andere System nimmt, weil es nämlich ihres 
ist, an dem sie Geld verdient, viel Geld verdient. Diese 
Lobby wendet sehr viel Sachverstand auf, um uns 
diese Systeme schmackhaft zu machen. 

Der Deutsche Bundestag braucht also neutrale Gut-
achter, nicht diejenigen, die uns von denen serviert 
werden, die daran verdienen wollen und die ein dar-
über hinausgehendes Interesse daran haben. Wir 
brauchen demnach unabhängigen, freien Sachver-
stand, 

(Timm [FDP]: Den gibt es gar nicht! — 
Dr.  Voigt [Northeim] [CDU/CSU]: Gibt es 

das?) 

der uns als Parlament hilft, die Regierung zu kontrol-
lieren. Das ist doch die Aufgabe dieses Parlaments. 
Das Parlament muß die Mittel zur Verfügung stellen, 
um solche Projekte zu finanzieren, und tut es oft wie 
ein Blinder, der mit einem langen Stock im Heuhaufen 
herumstochert und dann vielleicht hier und da — aber 
meist ist das nicht so — etwas findet. Das ist die Situa-
tion, und die Bundesregierung müßte hier mehr tun 
als bisher. 

Man kann das an so einfachen Titeln wie denen, die 
wir heute behandelt haben, z. B. dem Thema Wasser-
stoffwirtschaft, das sehr kompliziert ist und das viele  

ebenfalls nicht verstehen, nicht so abfragen. Aber es 
geht auch um — dies hat meine Kollegin Bulmahn 
vorgetragen — Energieversorgungssysteme der Zu-
kunft, die uns alle ökologisch und ökonomisch in ei-
nem erheblichen Ausmaß betreffen. 

Den Beitrag des Vorredners der FDP, bei dem ich 
aufmerksam zugehört habe, fand ich sehr gut, er hat 
mich sehr beeindruckt. Ich meine insbesondere die 
Ausführung zur Ökonomie. Wenn wir die Preise für 
fossile Energien mit denen für nachwachsende oder 
für Solarenergie vergleichen, dann stellen wir fest, 
daß sie zur Zeit noch immer hoffnungslos unterlegen 
sind. Wenn man da etwas tun will, dann ist die in dem 
Redebeitrag zum Ausdruck kommende Linie — dafür 
bedanke ich mich — die richtige, die man aufzeigen 
muß. Die Folgekosten der Nutzung fossiler Energien 
und im übrigen auch der Kernenergie sind heute kei-
nem von uns recht geläufig. Die Folgekosten in der 
Ökologie, die Folgekosten für die Entsorgung und die 
Folgekosten von Tschernobyl lassen sich kaum rech-
nen. Deswegen spielen die Preise für fossile Energien 
bei der Einführung neuer Energieformen eine wich-
tige Rolle. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Das Wort hat jetzt 
der Abgeordnete Dietrich Mahlo. 

Dr. Dietrich Mahlo (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Die Tatsache, daß es nicht 
ganz einfach ist, als vierter Redner diesen langwieri-
gen Berichten einigen politischen Sex-Appeal abzu-
gewinnen, 

(Zurufe von der SPD) 

können Sie daran ermessen, daß mein Vorredner ei-
nen Ausflug ins Allgemeine gemacht hat. Dafür habe 
ich ein gewisses Verständnis. Aber es ist vielleicht 
richtig, wenn man sich auf Ausführungen zu einem 
der beiden Berichte beschränkt, was ich tun 
möchte. 

Es gibt in Deutschland mehr Institutionen, die sich 
mit der Erforschung der Vergangenheit beschäftigen, 
als solche, die sich der Gegenwart widmen. Die Ver-
gangenheit ist für meine Begriffe vielleicht intellektu-
ell spannender. Goethe sagte: „Neues freut mich 
nicht". Aber die Zukunft ist wichtiger. Technikfolgen-
abschätzung ist ein Stück Zukunftsforschung. An ih-
rer Erforderlichkeit hat hier niemand gezweifelt. 

Ich habe den Eindruck, daß in den Vorreden nicht 
recht zum Ausdruck kam — jedenfalls was den Be-
richt über Chancen und Risiken des Einsatzes von 
Expertensystemen angeht — , in welch geringem Maß 
Expertensysteme überhaupt existieren. Wenn man 
die Ergebnisse zusammenfaßt, dann sagt der Be richt 
folgendes aus. 

Erstens. Die Produktion von Expertensystemen im 
Sinne einer über die Möglichkeiten der EDV hinaus-
gehenden sogenannten künstlichen Intelligenz ist bis-
her nur in einer eher rudimentären Form überhaupt 
geglückt. 
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Zweitens. Sogenannte Wissensakquisition ist nur in 
ganz engen Bereichen möglich, vorzugsweise im Be-
reich theoretischen und formalen Wissens, im Bereich 
von Berechnungen und streng logischen Schlußfolge-
rungen. 

Drittens. Der computermäßige Einsatz von soge-
nanntem Erfahrungswissen, sogenanntem Alltags-
wissen und sogenanntem Problemlösungswissen ist 
überhaupt noch nicht geglückt. 

Viertens. Die prinzipielle Machbarkeit von Maschi-
nen, die sich strukturell dem Gehirn irgendwie annä-
hern könnten, sogenannte Neuronen-Rechner, steht 
nicht fest, ist keineswegs gesichert. 

Angesichts dieser Tatsachen sind einige der Vor-
schläge meiner Vorredner dafür, was man alles mit 
diesen Expertensystemen machen soll, wen man da-
vor warnen muß und wo man sie weiter untersuchen 
sollte, etwas Zukunftsmusik. Da Expertensysteme so 
gut wie noch nicht existieren, ist auch ihre Verbrei-
tung nicht fortgeschritten. Da ihre Verbreitung nicht 
fortgeschritten ist, sind weder ihre Chancen noch ihre 
Risiken besonders aktuell. Sie können allerdings ten-
denziell dazu beitragen, möglicherweise eines Tages 
Fachwissen breit und schnell verfügbar zu machen, 
menschliche Fehler zu reduzieren, Routinetätigkeiten 
abzubauen usw. Es gibt auch ein paar Gefahren, die 
tendenziell, theoretisch existent sind. Sie haben alle 
noch keine akute Bedeutung. 

Wie sind nun die Ergebnisse dieses Berichts zu be-
werten? — In gewisser Weise läßt sich sagen, daß die 
Enquete-Kommission einen Beitrag dazu geleistet 
hat, den Beg riff Expertensystem zu entmystifizieren. 
Der Begriff Künstliche Intelligenz, mit dem mehr ein 
hoffnungsvolles Ziel als ein Faktum bezeichnet wird, 
hatte vielleicht einen Optimismus ausgelöst, der zur 
Zeit noch nicht als realistisch bezeichnet werden 
kann. Die Bezeichnung verspricht mehr, als heutige 
Realisierungsversuche halten können. Expertensy-
steme sind bis jetzt weniger Denkmaschinen als 
Sprachmaschinen. Die Bemühungen um die Fortent-
wicklung von Expertensystemen stagnieren in einem 
gewissen Grade, was nicht heißt, daß sie nicht aus der 
Sackgasse herausfinden werden. Die Geschichte lehrt 
uns, daß der technische Fortschritt weitergeht. 

Was den hier erörterten Bericht selbst bet rifft, so 
darf ich auch meinerseits Dankbarkeit gegenüber den 
Mitarbeitern zum Ausdruck bringen, die das nur nach 
Kilos zu bemessende Mate rial immer wieder gesich-
tet, bewältigt und verarbeitet haben. 

Gleichwohl muß man selbstkritisch sagen, daß un-
ser Be richt Längen hat. Eine Straffung auf die Hälfte 
hätte ihn leserlicher und in gewissem Maße auch ehr-
licher gemacht, weil das seinen im Grunde genom-
men harmlosen Aussagen besser entsprochen hätte. 

Ein Gedanke wird nicht dadurch ergiebiger, daß 
man ihn in fünf Spiegelstriche unterteilt; eine Aussage 
wird nicht dadurch weniger t rivial, daß man sie ein-
rahmt; nicht jede kleine Nachdenklichkeit ist bereits 
der Ablauf eines TA-Prozesses. Die eine oder andere 
Passage unseres Berichts — ich möchte auch sagen: 
die eine oder andere Stunde der Diskussionen, denen 
ich beigewohnt habe — hatte so den Aussagegehalt: 
Wesentlich ist nicht unwesentlich. Der Wortreichtum  

und die Sprachüberhöhung, zu denen die Beschäfti-
gung mit dem Thema offenbar verführen, hat an eini-
gen Stellen, und zwar gerade an denen ausgesetzt, wo 
umgekehrt an eine gewisse Vertiefung vielleicht gut-
getan hätte, nämlich etwa im Grenzbereich zwischen 
Daten und Informationen, Wissensverarbeitung und 
Regelanwendung, Denken und Erkennen, überhaupt 
in dem Bereich, in dem die funktionale Struktur des 
Gehirns in Beziehung zur Konstruktion eines Exper-
tensystems gesetzt wird. 

Aber das ist nicht das Entscheidende. Die Enquete
-

Kommission hat, auch wenn die Ergebnisse nicht auf-
sehenerregend sind, ihre Aufgabe gut erfüllt. Sie hat 
den Sachverhalt geklärt, Möglichkeiten und Gefah-
ren dargestellt und für weiteres parlamentarisches 
Handeln oder, was ich im Moment besser finde, Ab-
warten eine Grundlage gelegt. Insofern war das ganze 
Unternehmen zwar langwierig und auch verhältnis-
mäßig teuer, aber jedenfalls nicht umsonst. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD und des Bündnis

-

ses 90/GRÜNE) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Meine Damen und 
Herren, ich schließe die Aussprache. 

Der Ältestenrat schlägt Überweisung der Vorlagen 
auf den Drucksachen 11/7990 und 11/7993 an die in 
der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vor. Die 
Drucksache 11/7990 soll zusätzlich auch an den Ver-
teidigungsausschuß überwiesen werden. 

(Dr. Voigt [Northeim] [CDU/CSU]: Und an 
den Umweltausschuß!) 

— Ich ergänze: Die Drucksache 11/7990 soll zusätzlich 
an den Umweltausschuß und an den Verteidigungs-
ausschuß überwiesen werden. Sind Sie damit einver-
standen? — Das ist der Fall. Dann wird das so gesche-
hen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 8 auf: 

Beratung der Unterrichtung durch die Bundes-
regierung Bericht „Hochschulpolitische Ziel-
setzungen" 
— Drucksache 11/8506 — 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Bildung und Wissenschaft (federführend) 
Innenausschuß 
Verteidigungsausschuß 
Auschuß für Forschung, Technologie und Technikfolgenab-
schätzung 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat ist für die 
Beratung eine Stunde vorgesehen. Dazu sehe ich kei-
nen Widerspruch. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Professor Ursula Lehr. 

Dr. Ursula Lehr (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! „Wissenschaft und For-
schung bilden auch im vereinten Deutschland wich-
tige Grundlagen für Staat und Gesellschaft." — So 
steht es in Artikel 38 des Einigungsvertrages. 

Die Herstellung der Einheit in Wissenschaft und 
Forschung ist eine große, gewiß nicht immer leichte 
Aufgabe. Es gilt für die knapp 300 Hochschulen und 
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die ca. 1,7 Millionen Studierenden im gesamten Bun-
desgebiet Rahmenbedingungen zu schaffen, die eine 
qualitativ hochstehende Ausbildung, Förderung des 
wissenschaftlichen Nachwuchses und effiziente 
Hochschulforschung ermöglichen. 

Hochschulpolitische Zielsetzungen sind einmal zu 
diskutieren vor dem Hintergrund eines vereinten 
Deutschlands. Hier ist das geplante Erneuerungspro-
gramm für Hochschule und Forschung in den neuen 
Ländern sehr zu begrüßen. Es sieht vielseitige perso-
nelle Maßnahmen, Sicherung des wissenschaftlichen 
Forschungspotentials und dessen Reintegration in die 
Hochschulen und intensive Maßnahmen, Ausstattung 
der Hochschulen usw. vor. 

Hochschulpolitische Maßnahmen sind aber auch zu 
diskutieren im Hinblick auf den europäischen Eini-
gungsprozeß. Neben der in Deutschland qualitativ 
sehr guten beruflichen Bildung bekommt die Hoch-
schulbildung in diesem Zusammenhang eine immer 
wichtigere Funktion. Ein hohes Niveau von For-
schung und Lehre an den Hochschulen stellt einen 
wichtigen Faktor für die künfte Wettbewerbsfähigkeit 
unseres Landes in Wissenschaft und Wirtschaft dar. 

Der von der Bundesregierung vorgelegte Hoch-
schulbericht zieht eine Bilanz der Hochschulpolitik 
der Jahre 1986 bis 1990 — eine Bilanz, die sich durch-
aus sehen lassen kann — und stellt weitere Ziele klar 
heraus. Er weist jedoch auf eine Reihe von Problemen 
hin und macht deutlich, daß die Kompetenzen des 
Bundes im Hochschulbereich begrenzt sind. 

Lassen Sie mich auf vier Aspekte eingehen, die ich 
für besonders wichtig halte. 

Erstens. Wir brauchen eine Verkürzung der Stu-
dienzeiten. „Vom BAföG in die Rente" ist sicherlich 
eine überspitzte Zukunftsvision. Fakten wie die zu-
nehmende Dauer der Studienzeiten — in den alten 
Ländern liegt das Durchschnittsalter beim ersten 
Hochschulexamen bei 28 Jahren, bei der Promotion, 
je nach Fach, zwischen 32 und 35 Jahren mit steigen-
der Tendenz — und die gleichzeitige Herabsetzung 
der Altersgrenze — sie liegt heute bei 58, 59 Jahren — 
deuten in diese Richtung. Wir in der Bundesrepublik 
haben die längsten Studienzeiten. In dem Alter, in 
dem die meisten bei uns ins Berufsleben eintreten, hat 
man in anderen Ländern der EG bereits mehrere 
Jahre Berufserfahrung. 

Das Studium muß effizienter werden, ohne daß die 
Ausbildung an Qualität einbüßt. Hier mag in manchen 
Fächern eine Überarbeitung der Studien- und Prü-
fungsordnungen nötig sein. Über die Maßnahmen der 
Verbesserung der Lehre ist sicherlich ebenso nachzu-
denken wie über eine Schaffung von Anreizen für 
eine schnellere erfolgreiche Beendigung des Studi-
ums. 

Hemmnisse, die zu einer Verzögerung des Studi-
ums beitragen — ich nenne nur die finanzielle Lage 
der Studenten, die Wohnsituation, aber auch die oft 
fehlenden Möglichkeiten der Kinderbetreuung stu-
dierender Eltern — sind bereits politisch im Sonder-
programm II angepackt worden. Vielleicht sollte man 
aber darüber hinaus auch fragen, was einen Studen-
ten zum längeren Verbleib an der Alma mater moti-

viert. — Besser Student als arbeitslos? Versicherungs-
rechtliche Aspekte? 

Zweitens. Die Feststellung im Bericht: „Hand in 
Hand mit Maßnahmen der Studienzeitverkürzungen 
muß der Ausbau der Weiterbildung an den Hochschu-
len gehen" möchte ich hier noch einmal unterstrei-
chen. 

Wir reden zwar viel vom lebenslangen Lernen, von 
der Notwendigkeit, berufliche Kenntnisse immer wie-
der auf den neuesten Stand zu bringen, trotzdem 
steckt die Fortbildung gerade an den Universitäten 
noch in den Kinderschuhen. 

Hier ergeben sich neue, wichtige Aufgaben. Wir 
brauchen entsprechende Angebote der Universitäten. 
Organisierte Weiterbildung ist als Voraussetzung für 
die Verkürzung der Studienzeiten zu sehen. Zu die-
sem Weiterlernen gehört aber auch, daß die Arbeitge-
ber und natürlich wir alle mitmachen. 

Drittens. Ich begrüße sehr, daß der Be richt ausführ-
lich auf die Probleme des wissenschaftlichen Nach-
wuchses eingeht. Alle hier angesprochenen Fragen 
und Stützmaßnahmen sind wichtig und sollten vor 
allem von den dafür zuständigen Bundesländern und 
Hochschulverwaltungen berücksichtigt werden. Hier 
gilt es aber auch, den wachsenden Anteil an Verwal-
tungsaufgaben, der, weil es an anderen Verwaltungs-
stellen und Sachbearbeiterstellen fehlt, oft durch den 
wissenschaftlichen Nachwuchs erledigt werden muß, 
zu beachten und nach Abhilfe zu suchen. Viele För-
dermaßnahmen des Bundes und der Länder könnten 
erfolglos bleiben, wenn das wissenschaftliche Perso-
nal an Instituten und Seminaren mehr und mehr durch 
Verwaltungsaufgaben — Abrechnungen, Erstellung 
von Forschungs- und Lehrberichten, Kapazitätsbe-
rechnungen und statistischen Erhebungen unter-
schiedlichster Art — belastet wird. 

Viertens. Die Situation der Frauen an den Hoch-
schulen — auch das läßt der Be richt deutlich wer-
den — läßt viel zu wünschen übrig und muß verbes-
sert werden. Zwar sind knapp die Hälfte aller Studie-
renden Frauen — 1989 waren es 43 Prozent der Stu-
dienanfänger — , doch leider immer noch mit sehr ein-
seitigen Fächerschwerpunkten. 

Leider gibt der Be richt keine Information über den 
Anteil der Studienabbrecher, der bei den Frauen be-
sonders hoch sein soll. Hier liegt zweifelsohne For-
schungsbedarf vor, um die entsprechenden speziellen 
sozialen Stützsysteme aufzubauen und zu verbes-
sern. 

Immerhin, 43 Prozent der Studienanfänger sind 
Frauen. Doch bei allen Promotionen des Jahres 1989 
betrug der Frauenanteil in den alten elf Ländern nur 
26 Prozent, in den neuen Ländern 36 Prozent, bei al-
len Habilitationen sogar nur 9 Prozent. Im Mittelbau 
sind Frauen nur mit 16 bis 20 Prozent vertreten, bei 
den C4-Professuren sogar nur mit 2,6 Prozent. 

Notwendig ist hier ein breit gefächertes Angebot 
von Fördermöglichkeiten, das Studienabbrüche ver-
hindert, das Promotionen fördert, das den Ausbau der 
Habilitationsmöglichkeiten von Frauen im Rahmen 
von Stipendien vorsieht. Notwendig ist auch der Weg- 
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fall von zeitlichen Begrenzungen und von Altersgren-
zen bei der Übernahme von Familienaufgaben. 

Ich hoffe darauf, daß die vielen Neubesetzungen 
von Professorenstellen, die in den nächsten Jahren zu 
erwarten sind, zur Erhöhung des Frauenanteils im 
wissenschaftlichen Bereich führen werden — auch 
über die besonderen Fördermaßnahmen des Hoch-
schulsonderprogramms II. Ich fürchte jedoch, daß man 
an vielen Hochschulen glaubt, mit der Bestellung von 
Frauenbeauftragten bereits das Notwendige getan zu 
haben. 

(Sehr richtig! bei der FDP) 

Der Be richt der Bundesregierung zeigt in den von 
mir angesprochenen und auch in anderen Fragen 
wichtige Entwicklungsperspektiven auf. Er ist eine 
gute Grundlage für eine künftige Hochschulpolitik, 
und ich hoffe, daß sich der Bund auch in Zukunft im 
Rahmen seiner Kompetenzen für die Studenten und 
Studentinnen sowie für die Mitarbeiter und Mitarbei-
terinnen in den Hochschulen in Forschung und Lehre 
einsetzen wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Das Wort hat der 
Abgeordnete Eckart Kuhlwein. 

Eckart Kuhlwein (SPD) : Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Der vorliegende 
hochschulpolitische Bericht der Bundesregierung ist 
vom Deutschen Bundestag im Ap ril vergangenen Jah-
res bestellt worden. Die Bundesregierung hat sich da-
mit sehr viel Zeit gelassen; er hat das Parlament erst 
drei Tage vor der Bundestagswahl erreicht. 

Die Bundesregierung hat diese sehr lange Zeit nicht 
ausreichend genutzt. Sie hätte die Chance nutzen 
können, Perspektiven für den Aus- und Umbau des 
Hochschulsystems in den neuen Ländern aufzuzei-
gen. Sie hätte damit mehr Klarheit darüber schaffen 
können, was die im Hochschulbereich dort Tätigen 
erwartet und wie sie sich umorientieren müssen. Statt 
dessen bleiben die Aussagen im Be richt zu diesem 
Thema allgemein und unpräzise. 

Die Bundesregierung kann die Verantwortung für 
die erheblichen Verwerfungen im Hochschulsystem 
der neuen Länder nicht mit dem Mangel an Zustän-
digkeit abschieben; denn der Einigungsvertrag ist von 
ihr selbst mit der DDR ausgehandelt worden. Sie muß 
sich auch in diesem Bereich vorhalten lassen, daß sie 
die Folgen ihres Handelns und Unterlassens zuwenig 
vorausberechnet hat. 

(Hansen [FDP]: Ach Gott, ach Gott!) 
Wir erinnern uns doch noch daran — Sie nicht, Herr 

Hansen; aber der Herr Kollege Waldburg-Zeil erin-
nert sich noch daran — , wie der Ausschuß für Bildung 
und Wissenschaft in letzter Minute Verordnungen der 
DDR-Regierung zum Bestandteil des Einigungsver-
trages machen mußte, die bei uns im Ausschuß nicht 
einmal im Wortlaut nachzulesen waren. 

(Zustimmung bei der SPD) 
Der Bundesbildungsminister versucht jetzt, mit ei-

nem neuen Sonderprogramm den Umbau des Hoch-
schulsystems in den neuen Ländern voranzutreiben. 

Das ist gut so, wenngleich wir uns das Programm na-
türlich noch sehr sorgfältig ansehen müssen. Aber 
wäre das Programm ein halbes Jahr früher auf dem 
Tisch gewesen, wären wir mit dem Umbau schon ei-
nen ganzen Schritt weiter. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir hätten viel individuelles Leid und manchen sozia-
len Krach vermeiden können, Herr Hansen. 

Jedenfalls sind die Abwicklungen, die wir im Au-
genblick erleben, durchaus keine Garantie dafür, daß 
künftig diejenigen in der Hochschule lehren werden, 
die wir dort gerne hätten, und daß dann diejenigen 
aussortiert werden, die wir dort künftig als Hochschul-
lehrer nicht haben wollen. Darüber hätte man sehr 
viel früher nachdenken und entsprechende Konzepte 
entwickeln können. 

Die Gefahr neuer Seilschaften ist jedenfalls erleb

-

bar. Wenn ich an den grandiosen Import denke, der 
sich aus Würzburg Richtung Dresden bewegt und 
ganze neue Seilschaften dort an der Technischen Uni-
versität zur Folge gehabt hat, dann frage ich mich, ob 
man nicht früher, nicht im Einzelfall personalpoliti-
sche Entscheidungen, aber doch Rahmen für die Um-
strukturierungen, die im Hochschulsystem der alten 
DDR notwendig sind, hätte vorgeben können. 

Wir halten es im übrigen für eine mittlere Unver-
schämtheit, daß Sie für dieses Programm erneut die 
westlichen Bundesländer zur Kasse bitten wollen, ob-
wohl diese Länder das Nachsehen haben, wenn sich 
der Bundesfinanzminister durch die Erhöhung von 
Bundessteuern die Taschen vollstopft. 

Im Be richt wird schließlich deutlich, daß auch in den 
westlichen Bundesländern noch immer erheblicher 
hochschulpolitischer Nachholbedarf besteht. Herr 
Ortleb hat ja kürzlich vor der Hochschulrektorenkon-
ferenz gesagt, Hilfen für die neuen Länder dürften die 
Situation im Westen nicht verschlechtern. Recht hat er 
gehabt. Aber das Konzept sieht jetzt vor, 20 % des 
neuen Sonderprogramms durch die westlichen Bun-
desländer bezahlen zu lassen, wobei aber gleichzeitig 
Sonderprogramm I und II weiterlaufen, und zwar aus 
der Erkenntnis heraus, daß gerade auch die westli-
chen Länder für den Bereich von Wissenschaft und 
Hochschule mehr Geld brauchen, wenn sie ihren Auf-
gaben in Zukunft gerecht werden wollen. 

Im übrigen macht die Notwendigkeit solcher Son-
derprogramme deutlich, daß der kooperative Födera-
lismus im Hochschulbereich nur unzureichend funk-
tioniert. Sie unterstreichen unsere Forderung nach ei-
ner gemeinsamen Hochschulentwicklungsplanung 
von Bund und Ländern als Teil eines neuen Bildungs-
gesamtplans. Das Stückwerk der Sonderprogramme 
muß endlich durch ein mittelfristiges Hochschulstruk-
turprogramm abgelöst werden. Ich gebe hier der Bun-
desregierung recht, wenn sie im Be richt eine grund-
sätzliche und vorbehaltlose Überprüfung fordert, wel-
che neuen Formen einer gemeinsamen Hochschul-
politik und -planung denkbar sind. 

Das ebenfalls geforderte Mindestmaß an Einheit-
lichkeit wird sich in den gegebenen Strukturen kaum 
erreichen lassen. Ich hätte es allerdings begrüßt, wenn 
die Bundesregierung in diesen Passagen des Berichts 
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etwas konkreter geworden wäre und ausgeführt 
hätte, was sie denn nun im einzelnen dazu anzuregen 
vorhat. 

Gemessen am seitenlangen Selbstlob der Bundesre-
gierung — der Bundestag hatte sie danach gar nicht 
gefragt — fällt das Kapitel Zielsetzung etwas dürftig 
aus. Die Schlußfolgerungen bleiben in den meisten 
Textziffern unverbindlich. Oder was soll man etwa 
davon halten, wenn es zur Frage der angewandten 
Forschung und Entwicklung an Fachhochschulen 
heißt, der Bundesbildungsminister werde sich „wei-
terhin darum bemühen, die Verfügbarkeit von staatli-
chen Mitteln für diesen Bereich zu gewährleisten"? 

(Wiefelspütz [SPD]: Wolkenschieber!) 

Im Haushaltsentwurf steht ja entsprechend für 
1991, Graf Waldburg, auch wieder ein Leertitel. Ob 
das damit gemeint sein soll? 

Oder was mag es bedeuten, wenn wir die Ankündi-
gung lesen, daß es in der Bund-Länder-Kommission 
Mitte 1991 einen weiteren Bericht zur Studienzeitver-
kürzung geben werde und dann erörtert werden solle, 
„ob und wann auf Grund der bisher beschlossenen 
Maßnahmen mit greifbaren Erfolgen gerechnet wer-
den" könne? 

In der Sache können wir Ihrem Be richt in einer 
Reihe von Feststellungen zustimmen. Das bet rifft z. B. 
die wachsende Bedeutung der Fachhochschulen, die 
Notwendigkeit einer Verkürzung der Fachstudien-
dauer, den Wunsch nach einer stärkeren Gewichtung 
der Lehre, die Reduzierung der Stoffülle und die Ver-
lagerung von Lehrinhalten aus der Erstausbildung in 
Graduiertenstudien oder in wissenschaftliche Weiter-
bildung und nicht zuletzt auch den notwendigen Aus-
bau der Weiterbildung an den Hochschulen über-
haupt. 

Unsere Zustimmung gilt auch für die These, daß 
eine Verbesserung der Ausbildungsangebote im Um-
weltbereich durch die in den deutschen Hochschulen 
üblichen Strukturen erschwert wird. Leider bleibt 
auch diese Feststellung folgenlos im Raum stehen. Sie 
sollten das Problem wenigstens in Ihre Überlegungen 
zur Weiterentwicklung des Hochschulrahmenrechts 
aufnehmen. 

Das scheint uns bei Überlegungen zur HRG-Novel-
lierung sehr viel wichtiger zu sein als die erneute 
Ankündigung einer früher schon gescheiterten HRG-
Novelle, nach der die Hochschulen in der Lage sein 
sollen, sich die Studierenden selber auszusuchen. 

Völlig unzureichend erscheint uns das im Be richt 
genannte Ausbauziel im Hochschulbau. Alle Progno-
sen sagen uns, daß die Bildungsexpansion im Hoch-
schulbereich weiter zunehmen wird. In den neuen 
Ländern gibt es zudem einen erheblichen Nachholbe-
darf. Immer mehr junge Menschen wollen studieren. 
Wir wissen aus der Entwicklung des Arbeitsmarktes, 
daß dies auch wirtschaftlich vernünftig ist. 

Dennoch begnügt sich die Bundesregierung mit 
dem Ausbauziel von 850 000 Studienplätzen für die 
westlichen Länder, das bereits 1977 unter völlig ande-
ren Rahmenbedingungen festgelegt wurde. 

Wir werden es nicht mehr lange Zeit durchhalten, 
daß sich im Westen und demnächst auch im Osten je  

zwei Studierende einen Studienplatz teilen müssen. 
Die Bundesregierung ist gefordert, die Planziele, die 
Zielzahlen insoweit erheblich nach oben zu korrigie-
ren. 

Das Selbstlob des Berichts über die Entwicklung der 
Ausbildungsförderung und der Förderung des wis-
senschaftlichen Nachwuchses darf nicht darüber hin-
wegtäuschen, daß beide Systeme noch immer voller 
Widersprüche stecken. Das System von BAföG und 
Ausbildungsfreibeträgen bevorzugt noch immer die 
Kinder von Beziehern höherer Einkommen. Die übli-
che Promotionsförderung von 1 200 DM im Monat ist 
für qualifizierten Nachwuchs keine besonders große 
Verlockung, an den Hochschulen zu bleiben und sich 
der wissenschaftlichen Laufbahn zu widmen. 

Alles in allem ist der vorliegende Be richt informativ. 
In einigen Punkten nimmt er sogar Gedanken auf, die 
wir als Sozialdemokraten und Sozialdemokratinnen 
schon vor Jahren in die hochschulpolitische Diskus-
sion eingebracht haben. Ein hochschulpolitisches Ge-
samtkonzept bietet der Be richt jedoch noch immer 
nicht. 

Wir werden Sie — Sie, Herr Ortleb, als Bundesre-
gierung und Sie als Koalitionsfraktionen — deshalb in 
den Ausschußberatungen löchern, durch eigene Bei-
träge des Bundes zu erreichen, daß endlich die Stu-
diengänge so reformiert werden, daß sie in angemes-
sener Zeit absolviert werden können, daß endlich die 
gegenseitige Abschottung der Fächer durch interdis-
ziplinäre Zusammenarbeit aufgehoben wird, daß die 
soziale Öffnung der Hochschulen wirklich und 
dauerhaft erreicht wird, daß ein Optimum an Selbst-
bestimmung des einzelnen und Mitbestimmung der 
Gruppen praktiziert werden kann und daß Wissen-
schaft in gesellschaftlicher Verantwortung endlich in 
die tägliche Praxis von Forschung und Lehre umge-
setzt wird. 

Meine Fraktion stimmt der Überweisung des Be-
richts an die Ausschüsse zu. 

Schönen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Das Wort hat nun-
mehr Frau Dr. Margret Funke-Schmitt-Rink. 

Dr. Margret Funke-Schmi tt-Rink (FDP): Sehr geehr-
ter Herr Präsident! Meine Herren! Meine Damen! 
Vom Ausbau und der Weiterentwicklung hängt es ab, 
inwieweit Innovationen und ein hoher Qualifikations-
stand zur Bewältigung zukünftiger, möglicherweise 
neuartiger Anforderungen erreicht werden. In den 
hochschulpolitischen Zielsetzungen wird besonders 
der Wille hervorgehoben, gemeinsam mit den Län-
dern den Hochschulbereich neu zu ordnen, um stabile 
Bedingungen für eine quantitative und qualitative 
Weiterentwicklung des Hochschulwesens zu schaf-
fen. 

Der Bericht zieht Bilanz, weist jedoch auch in die 
Zukunft. 1990 entschied sich beinahe jeder bzw. jede 
dritte Jugendliche im Alter zwischen 19 und 21 in den 
alten Bundesländern für die Aufnahme eines Studi-
ums. Das bedeutet eine Steigerung um 11,5 %. Diese 
Prozentzahl klingt noch vergleichsweise harmlos, 
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wenn man das Augenmerk auf den Anstieg der Zahl 
der Studienanfänger in den neuen Bundesländern 
lenkt. Dort haben wir nämlich eine Zuwachsrate von 
25%. 

Diese Zahlen belegen, wie richtig und dringlich alle 
Maßnahmen sind, die Infrastruktur der ostdeutschen 
Hochschullandschaft zu verbessern. Der Aufbau ef-
fektiver Hochschul- und Forschungseinrichtungen in 
den neuen Ländern bedarf dringend sofortiger Hilfe. 
Ich würde „dringendst" sagen, wenn die Steigerung 
erlaubt wäre. Die Leistungsfähigkeit der Universitä-
ten muß so schnell wie möglich verbessert werden, um 
eine Abwanderung von Wissenschaftlern, Wissen-
schaftlerinnen und Studierenden in die alten Bundes-
länder zu vermeiden. Es ist wichtig, auch im Bildungs- 
und Wissenschaftsbereich vergleichbare Lebensver-
hältnisse ohne Zeitverzug herzustellen. Die Universi-
täten im Osten dürfen nicht ausbluten. Wir befinden 
uns hier in bester Gesellschaft, nämlich mit dem Prä-
sidenten des Deutschen Hochschulverbandes, Schie-
dermair, der das gestern gesagt hat. 

Das Vorhaben des Bundesministers für Bildung und 
Wissenschaft von der FDP, gemeinsam mit den Län-
dern ein Erneuerungsprogramm mit 2,2 Milliarden 
DM für Hochschulen und Forschung in Ostdeutsch-
land vorzulegen, ist ein we rtvoller Schritt in die rich-
tige Richtung. Die Finanzierung wird von Bund, Ost- 
und Westländern getragen. Wie denn sonst, Herr 
Kuhlwein? 

(Zuruf von der FDP: So ist es!) 

Die FDP begrüßt dieses Hochschulsonderpro-
gramm III, in dem die Maßnahmen zur personellen 
und strukturellen Erneuerung sowie zur Förderung 
des wissenschaftlichen Potentials im Mittelpunkt ste-
hen. Hervorheben möchte ich, daß insbesondere die 
Fachbereiche Rechtswissenschaften, Wirtschaftswis-
senschaften und die Lehrerausbildung, hier vor allem 
die Fächer der Geistes- und Sozialwissenschaften, von 
den Investitionen profitieren werden. Beim Ausbau 
aller Hochschulen ist die direkte ausbildungswirk-
same Verwendung der Mittel in den Vordergrund zu 
stellen. 

Angesichts der voraussagbaren Entwicklung der 
Studentenzahlen in den bisherigen und den neuen 
Bundesländern, zur Zeit 1,7 Millionen DM, gilt es  — 
so  steht es schon in den Koalitionsvereinbarungen —, 
den Ausbau der Hochschulen, insbesondere der 
Fachhochschulen mit ihren günstigen Studienzeiten 
und den guten beruflichen Perspektiven ihrer Absol-
venten und Absolventinnen beschleunigt voranzutrei-
ben. 

Gerade deshalb möchte ich diesen Punkt in unserer 
Debatte ansprechen: Eine Erhöhung des Anteils der 
Fachhochschulen am gesamten Hochschulsystem ist 
weiterhin erforderlich. 

(Odendahl [SPD]: Jawohl!) 

Wir haben in den alten Bundesländern bei 150 000 
Studienplätzen ca. 340 000 Studierende. Die noch üb-
liche Unterscheidung von wissenschaftlichen Hoch-
schulen und Fachhochschulen ist angesichts der in § 7 
des Hochschulrahmengesetzes allen Hochschulen ge-
meinsam gestellten Aufgaben in der wissenschaftli- 

chen Ausbildung bildungspolitisch nicht mehr ange-
messen. Die Stärkung der Attraktivität und der Wett-
bewerbsfähigkeit der Fachhochschulen muß insbe-
sondere auch unter dem europapolitischen Gesichts-
punkt Priorität genießen. Das Stichwort „Fachhoch-
schul-Marketing" muß in Europa die Runde ma-
chen. 

Apropos Europa: Die europäischen Dimensionen 
stellen uns im Hinblick auf die Verwirklichung des 
Binnenmarktes 1992 auch in anderen Bereichen von 
Wissenschaft und Forschung vor Herausforderungen 
für unsere Zukunftssicherung. Größere Beachtung 
sollte in Zukunft der Entwicklung gemeinsamer inter-
nationaler Studiengänge mit anderen Hochschulen 
geschenkt werden, damit die Studierenden die Le-
bens- und Arbeitsumstände in einem anderen Land 
kennenlernen. 

Meine sehr verehren Herren und Damen, die Tatsa-
che, daß der Anteil von Frauen in Bildung und Wis-
senschaft in den letzten Jahren zugenommen hat — 
immerhin 38 % der Studierenden — , kann uns nicht 
darüber hinwegtäuschen, daß sie in leitenden Positio-
nen noch bei weitem unterrepräsentiert sind. Hier 
müssen wir weiter initiativ werden. Hier muß der Be-
richt „Hochschulpolitische Zielsetzungen" zusammen 
mit dem Hochschulsonderprogramm II gesehen wer-
den, da er ab 1991 wirkt. 

Untersuchungen über die Unterschiede beim Zu-
gang zu einer wissenschaftlichen Kar riere zeigen, daß 
es zwischen den Fächern zwar Unterschiede gibt, die 
teilweise mit der allgemeinen Promotionsquote zu-
sammenhängen; generell gilt jedoch, daß Frauen mit 
Studienabschluß im Vergleich zu ihren männlichen 
Kollegen noch immer seltener promovieren. Frau Lehr 
hat schon darauf hingewiesen: Nur 26% der Promo-
tionen stammen von Frauen, obgleich von ihnen 40 % 
der Diplom- und Abschlußprüfungen abgelegt wer-
den. 

Noch düsterer stellt sich das Gesamtbild dar, läßt 
man die Human- und Veterinärmedizin aus der Ober-
sicht heraus. Dann ist es nur jede fünfte Frau. Aber 
nicht einmal auf 10 % beläuft sich der Frauenanteil bei 
den Habilitationen. 2,6% der C-4-Stellen haben 
Frauen inne. 

Um den Anteil der Wissenschaftlerinnen auch in 
höheren Etagen von Hochschule und Wissenschaft 
deutlich zu verbessern, bedarf es neuer struktureller 
Lösungen. Die höhere wissenschaftliche Qualifikation 
fällt häufig in eine Zeit, in der die Familie gegründet 
wird. Die Verbesserung der Randbedingungen für 
wissenschaftliche Tätigkeiten muß also dazu führen, 
wissenschaftliche Weiterqualifizierung und familiäre 
Verpflichtungen miteinander zu vereinbaren. 

(Oswald [CDU/CSU]: Sehr wahr! Sehr 
wahr!) 

Stichworte: kumulative Habilitation, flexiblere 
Lehrverpflichtungen, Wiedereinstiegsstipendien, 
Wegfall der Altersgrenze beim Einstieg und Wegfall 
der Altershöchstgrenzen bei der Vergabe von Stipen-
dien. Mit den 700 Millionen DM für frauenfördernde 
Maßnahmen im Hochschulsonderprogramm II sollte 
dieser Beitrag geleistet werden, damit Wissenschaft 
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und Forschung auf die jungen Frauen nicht verzichten 
müssen. 

Lassen Sie mich zum Schluß noch auf eine Frage zu 
sprechen kommen, die in der Diskussion der letzten 
Jahre eigentlich zu kurz gekommen ist. Seit Jahren 
gibt es keine demokratisch legitimierte Vertretung 
studentischer Interessen auf Bundesebene. Nach dem 
Wegfall des von Ideologen der äußersten Linken und 
Extremisten als Spielball benutzten VDS, dem wir 
nicht nachtrauern, und nachdem die FDJ 40 Jahre 
lang das Monopol der studentischen Interessenvertre-
tung der ehemaligen DDR innehatte, sind wir Politiker 
und Politikerinnen gefordert, bessere Rahmenbedin-
gungen für die Studierenden zu schaffen, um ihnen 
die Möglichkeiten zu geben, ihre Hochschulinteres-
sen selbständig zu gestalten. Ein geeignetes Instru-
ment ist die verfaßte Studentenschaft. 

(Kuhlwein [SPD]: Für Bayern und Baden

-

Württemberg!) 

— Jawohl, die verfaßte Studentenschaft sollte auch in 
den neuen Bundesländern gesetzlich verankert wer-
den. 

Fazit: Meine Herren, meine Damen, schwere Auf-
gaben stehen allen Bundespolitikern und -politikerin-
nen im gesamten Hause bevor. Die Qualität von For-
schung und Lehre an den Hochschulen der bisherigen 
DDR muß sichergestellt werden, und die Infrastruktur 
muß mit einer gewaltigen Kraftanstrengung verbes-
sert werden. Dennoch müssen wir unser Augenmerk 
auch weiterhin auf die Probleme und Fragestellungen 
in den westdeutschen Hochschulen richten. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Das Wort hat nun 
der Abgeordnete Dr. Dietmar Keller. 

Dr. Dietmar Keller (PDS/Linke Liste): Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Als Ausdruck mei-
ner persönlichen Reverenz an den Herrn Minister be-
ginne ich mit Zahlen, im Wissen, daß er für diesen 
Bericht keine Verantwortung trägt. 

(Odendahl [SPD]: Er trägt ihn!) 

— Noch trägt er keine persönliche Verantwortung. 

(Odendahl [SPD]: Nein, er trägt den  Be
-richt!) 

Von den 162 Teilziffern des Berichts sind ganze 12 
den hochschulpolitischen Konsequenzen aus der Ver-
einigung gewidmet. Hinzu kommen einige ostdeut-
sche Arabesken bei den übrigen 150. Diese Neben-
beibehandlung ostdeutscher Probleme und Perspekti-
ven steht in eklatantem Widerspruch zu Erklärungen 
wie etwa der, daß der Erneuerung von Forschung und 
Lehre an den ostdeutschen Hochschulen für die An-
gleichung der Bildungschancen aller Studierenden in 
ganz Deutschland bildungspolitische Priorität zu-
komme. 

Unter nahezu alle Absichtserklärungen, Soll- und 
Mußsätze zu Ostdeutschland — nun auch aus dem 
Ministerium — kann und muß ich einige Fragezei-

chen setzen. Ich muß mich dabei auf einige Stich-
punkte beschränken. 

(Abg. Dr. Lammert [CDU/CSU] meldet sich 
zu einer Zwischenfrage) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Ich darf Sie fragen, 
ob Sie eine Zwischenfrage zulassen, Herr Dr. Keller. 

Dr. Dietmar Keller (PDS/Linke Liste) : Wenn Sie es 
wünschen, ja. 

Dr. Norbert Lammert (CDU/CSU): Herr Kollege 
Keller, Sie kritisieren — aus naheliegenden Grün-
den — die, wie Sie glauben, zu geringe Berücksichti-
gung des Erneuerungsbedarfs an den Hochschulen in 
den neuen Bundesländern. Würden Sie freundlicher-
weise einräumen, daß allein der Umstand, daß in die 
hochschulpolitischen Leitsätze, die zu einem Zeit-
punkt parlamentarisch eingefordert und von der Re-
gierung zugesagt worden sind, als das Thema „Verei-
nigung" noch gar nicht, schon gar nicht in Form eines 
Zeitplans absehbar war, gleichwohl kurzfristig noch 
eine solche Ergänzung eingefügt worden ist, ein Be-
weis für genau die Priorität ist, die Sie in Ihrer Berner-
kung gerade vermißt haben? 

Dr. Dietmar Keller (PDS/Linke Liste): Sie werden es 
mir nicht übelnehmen, wenn ich Ihnen widerspreche. 
Der Berichtsauftrag an die Bundesregierung ist im 
April ergangen. Im Ap ril 1990 war vorauszusehen, 
daß die Deutsche Einheit in absehbarer Zeit erfolgt. 
Der Bericht ist im November 1990, also nach der Ein-
heit Deutschlands, eingereicht worden. Von daher 
hätte die Bundesregierung ohne große Probleme dar-
auf drängen können, daß eine Reihe Von Fragen und 
Problemen, deren Lösung dringend ansteht, in diesen 
Bericht aufgenommen wird. 

(Dr. Lammert [CDU/CSU]: Aufgenommen 
worden sind sie ja auch!) 

— Ich hatte gesagt: nicht ausreichend, Herr Kol-
lege. 

Stichwort: Fachhochschulen. Hierzu beschränkt 
sich der Be richt auf die Feststellung, daß es Fachhoch-
schulen in der DDR nicht gab, daß Erkenntisse aus 
angelaufenen Pilotprojekten und Empfehlungen des 
Wissenschaftsrates abzuwarten seien. Dagegen for-
dert das Hohenheimer Memorandum der Kultusmini-
ster, daß der „weitere Ausbau und die Neuerrichtung 
von Fachhochschulen einen Schwerpunkt der Hoch-
schulpolitik in den neuen Ländern bilden muß". 
Meine Frage: Welches Konzept hat die Bundesregie-
rung, unter Berücksichtigung der Existenz eines aus-
gebauten Fachschulnetzes — diese Tatsache wird im 
Bericht völlig ignoriert — , spezialisierter Hochschulen 
und freiwerdender Kapazitäten der außeruniversitä-
ren Forschung, um die Entwicklung eines Netzes von 
Fachhochschulen in den neuen Ländern zu fördern? 

Stichwort: Förderung des wissenschaftlichen 
Nachwuchses. Hat angesichts der jüngsten Feststel-
lungen des Vorsitzenden des Wissenschaftsrates, 
Herrn Professor Simon, daß sich das Konzept von 
Gastprofessuren nicht bewährt hat — was ja wohl 
auch bedeutet, daß der Import von Professoren aus 
dem Westen als Allheilmittel zur personellen Erneue- 
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rung des Hochschullehrerbestandes kaum geeignet 
ist — , die Förderung des wissenschaftlichen Nach-
wuchses und guter, unbelasteter Leute aus der zwei-
ten und dritten Reihe der ostdeutschen Hochschulen 
und Forschungseinrichtungen nicht eine Priorität ge-
wonnen, die im Bericht absolut unterschätzt wird? 

Stichwort: Grundlagenforschung und außeruniver-
sitäre Forschung. Es gelte, Einrichtungen der Grund-
lagenforschung aus den ehemaligen DDR-Akade-
mien möglichst in die Hochschulen zu reintegrieren, 
so heißt es in Teilziffer 106 des Berichts. Die in Teil-
ziffer 107 wiedergegebene Empfehlung des Wissen-
schaftsrates vom Juli 1990 fordert ausdrücklich auch 
für die neuen Länder Wettbewerb zwischen Hoch-
schulen und außeruniversitären Forschungseinrich-
tungen. Dieser Wettbewerb setzt natürlich die Exi-
stenz außeruniversitärer Forschungseinrichtungen 
— einschließlich solcher der Grundlagenforschung — 
voraus. 

Ich wäre dankbar, wenn mir jemand erklären 
könnte, wie sich diese Absichtserklärung mit der Mel-
dung verträgt, daß nur ein kleiner Teil der bisher an 
Akademie-Instituten beschäftigten Wissenschaftler 
Platz in einer außeruniversitären Forschungseinrich-
tung finden wird und allenfalls ein Sechstel bis ein 
Fünftel — so Minister Riesenhuber — Chancen auf 
eine Reintegration in Hochschulen haben kann. 

Stichwort: Anerkennung akademischer Ab-
schlüsse. Es ist schön, wenn es in Teilziffer 119, bezo-
gen auf die EG, heißt, daß Ausbildungsabschlüsse 
gegenseitig großzügig anerkannt werden sollen. Da-
gegen drückt sich der Be richt vor der Frage der Aner-
kennung von akademischen Abschlüssen, die in der 
DDR bzw. in Osteuropa erworben wurden. 

Stichwort: Auslandsbeziehungen der Hochschu-
len. Ich mache darauf aufmerksam, daß der kompli-
zierte Prozeß der Veränderungen an den Hochschulen 
im Osten Deutschlands dazu geführt hat, daß die in-
ternationalen Beziehungen, besonders zu den osteu-
ropäischen Universitäten, zusammenbrechen. Aber es 
wäre eine große historische Chance, wenn man die 
osteuropäischen Verbindungen der Universitäten im 
Osten Deutschlands genauso als eine Brücke ver-
stünde wie die Verbindungen der westdeutschen Uni-
versitäten und Hochschulen zu den westeuropäischen 
Universitäten. Diese Brücke sollte genutzt werden. 

Danke. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Das Wort hat nun 
Herr Dr. Egon Jüttner. 

Dr. Egon Jüttner (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Die steigende Nachfrage 
nach Studienplätzen und die Defizite im Hochschul-
bereich der neuen Bundesländer rücken die Hoch-
schulpolitik wieder stärker in den Blickpunkt der Öf-
fentlichkeit. Der Be richt über die hochschulpoliti-
schen Zielsetzungen der Bundesregierung trägt die-
ser Entwicklung Rechnung. Er ist ein Beleg dafür, daß 
die Bundesregierung der Hochschulpolitik und insbe-
sondere der Sicherung der Leistungs- und Wettbe-
werbsfähigkeit der Hochschulen eine hohe Bedeu-
tung beimißt. Das wird besonders deutlich am Zu-

wachs des Bildungsetats. Dort ist eine überproportio-
nale Steigerung der für den Hochschulaus- und -neu-
bau veranschlagten Mittel vorgesehen, nämlich um 
500 Millionen DM von 1,1 Milliarden DM auf 1,6 Mil-
liarden DM. Besonders erfreulich ist dabei, daß von 
den 500 Millionen DM mehr als die Hälfte, nämlich 
300 Millionen DM, in die neuen Bundesländer flie-
ßen. 

(Oswald [CDU/CSU] : Sehr wahr!) 

Auch die Erhöhung der Mittel für den Bau von Stu-
dentenwohnraumbau von 50 Millionen DM auf 
150 Millionen DM zeigt, daß der Zuwachs im Bil-
dungsetat nicht nur einheitsbedingt ist, sondern auch 
den alten Bundesländern zugute kommt. Auch das 
von Bund und Ländern ausgehandelte Erneuerungs-
programm für Hochschule und Forschung in den 
neuen Bundesländern zeigt, daß die Bundesregierung 
nicht nur redet, sondern tatkräftig handelt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Das 2,2 Milliarden DM umfassende Erneuerungs-
programm ist dringend erforderlich zur Sicherung des 
Forschungspotentials und zur Verbesserung der Aus-
stattung der Hochschulen in den neuen Bundeslän-
dern. Die Finanzierung kann allerdings nicht allein 
dem Bund aufgebürdet werden; auch die alten Bun-
desländer müssen hier ihren Beitrag leisten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die Bundesregierung stellt in ihrem Bericht fest, daß 
die Fachhochschulen weiter ausgebaut werden müs-
sen und daß der Anteil der Fachhochschulen am ge-
samten Hochschulsystem erhöht werden muß. Diese 
Politik ist richtig und konsequent, denn in den zwei 
Jahrzehnten ihres Bestehens haben die Fachhoch-
schulen ein eigenständiges Profil entwickelt: Sie 
zeichnen sich durch eine praxisorientierte Lehre und 
durch eine kurze Studiendauer aus. Ihre Absolventen 
sind in der Wirtschaft gefragt und werden deshalb in 
der Regel schnell in den Arbeitsmarkt eingegliedert. 

Um so wichtiger ist es daher, im Fachhochschulbe-
reich zusätzliche Studienplätze zu schaffen, zwischen 
den Fachhochschulen und den Universitäten mehr 
Durchlässigkeit zu erreichen, staatliche Mittel für an-
gewandte Forschung und Entwicklung verfügbar zu 
machen, aus Gründen der Qualitätserhaltung und der 
weiteren Verbesserung der Lehre eine Aufstockung 
des Anteils an C-3-Professuren vorzunehmen und be-
sonders qualifizierten Fachhochschulabsolventen 
Promotionsmöglichkeiten zu eröffnen. 

Schließlich legen es die positiven Erfahrungen mit 
den Fachhochschulen in den alten Bundesländern 
nahe, auch in den neuen Bundesländern ein Netz von 
Fachhochschulen aufzubauen, dies nicht zuletzt auch 
mit dem Ziel, die dringend erforderliche Koopera tion 
zwischen Hochschulen und Wirtschaft in den neuen 
Bundesländern in Gang zu bringen. Denn in dieser 
Hinsicht haben vor allem die Fachhochschulen — ins-
besondere diejenigen mit ingenieurwissenschaftli-
cher Ausrichtung — viel geleistet. Sie haben sich als 
ein wichtiges Bindeglied zur Wirtschaft erwiesen. 

Die Bundesregierung betont in ihrem Be richt die 
Notwendigkeit der Zusammenarbeit zwischen Hoch-
schule und Wirtschaft. Zu begrüßen ist, daß sie im 
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Haushaltsplanentwurf im Rahmen der Mittel für Mo-
dellversuche im tertiären Bereich des Bildungswesens 
auch die Mittel zur Verbesserung des Wissens- und 
Technologietransfers zwischen Hochschule und Wirt-
schaft deutlich erhöht hat. Noch in den 70er Jahren 
gab es — häufig aus ideologischen Gründen — in der 
Frage der Zusammenarbeit zwischen Hochschulen 
und Wirtschaft Vorbehalte, nicht zuletzt auch bei den 
Hochschulen selbst. Dies hat sich, vor allem auf Grund 
der Novellierung des Hochschulrahmengesetzes 
durch die Bundesregierung, entscheidend geändert. 
Eine Vielzahl restriktiver Regelungen und Vorschrif-
ten, die eine vernünftige Kooperation zwischen Hoch-
schulen und Wirtschaft behindert haben, sind auf 
diese Weise abgeschafft oder in ihrer Wirkung redu-
ziert worden. In der Folgezeit sind vor allem der Um-
fang von Forschungs- und Entwicklungskooperatio-
nen sowie der Umfang der Drittmittel aus der Wirt-
schaft und von p rivaten Stiftungen stark angestie-
gen. 

Die überwiegende Zahl der Hochschulen verfügt 
heute über Transferstellen oder Transferbeauftragte. 
Vergleicht man allerdings die Situation mit den USA, 
so zeigt sich, daß eine weitere Intensivierung der Zu-
sammenarbeit nicht nur wünschenswert, sondern 
auch möglich ist. Dazu ist es notwendig, noch beste-
hende einschränkende Bestimmungen des Nebentä-
tigkeitsrechts abzuschaffen oder zu ändern, bürokra-
tische Hemmnisse bei der Drittmittelverwaltung wei-
ter zu reduzieren, 

(Kuhlwein [SPD]: Aber gelegentlich sollten 
die Professoren auch mal bei den Studenten 
in der Hochschule sein, ganz gelegentlich!) 

die vorübergehende Freistellung wissenschaftlichen 
Personals aus dem Hochschulbereich für die For-
schung und Entwicklung in Unternehmen unbürokra-
tisch zu ermöglichen und im Gegenzug Forschungs-
personal der Wirtschaft in den Hochschulen tätig wer-
den zu lassen, das Instrument der Stiftungsprofessu-
ren stärker zu nutzen und es den Hochschulen zu 
ermöglichen, sich frei verfügbare Eigeneinnahmen zu 
verschaffen, durch welche die Grundfinanzierung ih-
rer Ausstattung nicht reduziert werden darf. 

Im übrigen muß alles getan werden, daß auch in den 
neuen Bundesländern ein partnerschaftliches Zusam-
menwirken zwischen Hochschule und Wirtschaft in 
Gang kommt und auf diese Weise auch dort der Tech-
nologietransfer gefördert wird. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, der nächste Redner ist Dr. Peter Eckardt. 

Dr. Peter Eckardt (SPD) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Frau Professor Lehr, 
eine Hoffnung haben wir, denke ich, doch gemein-
sam: daß junge Frauen dort, wo sie Examen machen 
und promovieren, ganz erheblich bessere Ergebnisse 
erzielen. 

(Beifall bei der SPD) 
Das wird länger dauern, wie Sie ja wissen. Es gibt 
manche, die das befürchten, und manche, die sich 

darüber freuen. Das stand aber nicht in meinem Ma-
nuskript. Über C 3 und C 4 will ich heute abend auch 
nicht reden. 

Der Bericht, den wir heute diskutieren, hat die 
Überschrift „Hochschulpolitische Zielsetzungen". 
Dieser Begriff der Bundesregierung soll offensichtlich 
bewußt signalisieren: Hier geht es um ein bildungspo-
litisches Konzept der Zukunft Gesamtdeutschlands; 
hier geht es um die Demokratisierung besonders der 
ostdeutschen Universitäten; hier geht es um politische 
Orientierungen für eine demokratische Gesellschaft 
nach 45 Jahren stalinistischer Hochschulpolitik in den 
östlichen Ländern. 

Aus eigener Erfahrung weiß ich, daß das Bildungs-
system der ehemaligen DDR das brutalste und dog-
matischste im ganzen Ostblock war. Es wird sich, 
denke ich, in kurzer Zeit nicht reformieren und demo-
kratisieren lassen, von Effizienz gar nicht zu spre-
chen. 

(Sehr richtig! bei der FDP) 

Leider, leider, leider! 

Um so nötiger — das sagen wir als Sozialdemokra-
ten — ist ein langfristiges Konzept mit klar umrisse-
nen Zielen, das den Prozeß der Selbsterneuerung und 
die Reformen aus den westlichen Bundesländern mit-
einander verbindet. Das wird Geld, für manche sogar 
viel Geld kosten. 

Der Be richt der Bundesregierung spiegelt nach mei-
ner Überzeugung nicht die Herausforderungen der 
neuen Länder an die alte Bundesrepublik wider. Als 
erster gesamtdeutscher Be richt hätte er das aber ei-
gentlich tun müssen. 

Die Bundesregierung unterschätzt, wie ich denke, 
in erheblichem Maße die für die Umgestaltung der 
Hochschulen in den neuen Bundesländern erforderli-
chen Mittel. Denn die 90er Jahre sollten — auch was 
die Veränderungen in den alten Bundesländern be-
trifft, die der Be richt im wesentlichen richtig analy-
siert — keine Übergangszeit, sondern eine gründliche 
und solide Basis für die europäischen Herausforde-
rungen an Forschung und Lehre in Deutschland für 
die nächsten Jahrzehnte sein. 

Bildungspolitische Grundlagen, Ziele, Konzepte 
und Problemaufrisse hätten nach meiner Ansicht 
mehr aufgezeigt werden müssen. Wir, die Sozialde-
mokraten, vermissen das. 

Für die alten Bundesländer sind die hochschulpoli-
tischen Ziele bescheiden. Der am 25. Ap ril 1990 vom 
Bundestag geforderte Maßnahmenkatalog ist mehr 
als zurückhaltend ausgefallen. 

(Dr. Lammert [CDU/CSU]: Na, na!) 

Zu einigen Punkten lassen Sie mich bitte kurz Stel-
lung nehmen. Wir teilen im wesentlichen die Analy-
sen des Berichts zur Wohnungsnot der Studentinnen 
und Studenten, zu den Folgen der steigenden Studen-
tenzahlen seit Mitte der 80er Jahre, zur bedrückenden 
Überlast als Dauerlast in einigen Fachbereichen, zur 
Bedeutung der Weiter- und Fortbildung im akademi-
schen Bereich, zur steigenden Bedeutung der Fach-
hochschulen, zur ökologischen Forschung an den Uni-
versitäten — wovon heute noch gar nicht gesprochen 
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wurde; wir halten den Einstieg in diese Forschung für 
einen besonders großen Fortschritt der 80er Jahre —, 
zu den langen Studienzeiten und späten Studienab-
schlüssen in Deutschland-West und zu den didakti-
schen und methodischen Mängeln einiger Hochschul-
lehrer. Das sollte kritisch angemerkt werden. Darüber 
werden wir im Ausschuß reden müssen. 

Was in dem Bericht auffallend fehlt, sind die kon-
kreten Vorschläge der Regierung für Maßnahmen, um 
diese Mängel zu beseitigen, und ausreichende Haus-
haltsmittel, um diese Konzeption finanziell zu ermög-
lichen. 

Der zweite Punkt. Es fehlen gründliche Aussagen 
zum veränderten Diskussions- und Sozialverhalten 
der Studentinnen und Studenten, zum Arbeitsverhal-
ten einiger Hochschullehrer und zur Entwicklung 
von Demokratie in den Hochschulen in den 80er Jah-
ren. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Viele Sozial-, Kommunikations- und Beratungspro-
bleme werden oberflächlich behandelt, geglättet und 
umschrieben. 

Die Mängel dieser Hochschulsituation, von wem 
auch immer sie verursacht wurden, werden uns, wenn 
wir sie nicht beseitigen, schnell einholen. Daß diese 
Probleme uns nicht schon heute eingeholt haben, ist 
vielen engagierten Kolleginnen und Kollegen an den 
Hochschulen selbst zu verdanken, die informell vieles 
geregelt haben, auch an Partnerschaft in die neuen 
Länder hinein. Dafür ist ihnen zu danken. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU und der FDP) 

Es ist schade, daß es der Regierung nicht gelungen 
ist — die objektiven Schwierigkeiten sehe ich —, den 
Bericht über die neuen Länder zu integrieren, sondern 
daß sie ihn nur angehängt hat. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

Aber vielleicht wird dadurch die gänzlich andere 
Hochschulproblematik deutlicher. Das stand sogar in 
meinem Manuskript. Das habe ich nicht erst auf den 
Zwischenruf geantwortet. 

Im ostdeutschen Teil wird leider das System einer 
Beschreibung fortgesetzt, ohne konzeptionell Neues 
und Richtungweisendes darzustellen, vielleicht auch: 
darstellen zu können. Es bleibt eine Beschreibung des 
alten DDR-Systems und des Prozesses der Wende. 

Da wir alle der Bildung im Prozeß der Einheit hohe 
und höchste Priorität beimessen, verlange ich ja kein 
umfangreiches Szenario, aber doch wenigstens Ziel-
punkte, und das um so nachdrücklicher, weil die Men-
schen in den neuen Bundesländern, gerade an den 
Universitäten, von uns allen wissen wollen, wo und 
wie der Zug der Vereinheitlichung der akademischen 
Ausbildung und Lehre fahren soll. 

Ich will nur einige Punkte dazu erwähnen. Die Zahl 
der Studienanfänger wird und soll steigen. Es fehlt im 
wesentlichen an Wohnkapazität. Für die desolaten 
und menschenverachtenden Wohnheime sind 150 
Millionen DM für 1991 einfach zuwenig. 

Die Strukturen der Fachhochschulen und Hoch-
schulen sollten geändert werden. Fachhochschulleh-
rer werden zum Teil dequalifiziert, was ihre bisherige 
Tätigkeit bet rifft, aber auch überschätzt, was ihre 
Möglichkeiten als Fachhochschullehrer bet rifft. Beim 
Konzept der Gründungsprofessoren halten wir die 
Überprüfung ihrer Qualifikation und vor allem der der 
nachfolgenden Mitarbeiter für dringend geboten. Die 
Infrastruktur der Hochschulen in der ehemaligen DDR 
ist absolut unzureichend. Die vorgesehenen Mittel 
von 1,6 Milliarden DM halten wir für zu gering, nicht 
weil wir als Opposition immer mehr fordern müßten, 
sondern weil die Folgen für die neuen und alten Län-
der fatal werden, wenn Abwanderungen aus Gründen 
der personellen und technischen Infrastruktur beson-
ders an die Universitäten der alten Zonengrenzregion 
weiter zunehmen. Es gilt im Osten Deutschlands eine 
alte deutsche Hochschullandschaft wieder demokra-
tisch aufzubauen. Dazu gehört die Rückführung der 
wesentlichen Forschungskapazitäten an die Hoch-
schulen selbst. Nach der Abwicklung der Akademien 
müßte jetzt die Universität demokratisiert werden. Ich 
sage bewußt: Das gilt auch für die mathematisch-
naturwissenschaftlichen Fächer. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Der wissenschaftliche Nachwuchs ist ein großes 
Problem in der ehemaligen DDR. Er hat beileibe nicht 
das demokratische Bewußtsein, das wir oft unterstel-
len, wenn wir die Abberufung alter Kader fordern. 

Das System der Bewilligung von Forschungsmit-
teln müßte geändert und strukturhelfend überdacht 
werden, damit nicht die Mittelvergabe wie in 1990 
kontinuierlich fortgesetzt wird und oft die alten Seil-
schaften begünstigt werden. Wir erwarten für die For-
schungspolitik und für die Förderung des wissen-
schaftlichen Nachwuchses in den neuen Ländern, so-
weit er aus der ehemaligen DDR kommt, ein glaub-
würdiges Konzept. 

Eine besondere Bedeutung hat die wissenschaftli-
che Weiterbildung. Ich denke, es ist notwendig, daß 
wir uns in der DDR nicht der Hoffnung hingeben, daß 
man dazu nur wenig Zeit benötigt. Bildung — das wis-
sen wir alle — braucht Muße, Geduld und Geld. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP) 

Deshalb müssen die Haushaltsmittel hier entschei-
dend aufgestockt werden, nicht nur im AFG. Fernstu-
dienzentren in allen neuen Bundesländern, vertreten 
an allen Hochschulen, sind wichtiger und richtiger als 
Privatträger, was im Be richt als Lösung angedeutet 
wird. Schon heute tummeln sich zwischen Rügen und 
Sonneberg zu viele Scharlatane auf diesem Markt. 

Wir Sozialdemokraten hoffen, daß an der Mittelver-
gabe in die neuen Länder nicht die alten Bundeslän-
der über Gebühr beteiligt werden — sie haben erheb-
liche Eigenverantwortlichkeiten für ihre Hochschulre-
formierung — und daß sich bei den für uns alle wesent-
lichen Punkten der Bildungspolitik auch nach den 
Steuererhöhungen erheblich höhere Ansätze ergeben 
können. Der Bildung Gesamtdeutschlands und uns 
allen täte es gut. 
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Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Das Wort hat nun-
mehr unser Kollege Josef Hollerith. 

Josef Hollerith (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Der Beitrag meines Vorredners 
hat Elemente enthalten, denen auch ich zustimmen 
kann. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD) 

Ich betone ausdrücklich, daß er recht hat, wenn er 
sagt, der demokratische Umbau der Universitäten in 
den neuen Bundesländern würde Zeit brauchen. 
Auch ich bin der Meinung, daß wir bei aller Notwen-
digkeit, Unterschiede, unterschiedliche Positionen, 
unterschiedliche Forderungen zwischen den Parteien 
herauszuarbeiten, gerade auch in dieser heutigen, 
doch schwierigen Zeit der Vereinigung zweier Teile 
Deutschlands gut daran tun, die Gemeinsamkeiten zu 
betonen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 

Meine Damen und Herren, dem von der Bundesre-
gierung am 28. November 1990 vorgelegten Bericht 
über die hochschulpolitischen Zielsetzungen des 
Bundes kommt hohe bildungspolitische Bedeutung 
zu. Da in den Koalitionsvereinbarungen auf ihn Bezug 
genommen worden ist, ist er zugleich Handlungsan-
weisung für die Politik der Koalition in den nächsten 
vier Jahren. Ich stimme diesen Zielsetzungen vollin-
haltlich zu. 

(Kuhlwein [SPD]: Passen Sie mal auf, daß Sie 
nicht Ärger mit Ihrem Ministerpräsidenten 

kriegen!) 
— Den haben Sie schon gekriegt. 

Trotz dieser generellen Zustimmung ist eine grund-
sätzliche Kritik an dem in der Gesellschaft — Herr 
Kuhlwein, jetzt müssen Sie zuhören — vorherrschen-
den Bildungsbegriff notwendig und berechtigt. Wir 
haben heute die Situation, daß zwischen 30 und 50 %, 
in manchen Städten 60 % eines Jahrgangs die Univer-
sitäten besuchen. Eine einseitige Überbewertung der 
universitären Ausbildung hat zu dieser strukturellen 
Verwerfung des Bildungs- und Beschäftigungs-
systems geführt. Es sollte uns allen zu denken geben, 
wenn es in diesem Jahr in Deutschland erstmals mehr 
Studenten als Lehrlinge gibt. Dem Überfluß an Gei-
steswissenschaftlern 

(Zuruf von der SPD: Den gibt es schon 
lange!) 

steht eine empfindliche Lücke an Facharbeitern und 
Ingenieuren gegenüber. 

(Kuhlwein [SPD]: Wo steckt der Über

-

schuß?) 
Die Wettbewerbsfähigkeit des Standorts Deutschland 
wird damit zunehmend gefährdet. 

Das Bildungssystem eines Landes lebt zwar von der 
Leistungsfähigkeit seiner Wirtschaft, aber umgekehrt  

ist die Leistungsfähigkeit unserer Wirtschaft noch viel 
mehr von der Qualität unseres Bildungssystems ab-
hängig. Deshalb sollte Ausbildung nicht völlig losge-
löst von den Bedürfnissen des Arbeitsmarktes erfol-
gen, und zwar nicht zuletzt — Herr Kuhlwein, hören 
Sie zu, das trifft auch Sie — 

(Kuhlwein [SPD]: Ich kann das! Ich kann 
auch gleichzeitig lesen!) 

im Interesse der Betroffenen. 

Daraus ergeben sich für die Hochschulen folgende 
Konsequenzen: 

Erstens. Der weitere Kapazitätsausbau hat überwie-
gend in den technisch-ingenieurwissenschaftlichen 
Fachrichtungen zu erfolgen. 

Zweitens. Die Hochschulen müssen in ihren Ausbil-
dungsangeboten der Praxisorientierung stärker Rech-
nung tragen. Gleichzeitig würde damit dem Studie-
renden die Möglichkeit eröffnet, in angemessener 
Zeit zu einem Studienabschluß zu kommen, um gute 
Beschäftigungsaussichten in Wirtschaft und Verwal-
tung zu finden. 

Meine Damen und Herren, es ist für die Wettbe-
werbsfähigkeit des Standortes Deutschland auf Dauer 
nicht hinnehmbar, wenn wir bei uns die jüngsten 
Rentner und die ältesten Studenten zu verzeichnen 
haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  Weng [Gerlingen] [FDP]: Sehr richtig! — 
Zuruf von der SPD: Woran liegt das denn?) 

Drittens. Neben der Sanierung der bestehenden 
Universitäten in den neuen Bundesländern muß do rt 

 der Neuschaffung von Studienplätzen an Fachhoch-
schulen Vorrang gegeben werden. — Ich freue mich, 
daß unser neuer Bundesminister auch dies so sieht. So 
konnte ich es jedenfalls in den Vermerken nachlesen. 
— Die Fachhochschule ist der praxisorientierte Aus-
bildungsgang der Zukunft. 

Viertens. Die Sicherung und der Ausbau einer qua-
litativ hochwertigen Hochschulforschung bleiben auf 
der Tagesordnung der Politik. Dabei hat sich die 
Selbstverwaltung durch Wissenschaftler und Wissen-
schaftsorganisationen bewährt. Sie sollte beibehalten 
und durch Minimierung bürokratischer Gängelung 
fortentwickelt werden. Eine möglichst enge Verzah-
nung der Forschung mit der Wirtschaft ist anzustre-
ben. Der Anteil der Drittmittelfinanzierung muß er-
höht werden, um die Finanzierbarkeit der ständig 
steigenden Kosten der Forschung an den Hochschu-
len sicherzustellen. 

Der vorliegende Be richt der Bundesregierung zu 
den hochschulpolitischen Zielsetzungen garantiert, 
die notwendigen, materiellen und personellen Vor-
aussetzungen dafür sowohl in den alten als auch in 
den neuen Bundesländern zu schaffen. 

Ich begrüße besonders: erstens das Sonderpro-
gramm II, um personelle Engpässe bei Hochschulleh-
rern Mitte der 90er Jahre zu beseitigen. Dieses begrü-
ßenswerte Programm wird jedoch nicht ausreichen, 
um die personelle Umstrukturierung der Hochschulen 
in den neuen Bundesländern zu bewältigen. Hier ist 
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auch die personelle Unterstützung der Altländer drin-
gend gefordert. 

Zweitens. Bei der Wohnraumbeschaffung müssen 
neue Wege gegangen werden. Der Staat leistet schon 
bisher durch Ausbildungsförderung und durch Fi-
nanzhilfen beim Wohnraumbau wichtige Beiträge zur 
Schaffung angemessener sozialer Rahmenbedingun-
gen für die Studierenden. — Sie könnten das Ihrem 
OB Kronawitter sagen. Er könnte von dem, was wir 
hier tun, lernen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
SPD) 

Allerdings reichen die bisher getroffenen Maßnah-
men nicht aus. Vorrangig müssen deshalb Truppen-
standorte in Universitätsstädten aufgelöst und muß 
der so gewonnene Wohnraum auch für Studenten zur 
Verfügung gestellt werden. 

Meine Damen und Herren, drittens merke ich kri-
tisch an, daß in den Wortbeiträgen einiger meiner 
Vorredner eine Gratwanderung bet rieben worden ist, 
bei der der Betroffene dabei war abzustürzen, als es 
darum ging, die Kompetenz des Bundes in der Bil-
dungspolitik zu der der Länder abzugrenzen. Meine 
Damen und Herren, der Föderalismus hat sich nir-
gendwo so bewährt wie gerade in der Bildungspoli-
tik. Ich warne Sie davor, davon abzuweichen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
SPD) 

— Sie alle könnten von Bayern, von der Qualität der 
Bildung dort lernen. 

Meine Damen und Herren, ich bin sicher, daß wir 
mit den vorgeschlagenen Maßnahmen die Zukunft 
bewältigen und dabei insbesondere den Standort 
Deutschland, Herr Kuhlwein, im europäischen und 
internationalen Wettbewerb stärken können. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Herr Kollege Holle-
rith, gestatten Sie eine Frage des Abgeordneten Kuhl-
wein? 

Josef Hollerith (CDU/CSU): Selbstverständlich ge-
statte ich die. 

Eckart  Kuhlwein (SPD): Herr Kollege Holle rith, 
nach Ihrem begeisterten Bekenntnis zum Föderalis-
mus muß ich dem Verdacht Ausdruck geben, daß Sie 
den Bericht, den Sie ja begrüßt haben, nicht in allen 
Teilen gründlich genug gelesen haben. Dort ist näm-
lich, insbesondere was die Hochschulpolitik angeht 
—ich frage Sie jetzt, wie Sie dazu stehen — , das bis-
herige Funktionieren des kooperativen Föderalismus 
mit einigen Fragezeichen versehen worden. 

Josef Hollerith (CDU/CSU) : Im Gegensatz zu 
manch anderem, wohl auch in Ihrer Fraktion, schreibe 
ich meine Reden selbst und lese die Berichte vorher. 
— Herr Kuhlwein, was die Bundesregierung hier an-
merkt, ist ihre Meinung, die ich auch in dem Punkt 
teile. Sie müssen nämlich erkennen, daß die Situation 
der Wiedervereinigung eines geteilten Landes, bei 
der zwei völlig unterschiedliche Bildungs- und Gesell-
schaftssysteme aufeinandergetroffen sind, historisch 
einmalig ist. Dazu müssen auch einmalige Maßnah

-

men getroffen werden. Das ist kein Verstoß gegen das 
Prinzip des Föderalismus in der Bildungspolitik. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von der CDU/CSU: Das war ein- 
drucksvoll; Sieger nach Punkten! — Oswald 

[CDU/CSU]: 1:0 für Herrn Holle rith!) 
Haben Sie noch eine Nachfrage? 

Eckart  Kuhlwein (SPD): Dann ist Ihnen vielleicht —
— Wenn ich noch einmal fragen darf, Herr Präsi-

dent. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Bitte schön! 

Josef Hollerith (CDU/CSU): Sie dürfen noch einmal 
fragen. 

Eckart  Kuhlwein (SPD): Dann möchte ich Sie fra-
gen, ob Ihnen entgangen ist, daß sich der entspre-
chende Passus des Berichts nicht nur auf den Vereini-
gungsprozeß der beiden deutschen Teilstaaten und 
ihrer Bildungssysteme bezieht, sondern daß dies aus-
drücklich als Strukturmangel des bisherigen Födera-
lismus in der Hochschulpolitik gekennzeichnet ist. 

Josef Hollerith (CDU/CSU): Das habe ich nicht so 
beurteilt, wie Sie das beurteilen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Wenn Sie noch fragen wollen, ich stehe Ihnen zur 

Verfügung. 
(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU — 
Oswald  [CDU/CSU]: Sehr eindrucksvoll!) 

Vizepräsident Helmuth  Becker  Meine Damen und 
Herren, ich erteile nunmehr das Wort dem Bundesmi-
nister für Bildung und Wissenschaft, Herrn Dr. Rainer 
Ortleb. 

Dr. Rainer Ortleb, Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft: Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Sehr verehrte Damen und Herren! Die Bun-
desregierung hat am 28. November vergangenen Jah-
res gemäß einem Beschluß des Deutschen Bundesta-
ges vom 25. Ap ril 1990 dem Hohen Hause ihre hoch-
schulpolitischen Zielvorstellungen zugeleitet. Ich 
freue mich, daß wir heute die Möglichkeit haben, die-
sen Bericht über die hochschulpolitischen Zielset-
zungen der Bundesregierung hier zu diskutieren. 

In den Koalitionsgesprächen im Zusammenhang 
mit der Regierungsbildung für die 12. Legislaturpe-
riode ist dieser Be richt zur Grundlage für die Hoch-
schul- und Wissenschaftspolitik der Bundesregierung 
gemacht worden. Er hat daher programmatische Be-
deutung für die Mitarbeiter meines Ministeriums, für 
mich selbst und letztlich auch für die Bundesregie-
rung, die die Umsetzung der in diesem Be richt formu-
lierten Zielsetzungen erwartet. 

Der Herr Bundeskanzler hat auch im Lichte dieses 
Berichts bereits in seiner Regierungserklärung vom 
30. Januar dieses Jahres erklärt, daß ein Förderungs-
programm für Hochschule und Wissenschaft in den 
neuen Ländern erforderlich ist, das in seinem Ke rn 

 bereits im hier zu diskutierenden Bericht angelegt ist. 
Ich freue mich, Ihnen heute mitteilen zu können, daß 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode — 18. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 21. März 1991 	1163 

Bundesminister Dr. Rainer Ortleb 

die Bund-Länder-Arbeitsgruppe, die dieses Erneue-
rungsprogramm für Hochschule und Forschung in den 
neuen Ländern auf Grund eines Auftrags der Regie-
rungschefs von Bund und Ländern vom 2. Oktober 
vergangenen Jahres vorzubereiten hatte, ihre Arbeit 
abgeschlossen und mit heutigem Datum dem Herrn 
Bundeskanzler und dem Vorsitzenden der Minister-
präsidentenkonferenz der Länder zugestellt hat. 

Herr Kollege Kuhlwein, vielleicht darf ich eine 
kleine, nachdenkliche Zwischenbemerkung zu Ihrer 
Kritik einschieben, daß von der Hochschulpolitik für 
die neuen Länder mehr hätte einbezogen werden 
müssen. Lassen Sie mich zurückrechnen: Am 3. Okto-
ber war die deutsche Einheit vollzogen. Heute, am 
21. März, kann nach gründlicher Mithilfe des Wissen-
schaftsrats ein klares Gedankengut über das Hoch-
schulerneuerungsprogramm vorgelegt werden. 

Hätte ich das Programm am 29. November vorlegen 
müssen, würde sich für den Start dieser Maßnahme 
Ende Juni 1990 errechnen. Damals war noch nicht 
einmal der erste Staatsvertrag in Kraft getreten. Ich 
persönlich haben noch am 20. Juli als damaliger Vor-
sitzender der Liberalen Fraktion in der Volkskammer 
zur Kenntnis nehmen müssen, daß ein Antrag der Li-
beralen, den Beitritt zur Bundesrepublik Deutschland 
zum 1. Dezember zu erklären, abgelehnt wurde. 
Hätte ich Ihre Vorhersehung gehabt, wäre ich über 
diese Ablehnung nicht so traurig gewesen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Zur Erneuerung von Hochschule und Forschung 
und zum Aufbau von Fachhochschulen in den neuen 
Ländern wirken Bund und Länder in einem differen-
zierten, aufeinander abgestimmten System von Ein-
zelmaßnahmen zusammen. Ziel der Maßnahmen sind 
Soforthilfen zur personellen Erneuerung der Hoch-
schulen, zur Sicherung des Verbleibens von qualifi-
zierten Wissenschaftlern in den neuen Ländern, zur 
Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses, zur 
weiteren Qualifizierung von Studierenden und Wis-
senschaftlern, zur Eingliederung der Forschung aus 
den Akademien in die Hochschulen oder in von Bund 
und Ländern gemeinsam geförderte Einrichtungen 
sowie zur Verstärkung der Investitionen im Hoch-
schulbereich außerhalb der Gemeinschaftsaufgabe 
Hochschulbau. 

Über die Maßnahmen besteht zwischen Bund und 
Ländern weitestgehend Einvernehmen. Die Regie-
rungschefs werden über das endgültige Gesamtvolu-
men — Bund 2,2 Milliarden DM, Länder 2,4 Milliar-
den DM; Varianten sind noch möglich — und die Ver-
teilung der Gesamtlasten zwischen Bund und Län-
dern — Bund 60: 20:20, Länder 80: 20:0 — zu ent-
scheiden haben. 

Ich darf hier eine Bemerkung hinsichtlich der K ritik 
an der Finanzierung drei Hochschulsonderpro-
gramme machen: Die beiden ersten Hochschulson-
derprogramme wurden entgegen anderen Vorstellun-
gen in ihrer Wirkung in vollem Umfang in den alten 
Ländern belassen. Es wurden also für die neuen Län-
der nicht 20 % abgezweigt. 

(Kuhlwein [SPD]: Aber sie müssen die als 
Eigenmittel aufbringen, wenn das 20 (Y0 aus

-

machen soll! Sie kriegen nichts von ihren Fi

-

nanzministern! Sie werden das aus dem Wis

-

senschaftsetat nehmen müssen! Dann wir

-

ken auch die Programme I und II nicht! Das 
ist der Zusammenhang!) 

Die Programmkonzeption III sieht in einer der beiden 
Varianten — ich hatte schon bemerkt, daß es zwei 
Varianten gibt, die zwischen Bund und Ländern nun 
zu diskutieren sind — eine Mitfinanzierung der alten 
Länder vor. In der anderen Va riante ist das nicht der 
Fall. Wenn ich davon ausgehe, daß die 20 % in den 
Programmen I und II nicht hätten gehalten werden 
können, und man dies einmal nachrechnet, dann stellt 
man fest, daß die Gabe an die alten Länder nicht durch 
eine entsprechend vorgesehene Gabe an die neuen 
Länder augeglichen wurde. Darüber sollte man, wenn 
man den Föderalismus großschreibt, zumindest nach-
denken. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ich hoffe, daß der Herr Bundeskanzler und die Her-
ren Ministerpräsidenten bald entscheiden, möglichst 
so rechtzeitig, daß der Bundeshaushalt 1991 noch er-
reicht wird und die Maßnahmen an den ostdeutschen 
Hochschulen so rasch wie möglich — spätestens mit 
Beginn des Wintersemesters 1991/92 — greifen kön-
nen. 

Ich darf als wesentliche Schwerpunkte nun in Stich-
worten anführen — die Zeit mahnt mich schon an —, 
daß auf die Brücksichtigung folgender Inhalte beson-
ders Wert gelegt wird: 

Erstens. Die Zahlen der Studienanfänger steigen im 
nun vereinten Deutschland weiter. 

Zweitens. Die Fachhochschulen müssen gestärkt 
werden. 

Drittens. Die Forderung nach Verkürzung der Stu-
dienzeiten bedeutet, die Möglichkeit, kürzer zu stu-
dieren, einräumen zu müssen. Damit müssen eine 
Qualifizierung der Lehre und Maßnahmen, die Lehre 
qualifizierter machen zu können, einhergehen. 

(Kuhlwein [SPD]: Sehr richtig!) 

Viertens. Die Bundesrepublik Deutschland muß mit 
dem Blick auf den europäischen Binnenmarkt auch an 
die Hinwendung nach Osteuropa und Südosteuropa 
und an das dortige Hochschulwesen denken. 

Fünftens. In der Forschungsförderung hat sich die 
Selbstverwaltung bewährt. 

Sechstens. Die Lebensbedingungen der Studenten 
sind weiter im Auge zu behalten und zu fördern. 

Siebtens und letztens: Die gesellschaftlichen Grup-
pen in unserem Land, Arbeitnehmer und Arbeitgeber, 
die Verantwortung haben, müssen — so wie bisher — 
die  Entwicklung im Hochschulwesen sorgfältig beob-
achten. 

Ich danke für die Aufmerksamkeit 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren! Ich schließe die Aussprache. 

Der Ältestenrat schlägt Überweisung der Vorlage 
auf Drucksache 11/8506 an die in der Tagesordnung 
aufgeführten Ausschüsse vor. Sind Sie damit einver- 
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standen? — Ich sehe und höre keinen Widerspruch. 
Dann ist die Überweisung so beschlossen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 9 auf: 

Beratung der Unterrichtung durch die Bundes-
regierung 

Sondergutachten des Rates von Sachverstän-
digen für Umweltfragen vom September 
1990 

„Abfallwirtschaft" 

— Drucksache 11/8493 

—Überweisungsvorschlag: 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (fe-
derführend) 
Innenausschuß 
Rechtsausschuß 
Ausschuß für Wi rtschaft 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
Ausschuß für Forschung, Technologie und Technikfolgenab-
schätzung 

Im Ältestenrat ist für die Aussprache eine Runde mit 
Redebeiträgen bis zu je zehn Minuten vereinbart wor-
den. — Ich sehe und höre keinen Widerspruch. Dann 
ist das so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat unser Kol-
lege Dr. Gerhard F riedrich. 

Dr. Gerhard Friedrich (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Im September letz-
ten Jahres hatten wir die letzte größere Abfalldebatte 
im Umweltausschuß. Die SPD hat uns damals noch 
nicht ganz geglaubt, daß wir eine Novelle des  Abfall

-

gesetzes vorbereiten. In den Koalitionsverhandlungen 
wurden die Eckwerte vereinbart. Ich möchte heute 
feststellen — und dann auch noch im einzelnen be-
gründen — , daß das, was wir in der Koalitionsver-
einbarung ankündigen, weitestgehend identisch ist 
mit dem, was uns die Sachverständigen empfehlen. 

(Dr. Hartenstein [SPD]: Da sind wir aber ge- 
spannt!) 

In der Abfallwirtschaft, meine Damen und Herren, 
geht es um den sparsamen Umgang mit Rohstoffen, 
um die Einschränkung des Flächenverbrauchs, vor 
allem aber — und das ist ganz wichtig — um die Be-
grenzung des Schadstoffeintrags in Boden, Luft und 
Wasser. Diese Priorität haben wir in der Vergangen-
heit berücksichtigt und wollen sie auch in Zukunft 
berücksichtigen. In der Vergangenheit hatte deshalb 
die TA Sonderabfall für uns Vorrang vor der TA Sied-
lungsabfall.  

Jetzt wollen wir im neuen Abfallgesetz z. B. klar-
stellen, daß die Abfallverbrennung vor allem danach 
zu beurteilen ist, welchen Beitrag sie zur Vernichtung 
von Schadstoffen in Abfällen leistet. Wir haben ja die 
Anforderungen an die Rauchgasreinigung immer 
wieder verschärft. Die Energiebilanz ist, so würde ich 
fast sagen, sehr mäßig geworden. Das heißt: Das 
Stichwort „energetische Verwertung" spielt zwar 
auch in Zukunft noch eine Rolle, aber nur eine Neben-
rolle. Entscheidend ist die Rolle der Verbrennungsan-
lage als Abfallbehandlungsanlage. 

Bei den Grundsätzen der Abfallwirtschaft werden 
wir im neuen Abfallgesetz klarstellen, daß die  Abfall-
vermeidung Vorrang vor der stofflichen Verwertung 

(Dr. Hartenstein [SPD]: Wird auch Zeit!) 

und diese wiederum Vorrang vor jeder Art  von Ent-
sorgung, also auch vor der Verbrennung, hat. Wir wol-
len damit endgültig klarstellen, daß diejenigen, die für 
Abfallverbrennung eintreten, kein Interesse an mög-
lichst viel Brennstoff haben. 

Allerdings — und das ist ganz interessant — weist 
jetzt gerade das Sondergutachten darauf hin, daß 
diese Reihenfolge gar nicht so absolut gelten darf. Die 
Sachverständigen sprechen von „Lastpaketen", die 
man untersuchen muß, und sagen: Es kann sich im 
Einzelfall ergeben, daß diese Reihenfolge umgedreht 
werden muß. Wir haben ähnliche Vorstellungen und 
haben die Bundesregierung in der Koalitionsverein-
barung aufgefordert, bezüglich einzelner Stoffe und 
auch Recyclingverfahren Ökobilanzen in Auftrag zu 
geben. 

Meine Damen und Herren, ich komme zu den In-
strumenten, die wir anwenden wollen, um diese Ziele 
und Grundsätze zu erreichen. Es gibt drei, die in der 
Diskussion oft völlig durcheinandergebracht werden. 
Wer besonders umweltfreundlich sein will, spricht 
sich meist für alles aus. Dabei wird übersehen, daß 
sich die Dinge gegenseitig im Wege stehen. 

Welche Instrumente haben wir? Erstens haben wir 
das Ordnungsrecht mit den Ge- und Verboten, zwei-
tens die Steuern und Lenkungsabgaben, wobei wir 
nicht für Steuern, sondern für Umweltlenkungsabga-
ben sind, und drittens die Rücknahmeverpflichtun-
gen. 

Wir haben in der Vergangenheit das eine oder an-
dere Verbot ausgesprochen, wofür wir immer beson-
ders gelobt worden sind. Wenn man aber nüchtern 
hinschaut, dann stellt man fest, daß das, was als Alter-
native gekommen ist, manchmal nicht besser war. 
Dazu will  ich ein Beispiel aus dem Chemiebereich 
nennen. Man hat versucht, PER bei den chemischen 
Reinigungen zurückzudrängen oder zu verbieten. 
Plötzlich aber haben die Reinigungen FCKW einge-
setzt. Wenn man mit einem Verbot anfängt, dann muß 
man meist weitere Verbote erlassen, weil es sonst 
Ausweichreaktionen gibt. Ich habe keinen Glauben 
daran, daß wir Politiker mit Hilfe guter Beamter in der 
Lage sind, den Abfallbereich oder den Verpackungs-
bereich sinnvoll umfassend zu reglementieren. 

(Dr. Weng [Gerlingen] [FDP]: Sehr reali

-

stisch!) 

Selbst derjenige, der sich das zutraut, sollte zugeben, 
daß er sehr schnell an die Barrieren der EG stößt. 

Zu den dänischen Flaschen gibt es zwar ein Urteil 
des Europäischen Gerichtshofs. Das Urteil sagt aber 
im wesentlichen aus: Es kommt auf die Verhältnismä-
ßigkeit an. Das heißt, es bleiben noch viele Fragen 
offen, was eigentlich unter dem Beg riff „verhältnis-
mäßig" zu verstehen ist. Die Sachverständigen — das 
habe ich mir angeschaut — stellen dazu ganz nüch-
tern fest, daß nationale abfallbezogene Produktrege-
lungen in einem europäischen Binnenmarkt proble- 
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matisch und politisch zunehmend schwer durchzuset-
zen sind. 

(Zuruf von der FDP: Wenig hilfreich!) 

Ich sehe einen Kollegen, der wie ich in letzter Zeit in 
Brüssel war. Die Beamten dort sind viel deutlicher. Sie 
sagen, daß jede Diskriminierung irgendeiner Verpak-
kung aus ihrer Sicht unzulässig ist. Als Umweltpoliti-
ker finde ich es zwar bedauerlich, daß sie diese Ein-
stellung haben, aber ich kann daran nichts ändern. 
Das einzige, was man uns vorwerfen könnte, ist, daß 
wir sozusagen aus demonstrativen Gründen das eine 
oder andere Verbot hätten aussprechen sollen, um es 
bei der EG an die Wand zu fahren. Dann hätten wir 
Schuldzuweisung bet rieben. Aber, liebe Kollegen aus 
den neuen Bundesländern, wir wollen nicht Gesin-
nung demonstrieren, sondern wir wollen etwas bewir-
ken. An die Wand zu fahren bewirkt überhaupt 
nichts. 

Wir haben uns deshalb die anderen Instrumente 
angeschaut. Die SPD hat früher z. B. beantragt, Ver-
packungsabgaben, sinnvollerweise vor allem auf Ein-
wegverpackungen, einzuführen. Es ist interessant, 
was die Sachverständigen dazu sagen. Sie raten uns, 
davon die Finger zu lassen, weil im Handel eine 
Mischkalkulation üblich ist. Andere sprechen von ei-
nem Querabwälzen von Kosten. Das heißt, es ist über-
haupt nicht sicher, daß eine Abgabe auf Einwegver-
packungen wirklich im Preis von Einwegverpak-
kungsprodukten landet. 

Des weiteren gibt es die anderen Lenkungsabga-
ben. Wir sind keine grundsätzlichen Gegner dieser 
Abgaben. Das können wir dadurch beweisen, daß wir 
im Bereich des Sondermülls die Lenkungsabgaben 
einsetzen wollen, weil wir bei der Abwälzung keine so 
großen Probleme sehen. 

Herr Staatssekretär, aus dem Umweltministerium 
hören wir immer wieder, daß man vielleicht eine Ab-
gabe auf alle Abfälle oder auf alle Dinge, die in De-
ponien gelangen, erheben sollte. Darauf haben wir 
uns nicht festgelegt, wir sind aber gesprächsbereit. 

Meine Damen und Herren, was Sonderabgaben auf 
Abfälle oder speziell auf Sonderabfälle betrifft, so tre-
ten wir nach der Koalitionsvereinbarung auf jeden 
Fall dafür ein, einen Zuschlag zu erheben, um das sehr 
dringende Problem der Altlastensanierung in den 
neuen Bundesländern anzugehen. Man kann zwar 
sagen, daß dafür die Verursacher zuständig sind, hilfs-
weise die Grundstückseigentümer als Zustandsstörer, 
hilfsweise die neuen Bundesländer. Aber wenn dort 
kein Geld vorhanden ist, dann kann man die Men-
schen drüben, die in ihrer Gesundheit akut gefährdet 
sind, nicht auf die leeren Geldbeutel verweisen. Wir 
wollen jedenfalls helfen. Ich habe mich darüber ge-
freut, daß die chemische Indust rie vor wenigen Tagen 
gesagt hat: Wir haben zwar einen Haufen rechtlicher 
Bedenken, aber wir werden bei dieser Ak tion mitma-
chen. 

Zu den weiteren Instrumenten gehört die Rücknah-
meverpflichtung. Diese Verpflichtung haben wir erst-
mals im Entwurf der Verpackungsverordnung veran-
kert. Handel und Indust rie sollen gezwungen werden, 
die Abfälle selbst zu entsorgen. Wir haben eine Lö-
sung seit einigen Monaten vorbereitet, die eigentlich  

auch gut in die Aussagen und in die Konzeption der 
Sachverständigen hineinpaßt. Sie sagen nämlich: Der 
entscheidende Mangel des derzeitigen Systems be-
steht in der Tatsache, daß die Verantwortung von 
Unternehmen für ihr Produkt endet, wenn es über den 
Ladentisch gegangen ist. Das heißt, Produktionsbe-
dürfnisse werden berücksichtigt, die Interessen des 
Handels werden berücksichtigt — Stapelfähigkeit, 
Werbung und Diebstahlschutz — , und natürlich wer-
den die Interessen des Verbrauchers in der Ge-
brauchsphase des Produkts berücksichtigt, weil sonst 
niemand das Produkt kauft. 

Was denen aber meist völlig wurscht ist, sind die 
ökologischen Probleme in der Entsorgungsphase. 
Das ist nicht das Bier des Herstellers, sondern dafür 
sind ja die Landräte und die Herren Oberbürgermei-
ster zuständig. Die würgen, wie wir alle wissen, an 
diesen Problemen. Wir wollen mit dieser Rücknahme-
verpflichtung dafür sorgen, daß diejenigen, die die 
ökologischen Probleme der Entsorgungsphase verur-
sachen, sie auch lösen sollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir hoffen, anders ausgedrückt, daß sie die Verpak-
kungen im Hinblick auf die Konstruktion von Produk-
ten und die Gestaltung mit Blick auf die Entsorgungs-
phase optimieren. 

Es geht um viel mehr als um die bloße Umleitung 
von Abfallströmen. Ich habe heute in der ,,Süddeut-
schen Zeitung" gelesen, daß das alles wieder in der 
Verbrennung landen würde. Darüber muß ich ein biß-
chen lachen: Wir haben Oberbürgermeister und 
Landräte mit sehr vielen Planungen im Hinblick auf 
thermische Behandlungsanlagen. Sie sind wegen der 
geringen Akzeptanz bei den Bürgern nicht in der 
Lage, ihre Planungen durchzusetzen. Jetzt wird unter-
stellt, daß dieselben Landräte und Oberbürgermeister 
dann, wenn die Industrie kommt, sagen: Selbstver-
ständlich, du kannst eine neue Verbrennungsanlage 
haben. 

Das ist doch naiv. Der Ausweg der Verbrennung ist 
ohnehin faktisch auf Grund der Haltung der Bevölke-
rung weitgehend versperrt. Damit wir auch wirk lich 
sicher sind, haben wir in der Verpackungsverordnung 
festgelegt, daß bei der Erfassung und bei der stoffli-
chen Verwertung bestimmte Quoten von Altstoffen 
erreicht werden müssen, übrigens Quoten, die weit 
über das hinausgehen, was heute die Herren Ober-
bürgermeister und Landräte mit ihren Sammelsyste-
men erreichen. 

Als letztes sage ich: Wir fordern den Bundesrat 
herzlich, aber auch dringend auf, diese Verpackungs-
verordnung morgen im Plenum ohne große Verände-
rungen und ohne das Aufpropfen vieler Ge- und Ver-
bote passieren zu lassen, sonst drohen uns Notifizie-
rung bei der EG und Stillhalteabkommen; dann pas-
siert jahrelang gar nichts. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, das Wort  hat nunmehr Frau Dr. Liesel Harten-
stein. 



1166 	Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode — 18. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 21. März 1991 

Dr. Liesel Hartenstein (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Es ist auffallend, Herr Kollege 
Friedrich, daß Sie sehr viel von dem gesprochen ha-
ben, was Sie beabsichtigten, und sehr wenig davon, 
welche Noten Ihnen die Sachverständigen für das ge-
geben haben, was Sie seither getan haben; sie haben 
Ihnen sehr schlechte Noten gegeben. Das ist eigent-
lich das Thema, das wir heute zu behandeln haben. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Weng [Gerungen] 
[FDP]: Wir sind zukunftsorientiert!) 

— Das dauert aber manchmal ein bißchen arg lange, 
Herr Kollege Weng. 

Die Sachverständigen stellen fest: „Das Abfallpro-
blem ist zu einem Umweltproblem ersten Ranges ge-
worden." Diese Feststellung wird jeder teilen, der mit 
offenen Augen durchs Land geht. 

Leider müssen wir auch die Bewertung der Exper-
ten teilen. Sie bescheinigen der Bundesregierung 
nämlich schwarz auf Weiß, daß ihre seitherige Politik 
dieses Umweltproblem Nummer eins nicht gemeistert 
habe. In der Tat ist das Gutachten ein einziges Doku-
ment des Scheiterns. Immer noch haben wir seit Be-
ginn der 80er Jahre steigende Abfallmengen, trotz 
anerkennenswerter Anstrengungen auf lokaler 
Ebene. Immer noch haben wir kein konsequentes Sy-
stem der Abfallvermeidung, kein flächendeckendes 
Recycling. Wir haben weiterhin einen blühenden Ab-
falltourismus, wovon bei Ihnen mit keinem Wort die 
Rede war. 

Was besonders gravierend ist: Wir haben keine 
funktionierende Infrastruktur für die Sondermüllent-
sorgung. 

Was geschieht denn eigentlich mit den mittlerweile 
11 Millionen Tonnen Sonderabfällen, die pro Jahr in 
der Bundesrepublik produziert werden? — Oft genug 
heißt der einzige Ausweg auch heute noch: Müllex-
port. Die Giftmüllexporte gehen nach Frankreich, Bel-
gien und Polen. Allein in die damalige DDR wurden 
1988 rund 700 000 Tonnen Sonderabfälle verfrachtet. 
Die Sünden von damals holen uns heute ein. Denn aus 
den billigen Deponien von gestern sind die teuren Alt-
lasten von heute geworden. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Frau Dr. Harten-
stein, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. Liesel Hartenstein (SPD): Bitte schön. 

Volker Kauder (CDU/CSU): Frau Kollegin, ist Ihnen 
bekannt, daß beispielsweise im Land Baden-Würt-
temberg Sondermüll- und andere Beseitigungsein-
richtungen, die dringend erforderlich sind, durch den 
Widerstand auch von SPD-Gemeinderäten und 
-Kreisräten verhindert werden, weshalb eine Lösung 
dieses Problems fast nicht möglich ist? 

Dr. Liesel Hartenstein (SPD): Was Sie hier behaup-
ten, ist eine sehr einseitige Darstellung. Die Vor-
gänge, die Sie meinen, sind mir sehr wohl bekannt; 
aber ich möchte Ihnen entgegenhalten, daß das Land 
Baden-Württemberg Spitzenreiter beim Sondermüll-
tourismus ist. Das Land Baden-Württemberg hat ge-
rade im Jahre 1988 — so weit geht das Sondergutach-

ten zurück — über 300 000 t Sonderabfälle in die 
Nachbarländer transportiert. Daran sind bestimmt 
nicht nur einzelne Widerstände in einzelnen Regionen 
schuld. 

(Vorsitz: Vizepräsident Hans Klein) 

Im übrigen sei gesagt, daß auch Hausmüllexporte in 
manchen Regionen noch in einem großen Ausmaß 
getätigt werden; bis zu 80 % gehen ins Ausland oder 
in andere Bundesländer. Das ist gewiß kein Ruhmes-
blatt für unsere Wohlstandsgesellschaft. 

Die Sachverständigen meinen, daß ohne die Müll-
exporte der Müllnotstand in der Bundesrepublik 
längst offenbar geworden wäre. Wir unterstützen da-
her eindringlich ihre Forderung, diesen Abfalltouris-
mus so schnell wie möglich zu stoppen. 

Meine Damen und Herren, die Malaise ist ziemlich 
komplett. Ich bleibe bei dieser Feststellung auch 
dann, wenn die Sachverständigen selber dies etwas 
moderater, etwas verhaltener ausdrücken und wenn 
das auch in Ihrer Darstellung, Herr Kollege F riedrich, 
etwas anders geklungen hat. 

Jedenfalls steht soviel fest: Eine Trendwende in der 
Abfallpolitik hat nicht stattgefunden. 

(Zuruf von der SPD: So ist das! — Wider

-

spruch bei der CDU/CSU) 

Das heißt, es wurde der notwendige konsequente 
Schritt von der bloßen Abfallbeseitigung zur Abfall

-

wirtschaft nicht vollzogen. 

Mit einigem Wohlgefallen — so muß ich es schon 
sagen — studieren wir daher die Empfehlungen der 
Sachverständigen. Sie fordern erstens eine klare Ziel-
hierarchie mit absolutem Vorrang für die Abfallver-
meidung. Sie plädieren zweitens für Stoffverbote und 
Rücknahmepflichten bei Produkten, die schädliche 
Stoffe enthalten. So sollte z. B. endlich ein Verbot von 
PVC-Verpackungen ausgesprochen werden. Wir ha-
ben das lange gefordert! 

(Beifall bei der SPD) 

Drittens soll der stofflichen Wiederverwertung ein-
deutiger Vorrang vor der sogenannten thermischen 
Verwertung gegeben werden. Auch das ist uneinge-
schränkt zu unterstützen; auch dagegen haben Sie 
sich bei der Beratung des Abfallgesetzes 1986 vehe-
ment gesperrt. Viertens wird der Grünen Tonne eine 
Absage erteilt, weil sie die Qualität der eingesammel-
ten Wertstoffe verschlechtert und sich deswegen als 
falscher Weg erwiesen hat. Zustimmung! Wir haben 
schon immer die Auffassung vertreten, daß der sinn-
volle und vernünftige Weg ein Gebot der Getrennt-
sammlung ist, damit optimale Voraussetzungen für 
eine Wiederverwertung geschaffen werden. 

Meine Damen und Herren, nehmen Sie dies alles 
zusammen, dann haben Sie im Grunde nichts anderes 
als die Kernelemente der Abfallwirtschaftsphiloso-
phie der SPD-Bundestagsfraktion, die wir bereits 1984 
in unserem Konzept für eine umweltverträgliche Ab-
fallwirtschaft festgelegt haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Damals hat die Koalitionsmehrheit dieses Konzept 
rundweg abgeleht, und sie hat ebenso sämtliche An- 
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träge im Zuge der Beratung des Abfallgesetzes 1986 
abgelehnt — mit dem Ergebnis, daß dieses Abfallge-
setz ein lebensunfähiger Zwitter geworden ist. 

(Abg. Dr. Lippold [Offenbach] [CDU/CSU] 
meldet sich zu Wort) 

Schauen Sie, der Beg riff der Abfallvermeidung 
— lassen Sie mich dies ruhig noch sagen, Herr Kollege 
Lippold — steht zwar im Gesetz, aber — so meinen die 
Experten; ich zitiere das nur — er sei „mehr schlag-
wortartig als maßnahmeorientiert" eingeführt wor-
den. 
So ist das! 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Abgeordnete, ge-
statten Sie eine weitere Zwischenfrage? 

Dr. Liesel Hartenstein (SPD): Ja. 

Dr. Klaus W. Lippold (Offenbach) (CDU/CSU): Herr 
Präsident, ich möchte fragen, ob die Rednerin eine 
Kurzintervention während des Debattenbeitrages ge-
stattet. 

Dr. Liesel Hartenstein (SPD): Ich weiß nicht, wie das 
zeitlich gehandhabt wird. Wenn das nicht zu meinen 
Lasten geht, dann bitte. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Abgeordneter, wäh-
rend eines Beitrages ist eine Kurzintervention nicht 
üblich. 

Dr. Liesel Hartenstein (SPD): Mir wäre es auch am 
Ende meiner Rede lieber. 

Vizepräsident Hans Klein: Sie können eine Zwi-
schenfrage stellen oder sich nachher zu einer Kurzin-
tervention melden. 

Dr. Klaus W. Lippold (Offenbach) (CDU/CSU): Herr 
Präsident, ich werde mich natürlich Ihrem Votum beu-
gen. Ich habe diese Frage nur gestellt, nachdem ich 
das Rundschreiben der Präsidentin zur Kenntnis ge-
nommen hatte. Ich werde mich am Ende des Beitrages 
von Frau Hartenstein noch einmal melden. 

Dr. Liesel Hartenstein (SPD): Jetzt ist die Uhr aber 
doch auf drei Minuten weitergerückt; ich bitte, das zu 
berücksichtigen. 

Vizepräsident Hans Klein: Wir werden die Uhr ent-
sprechend anhalten. 

Dr. Liesel Hartenstein (SPD): Natürlich verweisen 
Sie zu Recht auf eine Reihe von Verordnungen, die auf 
der Grundlage des § 14 ergangen sind und die durch-
aus nicht alle erfolglos waren. Das Paradebeispiel ist 
der dicke Knüppel der PET-Flaschen-Verordnung. Er 
hat gewirkt, und das ist zu begrüßen. Ich stehe gar 
nicht an, dies einzuräumen. 

Dagegen hat sich aber das Instrument der freiwilli-
gen Vereinbarung mit der Indust rie als völlig untaug-
lich erwiesen. Mit diesen Zielfestlegungen ist kein 
einziges überflüssiges Packmittel von der Bildfläche 
verschwunden. 

(Müntefering [SPD]: Jawohl! So ist es!) 

Im Gegenteil, heute besteht mehr als die Hälfte des 
Hausmülls aus Verpackungsmaterialien. Das ist ein 
Alptraum für die Kommunen, und es ist auch ein Alp-
traum im Hinblick auf die unverantwortliche Ressour-
cenverschwendung, mit der endlich Schluß gemacht 
werden muß. 

Nun steht die Verpackungsverordnung ins Haus. 
Sie soll morgen im Bundesrat behandelt werden. Die 
Bundesregierung betrachtet sie gewissermaßen als 
Wunderwaffe und verspricht auch den Kommunen ein 
sichtbares Abschmelzen der Abfallberge. Doch Skep-
sis ist am Platze. Wir fürchten, die Verpackungsver-
ordnung ist eine Mogelpackung, meine Damen und 
Herren, 

(Wiefelspütz [SPD]: Das ist die Wahrheit!) 

und zwar deshalb, weil sie nicht an die Ursachen des 
Übels herangeht, weil sie nicht auf Vermeidung ab-
zielt, sondern vorgaukelt, alles das, was den Grünen 
Punkt trägt, werde wieder recycelt. Das kann zu ei-
nem gewaltigen Täuschungsmanöver führen. 

Notabene, Pfandpflicht und Rücknahmepflicht für 
Händler und Hersteller halten auch wir für richtige 
Maßnahmen. Der Verpackungsindustrie ist es aber 
wiederum gelungen, ein Schlupfloch zu öffnen. 

(Wiefelspütz [SPD]: Mit Hilfe der Koali

-

tion!) 

Sie hat flugs das duale System erfunden, mit dem sie 
die oben genannten Vorschriften umgehen kann. 
Duales System, das klingt ja gut, für den Verbraucher 
aber bedeutet es, daß er neben dem kommunalen 
Mülleimer, neben der getrennten Sammlung von 
Wertstoffen und Kompostabfällen noch einen Indu-
striemülleimer bedienen muß. 

(Dr. Lippold [Offenbach] [CDU/CSU]: Sie ha

-

ben es nicht gelesen! — Kauder [CDU/CSU]: 
Das bedeutet es nicht!) 

— Aber sicher. 

Werden die mühsam aufgebauten Sammelsysteme 
der Kommunen dabei bestehen können? Wer kontrol-
liert die Verwertungsabläufe? Wer stellt sicher, daß 
nicht doch ein großer Teil in die Verbrennungsöfen 
wandert? Ich fürchte, daß hier nicht nur gemogelt wer-
den kann, sondern auch gemogelt werden wird. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
Bündnisses 90/GRÜNE) 

Meine Damen und Herren, die Abfallwirtschaft ist 
ein Testfall für die ökologische Erneuerung der 
Volkswirtschaft. Wir haben diesen Test aber noch 
lange nicht bestanden, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist eine Dau

-

eraufgabe!) 

zumindest so lange nicht, wie die Verantwortung 
nicht dahin zurückverlagert wird, wohin sie gehört, 
nämlich zum Verursacher, d. h. zum Produzenten. 
Erst wenn schon bei der Produktionsentscheidung die 
Entsorgungsprobleme und die Entsorgungskosten mit 
einbezogen werden, kommen wir unserem Ziel einen 
Schritt näher. Erst wenn auch ökonomisch interessant 
wird, ob die potentiellen Abfallprodukte tatsächlich 
verwertbar und unschädlich sind, wird ein entschei-
dender Wandel eintreten. Dafür müssen wir die ge- 
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setzlichen Rahmenbedingungen schaffen. Dafür 
brauchen wir eine Sondermüllabgabe. Dafür brau-
chen wir erhöhte Entsorgungsgebühren. Dafür brau-
chen wir ein Verbot bestimmter abfallintensiver Ver-
packungen. Wir brauchen auch breit angelegte Rück-
nahmepflichten. 

Ich frage übrigens: Wann wird es denn mit der 
Rücknahmepflicht für Schrottautos, wie der Bundes-
umweltminister sie bereits angekündigt hat, ernst? 
Wenn wirklich Produktverantwortung gefragt ist, 
dann wird ein Auto oder eine Kaffeemaschine in Zu-
kunft mit Sicherheit anders aussehen als heute. 

Meine Damen und Herren, es mag hoffnungsvoll 
stimmen, daß ein beträchtlicher Teil der Empfehlun-
gen des Sachverständigenrates in der Tat die Koali-
tionsvereinbarungen eingegangen ist. 

(Dr. Weng [Gerungen] [FDP]: Aha!) 
Es sieht fast so aus, Herr Weng, als ob die Koalition in 
der Abfallpolitik vom Saulus zum Paulus geworden 
wäre. 

(Wiefelspütz [SPD]: Es sieht aber auch nur so 
aus!)  

Uns soll es recht sein. 
Vorerst stehen aber alle diese wohlklingenden Ab-

sichtserklärungen nur auf dem Papier. Wir werden 
sehen, ob der Mut Sie nicht wieder verläßt, wenn es 
darum geht, tatsächlich handfeste gesetzliche Rege-
lungen zu schaffen. Vorläufig jedenfalls zahlt die Ze-
che einer mißlungenen Abfallpolitik der Bürger, und 
zwar in Form explosionsartig angestiegener Müllge-
bühren. Nicht die Kommunen und auch nicht die Ver-
braucher tragen die Hauptverantwortung für den 
Müllnotstand, denn ihnen ist insbesondere bei der 
Müllvermeidung nur ein begrenzter Handlungsspiel-
raum eingeräumt. Die Hauptverantwortung trägt die 
Bundesregierung mit ihrer laschen und halbherzigen 
Abfallpolitik. Deshalb unser Appell: Machen Sie Nä-
gel mit Köpfen! Wir brauchen dringend ein neues, 
zeitgemäßes und effektives Abfallgesetz. 

Danke schön. Ich bedanke mit insbesondere bei 
dem Herrn Präsidenten für seine Nachsicht. 

(Beifall bei der SPD, dem Bündnis 90/ 
GRÜNE und der PDS/Linke Liste) 

Vizepräsident Hans Klein: Ich erteile dem Abgeord-
neten Dr. Klaus Lippold das Wort zu einer Kurzinter-
vention. 

Dr. Klaus W. Lippold (Offenbach) (CDU/CSU) : Herr 
Präsident! Verehrte Frau Kollegin Hartenstein, Sie ha-
ben in den Schlußsätzen verschämt untergebracht, 
daß die Koalition ganz offensichtlich weitgehend 
Punkte aus dem Abfallgutachten übernommen hat. 
Ich gehe davon aus, daß Sie das gemacht haben, um 
die üblichen unzulässigen Vorwürfe dadurch zu im-
munisieren, daß Sie uns in einem weiten Feld recht 
geben. 

Ich stelle fest: 
Erstens. Zu Ihrer Regierungszeit wurde lediglich an 

der Entsorgung festgehalten und für die Abfallwirt-
schaft nichts getan. Mit dem Wechsel der Regierung 
haben wir das Abfallwirtschaftsgesetz geschaffen,  

und wir gehen jetzt dazu über, ergänzend die Pro-
duktverantwortung einzubauen. 

Zweitens halten Sie, Frau Kollegin, an Verboten 
fest, wobei Sie selbst wissen, daß sich das rheto risch 
nach außen hin gut macht, daß diese Verbote aber 
gegenüber der EG nicht durchsetzbar sind. 

Ich stelle damit drittens fest, Frau Kollegin, daß Sie 
es in geradezu sträflicher Weise unterlassen, sich aus-
führlich bei der EG zu informieren, um zu sehen, was 
zulässig ist und was nicht zulässig ist. Ich verweise 
hierzu auf das Beispiel PCP. Wir haben ein Verbot 
ausgesprochen. Die EG hat es variiert. Mithin sind 
weiterhin Produkte mit diesem gefährlichen Stoff zu-
lässig. 

Sie gehen darüber hinaus, nennen Produkte, die 
diese Gefährlichkeit nicht in sich bergen, und denken, 
das sei machbar. Ich sage ganz offen: Eine darart 
opportunistische Haltung, obgleich Sie wissen, daß 
dies nicht umsetzbar ist, ist nicht gut. 

Ein letzter Punkt: Ich darf Sie an Ihre solidarische 
Verantwortung erinnern, wenn es um die Standorte 
von Recycling- und Verwertungsanlagen geht. Denn 
die Frage, ob dieses neue sinnvolle Konzept dualer 
Abfallwirtschaft umgesetzt werden kann, hängt da-
von ab, daß auch sozialdemokratisch geführte Kom-
munen erkennen, daß man nicht nur ein Bekenntnis 
zum Recycling, sondern auch ein Bekenntnis zum Re-
cycling-Standort ablegen muß. Wer vom Recycling 
spricht und in der eigenen Kommune den Standort 
verhindert, der muß ganz offen der Lüge und der Täu-
schung geziehen werden. Da werden wir deutlich 
machen müssen, daß dies alles verbale Bekenntnisse 
sind, die Sie aber selber nicht in die Realität umsetzen 
wollen. 

Ich bedanke mich für Ihr Verständnis, Herr Präsi-
dent. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Hans Klein: Das waren ziemlich prä-
zise zwei Minuten. Zur Replik hat Frau Dr. Harten-
stein das Wort. 

Dr. Liesel Hartenstein (SPD): Herzlichen Dank, Herr 
Präsident. 

Eine zweite Kurzintervention, aber wirklich eine 
kurze; sonst wird ein weiteres Referat daraus. 

Herr Kollege Lippold, erstens: Ich habe keine Ursa-
che, mich mit irgendeiner meiner Aussagen ver-
schämt zu verstecken. 

Zweitens. Sie unterschlagen bei all Ihren Darstel-
lungen, auch bei der Bewertung des Gutachtens, daß 
nun wirklich nach Adam Riese nachrechenbar ist, daß 
mehr als sechs wertvolle Jahre vertan worden sind, in 
denen man Vermeidungs- und Recycling-Strategien 
hätte durchsetzen können. Dann wären wir heute 
nicht in dieser üblen Lage. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn wir darüber diskutieren wollten, bräuchten wir 
aber mehr als zwei Minuten. 

Drittens. Der Hinweis auf die EG kann sehr, sehr oft 
ein Alibi sein und wird sehr häufig von Ihrer Seite als 
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Vorwand gebraucht. Sie wissen so gut wie ich, daß es 
beispielsweise ein Urteil des Europäischen Gerichts-
hofes gibt — den Prozeß hat damals Dänemark ange-
strengt —, das es einem EG-Partnerland sehr wohl 
gestattet, nationale Maßnahmen in Richtung auf eine 
Reduzierung überflüssiger Verpackungen zu ergrei-
fen. Dies könnten wir auch tun. Nur sollte die verant-
wortliche Bundesregierung den Mut dazu haben. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der PDS/Linke Liste) 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Kollegin Birgit 
Homburger, ich erteile Ihnen das Wort. 

Birgit Homburger (FDP): Vielen Dank, Herr Präsi-
dent. 

Meine Damen und Herren, „wir leben in einem 
Müllnotstand". Was viele Kommunen und auch sen-
sibilisierte Bürgerinnen und Bürger damit zum Aus-
druck bringen, formuliert auch das vom Sachverstän-
digenrat für Umweltfragen vorgelegte Sondergutach-
ten „Abfallwirtschaft". Der Rat spricht vom Abfall-
problem als einer Folge der allgemein verbreiteten 
Gedankenlosigkeit im Umgang mit Stoffen und Pro-
dukten in einer industrialisierten Wohlstandsgesell-
schaft, bei der die Entsorgungsinfrastruktur bei wei-
tern  nicht mit der hochentwickelten Versorgungsin-
frastruktur Schritt gehalten hat. Er stellt weiterhin 
fest, daß immer noch zu wenig auf Müllvermeidung 
und Müllverwertung gesetzt wird. 

Die FDP hat in ihrem ökologischen Programm für 
die 90er Jahre ein detailliertes Programm zur Abf all-
wirtschaft formuliert. Höchste Priorität hat dabei die 
konsequente Vermeidung von Abfall bis zu einem 
Mindestmaß, das nicht mehr vermeidbar ist. Der dann 
noch anfallende Abfall ist stofflich zu verwerten, da 
stoffliche Verwertung erhebliche Umweltvorteile 
— wie Rohstoff- und Energieeinsparung sowie gerin-
gere Emissionen— gegenüber der Müllverbrennung 
hat. 

In dieser Zielsetzung, daß Abfallvermeidung vor 
Abfallverwertung steht und den unbedingten Vor-
rang hat, sind wir uns sicherlich alle einig. Einigkeit 
besteht auch darüber, daß nicht vermeidbarer Abfall 
stofflich wiederverwertet werden soll, daß also die 
stoffliche Verwertung Vorrang vor thermischer Ver-
wertung und Deponierung haben muß. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
Eine entsprechende Novellierung des Abfallgesetzes 
werden wir in dieser Legislaturperiode vornehmen. 

Trotz Vermeidung und Verwertung wird es aber 
nach wie vor ein Restmüllaufkommen geben, das ent-
sorgt werden muß. Ziel ist es, die Entsorgung dieses 
Restmüllaufkommens so vorzunehmen, daß es auf 
Dauer kein Problem für die Umwelt darstellt. Soweit 
irgend möglich, sollen nur Stoffe, die weder in den 
Stoffkreislauf zurückgeführt werden können noch 
kompostierbar sind, verbrannt werden, soweit dies 
hinsichtlich ihrer Auswirkungen auf die Umwelt ver-
tretbar ist. 

Für die Beurteilung, welche abfallwirtschaftlichen 
Maßnahmen am ehesten zur Beseitigung eines Rest-
müllaufkommens geeignet sind, scheint es mir sinn-

voll, das vom Rat vorgestellte Konzept der „Last-
pakete" weiter zu verfolgen. Es handelt sich dabei um 
eine vergleichende Risikobewertung von abfallwirt-
schaftlichen Maßnahmen hinsichtlich der Gesamtheit 
der damit verbundenen Umweltbelastungen wie 
Emissionen, Immissionen und Schädigung von Öko-
systemen. Mit den Lastpaketen werden die abfallpoli-
tischen Strategien Vermeidung, Verwertung und Be-
seitigung von Abfall durch Deponieren, Verbrennung 
oder andere Methoden in der Gesamtbewertung um-
weltpolitisch verglichen. 

Am besten ist natürlich der Abfall, der gar nicht erst 
entsteht. 

(Zuruf von der FDP: So ist es!) 

Deshalb muß stärker als bisher bei Planung, Entwick-
lung und Herstellung eines Produktes die Vermei-
dung von Abfällen berücksichtigt werden. Schon im 
frühesten Stadium der Planung muß geprüft werden, 
welche Stoffe einzusetzen sind und wie diese im Stoff-
kreislauf weiter behalten werden können. 

Die Wirtschaft hat bisher die Möglichkeiten, schon 
in der Entwicklungs- und Produktionsphase bei ihren 
Produkten hierauf ausreichend Rücksicht zu nehmen, 
nicht oder nur äußerst ungenügend genutzt; da muß 
ich der Kollegin Hartenstein recht geben. Daher muß 
Unternehmern oder auch Verbrauchern die Verant-
wortung für das von ihnen geschaffene oder genutzte 
Produkt bis zum Ende auferlegt werden. 

Daß die Hersteller jedoch durchaus reagieren, wenn 
Ihnen besondere Entsorgungspflichten drohen, zei-
gen die vermehrt ohne Quecksilber auf den Markt 
kommenden Batterien oder die Maßnahmen der Indu-
strie auf Grund der drohenden Verpackungsverord-
nung. Es ist traurig, daß Verursacher von Umweltbe-
lastungen offensichtlich immer erst dann reagieren, 
wenn der Gesetzgeber mit dem drohenden Holzham-
mer unmittelbar hinter ihnen steht, sprich: damit 
droht, eine Verpflichtung per Gesetz zu schaffen. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Ebenso wie bei der Abfallvermeidung ist auch bei 
der stofflichen Verwertung der vorhandene Spiel-
raum bisher nur zu einem geringen Teil genutzt. 
Schon vorhandenes fachliches Know-how etwa zur 
Verwertung von Kunststoffen wird zu wenig genutzt. 
Notwendig sind also erheblich mehr Recyclingan-
strengungen. Dazu gehört aber nicht nur die weitge-
hend sortenreine Sammlung von z. B. Glas, Papier, 
Kunststoff oder Aluminium, sondern vor allem auch 
der gezielte Einsatz von solchen Stoffen, die wie-
derum hochwertig eingesetzt werden können. 

(Zustimmung des Abg. Dr. Weng [Gerlin

-

gen] [FDP]) 

Eine bedeutende Hilfe beim sortenreinen Sammeln 
sind Kennzeichnungspflichten, auf die ich später noch 
näher eingehen werde. 

Umweltgefährdende Produkte, die sich nicht um-
weltfreundlich verwerten und entsorgen lassen, müs-
sen schrittweise aus dem Verkehr gezogen werden. 
Bei Planung, Entwicklung und Herstellung von Pro-
dukten ist darauf zu achten, daß diese möglichst aus 
gleichen Stoffen bestehen, Teile aus unterschiedli- 
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chen Stoffen sich leicht trennen lassen und sie sich 
leicht und schadlos wiederverwerten oder gegebe-
nenfalls beseitigen lassen. 

Notwendig sind allerdings auch Stoffverbote. Der 
Rat hat dazu interessante und wichtige Empfehlungen 
gegeben, so z. B. das Verbot von PVC als Verpak-
kungsmaterial und das Verbot bestimmter Produk-
tionsverfahren. 

(Müller [Völklingen] [SPD]: Ist ja toll! Warum 
setzen Sie das in Ihrer Regierung nicht 

durch? Verbieten Sie doch!) 

Ziel der Abfallvermeidung muß ferner der Abbau von 
Mehrfachproduktverpackungen und Einwegmateri-
alien sein. Die bisherigen Zielfestlegungen und 
die Verpackungsverordnung sind dabei wichtige 
Schritte. 

Im Hinblick auf die drohende Verpackungsverord-
nung hat sich die Wirtschaft dazu durchringen kön-
nen, einen eigenen umfassenden Vorschlag zur Redu-
zierung der Abfallprobleme zu machen: die duale 
Abfallwirtschaft. Wichtig ist nicht nur, daß die Wirt-
schaft sammelt und so weit wie möglich stofflich ver-
wertet, sondern wichtig ist auch, daß die Wirtschaft 
stärker als bisher Verpackungen vermeidet, also Ab-
fall gar nicht erst entstehen läßt. 

(Müller [Völklingen] [SPD]: Die Wirtschaft 
hat sich nicht durchgerungen; sie unterläuft 
Ihr Konzept! Nehmen Sie das zur Kennt

-

nis!) 

— Die Wirtschaft hat sich durchgerungen, und sie 
wird sich daran halten, weil wir das mit der Verpak-
kungsverordnung unterstreichen, Frau Kollegin. Viel-
leicht begreift das auch die SPD irgendwann ein-
mal. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ich zitiere jetzt, was der Sachverständigenrat 
— Frau Kollegin, vielleicht hören Sie zu — zum Kon-
zept der dualen Abfallwirtschaft feststellt: 

Von dieser Maßnahme ist auf Grund der größeren 
Marktorientierung der privat organisierten Ver-
wertung eine Erhöhung des Verwertungsanteils 
und ein verstärkter Druck auf den Handel sowie 
Konsum- und Verpackungsindustrie zu erwarten, 
verwertungsfreundlichere Erzeugnisse anzubie-
ten. 

In diesem Sinne unterstützt die FDP das von der 
Wirtschaft angebotene System als einen möglichen 
Beitrag zur Reduzierung des Abfalls. Allerdings muß 
dieses duale Abfallsystem — darin stimmen wir sehr 
wahrscheinlich überein, Frau Kollegin — in den vor-
gegebenen Zeiträumen umfassend aufgebaut wer-
den. Es muß wirklich zu einer Vermeidung und um-
fassenden stofflichen Verwertung führen. 

(Beifall bei der FDP) 

Aber nicht nur Ordnungsrecht, sondern vor allem 
marktwirtschaftliche Instrumente sind der Hebel für 
die Abfallvermeidung. Zum letzteren gehören z. B. 
Pfandverpackungen mit Rücknahmepflicht. Die Mög-
lichkeiten des Einsatzes dieses Instrumentes sind bei 
weitem nicht ausgeschöpft. Schon heute funktioniert 
auf freiwilliger Basis ein hervorragendes System im 

Bereich der kohlesäurehaltigen Getränke und bei 
Bier. Ziel muß sein, dies auch für andere Bereiche, wie 
z. B. Wein, Milch oder Fruchtsäfte, zu erreichen. 

Um den Produzenten zur stärkeren Reduzierung 
der Schadstoffe in seinen Produkten zu bewegen, ha-
ben wir mit der CDU/CSU vereinbart, auf Sonderab-
fälle künftig eine Abgabe zu erheben, eine Abgabe, 
die nicht der Finanzierung von öffentlichen Haushal-
ten, sondern konkret diesem Bereich dienen soll. Ich 
begrüße die Erklärung des Bundesumweltministers, 
daß der entsprechende Gesetzentwurf bereits in den 
nächsten Wochen vorgelegt wird. 

(Wiefelspütz [SPD]: Wo ist er denn?) 

— Er wird in den nächsten Wochen vorgelegt. Ich 
habe gesagt: Ich begrüße es, daß er in den nächsten 
Wochen vorgelegt wird, Herr Kollege. Vielleicht hö-
ren Sie richtig zu. 

Zur Reduzierung der Schadstoffe in Abfällen tra-
gen auch Stoffverbote und Kennzeichnungspflichten 
bei. Generell ist die Kennzeichnungspflicht ein wich-
tiges, bisher nicht ausreichend genutztes Instrument. 
So sollen künftig alle Einweg- und Mehrwegverpak-
kungen je nach Einstufung deutlich gekennzeichnet 
sein. Das heißt, alle Produkte sollen so gekennzeich-
net werden, daß für den Verbraucher auf den ersten 
Blick erkennbar ist, wie sie später, wenn sie zu Abfall 
werden, zu behandeln sind. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Dr.  Weng [Gerlingen] [FDP]: Sehr vernünf

-

tig!) 

Zur Kennzeichnung müssen also auch Hinweise auf 
die jeweils umweltfreundlichste Methode der Be-
handlung und Beseitigung der aus Verbrauchsgütern 
verbleibenden Abfälle gehören. 

Schließlich spielen Information und Beratung von 
Bürgern eine wesentliche Rolle. Sie können z. B. 
durch Abfallberater erfolgen. Gleichzeitig muß die 
Information früher ansetzen. So sind z. B. Projekttage 
mit „Abfallmobilen" an Schulen ein wichtiger Infor-
mationsbestandteil. 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Kollegin, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage der Abgeordneten Harten-
stein? 

Birgit Homburger (FDP) : Nein, Herr Präsident, ich 
gestatte nicht. 

(Müller [Völklingen] [SPD]: Da wäre auch 
Sachverstand gefragt! — Wiefelspütz [SPD]: 

Wir fühlen uns tief getroffen!) 

Grundsatz muß sein, daß Massenabfälle wie Haus-
und Gewerbemüll in den Entstehungsregionen auch 
wieder entsorgt werden. Dies ist der beste Anreiz da-
für, daß der, der entsorgen muß, dafür sorgt, daß mög-
lichst wenig an Abfällen anfällt. Problemabfälle müs-
sen im überregionalen Entsorgungsverbund entsorgt 
werden, da nicht für jede Art von Problemabfällen die 
jeweilige umweltfreundlichste Entsorgungsmöglich-
keit an jedem Ort zur Verfügung stehen kann. Im übri- 
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gen: Müllexporte ins Ausland lehnt die FDP grund-
sätzlich ab. 

(Beifall bei der FDP und des Abg. Wiefels

-

pütz [SPD]) 
Ich komme zum Schluß. Die Erfolge in der Abfall-

wirtschaft werden sich nicht allein danach messen, 
was der Bundesgesetzgeber oder der Bundesumwelt-
minister in den nächsten Jahren noch veranlaßt. Wie 
der Rat zu Recht ausführt, können die meisten der auf 
Vermeidung und Verwertung gerichteten Instru-
mente der Abfallwirtschaft nur in dem Maße erfolg-
reich sein, in dem sich ein Mentalitätswandel voll-
zieht. Das sagt im übrigen auch der Bericht. 

Die Politik muß rechtzeitig und nachhaltig den Rah-
men setzen. Jedoch müssen auch Wirtschaft und Ver-
braucher, die Bundesländer und die Kommunen 
— das ist mehrfach angesprochen worden — gewich-
tige Beiträge liefern, damit eine umweltverträgliche 
Abfallwirtschaft entsteht. Die Produktionstechnologie 
muß durch eine auf gleich hohem Stand stehende 
Abfalltechnologie ergänzt werden. Hierfür bedarf es 
klarer Abfallwirtschaftsziele, die auch die Länder und 
Kommunen für ihre Gebiete festlegen müssen. Ent-
scheidend ist in der Abfallwirtschaft insbesondere, 
was vor Ort geschieht. 

Mit der umfassenden Novellierung des Abfallgeset-
zes wollen wir dabei auf Bundesebene ein wichtiges 
Signal setzen. Das Gutachten des Sachverständigen-
rates gibt dazu wichtige Anregungen. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Abg. Dr. Weng [Gerlingen] [FDP] überreicht 
der Abg. Homburger einen in Folie verpack

-

ten Blumenstrauß. — Wiefelspütz [SPD]: Wer 
entsorgt das Zellophan? — Gegenruf des 
Abg. Dr. Weng [Gerlingen] [FDP]: Das wird 

umweltfreundlich entsorgt!) 

Dr. Liesel Hartenstein (SPD) : Darf ich eine Kurz-
intervention machen? Wirklich nur eine Minute! 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Kollegin, ich fände 
das gegenüber den anderen Kollegen nicht ganz fair, 
aber bitte. 

(Dr. Weng [Gerlingen] [FDP]: Es gibt aber 
keine Blumen, Frau Hartenstein!) 

Dr. Liesel Hartenstein (SPD): Das kann ich mir den-
ken, aber vielleicht werden sie nachgeliefert, Herr 
Weng. 

Ich möchte auf etwas hinweisen. Leider kann ich 
nur aus der Kurzfassung des Gutachtens zitieren. Un-
ter dem Stichwort „duales Abfallsystem" heißt es in 
Ziffer 7 des Vorworts: 

Das in der augenblicklichen umweltpolitischen 
Diskussion intensiv behandelte Konzept der 
„dualen Abfallwirtschaft" konnte in vorliegen-
dem Gutachten nicht mehr abschließend bewer-
tet werden. Der Rat sieht darin jedoch einen inter-
essanten Ansatz, dessen Praktikabilität und 
Wirksamkeit näher geprüft werden sollte. Es muß 
jedoch auch die Gefahr gesehen werden, daß die-
ses Konzept nicht zu der eigentlich angestrebten 

Vermeidung von Abfällen am Entstehungsort 
beiträgt. 

Das wollte ich nur als Ergänzung zu Ihren optimisti-
schen Ausführungen zu Gehör bringen. 

(Dr. Weng [Gerlingen] [FDP]: Gefahr er

-

kannt, Gefahr gebannt!) 
Danke. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Kollegin Hombur-
ger, wollen Sie darauf erwidern? 

Birgit Homburger (FDP): Herr Präsident! Es ist un-
nötig, darauf zu antworten. 

(Heiterkeit bei der FDP und der CDU/CSU — 
Lachen bei der SPD) 

Vizepräsident Hans Klein: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Ul rich Briefs. 

Dr. Ulrich Briefs (PDS/Linke Liste): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Die Debatte über das Son-
dergutachten des Rates von Sachverständigen für 
Umweltfragen zur Abfallwirtschaft gibt Gelegenheit, 
ein ganz grundlegendes und immer dringlicher wer-
dendes ökologisches Problem der entwickelten Indu-
striegesellschaft, nämlich den drohenden Müllinfarkt, 
und auch konkrete Maßnahmen zur Verhinderung 
dieses Müllinfarkts anzusprechen. Das Sondergutach-
ten hat das Verdienst, daß es eine Reihe grundsätzli-
cher Fragen durchaus vertieft und ausführlich auf-
wirft. Es ist jedoch leider nicht sehr deutlich und kon

-

sequent in seinen im übrigen kurz gehaltenen Forde-
rungen. 

1950 entfielen im Jahr auf jeden Einwohner 100 kg 
Abfälle. Heute sind es 400 kg. Tendenz: steigend. Im 
neuen Deutschland zieht der Osten jetzt sogar in be-
sonders dramatischer Weise bei der Müllerzeugung 
nach. Das ist nur zum Teil Ergebnis der Konsumauf-
holjagd der Bevölkerung im Osten. Es ist zum Teil 
auch ein Versäumnis der Bundesregierung. Warum 
hat die Bundesregierung die Zerstörung des Sero-
Systems, eines hocheffektiven, der DDR-Stoffmangel-
wirtschaft entsprungenen Wiederverwertungssy-
stems von Abfallstoffen, zugelassen? 

(Lachen bei der CDU/CSU) 
Warum hat sie damit Arbeitsplätze zerstört? Wo war 
der Bundesumweltminister, als die Entscheidung zum 
Sero-System, zur Erhaltung, zum Ausbau oder zur 
Einstellung der Wiederverwertung von Sekundärroh-
stoffen in der DDR, anstanden? 

Ich hätte von unserem Ökologieminister gerne ein-
mal eine mit wirksamen Umweltverbesserungen ver-
bundene Ankündigung — neben den vielen Ankün-
digungen, die eben reine Ankündigungen, reine Luft 
und sonst nichts waren — gehört, die lautete: Die Bun-
desregierung beschließt die Erhaltung der Sekundär-
rohstofferfassung und -verwertung in der früheren 
DDR und stellt — meinetwegen — 150 Mil lionen DM 
für ihren Ausbau und ihre Anpassung an die verän-
derten Verbrauchsgewohnheiten der früheren DDR

-

Bürger zur Verfügung. — Das wäre einmal eine kon-
krete, nachvollziehbare, wirksame und zugleich öko- 
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logisch und sozial sinnvolle Ankündigung einer Maß-
nahme gewesen. 

Nur, das wollte die Bundesregierung wegen ihrer 
ideologischen Scheuklappen nicht. Das will sie in Zu-
kunft wohl auch nicht. Es darf nichts Positives von der 
alten DDR bleiben, und sei es ökologisch und sozial 
noch so vernünftig. 

Im übrigen, große westdeutsche und internationale 
Konzerne stehen Gewehr bei Fuß, um auch die im 
Haushaltsmüll bald ertrinkende frühere DDR mit 
Müllverbrennungsanlagen zu überziehen, die teuer 
sind, die wenig Arbeitsplätze schaffen und die vor 
allem hochgiftige Luftimmissionen — insbesondere 
Furane und Dioxine — verursachen. 

Wie verhängnisvoll die Weigerung der Bundesre-
gierung, das Sero-System zu erhalten und auszu-
bauen, einmal sein wird, zeigt sich an folgenden Zah-
len: Das gesamte Abfallaufkommen betrug laut Son-
dergutachten in der BRD 1987 fast 250 Millionen t. 
Hausmüll, hausmüllähnliche Abfälle und Sperrmüll 
haben daran einen Anteil von nur etwas mehr als 
11 %. Der eigentliche Anteil von Produktionsabfall 
liegt bei etwa 34 Millionen t im Jahr, darunter allein 
zirka 2,2 Millionen t nachweispflichtige Sonderab-
fälle, insbesondere Giftmüll, so das Sondergutachten. 
7,2 Millionen t Abfälle werden jährlich exportiert. 
Von den Sonderabfällen — insbesondere von Gift-
müll — werden jedoch nicht ganz 40 v. H. expor-
tiert. 

Jährlich über 0,8 Millionen t Sonderabfälle mähren 
insbesondere den Mülltourismus, den Export von 
Giftmüll vor allem in die Länder der Dritten Welt. 
Diese Zahlen beleuchten die Größe des Problems. In 
ca. vier Jahren fallen 1 Milliarde t Abfälle an. 

Wie geht nun das Sondergutachten mit diesem Pro-
blem um? Rund heraus gesagt: Unzureichend. Zwar 
fordert  es — etwas verschämt, aber immerhin — den 
allmählichen Ausstieg aus der Chlorchemie. So sollen 
die in der Papierherstellung genutzten Bleichverfah-
ren, die mit Chlor oder Chlorverbindungen arbeiten, 
untersagt werden. PVC soll zumindest bei Verpak-
kungen durch Polyäthylen und Polypropylen ersetzt 
werden. Wie steht aber die Bundesregierung dazu? 
Zwar wird vom Sondergutachten ebenfalls ein ver-
schämter Ausstieg im Bereich der Schwermetalle vor-
geschlagen. Wird die Bundesregierung dem aber fol-
gen? 

Wann endlich untersagt die Bundesregierung nach-
gewiesenermaßen schädliche Stoffe wie chlorierte 
Kohlenwasserstoffe in chemischen Reinigungen, wie 
die chlororganische Produktion, deren Rückstände bis 
vor kurzem auf See verbrannt wurden, und wie die 
Oberflächenbehandlung von Metallen in cadmium-
haltigen Bädern? Das Sondergutachten spricht sich zu 
Recht für die Verknüpfung von ordnungsrechtlichen 
und ökonomischen Instrumenten aus. Wann folgt die 
Bundesregierung der Empfehlung, bei gefährlichen 
Abfällen eindeutig zuerst ordnungsrechtliche Instru-
mente — etwa Verbote — einzusetzten? 

Wann legt sie gerade beim Sondermüll die Priorität 
auf die Vermeidung von Sondermüll, und wann 
schafft sie den entsprechenden Vermeidungsdruck 
sowohl bei Sondermüll als auch beim Haushaltsmüll? 

Wann wird die volle Internalisierung der externen 
Kosten — z. B. auch der Langzeitkosten für Deponien 
— eingeführt und damit ein entscheidender Schritt zur 
Realisierung des Verursacherprinzips getan? 

Wann verbietet die Bundesregierung entsprechend 
den Empfehlungen des Sondergutachtens Abfallex-
porte in Entwicklungsländer? Wann werden wirk-
same Schritte unternommen, um zu verhindern, daß 
Abfälle immer wieder als Reststoffe getarnt zu 
Pseudo-Recycling-Anlagen innerhalb und außerhalb 
der EG verbracht werden? Wann nimmt die Bundes-
regierung in Angriff, daß neue Produkte und neue 
Werkstoffe einer Abfallträchtigkeitsprüfung unterzo-
gen werden müssen? 

Indirekt fordert das Sondergutachten damit eine 
frühzeitige und umfassende Produktlinienanalyse. 
Das ist überfällig. Das Sondergutachten ist somit 
voller Handlungsherausforderungen für die Bundes-
regierung und den Bundesumweltminister. Ankündi-
gungen und anschließendes Nichtstun wie bisher sind 
aber keine Lösung. 

Ein umfassendes Konzept zur Lösung der Abfall-
problematik kann freilich das Sondergutachten auch 
nicht liefern. Das liegt vielleicht weniger am guten 
Willen und der Einsicht der Autoren als vielleicht eher 
an der Internalisierung der tätsächlichen oder ver-
meintlichen politischen und ökonomischen Restriktio-
nen. 

Ein solches umfassendes Konzept der Abfallpolitik 
muß nach unserer Meinung nach dem Grundsatz ver-
fahren: Vermeiden und verwerten statt verbrennen 
und vergraben. Deponierung und Verbrennung sind 
falsche Wege. Deponierung führt zur Landschaftszer-
störung, zu einer Wohnumfeldverschlechterung. Ins-
besondere besteht die Gefahr der Belastung und Zer-
störung von Grundwasserreservoirs. Verbrennung 
dient zwar der Wirtschaft, insbesondere bestimmten 
Unternehmen der Großwirtschaft — Müllverbren-
nungsanlagen sind geradezu Ersatzprojekte für 
AKWs geworden —, schafft aber unabsehbare neue 
Gesundheitsgefahren. 

Deshalb fordern wir von der PDS/Linke Liste für 
eine ökologische Abfallwirtschaft entsprechend er-
stens ein konsequentes Abfallvermeidungs- und Ver-
wertungsgebot. 

(Wiefelspütz [SPD]: Wer fordert denn eigent

-

lich die Entsorgung der PDS?) 

Zweitens. Abfallbeseitigung und Abfallverwertung 
muß Sache der Kommunen werden. 

Drittens. In den Parlamenten müssen Initiativen für 
Abfallbeseitigungsgesetze und für eine TA Abfall er-
griffen werden, die den Kommunen den rechtlichen 
Handlungsrahmen für eine umfassende ökologische 
Abfallwirtschaft schaffen. 

Viertens. Wir fordern Verpackungs- und Abf allab-
gaben, Verbote bestimmter Verpackungen, Verpak-
kungsnormierungen, Zwangspfand, eine Rücknah-
meverpflichtung für den Handel und eine Kennzeich-
nungspflicht für Produkte, um insbesondere Einweg-
verpackungen zurückzudrängen. 

Fünftens. Notwendig ist aber auch eine neue Ein-
stellung der Verbraucher und Verbraucherinnen. 
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Sechstens. Wir fordern ein Konzept, das den Aus-
stieg aus der Müllverbrennung regelt. Die nicht rück-
holbare Einlagerung von Giftmüll in Salzkavernen 
lehnen wir ab. 

Siebtens. Grundsätzlich muß nach dem Verursa-
cherprinzip bei der Müllentsorgung verfahren wer-
den. 

Achtens. Wir fordern ein Verbot des Müllexports. 
Neuntens. Wir werden uns nicht zu Sachwaltern der 

Elektrizitätswirtschaft, von Anlagenherstellern, soge-
nannten Entsorgungsfirmen, und der chemischen In-
dustrie machen, die durch die herrschende Abfall-
politik auf Kosten der Umwelt profitieren. 

Zehntens. Aufs schärfste verurteilen wir die miß-
bräuchliche Umwidmung von industriellen Feu-
erungsanlagen zur Müllverbrennung. 

Elftens. Ohne den Druck der Bürgerintiativen vor 
Ort können wir das Ziel einer ökologischen Abfall-
politik in den Parlamenten nicht durchsetzen. Des-
halb brauchen wir die Demokratisierung der Ent-
scheidungsprozesse durch Verbesserung der Teilha-
berechte der Menschen. 

Zwölftens. Die Information der Bevölkerung ist 
durch Offenlegung aller Emissionsdaten zu gewähr-
leisten. Die Beteiligung der Öffentlichkeit an allen 
Verfahren für die Errichtung von irgendwelchen An-
lagen der Müllbehandlung ist abzusichern. 

Das sind konkrete Maßnahmen auf dem Wege zur 
Verhinderung des Müllinfarkts. Wir greifen insofern 
einen Teil — das sage ich ganz offen, auch als ehema-
liger Grüner — der politischen Tradition der GRÜ-
NEN auf. Mit den GRÜNEN fordern wir die Bundes-
regierung auf: Steuern Sie um in der Abfallpolitik, las-
sen Sie nicht zu, daß dieses Land in einer Müllawine 
ertrinkt. Wir haben dazu konkrete Vorschläge ge-
macht. 

Danke schön. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste — Dr. Lip

-

pold [Offenbach] [CDU/CSU]: Die Brunnen

-

vergifter von gestern als die Saubermänner 
von heute! Das ist ein Hohn!) 

Vizepräsident Hans Klein: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Klaus-Dieter Feige. 

Dr. Klaus-Dieter Feige (Bündnis 90/GRÜNE): Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Beim Redebei-
trag von Herrn Dr. F riedrich habe ich zunächst ge-
dacht, daß ich den falschen Be richt gelesen habe. Man 
kann auch bei der Interpretation der Aussagen zu 
anderen Ergebnissen kommen; denn im Be richt der 
Sachverständigen für Umweltfragen, der Ende 1990 
vorgelegt wurde, endet mit der Forde rung nach künf-
tigen Produktions- und Verwertungssystemen, die 
nur verwertbare oder endlagerfährige Stoffe erzeu-
gen, und der tollen Aussage: „Von diesem Ziel sind 
wir jedoch noch weit entfernt. " 

Ich glaube, konzentrierter als die Sachverständigen 
kann man die Wirkung oder besser die Nichtwirkung 
des Abfallgesetzes von 1986 nicht zusammenfassen. 

Hiobsbotschaften — die wir heute auch schon ge-
hört haben — wie Müllnotstand, Verpackungsflut, 

Entsorgungsengpaß, Zusammenbruch des Mehrweg-
systems kommen, wenngleich es auch nicht so klin-
gen mag, nicht aus den fünf neuen Ländern, sondern 
in erster Linie wegen der höheren Kaufkraft und auch 
des intensiveren Konsumvermögens aus der alten 
Bundesrepublik. Die Sachverständigen kritisieren zu-
sammenfassend, daß die Müllvermeidung noch in den 
elementarsten Anfängen liegt. 

Gemessen an der Aussage des damaligen Bundes-
innenministers Zimmermann, „der beste Müll ist der, 
der erst gar nicht entsteht" — Frau Homburger hat 
dieses Zitat schon gebracht —, ist die Bilanz des Ab-
fallgesetzes und damit die Bilanz des Bundesumwelt-
ministers im Bereich Abfallpolitik undiskutabel 
schlecht. Seit Zimmermanns Aussage aus dem Jahre 
1983 ist das Anwachsen der Müllberge nicht zurück-
gegangen. Es ist um kein Kilogramm und keine Tonne 
gebremst worden. 

Im Gegenteil: Die Müllberge wachsen weiter, die 
Anzahl der Müllverbrennungsanlagen nimmt weiter-
hin zu, sogenannte geordnete Deponien platzen aus 
ihren Nähten. Ich stelle mir einmal vor, was noch da-
zugekommen wäre, wenn es damals nicht den soge-
nannten Müllexport in die ehemalige DDR gegeben 
hätte. 

Herr Staatssekretär Stroetmann hat uns gestern dar-
über informiert, daß in den neuen Bundesländern le-
diglich eine Deponie so sei, daß sie den westdeut-
schen Verhältnissen entspricht. Ich kann mir richtig 
ausmalen, was passieren würde, wenn jetzt für ge-
raume Zeit einmal auf G rund dieser Notsituation der 
Müllstrom aus den fünf neuen Bundesländern in die 
besseren Deponien in Westdeutschland umgeleitet 
werden müßte, wo der Müll teilweise auch hergestellt 
wird. 

Man mag dem Bundesumweltminister zugute hal-
ten, daß er sich geirrt hat und die Unwirksamkeit des 
entsprechenden Gesetzes nicht vorausahnen konnte. 
Nur, war das nicht vielleicht schon etwas früher mög-
lich? 

Die Wirtschaft steckt nach wie vor einen ungeheu-
ren Aufwand in die Entwicklung und Vermarktung 
neuer Produkte. Sie hat sich aber bisher, glaube ich, 
kaum darüber Gedanken gemacht, was mit diesen 
neuen Produkten passieren soll, wenn man sie dann 
tatsächlich einmal nicht mehr braucht. Ich glaube, wir 
sind noch meilenweit davon entfernt, bereits bei der 
Produktion so zu verfahren, daß möglichst wenige 
Abfälle entstehen, die Abfälle schadstoffarm sind und 
daß die unvermeidbaren Abfälle problemlos verwert-
bar sind. In den regierungspolitischen Entscheidun-
gen kann ich und können, glaube ich, auch die Gut-
achter zumindest in den letzten acht Jahren keine 
echte Wende zu einer modernen Abf allvermeidungs-
wirtschaft erkennen. 

Zum notwendigen Handlungsbedarf haben sich 
die, wie ich glaube, sicher als kompetent zu bezeich-
nenden Umweltverbände in den letzten Tagen recht 
deutlich geäußert. Auch sie bestehen ja in erhebli-
chem Umfang aus Menschen, die uns gewählt haben. 
So appelliert der Deutsche Naturschutzring mit großer 
Eindringlichkeit an die Regierungschefs der 16 Bun-
desländer, sich bei der morgigen entscheidenden Sit- 
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zung des Bundesrates über die Verpackungsordnung 
nicht dem Druck Bonns — also der Regierung — und 
der Verpackungsfetischisten zu beugen. Diese um-
weltpolitisch höchst bedeutsame Verordnung ent-
scheidet über 50 % des Hausmülls. Entgegen der Na-
mensbezeichnung bringt der jetzige Entwurf so gut 
wie keinen Fortschritt bei der so wichtigen Abfallver-
meidung. 

Die Damen und Herren von der Regierungsbank 
sollten meines Erachtens sowieso viel häufiger auf die 
Verbände hören. Dort wird sehr gute und sehr wich-
tige Arbeit geleistet. Vielleicht lassen sich dabei sogar 
unnötige Personalkosten einsparen oder besser anle-
gen. 

Die aktuelle Diskussion in Sachen Abfallvermei-
dungsverordnungen oder -gesetzesnovellen konzen-
tirert sich seit einiger Zeit besonders auf das Für und 
Wider des dualen Abfallsystems mit den geplanten 
grünen Abfalltonnen für eine Reihe von theoretisch 
wiederverwertbaren Abfallstoffen. 

(Dr. Friedrich [CDU/CSU]: Das stimmt gar 
nicht, Herr Kollege! Sie müssen nachlesen!) 

— Ich lese gern nach . Dann werden wir sehen, daß ich 
recht habe. 

(Dr. Friedrich [CDU/CSU]: Das haben Sie 
schon vor einem Jahr gesagt!) 

Wie von den GRÜNEN bereits im vergangenen Jahr 
— eben damals schon — kritisiert wurde, trägt diese 
Strategie keinesfalls zu der gewünschten Abfallver-
meidung bei. Im Gegenteil: Das System der dualen 
Abfallwirtschaft wird lediglich zu einer Beschönigung 
von Statistiken führen, weil ein Großteil von Abfällen, 
insbesondere von Verpackungsabfällen, nicht mehr 
über die öffentliche Hand entsorgt werden soll, son-
dern über p rivate Erfassungssysteme abgefahren wird 
und, wie ich glaube, dann doch auf den Deponien lan-
det, so daß zur Müllvermeidung nicht beigetragen 
wird. 

Das finden Sie, glaube ich, letztendlich auch im vor-
gelegten Bericht. Ich kann den Gutachtern dort fol-
gen, die meines Erachtens nicht mit einer gewissen 
Voreingenommenheit, die vielleicht gegenüber ei-
nem GRÜNEN bestehen kann, belastet sind. 

Der Zeitschrift „Ökologische Briefe" vom 20. März 
1991 entnehme ich, daß der Verein „ProMehrweg", 
ein Zusammenschluß von Getränkegroßhändlern und 
Getränkeabfüllern, der Verpackungsordnung und 
dem dualen System den Kampf angesagt hat. Das ist 
um so verwunderlicher, als dieser Verein ja ganz be-
sonders die auch von Herrn Bundesminister Töpfer 
gelobte Verwendung von Mehrwegflaschen unter-
stützt. Es sollte die Regierung in Unruhe versetzen, 
daß die Kritik an der gegenwärtigen Müllpolitik nicht 
nur von den GRÜNEN oder allgemein von der Oppo-
sition oder von den Natur- und Umweltverbänden, 
sondern auch von denen kommt, die dem Anschein 
nach dadurch begünstigt werden sollen. 

Wir folgen insgesamt der Auffassung des Bundes 
für Umwelt und Naturschutz Deutschland, der die 
Gefahr einer Recycling-Lüge erkennt. Er schreibt: 

Das Duale Abfallwirtschaftssystem suggeriert, 
alle gesammelten Verpackungsabfälle würden 

recycelt. In Wahrheit besteht hier weiterhin er-
heblicher Zweifel, da weder die technischen 
Möglichkeiten noch die Kapazitäten für ein um-
fassendes stoffliches Recycling vorhanden sind. 
So stehen 760 000 Tonnen gemischter Kunststoff-
abfälle aus Verpackungen pro Jahr lediglich rund 
20 000 Tonnen Verwertungskapazität gegen-
über. 

Ich darf in diesem Sinn wohl auch die Pressemittei-
lung des stellvertretenden FDP-Vorsitzenden Baum 
vom 15. März 1991 als Kritik an der Regierungsarbeit 
des Umweltministeriums werten. Kollege Baum for-
dert zu Recht, endlich den Erhalt und Ausbau des 
Mehrwegsystems zu sichern und die zu konzipie-
rende Verpackungsverordnung und die Novelle des 
Abfallgesetzes endlich entsprechend auszugestal-
ten. 

Kurz gesagt scheint im Bundesumweltministerium 
in allem grundsätzlich nach § 1 der alten Mecklenbur-
gischen Landesordnung gearbeitet zu werden, der da 
lautet: Erstens. Es bleibt alles ... Zweitens ... so, wie 
es ist. 

(Heiterkeit) 

Kritik also von allen Seiten. Es ist somit höchste Zeit, 
daß sich nun wirklich jemand in der Regierung für das 
Abfallvermeidungsproblem verantwortlich fühlt. 

Zum Schluß ein Wort zu den neuen Bundesländern. 
Da möchte ich jetzt wirklich als Mutmacher gelten. 
Das Sondergutachten — nicht nur der Kollege Dr. 
Briefs; er ist schon weg — kommt nämlich zu dem 
Schluß — — 

(Duve [SPD]: Das ist typisch B riefs!) 

— Ja. Es tut mir außerordentlich leid. Er ist damals von 
den GRÜNEN weggelaufen. Nun läuft er wieder 
weg. 

(Heiterkeit und Beifall bei dem Bündnis 90/ 
GRÜNE — Heiterkeit bei der SPD) 

Ich möchte jetzt zu dem Gutachterurteil über Sero 
kommen. Ich erinnere daran, daß die Gutachter dazu 
eine Meinung hatten: „Zum einen verdient der hohe 
Entwicklungsstand der Sekundärrohstoffwirtschaft in 
der ehemaligen DDR mit Verwertungsquoten im Kon-
sum- und Produktionsbereich in der Höhe von jeweils 
ca. 40 % durchaus Beachtung. " Das muß man viel-
leicht auch einmal positiv zur Kenntnis nehmen. „Ob 
diesem System eine gewisse Vorbildfunktion für die 
Verwertungsstrategie in der Bundesrepublik bzw. ei-
ner gemeinsamen Abfallwirtschaft zukommen kann, 
muß einer genaueren und vergleichenden Analyse 
der Vor- und Nachteile vorbehalten bleiben." 

Ich glaube, dort gäbe es eine Möglichkeit, diese 
Analyse endlich nachzuholen und dafür vielleicht 
kurzfristig ein ABM-Projekt zu organisieren. Es gibt 
genug Akademiker, die das beurteilen können und 
die inzwischen arbeitslos sind. Die könnten sich dort 
eine gewisse Zeit einbringen. Vielleicht kann deren 
Ergebnis tatsächlich neue Arbeitsplätze schaffen. 

Für eine solche Überprüfung ist es inzwischen 
schon fast zu spät. Der Sero-Betrieb ist nahezu abge-
wickelt worden. Ein übrigens auch von den oppositio-
nellen Ökologen in der ehemaligen DDR verteidigtes 
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System zur Erfassung wiederverwertbarer Rohstoffe 
ist leichtfertig zerstört worden. Angesichts einer in nur 
einem Jahr um über 50 To  gestiegenen Pro-Kopf-Müll-
flut in den neuen Ländern ist das eine zum Teil zum 
Himmel stinkende und flatternde Angelegenheit, wie 
wóhl auch eine ganze Reihe weiterer Dinge in diesem 
Land. 

Schönen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall beim Bündnis 90/GRÜNE, bei der 
SPD und der PDS/Linke Liste) 

Vizepräsident Hans Klein: Das Wort hat der Parla-
mentarische Staatssekretär beim Bundesminister für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit. 

Bernd Schmidbauer, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi-
cherheit: Herr Präsident! Meine sehr verehrten Kolle-
ginnen und Kollegen! Mit einer Abfallwirtschaft, die 
sich an den Grundsätzen Vermeidung, Verwertung 
und umweltgerechte Entsorgung von Abfällen orien-
tiert, haben wir in den vergangenen Jahren umwelt-
politisch neue Wege beschritten. 

(Lachen des Abg. Lennartz [SPD]) 
— Genau darauf habe ich gewartet. 

(Duve [SPD]: Auf die neuen Wege?) 
Es kommt ja auch nicht von ungefähr, Herr Kollege 
Lennartz. 

Ich will zitieren, Frau Kollegin Hartenstein, was in 
diesem Gutachten steht. Es heißt dort wörtlich: 

Erst das Abfallgesetz von 1986 hat für das Abfall-
problem ... den Weg zu einer grundsätzlicheren 
und umfassenderen Lösung geöffnet ... Mit die-
ser grundsätzlichen Zielhierarchie wurde der 
Weg geebnet, von der konventionellen Abfallbe-
seitigung hin zur Abfallwirtschaft zu gelangen. 

Das war mein einleitender Satz. Ich denke, daß wir gut 
daran tun, über dieses Problem intensiv zu diskutie-
ren. 

Ich will noch eine Bemerkung zum Kollegen Feige 
machen, der eben vom Problem der Übernahme des 
Sero-Konzepts gesprochen hat. Herr Kollege Feige, 
Sie haben völlig richtig zitiert. Aber das Zitat geht 
weiter: 

Dabei wäre insbesondere zu prüfen, ob die unter 
den Bedingungen einer sozialistischen Mangel-
wirtschaft gewonnenen Erfahrungen auf ein 
marktwirtschaftliches System übertragbar wä-
ren. 

Hier liegt natürlich das eigentliche Problem dieser 
Überprüfung. Ich bin wie Sie der Meinung, daß wir 
uns sehr wohl über Recycling-Quoten unterhalten 
müssen, aber unter völlig anderen Bedingungen und 
mit wesentlich mehr technischer Innovation. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Schmid-
bauer, gestatten Sie eine Zwischenfrage der Kollegin 
Dr. Hartenstein? 

Bernd Schmidbauer, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi-
cherheit: Aber immer. 

Dr. Liesel Hartenstein (SPD): Herr Staatssekretär, 
stimmen Sie mir zu, wenn ich feststelle, daß es einem 
bei dem über 700 Seiten starken Sondergutachten des 
Sachverständigenrates so geht wie beim Werk 
Goethes, daß man nämlich für jede Position ein sehr 
treffendes und für die eigenen Zwecke passendes Zi-
tat herausfinden kann? 

(Dr. Friedrich [CDU/CSU]: Aber wir haben 
mehr!) 

Bernd Schmidbauer, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi-
cherheit: Ich möchte das nicht bestätigen. Aber Ihre 
Erwartungshaltung wird immer bestätigt, daß Sie hier 
zwar ein Zitat vortragen, allerdings Mühe haben, uns 
dieses Zitat nachher im Sondergutachten nachzuwei-
sen. Deshalb habe ich versucht, Ihnen das Gegenteil 
zu belegen, und zwar mit einem Zitat aus dem Son-
dergutachten. Ich bin dankbar, wenn Sie mir nachher 
die Stelle in diesem großen Gutachten zeigen, wo das 
steht, was sie vorhin hier von diesem Pult aus behaup-
tet haben. 

(Beifall des Abg. Dr. Lippold [Offenburg] 
[CDU/CSU] — Duve [SPD]: Das war eine 
Einladung zum Abendessen! Eine alte 
Kampfgefährtin muß man zum Abendessen 

einladen!) 
Meine Damen und Herren, in dieser Legislaturpe-

riode wollen wir unseren Weg fortsetzen, ihn aus-
bauen und entscheidende Weichenstellungen in der 
Abfallwirtschaft vornehmen. Ein entscheidender 
Schwerpunkt wird sein, daß Produzenten und Konsu-
menten für den gesamten Lebenszyklus von Produk-
ten die Verantwortung übernehmen. Das schließt 
Verwertung und Entsorgung ein. Das heißt auch, daß 
die Politik der Vermeidung und Verwertung von Ab-
fällen und Reststoffen vorverlagert werden muß, und 
zwar noch weiter in den Bereich der Produktion hin-
ein. Das ist der richtige Weg. Dann kann von Vermei-
dung gesprochen werden. 

In diese Richtung zielen die jüngsten Maßnahmen 
der Bundesregierung nach § 14 des Abfallgesetzes, 
wie z. B. die schon sehr viel zitierte Verpackungsver-
ordnung, die das Bundeskabinett am 14. November 
1990 verabschiedet hat und die zur Zeit im Bundesrat 
diskutiert wird und morgen auf der Tagesordnung 
steht. 

Hierzu gibt es — das zeigt die Diskussion hier und 
wird die Realität morgen zeigen — sehr viele unter-
schiedliche Auffassungen. Ich empfehle, daß wir das 
sehr genau lesen und unsere Zielrichtung gemeinsam 
deutlich machen. Wir sollten exakt das zu realisieren 
versuchen, was ich eben vorgetragen habe. Ich denke, 
daß dies ein weiterer Meilenstein zu einer geordneten 
Abfallwirtschaft in unserem Land wird. 

Auf diesem Grundsatz basiert auch die Novellie-
rung des Abfallgesetzes. Dieses Gesetz hat sich in der 
vergangenen Legislaturperiode zwar bewährt, muß 
aber mit Sicherheit weiterentwickelt werden, um den 
gewaltigen Anforderungen der nächsten Jahre ge-
wachsen zu sein. Das Sondergutachten „Abfallwirt-
schaft", das der Rat von Sachverständigen für Um-
weltfragen am 13. November 1990 der Bundesregie-
rung übergeben hat, wird bei der Lösung dieser Auf- 
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gabe sicher einen wesentlichen Beitrag leisten. Wir 
bieten allen an, hier einen intensiven Diskussionsbei-
trag zu leisten. Ich denke, daß wir im Ausschuß dazu 
genügend Zeit haben werden. 

Ich warte immer noch, daß der Kollege der PDS 
kommt, damit ich ihm noch etwas sagen kann; denn 
man kann es natürlich nicht so betreiben wie er: ein-
mal auf den Umweltminister Schmutz abladen und 
dann so tun, als habe man 40 Jahre auf dem Gebiet 
der fünf neuen Bundesländer vergessen. Wenn Sie 
schon den Bundesumweltminister zitieren, dann bitte 
nicht in dieser Weise. Sie sollten vielmehr davon aus-
gehen, daß dieser Minister letztendlich Tag und 
Nacht mit den Problemen der Altlasten in den fünf 
neuen Bundesländern konfrontiert ist. 

(Lennartz [SPD]: Am Golf?) 

Wer Beispiele sucht, wie es gehen kann, wenn keine 
Abfallwirtschaft und keine Umweltpolitik bet rieben 
werden, der sollte sich einmal dort umsehen. Ich finde, 
man würde besser daran tun, sich dieser Dinge zu 
erinnern, als sich mit solchen verbalen T ricks und 
einer Straßenrhetorik an den Minister zu wenden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich denke, daß dieses Sondergutachten trotz kriti-
scher Aussagen — wenn es ein gutes Gutachten sein 
soll, und es ist ein gutes Gutachten, dann verlangt 
man davon auch kritische Anregungen an die Poli-
tik — die zentralen Eckwerte der Abfallwirtschaft der 
Bundesregierung bestätigt. Darüber hinaus bietet es 
wertvolle Hinweise als Leitfaden für die Weiterent-
wicklung der Abfallwirtschaft und des Abfallrechts. 

Der Sachverständigenrat zeigt bestehende Entsor-
gungsengpässe auf. Er sucht nach Ursachen und nach 
Lösungsansätzen. Dabei werden sowohl das abfall-
rechtliche Instrumenta rium als auch die Planungspra-
xis der Bundesländer einer kritischen Prüfung unter-
zogen. Auch darüber einmal sehr detailliert nachzu-
denken lohnt sich. 

Eine Schwäche des abfallrechtlichen Instrumenta ri
-ums sieht der Sachverständigenrat darin, daß derzeit 

keine Möglichkeiten bestehen, schon in die Produkt-
gestaltung einzugreifen. Ich halte dies für einen wich-
tigen Einwand. Es wird daher auch das Ziel der Novel-
lierung des Abfallgesetzes ein, abfallwirtschaftliche 
Probleme, die mit bestimmten Herstellungsverfahren 
und Produkten verbunden sind, stärker in die unter-
nehmerische Verantwortung einzubeziehen. 

Um dies zu erreichen, wird zur Zeit in unserem 
Hause der Entwurf eines Abfallabgabengesetzes er-
arbeitet. Die Abgabe — auch das muß gesagt wer-
den — ist dabei so zu gestalten, daß die bestmögliche 
Umweltoption realisiert wird und dadurch gleichzeitig 
eine starke präventive Lenkung erfolgt. 

Es darf allerdings nicht übersehen werden, daß die 
bisherigen Maßnahmen der Bundesregierung, z. B. 
die von mir bereits erwähnten Maßnahmen nach § 14 
des Abfallgesetzes sowie die TA Abfall, zum Teil be-
reits einen erheblichen Kostendruck auf die Unter-
nehmen ausüben. Dieser Kostendruck gibt Anreize 
zur Innovation sowohl bei der Produktgestaltung als 
auch im verfahrenstechnischen Bereich. 

Zu den Kernaussagen des Gutachtens gehört das 
Bekenntnis zur Vermeidung und Verwertung, insbe-
sondere zur stofflichen Verwertung von Abfällen und 
Reststoffen. In diesem Gutachten wird aber zu Recht 
auch vor der Illusion gewarnt, daß eine vollständige 
Vermeidung und Verwertung möglich seien und sich 
damit die Behandlung von Abfällen erübrige. Im Ge-
genteil: Der Sachverständigenrat bestätigt ausdrück-
lich die Haltung der Bundesregierung zu diesen Fra-
gen. Abfallvermeidung und Abfallverwertung müs-
sen nämlich Vorrang haben vor der schlichten Besei-
tigung. Der Auf- und Ausbau einer umweltgerechten 
Entsorgungsinfrastruktur muß jedoch ein gleichge-
ordneter Schwerpunkt einer ausgewogenen Abfall-
wirtschaftspolitik sein, die die drängenden Forderun-
gen der Zeit berücksichtigt. 

Der Rat betont in diesem Zusammenhang die Be-
deutung der Behandlung der Abfälle vor der Ablage-
rung. Es wird darauf hingewiesen, daß die Forderung 
nach einer Vorbehandlung der Abfälle die bestehen-
den Engpässe bei Entsorgungsanlagen kurzfristig 
noch deutlicher werden läßt, also den Ausbau von 
Entsorgungsanlagen nach dem Stand der Technik nur 
noch dringlicher macht. Auch hier wird unsere Forde-
rung, die Kapazitätsdefizite bei der Abfallbehandlung 
zügig zu beseitigen, voll unterstützt. 

Grundsätzlich bestätigt der Sachverständigenrat 
auch unsere Auffassung zur Abfallverbrennung. 
Auch dies scheint mir wichtig zu sein. Wir sollten das 
nicht vergessen, wenn der Sachverständigenrat ge-
nau diese Hinweise gibt. 

Zur Verbesserung der Entsorgungsinfrastruktur 
halten wir eine Beschleunigung der Zulassungsver-
fahren für Entsorgungsanlagen für erforderlich. Wir 
sind uns darin einig, daß weder das Warten auf totale 
Vermeidung und Verwertung noch die Flucht in den 
Abfallexport kurz- und mittelfristig dazu beitragen 
können, die Entsorgungsengpässe zu beheben. Der 
Sachverständigenrat unterstreicht zu Recht, daß die 
Erzeugung eines Müllnotstandes die Probleme kei-
nesfalls löst, sondern die Umweltbelastung nur ver-
stärkt. 

Ich habe mir derart deutliche Aussagen von seiten 
der Wissenschaft gewünscht und hoffe, daß sie von 
allen auch ernst genommen werden. Eine wesentliche 
Voraussetzung für die erfolgreiche Umsetzung des 
neuen Abfallrechts ist die Akzeptanz durch den Bür-
ger. Wir hoffen, daß das Gutachten auch hierzu bei-
tragen kann. 

Die Bundesregierung wird es sich ihrerseits auch 
nicht leichtmachen. Sie wird die Anregungen des 
Sachverständigenrates in bezug auf die Fortentwick-
lung des Abfallrechts gründlich überdenken und mit 
Sicherheit auch einige wesentliche Punkte hier mit 
einbringen. 

Dazu gehört die geforderte Einzelbewertung von 
Entsorgungsoptionen und Entsorgungsverfahren mit 
dem Ziel, die bestmögliche Umweltoption zu finden. 
Der Rat empfiehlt ein solches Abwägen unter dem 
Stichwort „Lastpaketgedanke". Mehrfach ist das 
auch schon mit dem gebräuchlichen Wort Ökobilan-
zierung beschrieben worden. Das heißt, daß von der 
Produktseite bis zur Entsorgung entsprechend bewer- 
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tet wird und auf dieser Basis dann Abwägungen vor-
genommen werden sollen. 

Ich werde in diesem Zusammenhang auch die For-
derung nach einem Verbot des Einsatzes bestimmter 
Stoffe prüfen, sofern ein solches Verbot nicht bereits 
umgesetzt wird. 

Zur Abfallwirtschaft in den neuen Bundesländern 
— auch dies ist gesagt worden — konnte das Sonder-
gutachten noch keine weitergehenden Aussagen ma-
chen. Ich bin jedoch davon überzeugt, daß das Gut-
achten auch für den Aufbau einer geordneten Abf all

-wirtschaft in den neuen Ländern wichtige Anregun-
gen geben kann. 

Ich denke, wir tun gut daran, über dieses Gutach-
ten, die entsprechenden Entwürfe für die Novellie-
rung des Abfallgesetzes und die Abfallabgabe in aller 
Offenheit gemeinsam zu diskutieren und zu versu-
chen, in diesen wichtigen Fragen einen möglichst 
breiten Konsens zu erreichen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Hans Klein: Meine Damen und Her-
ren, ich schließe die Aussprache. 

Der Ältestenrat schlägt vor, die Vorlage auf Druck-
sache 11/8493 an die in der Tagesordnung aufgeführ-
ten Ausschüsse zu überweisen. Sind Sie damit einver-
standen? — Das ist offensichtlich der Fall. Dann ist 
diese Überweisung beschlossen. 

Ich rufe die Zusatztagesordnungspunkte 2 und 3 
auf: 

ZP2 Beratung des Antrags der Abgeordneten Gerd 
Poppe, Vera Wollenberger und der Gruppe 
Bündnis 90/GRÜNE 

Zur aktuellen Situation der Kurden am 
16. März 1991, dem 3. Jahrestag von Halabja 
— Drucksache 12/279 — 

Überweisungsvorschlag: 

Auswärtiger Ausschuß (federführend) 
Innenausschuß 

ZP3 Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 

Lage der Kurden nach dem Golfkrieg 
— Drucksache 12/282 — 

Überweisungsvorschlag: 

Auswärtiger Ausschuß (federführend) 
Innenausschuß 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für 
die gemeinsame Beratung eine Fünfminutenrunde 
vorgesehen. Ich sehe auch dagegen keinen Wider-
spruch. — Dann ist das so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat Herr Ab-
geordneter Freimut Duve. 

Freimut Duve (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Der Krieg am Golf hat eine ganze Reihe 
von Themen und Problemen auf die Tagesordnung 
gebracht. Ganz zentral, insbesondere heute, ist all 
das, was an den Kurden verübt worden ist, die Lage 
der Kurden. Ich glaube nicht, daß es zu einem Frieden  

in der Region kommen kann, ohne daß diese Frage in 
den Friedensprozeß einbezogen wird. 

(Beifall des Abg. Wiefelspütz [SPD]) 

Sie wird möglicherweise in einer oder einer zweiten 
Konferenz nicht dabei sein. Aber wenn diese Frage 
ganz ausgeklammert wird, wird es in der Region kei-
nen Frieden geben können. 

Eine zweite Bemerkung, die eigentlich eine Erin-
nerung ist: Es ist schon erstaunlich, daß noch vor 
10 Jahren ein türkischer Angestellter der Lufthansa in 
Istanbul unter Anklage stand, weil im Schaufenster 
des Lufthansabüros ein Globus stand, auf dem das 
Wort „Kurdistan" zu erkennen war. Das wurde unter 
Anklage gestellt, weil es Kurdistan gar nicht geben 
durfte. Insofern ist ein kleiner Schritt der Besserung zu 
erkennen, da die türkische Regierung jetzt anders 
über die Existenz von Kurden und deren Recht, zu-
mindest ihre Sprache zu benutzen, spricht. 

Ich finde es sehr gut — das muß ich auch noch ein-
mal sagen — , daß das Bündnis 90 als erste einen An-
trag eingebracht hat. Wir haben im Vorfeld schon ein 
bißchen darüber gesprochen, auch mit Kollegen der 
CDU und einem Kollegen der FDP. Es war uns nicht 
möglich, in diesen Tagen schon einen gemeinsamen 
Antrag zustandezubringen. 

Aber ich möchte hier doch betonen und für folgen-
des um Beachtung bitten: Ich glaube, für die Kurden 
in den fünf betroffenen Staaten und für die Kurden, 
die bei uns leben, ist das politische Gewicht eines 
gemeinsamen Antrages wesentlich wichtiger als die 
eine oder andere Formulierung. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn uns im Ausschuß ein Konsens darüber gelingen 
sollte, dann wäre es ein kleiner Schritt weiter auf dem 
Wege, das Kurdenproblem auf die Tagesordnung zu 
bringen. Natürlich haben wir hier über die Kurden-
frage oft diskutiert; wir haben viele Aktuelle Stunden 
zu diesem Thema gehabt. Aber jetzt besteht die 
Chance, daß die Kurden neue Aufmerksamkeit be-
kommen. 

Ich will eine weitere Bemerkung machen: Ich hoffe, 
daß es nicht noch einmal so etwas gibt, daß man die 
Giftgastoten von vor drei Jahren, an die auch die bei-
den Anträge erinnern, dazu benutzt, um sie denjeni-
gen, die Skepsis gegenüber diesem Krieg geäußert 
haben, vorhalten zu können und sagen zu können: Wo 
wart ihr, als das damals passierte? Ich wäre froh, wenn 
die Erinnerung an diese 5 000 Toten — auch seitens 
der Kommentatoren, die sie in den letzten Wochen 
benutzt haben — wachgehalten würde. 

Denn an diesem Giftgasmassaker sind in der Tat 
beide deutsche Staaten in einer fürchterlichen Weise 
beteiligt: Die DDR hat die irakischen Soldaten ausge-
bildet, mit Chemiewaffen umgehen zu lernen, und 
Personen aus dem Westen — auch westliche Firmen 
— haben die Hardware geliefert. Die Software kam 
also von der DDR und die Hardware aus der BRD. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ist das bewie

-

sen?) 
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— Sie können es anzweifeln. Man kann darüber dis-
kutieren. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ich frage nur; 
denn das ist ja wesentlich!) 

Ich glaube, durch die Frage nach Beweisen kommen 
wir nicht aus der Verantwortung. Es gibt eine solche 
Mitwirkung. Ich denke, diese Mitwirkung ist Anlaß 
genug, die Frage wirklich sehr ernst zu nehmen. 

(Nolting [FDP]: Ist Ihnen eigentlich wirklich 
an einer ernsten Auseinandersetzung gele -

gen? — Lennartz [SPD]: Was soll denn diese 
Frage? Können Sie einmal erläutern, was das 

soll?) 
—Natürlich, ich nehme die Sache sehr ernst. Ich habe 
mich in Amerika und in Israel und wohin ich in den 
letzten Wochen, gereist bin, diesen Diskussionen stel-
len müssen. Weder meine Bundesregierung noch 
meine Partei waren an dieser Sache beteiligt. Trotz-
dem muß ich Rede und Antwort stehen, wenn es um 
deutsche Bürger geht, die solche Sachen mitmachen. 
Aus der Verantwortung kommen Sie nicht heraus, 
und da komme ich nicht heraus. Wenn Sie sich her-
aushalten wollen, indem Sie mich angreifen — — 

(Nolting [FDP]: Es geht gar nicht darum, daß 
wir uns raushalten wollen!) 

— Wir können uns darüber dann ja im Ausschuß ver-
ständigen. 

Ich glaube, es ist für die Kurden eine Chance, wenn 
wir zu einer gemeinsamen Position kommen. Die tür-
kische Regierung hat ein erstes Signal gegeben. Wir 
finden das angesichts der Lage, in der sie gleichzeitig 
noch in die Dörfer einmarschiert und Umsiedlungen 
vornimmt, viel zu wenig. Aber vielleicht haben wir 
eine Chance. Ich empfehle uns eine gemeinsame Posi-
tion, auch zum Wohle der Kurden. 

(Beifall bei SPD und beim Bündnis 90/ 
GRÜNE) 

Vizepräsident Hans Klein: Ich erteile das Wort dem 
Abgeordneten Heinrich Lummer. 

Heinrich Lummer (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Herr Duve, selbstver-
ständlich werden wir diese beiden Anträge mit dem 
Ziel beraten — wir werden das solide und auch voller 
Sympathie tun — , einen gemeinsamen Antrag zu ma-
chen, weil es wirklich um eine Sache geht, bei der es 
in diesem Hause keine Meinungsverschiedenheiten 
gibt, nämlich um die Durchsetzung der Menschen-
rechte. 

Jedermann von uns wußte, daß sich durch den Krieg 
sehr viel ändern würde, daß sich die Welt dort verän-
dern würde: nicht in dem Sinne, daß es neue Konflikte 
gäbe, sondern in dem Sinne, daß die alten Konflikte 
erneut mit Dramatik sichtbar werden würden, und das 
geschieht in diesem Falle. 

Der Konflikt, der Krieg hat die Sprengsätze wieder 
offengelegt; das ist die Tatsache. Dazu gehört natür-
lich die Kurdenfrage, die von vielfältiger Tragik über-
schattet ist. Oftmals haben die Kurden aufs falsche 
Pferd gesetzt. Damals haben die, die im Irak wohnten, 
vom Schah Unterstützung bekommen. Die, die im Iran  

wohnten, haben auf Chomeini gesetzt. Sie haben in 
der Geschichte selten zu nationaler Einheit gefunden. 
Die Zersplitterung ist einer der Gründe, weshalb es 
nie gelang, einen kurdischen Staat zu gründen. Das ist 
das Ziel, das sie haben. Aber ich befürchte, dieses Ziel 
wird nach Lage der Dinge nicht erreichbar sein. 

Doch was erreichbar sein muß, daß ist die Durchset-
zung der Volksgruppenrechte. Darauf sollten wir uns 
allerdings gemeinsam mit Intensität konzentrieren; 
denn das ist ein Stück Menschenrecht. 

Meine Damen und Herren, die Anträge setzen 
schwerpunktmäßig auf die Milderung der Folgen, die 
im Laufe der letzten zehn Jahre oder mehr entstanden 
sind. Die Anträge setzen weniger auf den Versuch, die 
Ursachen zu beseitigen. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Lummer, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage der Kollegin Dr. Fi-
scher? 

Dr. Ursula Fischer (PDS/Linke Liste): Ich finde Ihre 
Ausführungen sehr interessant. Ich halte das auch für 
ein absolut überparteiliches Problem. Warum die Aus-
grenzung der PDS auch in diesem Bereich? 

(Zuruf von der FDP: Die brauchen wir nie!) 

Heinrich Lummer (CDU/CSU): Ich weiß nicht, wer 
Sie ausgegrenzt hat. Sie können den Anträgen nach-
her doch zustimmen, wenn wir gemeinsame Anträge 
vorliegen haben. 

(Dr. Fischer [PDS/Linke Liste]: Warum dann 
nicht ein Antrag des Hauses insgesamt? — 
Zuruf von der CDU/CSU: Die PDS brauchen 

wir nicht!) 
— Die FDP hat auch keinen Antrag gestellt, die CDU 
auch nicht. Hier liegen zwei Anträge vor. Ich habe 
gesagt, wir werden sie mit dem Ziel beraten, etwas 
Gemeinsames daraus zu machen. Das ist überhaupt 
nichts Neues in diesem Hause. Ich nehme an, die FDP 
fühlt sich im Moment auch nicht ausgegrenzt, weil sie 
keinen Antrag gestellt hat, und wir natürlich über-
haupt nicht. 

Meine Damen und Herren, das zentrale Problem ist, 
so meine ich, die Beseitigung der Ursachen. Darauf 
sollten wir uns jetzt wirklich konzentrieren. Die Frage 
ist: Was heißt das eigentlich? Das heißt doch z. B.: 
Wenn es denn gelänge, jetzt, im Zusammenhang mit 
diesem schlimmen Krieg, der da war, die C-Waffen zu 
verbannen, dann gäbe es auch nicht mehr das, was in 
den Anträgen „ Giftgasflüchtlinge " genannt wird. Das 
ist ein sehr problematischer Begriff, auf den ich nicht 
weiter eingehen will. Aber immerhin: Das könnte es 
nicht mehr geben, wenn es gelingt, die C-Waffen jetzt 
wegzubekommen. In den Vereinten Nationen wird 
darüber beraten. Ich hoffe, daß diese Resolution 
durchkommt und daß diese Resolution in der Region 
auch durchgesetzt wird. 

Unser Ziel muß es auch sein, den Irak und andere 
Länder der Region bei den Genfer Beratungen in den 
— hoffentlich — erfolgreichen Versuch mit einzube-
ziehen, die C-Waffen zu beseitigen. 

Zweitens. Wenn es gelingt, Volksgruppenrechte 
durchzusetzen, dann ist der Kern der Spannungen 
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beseitigt. Wir haben bereits vor einiger Zeit eine Ent-
schließung in diesem Sinne gefaßt — das war ein ge-
meinsamer Versuch — , in der es hieß, daß die Bundes-
regierung aufgefordert ist, „die politischen und kultu-
rellen Rechte von ethnischen und religiösen Minder-
heiten" im Zusammenhang mit der Kurdenfrage 
durchzusetzen. Das haben wir im Februar des Jahres 
1990 beschlossen. Im Europarat wird intensiv daran 
gearbeitet, das Volksgruppenrecht durchzusetzen 
und zu verbreiten. Das sollten auch wir weiterhin 
tun. 

Das dritte ist: Keine Lösung darf mit Gewalt durch-
gesetzt werden. Gewaltverzicht bei der Lösung in-
nerstaatlicher Probleme — ob das Jugoslawien ist 
oder ob das die dortige Region ist — müssen wir errei-
chen. Da sollten wir unseren gemeinsamen Willen 
dokumentieren und unsere Regierung ermuntern, 
sich in dem immer möglichen Ausmaße dafür einzu-
setzen. Vielleicht sollten wir auch einmal den Versuch 
machen, vor Ort zu gehen und die dortigen Regierun-
gen gemeinsam zu beeinflussen, damit sie das endlich 
begreifen. 

Ziel jedenfalls — darin stimmen wir überein — ist 
ein gemeinsamer Antrag, damit die irakische Regie-
rung und andere Regierungen die Kurdenfrage im 
rechten Licht sehen. Dieses Volk hat es verdient, ein 
Mindestmaß an Autonomie zu haben, um überleben 
zu können. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und dem 
Bündnis 90/GRÜNE sowie dem Abgeordne

-

ten Müntefering [SPD]) 

Vizepräsident Hans Klein: Das Wort hat der Abge-
ordnete Gerd Poppe. 

Gerd Poppe (Bündnis 90/GRÜNE): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Am heutigen Tag, dem 
21. März, begehen die Kurden ihr traditionelles Neu-
jahrsfest. Trotz des Verbotes werden sie ein weiteres 
Mal ihre nationalen Bräuche pflegen, ihre katastro-
phale Lage schildern und ihre Rechte einfordern. Zwi-
schenfälle und Zusammenstöße werden erwartet. 
Hoffen wir, daß nicht erneut Tote zu beklagen sind. 
Nehmen wir diesen Tag zum Anlaß, die Mauer des 
Schweigens aufzubrechen, die die Leiden des kurdi-
schen Volkes vielerorts immer noch umgibt! 

Nur zweimal in den letzten Jahren richtete die Welt-
öffentlichkeit ihr Augenmerk auf das Schicksal dieses 
25-Millionen-Volkes. Zum einen waren es im März 
1988 die erschütternden Bilder der Opfer des Giftgas-
einsatzes auf die kurdische Stadt Halabja; davon 
wurde schon gesprochen. Zum anderen sind es in die-
sen Tagen die Berichte über den Aufstand der Kurden 
im Norden des Irak gegen die Diktatur Saddam Hus-
seins, die unsere Aufmerksamkeit erwecken. 

Damals, vor drei Jahren, wurden etwa 5 000 Kur-
den, vor allem Frauen und Kinder, innerhalb weniger 
Minuten Opfer eines Giftgasangriffs, viele weitere 
trugen bleibende Schädigungen davon, viele befin-
den sich auch heute noch in Krankenhäusern. Etwa 
70 000 Menschen flohen in jenen Tagen in die Türkei 
und den Iran. Gegenwärtig leben nach Angaben der 
Gesellschaft für bedrohte Völker unter menschenun-
würdigen Bedingungen 27 000 kurdische Flüchtlinge 

in der Türkei und 150 000 im Iran. Das Massaker war 
nur die Spitze des Eisbergs, der traurige Höhepunkt 
einer jahrzehntelangen Verfolgung. Irakische Gift-
gasangriffe gegen kurdische Dörfer hat es bereits vor-
her gegeben, ab April 1987, und auch noch danach, 
bis Ende August 1988, und gegenwärtig sind sie er-
neut zu befürchten. 

Die politische Verantwortung, meine Damen und 
Herren, für solche Greueltaten liegt nicht allein bei 
denjenigen, die sie begehen, sondern auch bei denen, 
die die Mittel zu ihrer Durchführung verfügbar ge-
macht haben. Deswegen haben wir eine Mitverant-
wortung am Schicksal der kurdischen Flüchtlinge; 
denn ohne die tatkräftige Mithilfe deutscher Firmen 
und die laxe Haltung der Bundesregierung in Fragen 
der Bereitstellung von Ausrüstungen und Know-how 
für irakische Chemiefabriken wäre der Irak nicht in 
der Lage gewesen, das tödliche Gas überhaupt zu pro-
duzieren. 

(Lummer [CDU/CSU]: Doch! Das ist 
Quatsch, ausgemachter Quatsch!) 

— Die Beweise, so hoffe ich, Herr Kollege, werden wir 
im Bericht der Bundesregierung endlich erhalten, der 
uns schon so lange versprochen ist. 

Würde der Bundestag diese deutsche Mitverant-
wortung anerkennen, wäre es nur logisch und zwin-
gend, unserem Antrag zu folgen und den Giftgas-
flüchtlingen sowie den Hinterbliebenen der Opfer die 
notwendige Hilfe zukommen zu lassen. Es wäre be-
schämend, würden wir hier nur Lippenbekenntnisse 
für die Rechte der Kurden aufbringen, während zum 
gleichen Zeitpunkt der Außenminister als Überbrin-
ger von Millionenbeträgen in Staaten reist, die keines-
wegs als Hort der Menschenrechte angesehen wer-
den können, wie z. B. Syrien. 

Das kurdische Volk litt und leidet aber nicht nur 
unter der Diktatur Husseins. Acht Jahre lang war es 
auf beiden Seiten der Grenze besonderes Opfer des 
irakisch-iranischen Krieges. Auch die Repression der 
kurdischen Bevölkerung durch türkische Behörden 
hat viele Opfer gekostet. Menschenrechtsorganisatio-
nen nennen 3 000 Tote in den letzten sieben Jahren. 
Seit 1980 herrscht in den kurdischen Provinzen Aus-
nahmezustand. Elementare Rechte blieben den Kur-
den versagt, wie z. B das Recht auf die eigene Spra-
che. Noch in jüngster Zeit kam es zu Zwangsumsied-
lungen. 

Vielleicht ist es ein ermutigendes Signal, daß der 
türkische Präsident Özal den Kurdenführer Talabani 
empfing und daß eine Teilamnestie sowie die Aufhe-
bung des Verbotes, die kurdische Sprache öffentlich 
zu gebrauchen, angekündigt wurden. Allerdings gilt 
das immer noch nicht für das geschriebene Wort. Wir 
fordern die Bundesregierung dringend auf, sich für 
die volle Garantie der Menschenrechte einzusetzen 
und diejenigen politisch relevanten Kräfte in der Tür-
kei zu unterstützen, die Demokratie auch für die na-
tionalen Minderheiten anstreben. 

Der Deutsche Bundestag sollte auch die alten und 
neuen Bundesländer ermutigen, kurdischen Flücht-
lingen Zuflucht zu gewähren und Kurden nicht aus-
zuweisen oder abzuschieben, solange die menschen- 
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rechtswidrige Politik ihnen gegenüber nicht beendet 
wird. 

Gestatten Sie mir einen letzten Gedanken: Wenn 
hier von der Einhaltung der Menschenrechte die Rede 
ist, so ist damit auch die Achtung der nationalen Iden-
tität auf der Grundlage der Charta der Vereinten Na-
tionen und vor allem das Selbstbestimmungsrecht des 
kurdischen Volkes gemeint, von dessen Unverzicht-
barkeit wir ausgehen. 

Bitte verwechseln Sie Selbstbestimmung nicht mit 
Separatismus! Dazu neigt im übrigen nur ein Teil der 
Kurden. Selbstbestimmung meint nicht mehr und 
nicht weniger, als daß die Kurden aus all ihren fünf 
Heimatländern zuallererst das Recht haben, über ihre 
Zukunft selbst zu entscheiden. Die inzwischen vollzo-
gene Bildung eines gemeinsamen Komitees aus allen 
kurdischen Organisationen könnte dafür eine gute 
Voraussetzung sein. 

Vertreterinnen und Vertreter des kurdischen Vol-
kes gehören an den Tisch einer Nahost-Friedenskon-
ferenz. Dafür sollte sich die Bundesregierung 
schnellstmöglich einsetzen. Nur so kann eine ge-
rechte, friedliche und dauerhafte Lösung für die ge-
samte Region erreicht werden. 

Ein letzter Satz: Ich bin sehr damit einverstanden, 
Herr Duve und Herr Lummer, daß es sich um einen 
gemeinsamen Antrag handeln sollte, den wir eines 
Tages zustande bringen. Lassen Sie uns damit einen 
Beitrag dazu leisten, daß das Martyrium des kurdi-
schen Volkes endlich beendet wird, indem wir eintre-
ten für die Linderung der Leiden der Giftgasflücht-
linge und -opfer sowie für das Recht des kurdischen 
Volkes auf ein Leben in Würde! 

Danke für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall beim Bündnis 90/GRÜNE, der SPD, 
der FDP und der PDS/Linke Liste sowie bei 

Abgeordneten der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans Klein: Das Wort hat der Abge-
ordnete Burkhard Zurheide. 

Burkhard Zurheide (FDP): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Sehr geehrte Damen und Herren! Vor drei Jah-
ren gingen irakische Streitkräfte massiv gegen kurdi-
sche Aufständische vor. Das Regime in Bagdad setzte 
dabei sogar Giftgas ein, dem kurdische Zivilbevölke-
rung zum Opfer fiel. Wir erinnern uns alle der furcht-
baren Bilder, die damals um die Welt gingen. Es han-
delte sich dabei weder um den ersten noch um den 
einzigen verbrecherischen Akt Saddam Husseins, es 
handelte sich dabei aber um einen besonders wider-
wärtigen. 

Nach Beendigung des Golfkrieges versuchen die im 
Irak lebenden und brutal unterdrückten Kurden, die 
ihnen vorenthaltenen Rechte zu erkämpfen. Wer von 
uns wollte nicht Sympathien für dieses Volk empfin-
den, wenn es darum kämpft, die ihm als ethnischer 
Minderheit zustehenden Rechte zu erhalten? Die Bun-
desrepublik Deutschland ist dabei verpflichtet, das in 
ihren Möglichkeiten Stehende zu tun, damit die Kur-
den durch Ausübung ihrer Tradition, ihrer Kultur, ih-

rer Religion und ihrer Sprache ihre Identität verwirk-
lichen können. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Das kurdische Volk — die Schätzungen reichen 
über 20 Millionen Menschen hinaus — ist von einem 
bewundernswerten ethnischen und kulturellen Über-
lebenswillen, aber auch von Tragik überschattet, von 
der wir uns nur schwer eine Vorstellung machen kön-
nen. Es ist durch die unglückselige Fügung der Ge-
schichte auf insgesamt fünf Staaten verteilt; es hatte 
niemals die Chance, in einem eigenen Staat zu le-
ben. 

Diese Zersplitterung kann nun aber nicht einfach 
mit einem Federstrich beseitigt werden. Gleichwohl, 
so meine ich, ist es wichtig, für dieses Problem in der 
Öffentlichkeit ein Bewußtsein zu erzeugen. Während 
sich andere ethnische Gruppen in ein vergleichbares 
Schicksal fügten und letztlich unter Verlust ihrer Iden-
tität in den größeren nationalen Einheiten aufgingen, 
hat das kurdische Volk seinen Selbstbehauptungswil-
len immer wieder, teilweise aber auch unter Über-
schreitung der friedlichen Mittel bekundet. Wir als 
Teil der westlichen Staatengemeinschaft können nur 
immer wieder an alle Beteiligten appellieren, von den 
Mitteln der Gewalt, der Repression und des Guerilla-
krieges abzulassen. 

Wir betrachten es als einen wichtigen Schritt zur 
Lösung der Kurdenfrage, wenn in der Türkei, in der 
immerhin zwei Drittel der etwa 20 Millionen Kurden 
leben, deutliche Verbesserungen der Situation der 
kurdischen Minderheit absehbar sind. 

Das von der türkischen Militärregierung im Jahre 
1983 verfügte Verbot der kurdischen Sprache ist bzw. 
wird in Kürze aufgehoben. Den Kurden soll nach An-
kündigung des türkischen Staatspräsidenten Ozal er-
möglicht werden, ihre Muttersprache sprechen zu 
können. Der Deutsche Bundestag sollte die türkische 
Regierung ermutigen, auf diesem Wege weiterzuge-
hen. 

Das türkische Kulturministerium gab bekannt, daß 
das kurdische Newroz-Fest in diesem Jahr erstmals 
landesweit gefeiert werden dürfe. Der türkische Kul-
turminister sprach die Hoffnung aus, dieses Fest möge 
der Menschheit Frieden, Liebe, Brüderlichkeit und 
Toleranz bescheren. 

Ich zitiere den Bundesaußenminister sinngemäß, 
wenn ich statt über Gorbatschow über Ozal sage: 
„Nehmen wir ihn, nehmen wir die Türkei beim Wort", 
und schauen wir kritisch darauf, ob diese Verspre-
chungen auch erfüllt werden. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der SPD) 

Es reicht dabei allerdings nicht aus, lediglich den 
Gebrauch der kurdischen Sprache zu gestatten; 

(Duve [SPD]: Sehr wahr!) 

vielmehr muß die Bevölkerung die Möglichkeit ha-
ben, die kurdische Sprache in der Schule oder in an-
deren Bildungseinrichtungen zu erlernen. Darüber 
hinaus schließt der Gebrauch der Sprache auch ihre 
Anwendung im täglichen Leben ein. Das heißt, die 
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Kurden müssen auch die Möglichkeit haben, z. B. eine 
Zeitung in ihrer eigenen Sprache herauszugeben. 

Uns sollte es darauf ankommen, daran mitzuwirken, 
daß die kurdischen Minderheiten in den Ländern, in 
denen sie beheimatet sind, gleiche Rechte wie die 
dort lebenden jeweiligen Mehrheiten erhalten. Der 
Schlüssel zur Lösung der Kurdenfrage liegt nach un-
serer Auffassung allerdings nicht in der Schaffung 
eines kurdischen Nationalstaates auf Kosten der be-
stehenden Staaten, zumal z. B. die kurdischen Oppo-
sitionsparteien im Irak selber die staatliche Integrität 
des Iraks nicht in Frage stellen. Vielmehr fordern sie 
lediglich, aber auch immerhin, echte Autonomie in 
einem irakischen Staatsverband. 

Es ist wenig bekannt, daß die Belange der iraki-
schen Kurden verfassungsrechtlich abgesichert sind. 
Im Jahre 1974 wurde in die irakische Verfassung ein 
Autonomiestatus eingeführt, und die Kurden wurden 
als ethnische Minderheit anerkannt. Für eine Regie-
rung in der Ära nach Saddam Hussein muß dies Ver-
pflichtung sein, die Rechte dieses Volkes im Rahmen 
der politischen und sozialen Verhältnisse des Iraks 
weiter auszubauen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich ver-
kenne dabei nicht, daß dies eine Politik der kleinen 
Schritte ist. Ungeduld und blinder Eifer können hier 
nur schaden. Dennoch wird es unsere Aufgabe sein, 
die jeweiligen Regierungen an die Grundforderungen 
zu erinnern und immer wieder auf die Verwirklichung 
der den Kurden zustehenden Menschenrechte hinzu-
weisen. 

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem Bünd

-

nis 90/GRÜNE) 
Darüber hinaus sollten wir weiterhin den kurdi-

schen Giftgasopfern und ihren Hinterbliebenen hu-
manitäre und medizinische Hilfe leisten. 

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem Bünd

-

nis 90/GRÜNE) 
Ich darf daran erinnern, daß die Bundesregierung in 

einer Vielzahl von Fällen sowohl bilateral als auch auf 
EG-Ebene eine entsprechende Hilfe geleistet hat. Wir 
werden uns jedenfalls dafür einsetzen, daß dies auch 
zukünftig geschehen wird. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU, der SPD 
und dem Bündnis 90/GRÜNE — Mitglieder 
der FDP-Fraktion gratulieren dem Abgeord-
neten Zurheide zu seiner Jungfernrede — 
Duve [SPD]: Da ist ein Festakt im Gange!) 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege, ich finde es 
außerordentlich sympathisch, wie die FDP mit ihren 
Novizen umgeht. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Nolting 
[FDP]: So sind wir nun einmal!) 

Das Wort hat die Abgeordnete Frau Dr. Ursula 
Fischer. 

Dr. Ursula Fischer (PDS/Linke Liste): Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Vor wenigen Tagen 
jährte sich zum drittenmal das Giftgasmassaker von 
Halabja, das — von der irakischen Regierung geplant  

und befohlen — innerhalb weniger Minuten 5 000 
kurdische Kinder Frauen und Männer wie Insekten 
tötete und eine Massenflucht von Zehntausenden von 
Kurden in die umliegenden Länder auslöste. 

Zwar blieb diese Tragödie von der Öffentlichkeit 
nicht unbeachtet, europäische Parlamente reagierten 
mit klaren Verurteilungen derart skrupelloser und 
menschenunwürdiger Methoden, versprachen auch 
materielle Hilfe bei der Betreuung der Flüchtlinge. 
Der Schock und die Erschütterung vieler Menschen 
angesichts der unfaßbar grausigen Bilder waren si-
cherlich ehrlich gemeint und empfunden. 

Aber in den vergangenen drei Jahren hat sich die 
Lage der Kurden nicht verbessert — davon konnte ich 
mich in der Zeit vom 4. bis zum 14. Februar 1991 in der 
Türkei überzeugen — , sondern verschlechtert. Unbe-
eindruckt von verbaler europäischer Entrüstung, die 
die Verletzung des Völkerrechts und der Menschen-
rechte kritisierte, setzten die Regierungen des Iraks 
und der Türkei ihre Vernichtungsstrategien gegen 
die Kurden fort. Zwangsumsiedlungen, Repression, 
Terror und Folter gingen praktisch unter den Augen 
der Europäer weiter, ohne daß sich mehr als verein-
zelte Stimmen dagegen ausgesprochen hätten. 

Die türkische Regierung konnte es sogar wagen, vor 
dem Europäischen Parlament in Straßburg bestimmte 
Menschenrechte für den Osten des Landes aufzuhe-
ben und die Osttürkei von den im Rahmen der KSZE 
vereinbarten Maßnahmen zum Abbau konventionel-
ler Waffen auszunehmen. Das Gewissen der Welt 
hatte die Kurden praktisch vergessen. 

Im Zusammenhang mit dem Golfkrieg wurde die 
Kurden-Thematik wieder deutlicher in das Bewußt-
sein der Öffentlichkeit gerückt. Das Problem der Kur-
den ist ausgesprochen komplex und vielschichtig. 
Man wird ihm nicht gerecht, wenn man es nicht in 
seiner historischen Dimension erfaßt, als ein Beispiel 
für ungelöste Nationalitätenfragen in der Dritten Welt 
und einen brisanten Konfliktstoff im Mittleren 
Osten. 

Die vielbeschworene „Lösung" des Kurden-Pro-
blems ist in aller erster Linie eine Angelegenheit der 
Kurden selbst. Die einzige Richtlinie kann sein, daß 
die Kurden wie jedes Volk der Welt das Recht auf 
Selbstbestimmung und auf die Respektierung der 
Menschenrechte haben. Das bedeutet, daß den Kur-
den weder von einzelnen Staaten noch von Interes-
sengruppen vorgeschrieben werden kann und darf, 
wie sie ihre Probleme lösen sollen. 

Die einzige Verantwortlichkeit der Weltöffentlich-
keit besteht meiner Meinung nach darin, eine friedli-
che und demokratisch gerechte Lösung zu ermögli-
chen. Die UNO erhielte so die Chance, nach ihrem 
offenkundigen Versagen im Golfkrieg endlich ihrer 
Rolle gerecht zu werden und sich diesmal tatsächlich 
für Völker- und Menschenrecht statt für Hegemonial-
bestrebungen einzelner Mächte einzusetzen. 

In diesem Sinne hätte auch Deutschland die 
Chance, wenigstens die Wiederholung begangener 
Fehler zu vermeiden. Ich spreche bewußt nicht von 
Wiedergutmachung, weil so viel Leid nicht zu bezah-
len, Abertausende von Toten nicht ins Leben zurück-
zurufen sind. 
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Aber wenn die Bundesregierung ihre umfangreiche 
Unterstützung für Israel auch aus der eingestandenen 
Schuld heraus motiviert, durch Rüstungsgeschäfte mit 
dem Irak 

(Lummer [CDU/CSU]: Wir machen keine Rü

-

stungsgeschäfte mit dem Irak! Damit das ein

-

mal klar ist!) 

— was zu beweisen wäre — diesen erst zu einer der-
artig realen Bedrohung für Israel haben werden zu 
lassen — wobei diese Argumentation stark verein-
facht ist und an anderer Stelle zu vertiefen wäre — , so 
ist es meiner Meinung nach nur legitim, dieselbe Bun-
desregierung an die Verantwortung und die aus ihr 
erwachsenen Verpflichtungen für das Schicksal der 
Kurden zu mahnen. 

(Lummer [CDU/CSU]: Die DDR machte Rü

-

stungsgeschäfte mit dem Irak, aber nicht die 
Bundesrepublik!) 

Auch deutsche Exporte halfen das Giftgas zu produ-
zieren, das wie in Halabja unschuldige Menschen be-
stialisch massakrierte. Auch deutsche — sowohl von 
seiten der DDR als auch von seiten der BRD — finan-
zielle und materielle Hilfe und politische Duldung er-
möglichen es der türkischen Regierung, Menschen-
rechte für ganze Regionen offiziell auszusetzen und 
gegen die kurdische Bevölkerung mit Terror, Repres-
sion und Mord vorzugehen. 

Es wird dieser Tage viel von der neuen Rolle 
Deutschlands und der gewachsenen Verantwortung 
dieses Landes im internationalen Kräfteverhältnis ge-
sprochen. Dieses Deutschland macht sich unglaub-
würdig und schuldig, wenn es die Zusammenarbeit 
mit dem NATO -Partner Türkei trotz Menschen-
rechtsverletzungen, Verfolgung und Ermordung von 
Kurden durch den türkischen Staat fortsetzt und durch 
die Weiterführung von Rüstungsexporten — unter 
welchem Namen auch immer — heute den Grund-
stein dafür legt, daß schon bald ein anderer Diktator 
dieser Welt über seinen Nachbarn herfällt, der dann 
im Namen des Völkerrechts „zwangsabgerüstet" 
werden muß. 

Wenn Deutschland seiner Rolle gerecht werden 
will, dann nur durch entschiedene und konsequent 
friedliche Einflußnahme auf politischem und wirt-
schaftlichem Gebiet, in regionalen und internationa-
len Organisationen in dem Sinne, daß das Recht des 
kurdischen Volkes auf Selbstbestimmung und Re-
spektierung der Menschenrechte garantiert wird. An 
einer wie auch immer gearteten, von den Völkern der 
Region selbstbestimmten Friedensordnung und ihrer 
Ausarbeitung müssen die Kurden unbedingt beteiligt 
werden, und zwar durch von ihnen selbst einzuset-
zende Vertreter, die eventuell im Rahmen des in Vor-
bereitung befindlichen Kurdischen Nationalkongres-
ses benannt werden. 

Themen wie das heute behandelte Kurdenproblem, 
das von seinem Wesen her sowohl den entwicklungs-
politischen Bereich als auch den Bereich der Men-
schenrechte berührt, bedürfen nicht nur einer mög-
lichst breiten Erörterung; vielmehr kann und muß die 
Lösungsfindung ein überparteilicher Prozeß sein. 
Wenn aus solchen Themen einzelne politische Kräfte 
bewußt ausgegrenzt werden und/oder die globale Be-

deutung dieser Themen zu engstirnigen politischen 
Profilierungsversuchen mißbraucht wird, muß die po-
litische und moralische Glaubwürdigkeit eines derar-
tigen „Engagements" in Zweifel gezogen werden. 
Darüber kann man sich ja unterhalten. 

Die Abgeordneten der PDS/Linke Liste unterstüt-
zen die Idee der Entsendung einer Parlamentarier

-

Delegation zur Untersuchung von Berichten über die 
Situation der Kurden in der Türkei, die Vorkommnisse 
in Türkisch-Kurdistan während des Golfkrieges — ich 
war in der Nähe von Silopi — und die aktuelle Situa-
tion in Türkisch-Kurdistan. 

Wir fordern den Deutschen Bundestag auf, der In-
itiative des belgischen Parlaments zu folgen, die die 
Überweisung der Kurdenproblematik an die UNO

-

Vollversammlung anstrebt. 
Als einen kurzfristig zu realisierenden Beitrag zur 

Verbesserung der Lage der Kurden im irakischen Kur-
distan 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Kollegin — — 

Dr. Ursula Fischer (PDS/Linke Liste): — — ich 
komme gleich zum Ende — 

(Lummer [CDU/CSU]: Die Dame wird nicht 
ausgegrenzt, sie wird bevorzugt!) 

fordere ich Sie auf, den dringenden Hilferuf der in 
Frankfurt am Main ansässigen medizinischen Hilfs-
und Menschenrechtsorganisation Medico Internatio-
nal vom 21. März 1991 zu unterstützen. 

Wir unterstützen vor allem den Antrag der Abge-
ordnetengruppe des Bündnisses 90/GRÜNE und sind 
für die Überweisung in die Ausschüsse zur gründli-
chen Diskussion. 

Vizepräsident Hans Klein: Nun langt es wirklich. 

Dr. Ursula Fischer (PDS/Linke Liste): Ich danke für 
Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste) 

Vizepräsident Hans Klein: Ich war, weil das Thema 
sehr ernst ist, in dieser Kurzdebatte bei allen Rednern 
großzügig. Ich habe niemanden unterbrochen. Aber 
Sie haben es wirklich überstrapaziert, Frau Kollegin. 
Das macht es ein bißchen unfair gegenüber den ande-
ren. 

Das Wort hat Herr Staatsminister Helmut Schäfer. 

Helmut Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Frau 
Kollegin, Sie sind zu kurz in diesem Parlament, um zu 
wissen, was und wie oft hier über die Kurden gespro-
chen worden ist — ich bin gerne bereit, Ihnen die Pro-
tokolle zuzuleiten — ; ich tue das seit 1988. Ich darf Sie 
auch darauf aufmerksam machen, daß, längst bevor 
das belgische Parlament auf die Idee verfiel, deutsche 
Parlamentarier etwa der GRÜNEN in der vergange-
nen Wahlperiode dort gewesen sind. Auch Herr Kol-
lege Hirsch von der FDP war dort. Sie können das 
gerne wieder tun. Ich würde Ihnen aber empfehlen, 
dabei vielleicht auch die Türkei, d. h. auch die Haupt-
stadt, zu besuchen. Denn Sie können nicht einfach nur 
in eine Kurdenprovinz reisen, sondern Sie müssen 
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sich auch einmal über die Hintergründe bestimmter 
Entwicklungen in der Türkei und über die Tätigkeiten 
bestimmter Organisationen der Kurden informieren. 

(Lummer [CDU/CSU] : Die PKK nennt keiner 
hier!)  

Herr Kollege Duve, ich habe vorhin Ihren ersten 
Satz mit Überraschung gehört. Sie haben gesagt, die 
zentrale Frage des Nahostproblems sei die kurdische 
Frage. War das richtig? So habe ich Sie verstanden. 

(Duve [SPD]: Dann muß ich das Protokoll 
korrigieren!) 

Ich wollte nur sagen, ich dachte, Sie hätten die Palä-
stinenser gemeint und die Kurden genannt. 

(Beifall bei der FDP) 

Mir ist auch aufgefallen, meine Damen und Herren, 
daß das Thema der Palästinenser offensichtlich in kei-
nem Ihrer Anträge vorkommt. Ich stelle das nur fest. 
Ich kann mich nicht erinnern, daß ich im Gegensatz zu 
Debatten über die Kurden in den letzten vier Jahren 
schon an einer Debatte über diese Frage teilgenom-
men habe. Ich darf das hier einmal sehr deutlich sa-
gen. 

(Duve [SPD]: Was will uns der Herr Staatsmi

-

nister damit sagen? — Gegenruf des Abg. 
Lummer [CDU/CSU]: Daß Sie einseitig sind, 
Herr Kollege! Daß Sie gewisse Präferenzen 

erkennen lassen!) 

— Ich darf, weil gesagt wurde, wir hätten uns hier der 
Kurden noch nicht angenommen, nur sagen: Wir sind 
jetzt bei dem Problem der Kurden, das sehr wichtig ist. 
Aber Sie haben von einem zentralen Problem im Na-
hen Osten gesprochen. Da, meine ich, gibt es andere, 
die möglicherweise mindestens so zentral sind und 
auch zur Lösung des Problems beitragen müssen. 

Meine Damen und Herren, ich glaube, daß im Au-
genblick sehr schwer einzuschätzen ist, was die Lage 
im Innern des Irak für die Kurden bedeutet. Sie wis-
sen, daß es inzwischen ganz erhebliche kurdische 
Landgewinne gegeben hat. Die Stadt Kirkuk ist in der 
Hand der Kurden; zumindest wurde uns das durch die 
Mitteilungen des Fernsehens bekannt. 

Wir wissen, daß darüber hinaus ein ganzer Teil der 
Nordprovinz des Irak von den Kurden besetzt worden 
ist. 

Saddam Hussein hat in seiner Rede vom 16. März 
auch dieses Thema angesprochen. Er hat den Kurden 
vorgeworfen, daß sie sich — wie es so schön heißt — zu 
Agenten der Ausländer machten oder sich auf Hilfe 
und falsche Versprechungen einließen. Aber wir wis-
sen auch, daß sich die Kurden inzwischen mit anderen 
Oppositionellen im Irak getroffen haben. Es gab ja, 
wie Sie wissen, Gespräche, bei denen deutlich gewor-
den ist, daß eine Zusammenarbeit, die es früher nicht 
gab, zwischen Kurden und anderen Kräften im Irak 
stattfindet und daß es all denen darum geht, die Re-
gierung Saddam Hussein abzulösen. 

Ich glaube, daß wir trotz allem — wir sind immer für 
eine echte Autonomie der Kurden eingetreten — auch 
in diesem Parlament an der territorialen Integrität des 
Irak festhalten müssen. Ich glaube nicht, daß es darauf 
ankommt, einen Kurdenstaat durch die Herauslösung  

von Territorien aus den von Ihnen genannten fünf 
Staaten — es sind eigentlich sechs; vor allem sind drei 
betroffen — zu konstruieren. Dieses Herauslösen von 
Territorien wird keiner dieser Staaten jemals mitma-
chen. 

Es geht aber darum, den Kurden die Autonomie zu 
sichern — das kam ja bei allen Beiträgen zum Aus-
druck — , die notwendig ist, damit diese Menschen so 
leben können, wie es ihnen gebührt. 

Ich meine, es ist andererseits darauf hinzuweisen, 
daß gerade in der Osttürkei bestimmte Reaktionen der 
türkischen Regierung — auch über diese haben wir 
hier schon wiederholt gesprochen — auf Aktionen 
beispielsweise der PKK zurückzuführen sind, die in 
gar keiner Weise zu billigen sind. Ich glaube, auch 
hier müßten Sie, wenn Sie schon dort hinfahren wol-
len, sich ein sehr genaues Bild machen und sich wirk-
lich informieren, woraufhin Sie merken werden, daß 
die Lage etwas differenzierter ist, als es hier zumin-
dest in Ihrer Rede angeklungen ist. 

Es darf ja vielleicht auch einmal gesagt werden 
— das spricht ja nun nicht unbedingt nur gegen die 
Türkei, die ich hier im Hinblick auf bestimmte Ent-
wicklungen gegenüber den Kurden gar nicht verteidi-
gen will — , daß ein großer Teil der kurdischen Bevöl-
kerung längst aus seinen angestammten Gebieten in 
die wohlhabenderen Teile der Türkei, also nach We-
sten, abgewandert ist. Es darf auch darauf hingewie-
sen werden, daß es immerhin Kurden in der türki-
schen Regierung und im türkischen Parlament gibt. 
Mein Kollege Staatsminister im Auswärtigen Amt in 
Ankara ist Kurde. Er ist seit vielen Jahren im Amt und 
hat sehr viele Außenminister überstanden. 

Meine Damen und Herren, unabhängig davon 
stimme ich dem zu, was hier gesagt worden ist. Wir 
müssen auch dazu beitragen, den Kurden zu helfen. 
Wir haben das immer wieder getan. Ich darf hier noch 
einmal Zahlen nennen. Wir haben bis zum Herbst 
1990 3,8 Millionen DM Hilfe geleistet. Wir haben zum 
Jahreswechsel bei Einbruch des Winters nach den 
großen Flüchtlingsbewegungen aus dem Irak in die 
Türkei 2 Millionen DM zur Verfügung gestellt. Wir 
wissen, daß bei einer politischen Lösung dieses 
Flüchtlingsproblems ganz entscheidend sein wird, 
daß die Menschen, die zurück wollen, auch wieder 
zurückgehen können. 

Ich glaube, daß das Gespräch, das in der letzen Zeit 
zwischen irakischen Kurdenführern und der türki-
schen Regierung über Vorstellungen der Kurden zu 
einem zukünftigen Autonomiestatus im Irak stattge-
funden hat, ein Indiz dafür ist, daß nur der Weg des 
Dialogs und der Verständigung in dieser sehr schwie-
rigen Frage weiterhelfen kann. 

Wir werden dieses Thema nicht zum letztenmal an-
gesprochen haben, schon deshalb nicht, weil wir uns 
hier mit dem Problem nur verbal beschäftigen. Es ist 
ein sehr schwieriges Problem, und es ist nicht das ein-
zige Minderheitenproblem, das uns in dieser Region 
zu schaffen machen wird. Aber wir stehen hier sicher 
zusammen. 

Ich darf Sie als Parlamentarier ausdrücklich ermun-
tern, bei Ihren Bemühungen vor allem auch in Ankara 
mit dazu beizutragen, den mit Ihnen verbundenen 
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Parteien Mut zu machen, daß Sie gewisse Reformen, 
die Herr Özal begonnen hat, fortsetzen und daß das, 
was über die Sprachenregelung hinausgehen könnte, 
mutig weiterverfolgt wird, auch im Interesse der Be-
mühungen der Türkei, in Europa mehr Fuß zu fas-
sen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans Klein: Meine Damen und Her-
ren, ich schließe die Aussprache. 

Interfraktionell wird vorgeschlagen, die Vorlagen 
auf den Drucksachen 12/279 und 12/282 an die in der 
Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse zu überwei-
sen. Gibt es anderweitige Vorschläge? — Das ist nicht 
der Fall. Dann sind die Überweisungen so beschlos-
sen. 

Wir sind damit am Schluß unserer heutigen Tages-
ordnung. Ich berufe die nächste Sitzung des Deut-
schen Bundestages auf morgen, Freitag, 22. März 
1991, 9.00 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 21.36 Uhr) 
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Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Anlage 2 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Wolfgang Gröbl auf die 
Frage des Abgeordneten Volker Kauder (CDU/CSU) 
(Drucksache 12/266 Frage 35): 

Ist die Bundesregierung bereit, die für den Aufbau des Stra-
ßennetzes in den neuen Bundesländern vorgesehenen schnell-
greifenden gesetzlichen Maßnahmen auch auf Straßenbaumaß-
nahmen in den alten Bundesländern und den notwendigen Aus-
bau des Schienennetzes der Deutschen Bundesbahn anzuwen-
den? 

Die Bundesregierung bereitet zur Zeit einen Ge-
setzentwurf vor, mit dem der Bundesverkehrswege

-

bau (Schiene, Wasserstraße, Straße) in den neuen 
Bundesländern, aber auch übergreifend zu den Wirt-
schaftszentren der alten Bundesländer beschleunigt 
werden soll. 

Die Bundesregierung ist sich einig mit allen Bun-
desländern, daß die dabei in den neuen Ländern ge-
wonnenen Erfahrungen Grundlage für Überlegungen 
für ein strafferes Planungsrecht im gesamten Bundes-
gebiet sein sollen. 

Anlage 3 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Wolfgang Gröbl auf die Fra-
gen des Abgeordneten Fritz Rudolf Körper (SPD) 
(Drucksache 12/266 Fragen 36 und 37): 

Zu welchem Zeitpunkt und unter welchen Bedingungen soll 
die beabsichtigte Übernahme der Bahnpolizei durch den BGS 
erfolgen? 

In welchem Umfang beabsichtigt die Bundesregierung, Perso-
nal der Bahnpolizei bei der Deutschen Bundesbahn zu belas-
sen? 

Zu Frage 36: 
Die Bundesregierung wird einen Gesetzentwurf für 

die Übernahme der Bahnpolizei und des Fahndungs-
dienstes der Deutschen Bundesbahn durch den Bun-
desgrenzschutz vorlegen, sobald die eingeleitete Ab-
stimmung mit den Ländern über die Abgrenzung der 
künftigen Zuständigkeiten zwischen dem Bundes-
grenzschutz und den Landespolizeien abgeschlossen 
ist. 

Die Modalitäten für die beabsichtigte Übernahme 
sind im wesentlichen in dem Bericht der vom Bundes-
minister für Verkehr und dem Bundesminister des In-
nern eingesetzten interministeriellen Arbeitsgruppe 
vom 28. August 1990 aufgeführt, der dem Verkehrs-
ausschuß des Deutschen Bundestages (Ausschuß-
drucksache 012) vorliegt. Zusätzliche Einzelheiten im 
Zusammenhang mit dem Übernahmeprozeß werden 
bis zur tatsächlichen Aufgabenübertragung mit dem 
Bundesminister des Innern und der Deutschen Bun-
desbahn abgestimmt. 

Zu Frage 37: 
Die Bundesregierung ist daran interessiert, daß die 

Mitarbeiter der Bahnpolizei und des Fahndungsdien-
stes der Deutschen Bundesbahn auf freiwilliger Basis 
zum Bundesgrenzschutz überwechseln. 
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Anlage 4 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Wolfgang Gröbl auf die 
Frage der Abgeordneten Claire Marienfeld (CDU/ 
CSU) (Drucksache 12/266 Frage 38) : 

Werden von der Deutschen Bundesbahn Tropenhölzer für 
Eisenbahnschwellen verwendet? 

Die Deutsche Bundesbahn hat seit dem Lieferjahr 
1990 auf den Einkauf von Tropenhölzern für Eisen-
bahnschwellen verzichtet. 

Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Wolfgang Gröbl auf die 
Frage der Abgeordneten Antje-Marie Steen (SPD) 
(Drucksache 12/266 Frage 40): 

Trifft es zu, daß Behinderte nicht mehr in die sogenannten 
Behindertenabteile der Reichsbahn einsteigen können, und 
welche Möglichkeit sieht die Bundesregierung, auf die Reichs-
bahn einzuwirken, daß Behinderten die uneingeschränkte Nut-
zung nach wie vor gewährleistet wird? 

Nach Auskunft der Deutschen Reichsbahn (DR) 
gibt es für die Benutzung der in den kombinierten 
Sitz-/Gepäckwagen der Deutschen Reichsbahn vor-
handenen Abteile und Toiletten für Rollstuhlfahrer 
keinerlei einschränkende Bedingungen für Behin-
derte. 

Sollte Ihnen, Frau Kollegin, ein konkreter Fall be-
kannt sein, daß Rollstuhlfahrern oder Müttern mit 
Kleinstkindern der Zugang verwehrt wurde, so bitte 
ich um Mitteilung. Ich werde dann der Sache nachge-
hen. 

Anlage 6 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Wolfgang Gröbl auf die Fra-
gen des Abgeordneten Joachim Tappe (SPD) (Druck-
sache 12/266 Fragen 43 und 44): 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung im Rahmen 
ihrer Zuständigkeiten auf Grund der Richtlinien für die „Anord-
nung von verkehrsregelnden Maßnahmen für den Transport 
gefährlicher Güter auf Straßen", die Bundesstraßen (z. B. die 
B 27) zu sperren, um eine Situation, wie am 7. Februar 1991 in 
der Gemeinde Wehretal (Ortsteil Hoheneiche) geschehen und 
die nur dank glücklicher Umstände nicht in einer Katastrophe 
endete, zu vermeiden? 

Was gedenkt die Bundesregierung im Rahmen ihrer Verant-
wortlichkeit zu tun, um eine Verlegung von Gefahrguttranspor-
ten, besonders im überregionalen Durchgangsverkehr, auf die 
Schiene, und wo dies nicht möglich ist, auf die Bundesautobah

-

nen zu erreichen? 

Zu Frage 43: 

Für die Sperrung bestimmter Straßen für Gefahr-
guttransporte ist die jeweilige Straßenverkehrsbe-
hörde des Landes zuständig. Zur Vorbereitung der 
Anordnung ist von ihr ein Entwurf mit Begründung 
und Umleitungsempfehlung zu erstellen unter Beteili-

gung der Straßenbaubehörde, der Polizei, der Wasser-
behörde sowie gegebenenfalls weiterer zuständiger 
Behörden und amtlicher Sachverständiger. Die An-
ordnung selbst bedarf der Zustimmung durch die 
oberste Landesbehörde oder der von ihr bestimmten 
Stelle. 

Zu Frage 44: 

Bereits seit 1970 dürfen bestimmte hochgefährliche 
Güter von bestimmten Mengen an auf der Straße nur 
dann befördert werden, wenn ein Transport mit der 
Bahn oder dem Binnenschiff nicht möglich ist. Diese 
Regelung wurde zuletzt am 1. Juli 1990 geändert und 
auch auf bestimmte leichtentzündliche flüssige Stoffe 
ausgedehnt. 

Außerdem haben im vergangenen Jahr der Ver-
band der Chemischen Industrie, der Verband Che-
miehandel und der Mineralölwirtschaftsverband mit 
der Deutschen Bundesbahn Kooperationsvereinba-
rungen abgeschlossen mit dem Ziel, auf freiwilliger 
Grundlage möglichst viele Gefahrguttransporte auf 
die Schiene zu verlagern, soweit dies sicherheitstech-
nisch vorteilhaft und wirtschaftlich vertretbar ist. 

Anlage 7 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Wolfgang Gröbl auf die Fra-
gen des Abgeordneten Horst Sielaff (SPD) (Drucksa-
che 12/266 Fragen 46 und 47): 

Wie hat sich die Gütertransportkapazität einschließlich der 
Tonnenkilometer der Deutschen Bundesbahn in den Jahren seit 
1980 im Vergleich zu der Kapazität und den Tonnenkilometern 
im Güterstraßentransport entwickelt, und mit welchen Kapazi-
tätsveränderungen bezogen auf Schiene und Straße rechnet die 
Bundesregierung ab 1991 jährlich bis zum Jahr 2000 bei der 
angestrebten Verlagerung eines größeren Teils des Gütertrans-
ports auf die Schiene? 

Wie vereinbart die Bundesregierung ihre Absicht, in den von 
Rüstungsabbau betroffenen Regionen Ersatzarbeitsplätze zu 
schaffen, wenn gleichzeitig auch in solchen Regionen in bun-
deseigenen Betrieben wie z. B. den Ausbesserungswerken 
Kaiserslautern und Saarbrücken der Deutschen Bundesbahn 
Arbeitsplätze abgebaut werden? 

Zu Frage 46: 

Im Jahr 1980 betrug die Verkehrsleistung der Eisen-
bahnen im Güterverkehr 64,9 Mrd. tkm, im Jahr 1989 
62,1 Mrd. tkm. Davon stieg im Containerverkehr der 
Deutschen Bundesbahn die Verkehrsleistung von 
2,76 Mrd. tkm in 1980 auf 5,66 Mrd. tkm in 1989, im 
Huckepackverkehr von 2,12 Mrd. tkm in 1980 auf 5,02 
Mrd. tkm in 1989. 

Im Jahr 1980 betrug die Verkehrsleistung im ge-
werblichen Fernverkehr der Straße 41,1 Mrd. tkm, im 
Jahre 1989 52,6 Mrd. tkm. 

Die zukünftige Entwicklung der Verkehrsleistung 
im Güterverkehr wird in der Untersuchung „Analyse 
und Prognose des Güterverkehrs im Rahmen eines 
Verkehrswegeplans Deutschland" des Institutes Kes- 
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sel + Partner für den Gesamtdeutschen Verkehrswe-
geplan abgeschätzt. Die Untersuchungen sind noch 
nicht abgeschlossen. Die zur Bewältigung der Nach-
frage erforderlichen Kapazitäten werden im Rahmen 
der Arbeiten am Gesamtdeutschen Verkehrswege

-

plan ermittelt. 

Zu Frage 47: 

Von der Deutschen Bundesbahn (DB) ist derzeit 
nicht vorgesehen, die Zahl ihrer Güterwagen-Ausbes-
serungswerke zu verändern oder den Fortbestand 
einzelner Werke in Frage zu stellen. Das gilt auch für 
die Ausbesserungswerke Kaiserslautern und Saar-
brücken-Burbach. Ein Abbau von Arbeitsplätzen in 
den dortigen Bet rieben findet nach Mitteilung der 
Hauptverwaltung der DB nicht statt. 

Anlage 8 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Wolfgang Gröbl auf die Fra-
gen des Abgeordneten Klaus-Jürgen Hedrich (CDU/ 
CSU) (Drucksache 12/266 Fragen 50 und 51): 

Welche Anmeldefristen hat die Bundesregierung den Bundes-
ländern in bezug auf die Anmeldung ihrer Wünsche zur Fort-
schreibung des Bundesverkehrswegeplanes gesetzt, und in wel-
cher Form müssen die Anmeldungen eingebracht werden? 

Von welchen Bundesländern liegen bisher keine Anmeldun-
gen vor? 

Zu Frage 50: 

Die Bundesregierung hat die Meldungen zur Fort-
schreibung des Bundesverkehrswegeplanes 1985 be-
ziehungsweise zur Aufstellung des Gesamtdeutschen 
Verkehrswegeplanes für die Bundesfernstraßen zum 
1. Dezember 1990 von den alten beziehungsweise 
1. Februar 1991 von den neuen Bundesländern mit 
einer Nachfrist zum 8. März 1991 erbeten. Die Mel-
dungen sollten auf der Basis eines Listenmusters so-
wie anhand von Kartendarstellungen im Maßstab M = 
1: 10 000 beziehungsweise 1: 25 000 erfolgen. Für den 
Bereich der Schienenstrecken von Deutscher Reichs-
bahn und Deutscher Bundesbahn galt als F rist der 

8. März 1991 ohne weitere Vorgaben für die Form der 
Anmeldungen. 

Zu Frage 51: 

Lediglich von den Bundesländern Sachsen und 
Mecklenburg-Vorpommern liegen zum Bereich 
Schiene noch keine Meldungen vor. Dabei ist jedoch 
zu berücksichtigen, daß für diese Bundesländer von 
der Deutschen Reichsbahn ein umfassender Forde-
rungskatalog eingegangen ist. 

Anlage 9 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Wolfgang Gröbl auf die Fra-
gen des Abgeordneten Robert Antretter (SPD) (Druck-
sache 12/266 Fragen 52 und 53): 

Auf welche finanzielle Größenordnung belaufen sich die in 
den Jahren 1989 und 1990 mutwillig ange richteten Schäden in 
den öffentlichen Nahverkehrseinrichtungen in der Bundesrepu-
blik Deutschland und in Westberlin? 

Gibt es Verkehrsverbände oder andere ÖPNV-Träger, die 
durch geeignete Maßnahmen dem Problem des Vandalismus in 
den Einrichtungen des öffentlichen Personennahverkehrs er-
folgreich begegnen konnten, und um welche Verkehrsverbünde 
bzw. sonstigen Träger handelt es sich dabei gegebenenfalls? 

Zu Frage 52: 

Weder der Bundesregierung noch dem Verband 
Deutscher Verkehrsunternehmen liegen Erkennt-
nisse über den Umfang der durch mutwillige Einwir-
kungen in Einrichtungen des öffentlichen Nahver-
kehrs hervorgerufenen Schäden vor. 

Zu Frage 53: 

Die Verkehrsunternehmen versuchen, durch be-
sonders widerstandsfähige Bauweisen und Materia-
lien dem Problem des Vandalismus entgegenzuwir-
ken und erforderliche Reinigungsarbeiten sowie Re-
paraturen so schnell vorzunehmen, daß möglichst 
keine Nachahmer angeregt werden. 

Im Hamburger Verkehrsverbund ist ein S-Bahn-
Zug im Einsatz, dessen Wände mit durchpigmentier-
ter farbiger Selbstklebefolie beklebt sind und dessen 
Sitzmöbel mit materialverstärkten mehrfarbigen Pol-
sterbezügen versehen sind. Beschmierte Wände las-
sen sich verhältnismäßig leicht und ohne Einsatz gro-
ßer Mengen von Lösungsmitteln reinigen. Auf den 
Bezugsstoffen der Sitze sind Verschmutzungen kaum 
sichtbar. Die Fahrgäste haben positiv reagiert, ein er-
ster Erfahrungsbericht zu dem Projekt ist veranlaßt. 

Anlage 10 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Bernd Schmidbauer auf die 
Frage des Abgeordneten Ortwin Lowack (CDU/CSU) 
(Drucksache 12/266 Frage 54): 

Was tut die Bundesregierung um mitzuhelfen, daß furchtbare 
ökologische Folgen durch das im Auftrag Saddam Husseins in 
den Persischen Golf geleitete Öl begrenzt und teilweise sogar 
vermieden werden? 

Bundesminister Prof. Dr. Töpfer hat vom 8. bis 
12. März Katar, Bahrein, Saudi-Arabien und den Iran 
besucht. Er hat sich vor Ort ein Bild von den kriegs-
bedingten Umweltschäden gemacht und mit den be-
troffenen Regierungen erörtert, in welcher Weise die 
Bundesregierung über den bisherigen Umfang hinaus 
Hilfe leisten kann. 

Die Bundesregierung hat bereits am 2. Februar 
1991 zwei Experten der Sonderstelle Ölunfälle See/ 
Küste in Begleitung von zwei Hilfskräften nach Katar 
entsandt. Sie hat den Golfstaaten seit diesem Zeit-
punkt Geräte im Wert von ca. 8 Mio. DM, darunter 
6 300 Meter Ölsperren und 8 Skimmer, kostenfrei zur 
Verfügung gestellt. Das modernste deutsche Ölbe-
kämpfungsschiff „Mellum" wird nach einer notwen-
digen technischen Umrüstung in den Golf verlegt. Der 
Einsatz der „Mellum" soll von einem deutschen Spe-
zialflugzeug vor Ort unterstützt werden. Dieses Flug- 
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zeug soll darüber hinaus auch für die Überwachung 
der von den Ölbränden ausgehenden Luftverschmut-
zung eingesetzt werden. Die deutschen Hilfsmaßnah-
men  werden damit einen Gesamtwert von ca. 20 Mio. 
DM erreichen. 

In der Ratssitzung der EG-Umweltminister am 
18. März 1991 hat die Bundesregierung eine Initiative 
für gemeinsame Hilfsmaßnahmen der Mitgliedstaa-
ten der Gemeinschaft und den konsequenten Ausbau 
des EG-Instrumenta riums zur Bewältigung von Um-
weltkatastrophen eingebracht. 

Der EG-Umweltrat hat beschlossen, weitere Initiati-
ven zur wissenschaftlichen, technischen und perso-
nellen Unterstützung der betroffenen Staaten zu er-
greifen. Zu diesem Zweck soll die EG-Kommission das 
bei der europäischen Industrie vorhandene Hilfs-
potential für die Gemeinschaft koordinieren. Darüber 
hinaus wird die EG-Kommission Vorschläge erarbei-
ten, wie das bestehende EG-Instrumentarium auf Um-
weltschäden aller Art ausgedehnt werden kann. 

Anlage 11 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Bernd Schmidbauer auf die 
Fragen des Abgeordneten Arne Börnsen (Ritterhude) 
(SPD) (Drucksache 12/266 Fragen 55 und 56): 

Beabsichtigt die Bundesregierung die Ausweisung zusätzli-
cher Nationalparks auf dem Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland, und um welche Planungen handelt es sich ggf.? 

Ist die Bundesregierung bereit, Initiativen zur Ausweisung 
von Biosphären-Reservaten zu unterstützen und die dafür not-
wendigen gesetzlichen Rahmenbedingungen zu schaffen? 

Zu Frage 55: 

Für die Ausweisung und den Schutz von Natio-
nalparks sind die Länder zuständig (§§ 12, 14 
BNatSchG); eigene Planungen der Bundesregierung 
zur Ausweisung zusätzlicher Nationalparks bestehen 
deshalb nicht. 

Zurückgehend auf das Nationalparkprogramm der 
damaligen DDR gibt es Bemühungen, einen grenz-
überschreitenden Nationalpark „Unteres Odertal" 
entstehen zu lassen. Seitens des zuständigen Landes 
Brandenburg und seitens der Bundesregierung wird 
dieses Projekt unterstützt. Auch die politische Seite 
stimmt dem Vorhaben zu. Die niedersächsische Re-
gierung plant, angrenzend an den Nationalpark 
Hochharz (Sachsen-Anhalt) auf ihrer Seite einen Na-
tionalpark auszuweisen. 

Zu Frage 56: 

Die Bundesregierung befürwortet grundsätzlich In-
itiativen zur Ausweisung von Biosphärenreservaten 
(BR) und somit den weiteren Ausbau des mittlerweile 
aus neun Gebieten bestehenden Biosphärenreserva-
tenetzes. Diesem Anliegen wird dadurch Rechnung 
getragen, daß im Rahmen der anstehenden Novellie-
rung des Bundesnaturschutzgesetzes die Aufnahme 
des Biosphärenreservates als Schutzkategorie erfol

-

gen soll. 

Die Mitwirkungsmöglichkeiten des Bundes be-
schränken sich aufgrund der Naturschutzkompetenz 
der Länder auf Beratung, Förderung von Forschungs-
vorhaben sowie die Planung und Durchführung von 
internationalen Aktivitäten. 

Anlage 12 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Bernd Schmidbauer auf die 
Fragen der Abgeordneten Monika Ganseforth (SPD) 
(Drucksache 12/266 Fragen 57 und 58): 

Aus welchem Grund verfolgt die Bundesregierung nicht das 
im Rahmen der Enquete-Kommission „Schutz der Erdatmo-
sphäre " ermittelte „Ausstiegsszenario", nach dem die notwen-
dige Reduktion des CO2-Ausstoßes um 30 % bis zum Jahre 2005 
mit dem Ausstieg aus der Atomenergie bei entsprechenden poli-
tischen Weichenstellungen möglich ist? 

Hält die Bundesregierung das im Rahmen der Enquete-Kom-
mission ermittelte Ausbauszenarium, das bis zum Jahre 2005 
mehr als eine Verdoppelung der zur Verfügung stehenden Ka-
pazitäten zur Kernenergieerzeugung vorsieht, für realistisch? 

Zu Frage 57: 

Die Bundesregierung hat bereits vor Abschluß der 
Beratungen der Enquete-Kommission „Vorsorge zum 
Schutz der Erdatmosphäre" und damit vor dem Vor-
liegen der von der Enquete-Kommission entwickelten 
Szenarien am 13. Juni 1990 einen Grundsatzbeschluß 
zur Verminderung der CO2-Emissionen bis zum Jahre 
2005 um 25 Prozent gegenüber 1987 gefaßt. Dieses 
Ziel hat sie am 7. November 1990 vor dem Hinter-
grund der deutschen Vereinigung angesichts der in 
den neuen Bundesländern bestehenden erheblich hö-
heren CO2-Minderungspotentiale auf 25 bis 30 Pro-
zent erweitert. Gleichzeitig mit ihrem Beschluß vom 
7. November 1990 über die Erweiterung des CO2

-

Minderungsziels hat die Bundesregierung einen um-
fangreichen und keinen Sektor ausklammernden 
Maßnahmenkatalog verabschiedet und damit die 
Eckpunkte für ihr CO2-Minderungsprogramm ge-
setzt. Dieses Minderungsprogramm geht von der 
Überzeugung aus, daß das gesetzte ehrgeizige Ziel 
nur erreicht werden kann, wenn alle vorhandenen 
Möglichkeiten zur Minderung der CO2-Emissionen 
konsequent genutzt werden. 

Die Bundesregierung teilt in diesem Zusammen-
hang die auch von der Enquete-Kommission vertre-
tene Auffassung, daß dem rationellen und sparsamen 
Einsatz von Energie auf allen Stufen der Energiever-
sorgung eine prioritäre Bedeutung zukommt. Neben 
dem rationellen und sparsamen Einsatz von Energie 
sieht sie weitere Schwerpunkte in der Substitution 
CO2-emissionsintensiver Energieträger durch Ener-
gieträger bzw. Energieversorgungssysteme mit gerin-
geren spezifischen oder keinen CO2-Emissionen. Dies 
bedeutet einen zielgerichteten Austausch sowohl zwi-
schen den fossilen Energieträgern untereinander, 
zwischen fossilen und erneuerbaren Energieträgern, 
aber auch den Einsatz der Kernenergie zur Erzeugung 
von Strom. Zur Nutzung der Kernenergie hat die Bun-
desregierung in ihrem bereits zitierten Beschluß vom 
7. November 1990 zur Reduzierung der CO2-Emissio- 
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nen in der Bundesrepublik Deutschland zum Jahre 
2005 festgestellt: 

Die Bundesregierung stellt fest, daß die Kernener-
gie einen wichtigen Beitrag zur Verminderung von 
CO2-Emissionen leistet. Die weitere Nutzung der 
Kernenergie ist verantwortbar. Die Kernenergie wird 
auch künftig eine wichtige Rolle spielen. Zur länger-
fristigen Sicherung des Beitrags der Kernenergie wird 
die Bundesregierung ihre nationalen und internatio-
nalen Anstrengungen zur Gewährleistung der Sicher-
heit der kerntechnischen Anlage auf höchstem Ni-
veau und zur Verwirklichung der erforderlichen Ent-
sorgungsanlagen fortsetzen. 

Zu Frage 58: 

Die genauen Anteile einzelner Energieträger an der 
Energieversorgung werden sich im Rahmen der be-
reits angelaufenen Umsetzung des CO2-Minderungs-
programms der Bundesregierung ergeben. Eine 
exakte Vorhersage des Kernenergieanteils im Jahre 
2005 ist zum jetzigen Zeitpunkt nicht möglich. eine 
Verdopplung der Kapazitäten zur Stromerzeugung 
aus Kernenergie ist nach den vorliegenden Planungen 
der Elektrizitätswirtschaft nicht realistisch. 

Anlage 13 

Antwort 

der Bundesministerin Dr. Irmgard Adam-Schwaetzer 
auf die Fragen des Abgeordneten Peter Conradi 
(SPD) (Drucksache 12/266 Fragen 64 und 65): 

Wieviel der von der Bundesregierung 1989 versprochenen 
1 Million neuer Wohnungen wurden in Westdeutschland 1990 
gebaut, und mit welchen Mitteln wi ll  die Bundesregierung die 
noch fehlenden Wohnungen in den Jahren 1991 und 1992 in 
Westdeutschland bauen lassen? 

Wie viele Baugenehmigungen für Wohnungen wurden 1990 
erteilt, und wie viele neue Wohnungen wurden im selben Jahr 
fertiggestellt? 

Weder für die Baugenehmigungen noch für die Fer-
tigstellungen in den alten Bundesländern liegen bis-
her endgültige Ergebnisse des Jahres 1990 vor. Die 
Zahl der Genehmigungen beläuft sich unter Einbezie-
hung der noch ausstehenden und deshalb hilfsweise 
geschätzten Ergebnisse von Niedersachsen für 
November und Dezember auf ca. 387 000 Wohnein-
heiten. Bei den Fertigstellungen stehen die Zahlen für 
den Monat Dezember, in dem erfahrungsgemäß der 
überwiegende Teil der Jahresergebnisse gemeldet 
wird, noch aus. Nach bisherigen Schätzungen dürften 
zwar weniger als 300 000 Wohnungen fertiggestellt 
worden sein. Wegen des hohen Zuwachses der Woh-
nungsbaugenehmigungen 1990 kann jedoch davon 
ausgegangen werden, daß 1991 und 1992 zusammen-
genommen mehr als 700 000 Wohneinheiten fertigge-
stellt werden, so daß die angestrebte 1 Million neuer 
Wohnungen im Zeitraum 1990 bis 1992 erreicht 
wird. 

In den fünf neuen Bundesländern sowie Berlin-Ost 
wurden im Laufe des Jahres 1990 62 468 Wohnun-

gen fertiggestellt, davon 60 055 im Neubau. Daten 
über Wohnungsbaugenehmigungen liegen hier nicht 
vor. 

Anlage 14 

Antwort 

der Bundesministerin Dr. Irmgard Adam-Schwaetzer 
auf die Frage des Abgeordneten Franz Müntefering 
(SPD) (Drucksache 12/266 Frage 73): 

Wie sind in anderen Bundesministerien mit zwei Parlamenta-
rischen Staatssekretären die Arbeitsgebiete aufgeteilt, und wird 
auch dort  die Möglichkeit des job-sharings genutzt? 

Da eine Aufgabenverteilung in dem von Ihnen un-
terstellten Sinn im Bauministerium nicht besteht, 
kann Ihre Frage nicht beantwortet werden. 

Anlage 15 

Antwort 

der Bundesministerin Dr. Irmgard Adam-Schwaetzer 
auf die Fragen des Abgeordneten Otto Reschke (SPD) 
(Drucksache 12/266 Fragen 74 und 75): 

Soll das Modell, die Aufgaben von Parlamentarischen Staats-
sekretären durch abwechselnden Einsatz von mehreren Amtsin-
habern wahrnehmen zu lassen, vom Bundesministerium für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau auch auf andere Häu-
ser übertragen werden? 

Ist es zutreffend, daß im Bundesministerium für Raumord-
nung, Bauwesen und Städtebau die Stelle eines Sachbearbeiters 
besetzt werden soll, der u. a. die Tätigkeit der vier Staatssekre-
täre zu koordinieren hat? 

Zu Frage 74: 

Da der in der Frage unterstellte Sachverhalt nicht 
auf das Ministe rium für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau zutrifft, kann er auch nicht auf andere Mini-
sterien übertragen werden. 

Zu Frage 75: 

Nein. Im Leitungsbereich ist die freigewordene 
Stelle eines Sachbearbeiters nachzubesetzen, zu des-
sen Aufgaben es auch gehört, die reibungslose Ab-
wicklung der im Leitungsbereich anfallenden Ge-
schäftsvorfälle sicherzustellen. 

Anlage 16 

Antwort 

der Bundesministerin Dr. Irmgard Adam-Schwaetzer 
auf die Fragen des Abgeordneten Günter Graf (SPD) 
(Drucksache 12/266 Fragen 76 und 77): 

Kann die Bundesregierung verbindlich erklären, daß — vor 
dem Hintergrund, daß sie die Verlängerung der Verwaltungs-
vereinbarung zu den Bundesfinanzhilfen zur Städtebauförde-
rung nur bis zum 30. Juni 1991 vollzogen hat — diese Verwal-
tungsvereinbarung über den 30. Juni 1991 hinaus verlängert 
wird? 
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Trifft es zu, daß die Bundesregierung die Bundesfinanzhilfe 
zur Städtebauförderung um weitere 50 % der ursprünglich er-
warteten Bundesfinanzhilfen aufstocken wi ll, wie es der Parla-
mentarische Staatssekretär beim Bundesminister der Finanzen, 
Carstens, einem örtlichen CDU-Vertreter gegenüber erklärt hat, 
und wenn ja, wann kann das Land Niedersachsen mit zusätzli-
cher Finanzhilfe zur Städtebauförderung rechnen? 

Zur Sicherung der Anschlußfinanzierung des Städ-
tebauförderungsprogramms 1991 in den alten Bun-
desländern wurde bereits im dritten Nachtragshaus-
halt 1990 ein Teilbetrag i. H. v. 330 Mil lionen DM für 
die Städtebauförderung zur Verfügung gestellt. Diese 
Finanzhilfen sind den Ländern inzwischen auf der 
Grundlage der bis zum 30. Juni 1991 verlängerten 
Bund-Länder-Verwaltungsvereinbarung zur Städte-
bauförderung zugeteilt worden. 

Der Regierungsentwurf für den Bundeshaushalt 
1991 sieht einen Verpflichtungsrahmen von 760 Mil-
lionen DM für die Städtebauförderung in den alten 
und neuen Bundesländern vor. Dieser Verpflichtungs-
rahmen soll für den Zeitraum der Finanzplanung bis 
1994 verstetigt werden. Von den 760 Mil lionen DM 
für 1991 fallen — unter Anrechnung der bereits im 
dritten Nachtragshaushalt 1990 zur Verfügung ge-
stellten 330 Mio DM — 380 Millionen DM auf die al-
ten Bundesländer. Das Land Niedersachsen erhält 
hiervon rund 44 Millionen DM (11,58 v. H.). 

Weitere Bundesfinanzhilfen, die auch für städte-
bauliche Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen 
eingesetzt werden können, erhält das Land Nieder-
sachsen nach dem Strukturhilfegesetz (652 Mil lionen 
DM). 

Mein Ministerium hat sich inzwischen wegen des 
Abschlusses einer Bund-Länder-Verwaltungsverein-
barung zur Städtebauförderung für 1991 und die kom-
menden Jahre mit den Ländern in Verbindung ge-
setzt. Die Verteilung der Städtebauförderungsmittel 
für 1991 wird auf der Grundlage der noch abzuschlie-
ßenden Verwaltungsvereinbarung erfolgen. 

Anlage 17 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Bernd Neumann auf die 
Frage der Abgeordneten Edelgard Bulmahn (SPD) 
(Drucksache 12/266 Frage 78): 

Welche juristischen Schritte hat die Bundesregierung wegen 
des Verdachts auf Mißbrauch öffentlicher Forschungsmittel ge-
gen die Imhausen-Chemie GmbH und gegen die Salzgitter

-

Industriebau GmbH eingeleitet, die die Restmittel für das För-
derprojekt „Entwicklung eines Rohrreaktorverfahrens zur kata-
lytischen Höchstdruckhydrierung von Braun- und Steinkohlen" 
wiederum der Imhausen-Chemie zukommen ließ, obgleich ihr 
bekannt sein mußte, daß die Bundesregierung die Förderbezie-
hungen beendet hatte, und was wird sie unternehmen, um die 
zu Unrecht gezahlten Mittel wieder dem Bundeshaushalt zuzu-
führen? 

Die Förderung des o. g. Entwicklungsprojektes bei 
der Imhausen-Chemie GmbH wurde nach Bekannt-
werden des Verdachts eines Verstoßes gegen § 34 
Außenwirtschaftsgesetz durch den Bundesminister 
für Forschung und Technologie zum 22. 2. 1989 abge-
brochen. Da bei dem Vorhaben weiterhin ein Bun-

desinteresse bestand, die vorgesehene wissenschaft-
liche Zielsetzung zu erreichen, wurde es durch die 
Salzgitter-Industriebau GmbH, die auf diesem Gebiet 
mit der Imhausen-Chemie GmbH zusammengearbei-
tet hat, weitergeführt. 

Aufgrund der Übertragung des Projektes von der 
Imhausen-Chemie GmbH auf die Salzgitter-Industrie-
bau GmbH entstanden in der Übergangszeit Kosten, 
die aus rechtlichen Gründen zu erstatten waren. Von 
Salzgitter-Industriebau wurden deshalb an Imhausen 
in 1989 noch Zahlungen in Höhe von 616 656,76 DM 
für Restwerte von Versuchseinrichtungen, Analysen-
geräte etc. geleitet. Salzgitter-Industriebau hat damit 
rechtmäßig im Rahmen der Vereinbarungen zu Pro-
jektüberleitung gehandelt. 

Spätere Ermittlungen der Staatsanwaltschaft 
Mannheim ergaben gegenüber der Imhausen-Che-
mie GmbH jedoch den Verdacht des Betrugs zum 
Nachteil des BMFT. Der BMFT hat daraufhin rechtli-
che Schritte zur Rückforderung der bis zum Abbruch 
des Projektes an Imhausen gezahlten Fördermittel 
wegen der nicht zweckentsprechenden Verwendung 
von Bundesmitteln eingeleitet. Der BMFT steht be-
reits seit längerem im ständigen Kontakt mit der 
Staatsanwaltschaft. 

Anlage 18 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Bernd Neumann auf die Fra-
gen des Abgeordneten Siegmar Mosdorf (SPD) 
(Drucksache 12/266 Fragen 79 und 80): 

Seit wann ist der Bundesregierung bekannt, und wie beurteilt 
sie es, daß das Unternehmen Imhausen-Chemie Lahr For-
schungsgelder des Bundesministeriums für Forschung und 
Technologie für die „Entwicklung eines Rohrreaktorverfahrens 
zur katalytischen Höchstdruckhydrierung von Braun- und Stein-
kohle " zweckentfremdet als Personalkosten für Mitarbeiter der 
Imhausen-Chemie, die an der Planung der Giftgasfabrik Rabita 
beteiligt sind, einsetzte? 

Welche Unternehmen, die Rüstungsgüter in den Irak geliefert 
haben, erhielten Forschungsgelder durch das Bundesministe-
rium für Forschung und Technologie? 

Zu Frage 79: 

Die Förderung der o. g. Entwicklung bei der Imhau-
sen-Chemie GmbH wurde nach Bekanntwerden des 
Verdachts eines Verstoßes gegen § 34 Außenwirt-
schaftsgesetz durch den Bundesminister für For-
schung und Technologie am 22. 2. 1989 abgebrochen. 
Am 13. 8. 1990 wurde der BMFT von den Ermittlungs-
behörden informiert, daß während der Ermittlungen 
wegen Verstoßes gegen das Außenwirtschaftsgesetz 
der Verdacht entstanden ist, daß von der Imhausen-
Chemie GmbH möglicherweise BMFT-Fördermittel 
vor dem Projektabbruch falsch abgerechnet worden 
seien. Wobei ein Teil der rechtswidrigen erhaltenen 
BMFT-Mittel wohl dadurch erlangt wurde, daß Im-
hausen-Mitarbeiter, die tatsächlich am Projekt 
Pharma 150 arbeiteten, über das BMFT-Projekt abge-
rechnet wurden. Als weitere Ermittlungen der Staats-
anwaltschaft Mannheim den Betrugverdacht erhärte-
ten, hat der BMFT unverzüglich rechtliche Schritte zur 
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Rückforderung von Fördermitteln eingeleitet. Der 
BMFT steht im ständigen Kontakt mit der Staatsan-
waltschaft. 

Zu Frage 80: 

Soweit Ihre Frage genehmigte Ausfuhren betrifft, 
ist die Bundesregierung wegen der notwendigen 
Vertraulichkeit des Exportgenehmigungsverfahrens 
nicht in der Lage, Auskunft über Einzelfälle zu ertei-
len. 

Gegen eine Reihe deutscher Unternehmen sind Er-
mittlungsverfahren wegen des Verdachts der unge-
nehmigten Lieferung von Waren der Ausfuhrliste an 
den Irak eingeleitet worden. Eine öffentliche Mittei-
lung, ob und bei welchen Firmen sich dieser Verdacht 
bestätigt, ist vor dem rechtskräftigen Abschluß des 
jeweiligen Verfahrens nicht möglich. Der Bundesmi-
nister für Wirtschaft wird jedoch in diesen Tagen den 
Wirtschaftsausschuß des Deutschen Bundestages um-
fassend über alle wesentlichen Verdachtsfälle ver-
traulich unterrichten. Im übrigen können alle Empfän-
ger von BMFT-Fördermitteln mit Themen und Förder-
beträgen dem allgemein zugänglichen BMFT-Förder-
katalog entnommen werden. 

Anlage 19 

Antwort 

des Staatsministers Helmut Schäfer auf die Fragen des 
Abgeordneten Manfred Reimann (SPD) (Drucksache 
12/266 Fragen 81 und 82) : 

Ich frage die Bundesregierung, ob sie es von ihrem christlich 
geprägten Standpunkt als menschlich-gerecht empfindet, daß 
einerseits für den Krieg am Golf 17,5 Mrd. DM einschließlich des 
bundesdeutschen Anteils an der EG-Hilfe aufgewendet werden, 
andererseits aber die Bundesregierung für die Hilfe zur Be-
kämpfung der Cholera-Epidemie in Pe ru  nur 500 000 DM be-
reitstellt? 

Plant die Bundesregierung neue kurzfristige oder langfristige 
Maßnahmen zur Bekämpfung der Cholera, und wenn ja, welche 
und zu welchem Zeitpunkt? 

Zu Frage 81: 

Die Bundesregierung hat für die Bekämpfung der 
Cholera-Epidemie aus Mitteln des Bundesministers 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit zur Beschaffung 
von Medikamenten, Impfstoffen und medizinischen 
Hilfsgütern zunächst 500 000 DM zur Verfügung ge-
stellt, sodann weitere 250 000 DM, um der verstärkten 
Notwendigkeit zur Chlorierung des Trinkwassers in 
nördlichen Provinzstädten Perus entsprechen zu kön-
nen. 

Aus Mitteln der Humanitären Hilfe des Auswärti-
gen Amts wurden ferner etwas über 350 000 DM zur 
Beschaffung dringend benötigter Medikamente und 
Impfstoffe sowie zur Finanzierung des Lufttranspo rts 
von zwei p rivaten Medikamentenspenden (Humedica/ 
Kaufbeuren und Medeor/Frankfurt) von zusammen 
ca. 5 t nach Peru bereitgestellt. Darin eingeschlossen 
ist ferner die Übernahme der Flugkosten von 8 deut-
schen Ärzten des „Komitees Ärzte für die Dritte Welt" 
Frankfurt/Main nach Peru, die bei der Cholera-Be-
kämpfung mitwirken. 

Mit der Gesamtsumme von ca. 1,1 Millionen DM 
steht die Bundesrepublik Deutschland in der in-
ternationalen Gebergemeinschaft weit vorne. Die 
EG-Leistungen (deutscher Anteil regelmäßig 27 %) 
beziffern sich derzeit auf 1 Million ECU, d. h. 2 Mil-
lionen DM. 

Zu Frage 82: 

Die Bundesregierung verfolgt den weiteren Verlauf 
der Cholera-Epidemie in Peru, um ggfs. mit weiteren 
— möglichst strukturbildenden — Sofortmaßnahmen 
im Bereich vorbeugender Hygiene helfen zu kön-
nen. 

Darüber hinaus mißt die Bundesregierung der vor-
beugenden und weltweiten Bekämpfung von Diar-
rhöen (Durchfallerkrankungen allgemein), die welt-
weit mehr Todesopfer als die Cholera fordern, große 
Bedeutung zu. Die WHO führt in 115 Ländern der 
Erde solche Programme durch und erreicht damit fast 
98 % der Bevölkerung in den Entwicklungsländern. 
Im Jahr 1990 beteiligte sich die Bundesregierung am 
WHO-Haushalt (Biennium 1990/91) mit 7,9 % 
(= 24 Millionen US-$ = ca. 36 Millionen DM). Im Jahr 
1991 beträgt ihr Anteil 9,19 % oder anders ausge-
drückt über 28,5 Millionen US-$ (z. Z. ca. 43 Millionen 
DM). 

Anlage 20 

Antwort 

des Staatsministers Helmut Schäfer auf die Fragen der 
Abgeordneten Lydia Westrich (SPD) (Drucksache 
12/266 Fragen 83 und 84): 

Ist die Bundesregierung bereit, über die bisherigen 
500 000 DM hinausgehende Mittel für Maßnahmen zur Be-
kämpfung der Cholera-Epidemie in Pe ru  zur Verfügung zu stel-
len? 

Sind der Bundesregierung weltweite Aktionen bekannt zur 
Eindämmung und Vorbeugung der Cholera, und an welchen 
wird sie sich beteiligen? 

Zu Frage 83: 

Die Bundesregierung hat für die Bekämpfung der 
Cholera-Epidemie aus Mitteln des Bundesministers 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit zur Beschaffung 
von Medikamenten, Impfstoffen und medizinischen 
Hilfsgütern zunächst 500 000 DM zur Verfügung ge-
stellt, sodann weitere 250 000 DM, um der verstärkten 
Notwendigkeit zur Chlorierung des Trinkwassers in 
nördlichen Provinzstädten Perus entsprechen zu kön-
nen. 

Aus Mitteln der Humanitären Hilfe des Auswärti-
gen Amts wurden ferner etwas über 350 000 DM zur 
Beschaffung dringend benötigter Medikamente und 
Impfstoffe sowie zur Finanzierung des Lufttranspo rts 
von zwei privaten Medikamentenspenden (Hume-
dica/Kaufbeuren und Medeor/Frankfurt) von zusam-
men ca. 5 t nach Peru bereitgestellt. Darin einge-
schlossen ist ferner die Übernahme der Flugkosten 
von 8 deutschen Ärzten des „Komitees Ärzte für die 
Dritte Welt" Frankfurt/Main nach Peru, die bei der 
Cholera-Bekämpfung mitwirken. 
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Mit der Gesamtsumme von ca. 1,1 Millionen DM 
steht die Bundesrepublik Deutschland in der interna-
tionalen Gebergemeinschaft weit vorne. Die EG-Lei-
stungen (deutscher Anteil regelmäßig 27 Prozent) be-
ziffern sich derzeit auf 1 Millionen ECU, d. h. 2 Millio-
nen DM. 

Darüber hinaus verfolgt die Bundesregierung den 
Verlauf der Cholera-Epidemie in Peru um ggfs. mit 
weiteren — möglichst strukturbildenden — Sofort-
maßnahmen helfen zu können. 

Zu Frage 84: 

Ein weltweites Programm zur Bekämpfung der 
Cholera wird derzeit nicht bet rieben. Nach Auffas-
sung der WHO ist die Cholera im Vergleich zu ande-
ren Durchfallerkrankungen (Diarrhöe) weniger häu-
fig und damit weniger bedeutend. Andere Diarrhöen 
fordern weltweit jährlich erheblich mehr Opfer an 
Menschenleben als die Cholera. Die WHO legt daher 
einen ihrer Tätigkeitsschwerpunkte auf die Bekämp-
fung der Diarrhöe, wobei Behandlung und Prophylaxe 
dieser Durchfallerkrankungen weitestgehend die 
gleichen Merkmale und Erfordernisse wie bei der 
Cholera aufweisen. 

Die WHO stellte für dieses Programm im Biennium 
1990/91 insgesamt ca. 22,7 Millionen US-$ und im 
Biennium 1992/93 voraussichtlich ca. 24,5 Millionen 
DM zur Verfügung. Für die Ausbildung von medizini-
schem Personal, Projektplanung und Ergebnisaus-
wertung werden gut 75 Prozent, für die Forschung 
knapp 25 Prozent des Haushalts für die Durchführung 
dieses Programms aufgewendet. Das WHO-Diarrhöe

-

Bekämpfungsprogramm wird derzeit in 115 Ländern 
der Erde durchgeführt und erreicht damit etwa 98 Pro-
zent der Bevölkerung in den Entwicklungsländern. 
Die WHO arbeitet auf diesem Gebiet eng mit UNICEF 
zusammen. 

Im Jahr 1990 beteiligte sich die Bundesrepublik 
Deutschland am gesamten WHO-Haushalt mit 
7,9 Prozent (= 24 Millionen US-$ = ca. 36 Millionen 
DM). Im Haushaltsjahr 1991 beträgt der deutsche An-
teil 9,19 Prozent oder anders ausgedrückt über 28,5 
Millionen US-$, die z. Z. einem Gegenwert von 
43,5 Millionen DM entsprechen. 

Anlage 21 

Antwort 

des Staatsministers Helmut Schäfer auf die Fragen 
des Abgeordneten Dr. Günther Müller (CDU/CSU) 
(Drucksache 12/266 Fragen 85 und 86) : 

Welche verfassungsrechtlichen Bestimmungen hinderten die 
Bundesregierung, einen Einsatz von Minensuchbooten im per-
sischen Golf im Oktober 1990 anzuordnen? 

Welche verfassungsrechtlichen Bestimmungen erlauben es 
der Bundesregierung, den Einsatz eines Minensuchverbandes 
im März 1991 in der Golfregion anzuordnen? 

Zu Frage 85: 

Der Bundesregierung lag im Oktober 1990 kein Er-
suchen zur Entsendung von Minensuchbooten in den 
Persischen Golf vor. 

Zu Frage 86: 

Der Einsatz des Minenabwehrverbandes erfolgt 
nach Einstellung der Kampfhandlungen in der Golf-
region ausschließlich zur Erfüllung einer Friedens-
aufgabe. 

Als Teil einer koordinierten humanitären Aktion 
trägt er zur Wiederherstellung sicherer Seeverbin-
dungswege und damit auch zur Sicherheit der deut-
schen Seeschiffahrt in der Region bei. Diese Aufgabe 
erfolgt in voller Übereinstimmung mit Geist und Buch-
staben der Resolution 678 des Sicherheitsrats der Ver-
einten Nationen vom 29. November 1990, mit der die 
Wiederherstellung des Zustandes vom 1. August 1990 
gefordert wurde. 

Anlage 22 

Antwort 

des Staatsministers Helmut Schäfer auf die Fragen 
des Abgeordneten Gerd Poppe (Bündnis 90/GRÜNE) 
(Drucksache 12/266 Fragen 87 und 88) : 

Wie wertet die Bundesregierung Berichte der „Frankfurter 
Rundschau" vom 12. März 1991 und der „Frankfurter Allgemei-
nen Zeitung" vom 13. März 1991, denen zufolge israelische und 
amerikanische Regierungskreise davon ausgehen, daß Sy rien 
die von den Alliierten erhaltenen Golfkriegs-Ausgleichszahlun-
gen für die militärische Aufrüstung und hier insbesondere für 
die Beschaffung und Modernisierung von SCUD-Raketen ver-
wendet bzw. verwenden wird? 

Hat der Bundesminister des Auswärtigen, Genscher, bei sei-
nem Besuch in Syrien am 13. Februar 1991 die zugesagte Fi-
nanzhilfe an Syrien in Höhe von rund 100 Mi llionen DM an die 
Bedingung geknüpft, daß dieses Geld ausschließlich für zivile 
Zwecke benutzt werden darf, und daß Sy rien hierfür einen Ver-
wendungsnachweis erbringen muß? 

Zu Frage 87: 

Die Bundesregierung hat keine Informationen dar-
über, wie Syrien Gelder verwendet, die es im Rahmen 
seines politischen und militärischen Engagements am 
Golf von dritten Staaten erhalten hat. 

Sie kann daher die in den zitierten Zeitungsartikeln 
enthaltenen Angaben nicht bestätigen. 

Zu Frage 88: 

Die von Minister Genscher Sy rien am 13. Februar 
1991 zugesagten 100 Mio. DM werden als Warenhilfe 
gewährt. Durch Regierungsabkommen mit der Bun-
desrepublik Deutschland und aufgrund vertraglicher 
Vereinbarung mit der die Warenhilfe umsetzenden 
Kreditanstalt für Wiederaufbau wird sichergestellt 
werden, daß aus der Warenhilfe keine militärischen 
Güter angeschafft werden. Regierungsverhandlun-
gen hierüber haben noch nicht stattgefunden. Übli-
cherweise werden bei Warenhilfe keine Gelder zur 
Verfügung gestellt. Es soll lediglich die Möglichkeit 
geschaffen werden, anhand einer verbindlichen Wa-
renliste Einkäufe zu tätigen, deren Bezahlung durch 
die Kreditanstalt für Wiederaufbau aus den Mitteln 
der Warenhilfe finanziert wird. 
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Anlage 23 
Antwort 

des Staatsministers Helmut Schäfer auf die Fragen des 
Abgeordneten Hartmut Koschyk (CDU/CSU) (Druck-
sache 12/266 Fragen 89 und 90): 

Trifft die Meldung der Süddeutschen Zeitung vom 5. März 
1991 zu, daß das Auswärtige Amt im Zusammenhang mit der 
nach dem neuen rumänischen Bodengesetz möglichen Rücker-
stattung von 1949 kollektiviertem Grundbesitz in Rumänien ge-
raten hat, daß hierzu unter Einhaltung einer Frist bis zum 
22. März 1991 die Beantragung der rumänischen Staatsbürger-
schaft Voraussetzung sei, ohne daß jedoch darauf hingewiesen 
wurde, daß damit der Besitz und der Anspruch auf die deutsche 
Staatsbürgerschaft gefährdet wird, und — wenn dies zutrifft — 
warum weicht die Bundesregierung damit von dem bisher prak-
tizierten Grundsatz ab, wonach die Individualrechte deutscher 
Staatsangehöriger gegenüber einem anderen Staat von der 
Bundesregierung wahrgenommen werden? 

Trifft der von der Botschaft der Bundesrepublik Deutschland 
in Bukarest verbreitete Rechtsstandpunkt zu, wonach bestätigt 
wird, „daß nach § 25 Abs. 1 Reichs- und Staatsangehörigkeits-
gesetz ein Deutscher durch den Rückerwerb der rumänischen 
Staatsbürgerschaft die deutsche nicht verliert, wenn die Antrag-
stellung im Inland erfolgt und der Antragsteller Wohnsitz oder 
dauernden Aufenthalt im Inland hat"? 

Zu Frage 89: 

Das Auswärtige Amt hat mit einer Presseerklärung 
vom 1. März 1991 darauf aufmerksam gemacht, daß in 
Rumänien am 20. Februar 1991 ein neues Bodenge-
setz in Kraft getreten ist, welches die Enteignungen 
von 1945 bzw. die 1949 erfolgte Kollektivierung der 
Landwirtschaft rückgängig macht und die Rückerstat-
tung des Bodens an die ehemaligen Eigentümer vor-
sieht. 

Der Text lautet auszugsweise wie folgt: 

Nach Art. 36 des Bodengesetzes sind auch rumä-
nische Staatsangehörige mit Wohnsitz im Aus-
land ebenso wie frühere rumänische Staatsange-
hörige, die bereit sind, die rumänische Staatsan-
gehörigkeit wiederzuerlangen, anspruchsberech-
tigt, sofern sie die generellen Voraussetzungen 
des Bodengesetzes erfüllen. Generelle Vorausset-
zungen des Bodengesetzes sind der Wohnort in 
Rumänien und die Bereitschaft, den Boden zu 
bearbeiten bzw. zu verpachten. Rumäniendeut-
sche Aussiedler, die die rumänische Staatsange-
hörigkeit noch besitzen, können demnach ihre 
Ansprüche direkt geltend machen. Für Rumä-
niendeutsche, die von den im Gesetz gebotenen 
Möglichkeiten Gebrauch machen wollen, kommt 
folgendes Verfahren in Betracht: 
—Gemäß dem rumänischen Dekret Nr. 137/1990 
können ehemalige rumänische Staatsangehörige 
durch eine einfache Erklärung bei der jeweiligen 
rumänischen Botschaft die rumänische Staatsan-
gehörigkeit zurückerhalten. Voraussetzung ist 
nur, daß der Verlust der rumänischen Staatsange-
hörigkeit vor dem 22. Dezember 1989 eingetreten 
ist. Die Erklärung wird vom rumänischen Innen-
ministerium geprüft. 
—Mit einem von der rumänischen Botschaft aus-
zustellenden Nachweis über die Antragstellung 
zum Rückerwerb der rumänischen Staatsangehö-
rigkeit kann bei der Landverteilungskommission 
der Antrag auf Rückgabe des enteigneten Grund

-

besitzes gestellt werden. Beizufügen wäre eine 
Erklärung, daß man beabsichtigt, nach dem er-
folgten Rückerwerb der rumänischen Staatsange-
hörigkeit den Wohnsitz in Rumänien zu nehmen. 
Der Rückerwerb der rumänischen Staatsangehö-
rigkeit führt allerdings zum Verlust der deut-
schen, wenn bei Eintritt des Erwerbs der rumäni-
schen Staatsangehörigkeit kein Wohnsitz oder 
dauernder Aufenthalt in der Bundesrepublik 
Deutschland mehr besteht. 

Ich gehe davon aus, daß Ihre Frage hiermit beant-
wortet ist. 

Zu Frage 90: 

Der Erwerb einer fremden Staatsangehörigkeit hat 
nach § 25 Abs. 1 RuStAG den Verlust der deutschen 
nur dann zur Folge, wenn dieser Erwerb auf Antrag 
erfolgt und der Antragsteller weder Wohnsitz noch 
dauernden Aufenthalt im Inland hat. 

Anlage 24 

Antwort 

des Staatsministers Helmut Schäfer auf die Frage des 
Abgeordneten Claus Jäger (CDU/CSU) (Drucksache 
12/266 Frage 91) : 

Ist die Verbringung des früheren Generalsekretärs der SED, 
Erich Honecker, gegen den ein Strafverfahren anhängig ist und 
ein Haftbefehl vorliegt, aus der Obhut der in Deutschland sta-
tionierten sowjetischen Streitkräfte in die UdSSR mit Wissen und 
Einverständnis der Bundesregierung erfolgt, und wenn nicht, ist 
dieses Verhalten der Sowjetunion mit den jetzt in Kraft getrete-
nen deutsch-sowjetischen Verträgen vereinbar? 

Antwort zum ersten Teil der Frage: Nein. 

Die Bundesregierung ist am Vormittag des 13. März 
1991 durch den sowjetischen Botschafter in Bonn von 
der Entscheidung der sowjetischen Regierung unter-
richtet worden, den früheren Staatsratsvorsitzenden 
Honecker wegen einer ernsthaften Verschlechterung 
seines Gesundheitszustandes kurzfristig in ein Mos-
kauer Krankenhaus einzuliefern. Honecker wurde 
noch am selben Vormittag nach Moskau ausgeflogen. 
Dies ist ohne Einverständnis der Bundesregierung ge-
schehen. 

Zum zweiten Teil der Frage verweise ich auf die 
Antwort des Bundesministers der Justiz auf Ihre 
Bleichlautende Frage Nr. 112. 

Anlage 25 

Antwort 

des Staatsministers Helmut Schäfer auf die Fragen des 
Abgeordneten Dr. Eberhard Brecht (SPD) (Drucksa-
che 12/266 Fragen 92 und 93): 

Was sind die wesentlichen Gesichtspunkte des am 21. Januar 
1991 von der türkischen Regierung eingebrachten Gesetzes zur 
Zulassung der kurdischen Sprache, und trifft es zu, daß der 
Gebrauch nur für die private Unterhaltung und im Bereich der 
Musik erlaubt werden soll? 
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Ist dieser Gesetzentwurf nach Auffassung der Bundesregie-
rung geeignet, die Forderung nach kultureller Autonomie der 
kurdischen Minderheit in der Türkei einzulösen? 

Zu Frage 92: 

Mit Gesetzentwurf vom 31. Januar 1991 beabsich-
tigt die türkische Regierung eine Modifizierung des 
bisher geltenden „Gesetzes Nr. 2932 über Veröffentli-
chungen in einer anderen Sprache als türkisch". 

Neu gegenüber der alten Regelung ist Art. 6, der 
den Gebrauch von lokalen Sprachen und Dialekten im 
privaten Bereich sowie ihre Verwendung für den Ge-
sang und die Herstellung von Bild- und Tonträgern 
freigibt. 

Zu Frage 93: 

Die Bundesregierung tritt seit langem für die Rechte 
der Kurden im Rahmen der Weiterentwicklung der 
politischen und sozialen Verhältnisse in der Türkei 
ein. Sie ist der Auffassung, daß die von der türkischen 
Regierung geplante Neuregelung einen ersten Schritt 
in die richtige Richtung auf Wahrung der kulturellen 
Rechte der Kurden hin darstellt. 

Anlage 26 

Antwort 

des Staatsministers Helmut Schäfer auf die Frage der 
Abgeordenten Andrea Lederer (PDS/Linke Liste) 
(Drucksache 12/266 Frage 94): 

Auf welcher Rechtsgrundlage erfolgt die Entsendung von Mi-
nensuchbooten der Bundeswehr in den Golf, und mit welchen 
Staaten wurden diesbezügliche Absprachen getroffen? 

Der Einsatz des Minenabwehrverbandes erfolgt 
nach Einstellung der Kampfhandlungen in der Golfre-
gion ausschließlich zur Erfüllung einer Friedens-
aufgabe. 

Als Teil einer koordinierten humanitären Aktion 
trägt er zur Wiederherstellung sicherer Seeverbin-
dungswege und damit auch zur Sicherheit der deut-
schen Seeschiffahrt in der Region bei. Diese Aufgabe 
erfolgt in voller Übereinstimmung mit Geist und Buch-
staben der Resolution 678 des Sicherheitsrats der Ver-
einten Nationen vom 29. November 1990, mit der die 
Wiederherstellung des Zustandes vom 1. August 1990 
gefordert wurde. 

Die Bundesregierung hat, was die Entsendung der 
Minensuchboote anbelangt, keine Absprachen mit 
anderen Staaten getroffen. 

Die Bundesregierung hält allerdings eine Koordi-
nierung der Minenräumung im Golf zwischen allen 
beteiligten Staaten für zweckmäßig. 

Diese Koordinierung erfolgt im Rahmen der WEU 
und in enger Abstimmung mit den USA. 

Anlage 27 

Antwort 

des Staatsministers Helmut Schäfer auf die Fragen der 
Abgeordneten Dr. Ursula Fischer (PDS/Linke Liste) 
(Drucksache 12/266 Fragen 95 und 96): 

Welche Position bezieht die Bundesregierung zu der Verlaut-
barung, daß Sy rien die im Rahmen der Golfhilfe von den USA, 
der Golfallianz und der EG (also auch der Bundesrepublik 
Deutschland) erhaltenen Hilfsgelder zum Erwerb militärischer 
Mittel verwendet? 

Verfügt die Bundesregierung über Informationen, in welcher 
Weise die Sy rien, Israel, Jordanien, Ägypten und der Türkei im 
Rahmen des Einzelplanes 60 zur Verfügung gestellten Mittel 
eingesetzt werden sollen, und auf welche Weise gedenkt die 
Bundesregierung zu kontrollieren und gegebenenfalls zu ver-
hindern, daß die für 1991 zugesagten 800 Mi llionen DM von den 
genannten Staaten für militärische Zwecke eingesetzt wer-
den? 

Zu Frage 95: 

Die Bundesregierung hat keine Informationen dar-
über, wie Syrien Gelder verwendet, die es im Rahmen 
seines politischen und militärischen Engagements am 
Golf von dritten Staaten erhalten hat. 

Im 3. Finanzprotokoll EG-Syrien (1987-1991) sind 
für Syrien Mittel in Höhe von 146 Mio. ECU vorgese-
hen. Dieses Finanzprotokoll war seit 1987 wegen des 
Verdachts von Verwicklungen amtlicher syrischer 
Stellen in terroristische Aktivitäten blockiert. Im Zuge 
der Ereignisse am Golf hat der EG-Rat (im Februar 
1991) der Kommission das Mandat für die Aushand-
lung des Protokolls erteilt; das Finanzprotokoll bedarf 
noch der Zustimmung des Europäischen Parlaments. 

Bei den für Sy rien im Rahmen des 3. EG-Finanzpro-
tokolls vorgesehenen Mitteln handelt es sich aus-
nahmslos um Projekthilfe, die nur für zwischen der EG 
und Syrien auszuhandelnde zivile Projekte verwendet 
werden können. 

Zu Frage 96: 

Bei den Israel überwiesenen Geldern handelt es 
sich um eine Soforthilfe, die ausschließlich humanitä-
ren Zwecken dient. In der dieser humanitären Sofort-
hilfe zugrundeliegenden, inzwischen durch Noten-
wechsel vollzogenen vertraglichen Vereinbarung ist 
völkerrechtlich verbindlich niedergelegt, daß mit dem 
Geld lediglich nicht-militärische Ausgaben im sozia-
len und humanitären Bereich in Israel gedeckt wer-
den, soweit diese in Israel als Folge der Ereignisse am 
Golf getätigt werden mußten. 

Alle anderen Länder (Sy rien, Jordanien, Ägypten 
und die Türkei) erhalten Warenhilfe. Durch Regie-
rungsabkommen mit der Bundesrepublik Deutsch-
land und aufgrund vertraglicher Vereinbarung mit 
der die Warenhilfe umsetzenden Kreditanstalt für 
Wiederaufbau wird sichergestellt, daß diese Länder 
keine militärischen- oder Luxusgüter anschaffen. 

Anlage 28 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Eduard Lintner auf die Frage 
des Abgeordneten Ortwin Lowack (CDU/CSU) 
(Drucksache 12/266 Frage 97): 
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Welche Funktion soll nach Auffassung der Bundesregierung 
der Deutsche Presserat haben, und kann er seine Aufgabe auf 
Grund einer sehr einseitigen Besetzung mit Verbands- und Ge-
werkschaftsfunktionären überhaupt erfüllen? 

Der Deutsche Presserat ist ein auf privatrechtlicher 
Grundlage wirkendes Organ der freiwilligen Selbst-
kontrolle der Presse. Zu seinen satzungsgemäßen 
Aufgaben gehört insbesondere die Beseitigung von 
Mißständen in der Presse und die Prüfung von Be-
schwerden über die Berichterstattung. Als Organ der 
freiwilligen Selbstkontrolle der Presse hat er eine we-
sentlich andere Funktion als die auf öffentlicher 
Grundlage bestehenden Rundfunkkontrollgremien. 
Seine paritätische Zusammensetzung aus Persönlich-
keiten der Verleger- und Journalistenverbände kann 
schon aus verfassungsrechtlichen Gründen nicht auf 
die gesellschaftlich relevanten Gruppen erweitert 
werden. 

Die Bundesregierung hält die Tätigkeit des Deut-
schen Presserates für unersetzlich, sieht aber keine 
Möglichkeit, dem Presserat Funktionen vorzugeben 
oder zu dessen übernommenen Funktionen wertende 
Stellung zu nehmen. 

Die Satzung des Deutschen Presserates stellt sicher, 
daß auf beiden Seiten nicht Funktionäre der Ver-
bände tätig sind, sondern nur Persönlichkeiten beru-
fen werden dürfen, die selbst verlegerisch bzw. beruf-
lich tätig sind. Das ist gerade der erhebliche Fort-
schritt, der mit der Reorganisation des Presserates im 
Jahre 1985 erzielt worden ist. Von einer „einseitigen 
Besetzung mit Verbands- und Gewerkschaftsfunktio-
nären" , wie dies in Ihrer Frage unterstellt wird, kann 
schon deswegen keine Rede sein. 

Anlage 29 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Eduard Lintner auf die Frage 
des Abgeordneten Manfred Opel (SPD) (Drucksache 
12/266 Frage 98): 

Ist die Bundesregierung gewillt, unbeschadet der Tatsache, 
daß, wie im Einigungsvertrag ausdrücklich vorgesehen, die 
Ausbildung grundsätzlich vor Ort in den neuen Bundesländern 
geschehen soll, vorübergehend Lehrstellen beim öffentlichen 
Dienst in den alten Bundesländern vermehrt für junge Men-
schen aus den neuen Bundesländern zur Verfügung zu stellen, 
um die berufliche Bildung nach Kräften fördern zu können? 

Mit Blick auf die Herstellung der deutschen Einheit 
sind die Aus- und Fortbildungseinrichtungen des 
Bundes personell und organisatorisch verstärkt wor-
den, so daß größere Leistungsangebote als bisher 
möglich sind. Sie kommen dem erhöhten Bedarf der in 
vielen Bereichen größer gewordenen Bundesverwal-
tung zugute und stehen auch Bewerbern aus dem 
Osten offen. Zugleich wird damit den Interessen der 
Länder in der Weise Rechnung getragen, daß — je 
nach Möglichkeit und Bedarf — der Bund für die 
neuen Länder und Kommunen mit aus- und fortbildet. 
So sind beispielsweise die Fachhochschule des Bun-
des und das Bundesverwaltungsamt ermächtigt wor-
den, für die allgemeine innere Verwaltung künftig 
über den Bedarf des Bundes hinaus Beamtenanwärter 
auszubilden. 

Anlage 30 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Eduard Lintner auf die Fra-
gen des Abgeordneten Reinhold Hiller (Lübeck) 
(SPD) (Drucksache 12/266 Fragen 99 und 100): 

In welcher Weise gedenkt die Bundesregierung die bisheri-
gen sozialen und kulturellen Zonenrandförderungen in den 
nächsten Jahren finanziell und inhaltlich zu gestalten? 

Wie gestaltet sich nach Auffassung der Bundesregierung die 
zukünftige Situation bei den bisherigen Empfängern der laufen-
den Förderung (bisher ca. 60 Mio. DM) wie Theater, Orchester, 
regelmäßiger Kulturveranstaltungen usw. in den nächsten Jah-
ren und nach Auslaufen der Zonenrandförderung, und wie wi ll 

 die Bundesregierung die zukünftige Existenz dieser Träger si-
chern? 

Zu Frage 99: 
Entsprechend dem Ergebnis der Kabinettbe-

schlüsse vom 20. Februar 1991 zum Entwurf des Bun-
deshaushaltsplanes 1991 mit Finanzplanung bis 1994 
soll die bis 1994 auslaufende kulturelle und soziale 
Zonenrandförderung mit insgesamt 270 Millionen 
DM dotiert werden. Dieser Gesamtplafonds wird sich 
auf die Jahre bis 1994 wie folgt verteilen. 

1991 120 Millionen DM 
1992 100 Millionen DM 
1993 30 Millionen DM 
1994 20 Millionen DM 

Die Mittel sind vorrangig dazu bestimmt, solche 
Bau- und Einrichtungsmaßnahmen im ehemaligen 
Zonenrandgebiet abzuwickeln, 

— für die in Vorjahren bereits verbindliche Zuwen-
dungszusagen erteilt oder die in Vorjahren bereits 
mit Bundesmitteln anfinanziert worden sind, 

— bei denen die Bundesländer mit Zustimmung des 
Bundes in Kenntnis des Bedarfs an Bundesmitteln 
formell den vorzeitigen Maßnahmebeginn geneh-
migt hatten. 

Zu Frage 100: 

Die Haushaltsansätze 1991 und 1992 des Gesamt-
plafonds von 270 Millionen DM sind dazu bestimmt 
und geeignet, den laufenden Unterhalt der großen 
und mittleren Kulturträger des ehemaligen Zonen-
randgebietes zunächst weiter mit zu garantieren. 
Hierdurch soll den Ländern Bayern, Hessen, Nieder-
sachsen und Schleswig-Holstein die Möglichkeit ge-
geben werden, ihre Haushalte so umzustrukturieren, 
daß die künftig ausfallende Bundesförderung aufge-
fangen werden kann. 

Anlage 31 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Eduard Lintner auf die Fra-
gen des Abgeordneten Rolf Schwanitz (SPD) (Druck-
sache 12/266 Fragen 101 und 102): 

Welche Anstrengungen hat der Bundesminister des Innern 
unternommen, um die strukturellen Verflechtungen zwischen 
den ehemaligen Grenztruppen der DDR und dem ehemaligen 
Ministe rium für Staatssicherheit aufzudecken, und zu welchen 
personellen Konsequenzen hat dies innerhalb des Bundesgrenz-
schutzes geführt? 
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Wieviel ehemalige Angehörige der Grenztruppen der DDR im 
allgemeinen und der Paßkontrolleinheiten sowie der Grenzab-
schnittsposten im besonderen sind seit dem 3. Oktober 1990 
vom Bundesgrenzschutz übernommen worden, und bei wie vie-
len ist eine Ernennung zum Beamten auf Probe vorgesehen? 

Zu Frage 101: 

Beim Aufbau eines Grenzschutzes in der ehemali-
gen DDR nach dem Vorbild des Bundesgrenzschutzes 
waren Vertreter des Bundesministeriums des Innern 
beratend beteiligt. Sie haben dabei darauf hinge-
wirkt, daß nicht die damals noch bestehenden Grenz-
truppen der Nationalen Volksarmee zum Grenzschutz 
umgeformt, sondern eine neue Grenzschutzorganisa-
tion gebildet wurde. Die Personalauswahl beruhte auf 
Ausschreibungen und einer Bewerberauslese. Beson-
derer Wert wurde darauf gelegt, daß nicht nur Ange-
hörige der Grenztruppen, sondern insbesondere auch 
Mitarbeiter der Volkspolizei und des Zolls Berück-
sichtigung fanden. In den Ausschreibungsunterlagen 
war darauf hingewiesen worden, daß Personen, die 
Schußwaffen zum Nachteil von Gesundheit und Le-
ben von Menschen angewandt haben, nicht in den 
Grenzschutz eingestellt werden können. Dies galt 
auch für ehemalige Angehörige des Ministeriums für 
Staatssicherheit, ausgenommen ausschließlich im Be-
reich der Paßkontrolle und Fahndung eingesetzte 
Spezialisten. Der Bundesminister des Innern hatte au-
ßerdem klargestellt, daß ehemalige Angehörige der 
Grenztruppen in leitenden Funktionen bei der Ein-
stellung in den Grenzschutz ebenfalls nicht Berück-
sichtigung finden sollten. 

Nach der Übernahme des Grenzschutzes der DDR 
durch den Bundesgrenzschutz am 3. Oktober 1990 ist 
das übernommene Personal in jedem Einzelfall über-
prüft worden. Sofern dabei ein Tatbestand festgestellt 
wurde, nach dem ein Festhalten am Arbeitsverhältnis 
unzumutbar erschien, wurde von dem Recht der 
außerodentlichen Kündigung nach Anlage I Kapi-
tel XIX, Sachgebiet A, Abschnitt III Nr. 1 Abs. 5 des 
Einigungsvertrages Gebrauch gemacht. 

Zu Frage 102: 

Mit der Übernahme des Grenzschutzes der ehema-
ligen DDR am 3. Oktober 1990 wurden etwa 3 600 
ehemalige Angehörige der Grenztruppen und 1 050 
ehemalige Beschäftigte der Paßkontrolleinheiten 
übernommen. 

Nach dem Abschluß der Überprüfungsverfahren 
und der im Anschluß daran ausgesprochenen außer-
ordentlichen und ordentlichen Kündigungen befin-
den sich zur Zeit noch etwa 3 000 ehemalige Angehö-
rige der Grenztruppen einschließlich 40 ehemalige 
Grenzabschnittsposten und ca. 1 000 ehemalige An-
gehörige der Paßkontrolleinheiten im Bundesgrenz-
schutz Ost. 

Eine Berufung in das Beamtenverhältnis auf Probe 
der Angehörigen des Bundesgrenzschutzes Ost ist — 
bei Vorliegen der entsprechenden beamtenrechtli-
chen Voraussetzungen — für Juli 1991 vorgesehen. 

Anlage 32 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Eduard Lintner auf die Fra-
gen des Abgeordneten Dr. Hans de With (SPD) 
(Drucksache 12/266 Fragen 103 und 104): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß Bewerbungen west-
deutscher Ju risten für den Justizbereich und die Ministerialver-
waltung in den fünf neuen Bundesländern, aber auch bei der 
Clearingstelle beim Bundesminister des Innern, monatelang 
nicht beantwortet werden? 

Wenn ja, wie rechtfertigt die Bundesregierung, soweit ihre 
Geschäftsbereiche beteiligt sind, dieses Verhalten? 

Soweit dem Bundesminister der Justiz Bewerbun-
gen von Juristen zugeleitet wurden, sind zu Beginn 
der Bearbeitung solcher Eingänge Listen der Bewer-
ber erstellt und an die neuen Länder abgegeben wor-
den. Seit einiger Zeit werden alle eingehenden Be-
werbungen bzw. Anfragen unverzüglich einzeln wei-
tergeleitet. Der Einsender erhält Abgabenachricht. 

Auch bei der Clearingstelle eingegangene Bewer-
bungen wurden in der Anfangsphase listenmäßig er-
faßt und den neuen Ländern zugeleitet. Seit einigen 
Wochen werden die Bewerbungsunterlagen an die in 
Betracht kommenden Ressorts aller neuen Länder, so-
weit nicht die Beschäftigung in einem bestimmten 
Land gewünscht wird, ebenfalls unverzüglich weiter-
geleitet. Bewerbungen für eine Tätigkeit im kommu-
nalen Bereich werden dem Berliner Büro der Bundes-
vereinigung der kommunalen Spitzenverbände, 
Straße des 17. Juni 110, 1000 Berlin 12, das als Ver-
mittlungs- und Anlaufstelle für Personalbedarf der 
Kommunen tätig ist, übersandt. 

Die Gründe für die noch ausstehenden Antworten 
der neuen Länder auf Bewerbungen liegen offenkun-
dig darin, daß die personellen und organisatorischen 
Voraussetzungen für die Beantwortung der einigen 
tausend Bewerbungen in den Ländern noch nicht er-
füllt sind. 

Anlage 33 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Eduard Lintner auf die 
Fragen des Abgeordneten Bodo Seidenthal (SPD) 
(Drucksache 12/266 Fragen 105 und 106): 

In welcher Höhe wurden welche Einrichtungen und Maßnah-
men der Erwachsenen- und außerschulischen Jugendbildung in 
den einzelnen ehemaligen Zonenrandländern in dem Zeitraum 
1986 bis 1990 gemäß Zonenrandförderungsgesetz gefördert? 

Welche sozialen Maßnahmen in den einzelnen ehemaligen 
Zonenrandländern werden 1991 und in den Folgejahren auf 
Grund rechtlicher Verpflichtungen durch die Bundesregierung 
gefördert? 

Zu Frage 105: 

Im Benehmen mit den vier Zonenrandländern sind 
in den Jahren 1986 bis 1990 mehrere hundert Einrich-
tungen und Maßnahmen der Jugend- und Erwachse-
nenbildung aus den kulturellen Zonenrandmitteln des 
Bundes gefördert worden. Ich verweise hierzu auf die 
Ihnen zugegangenen Förderungsübersichten des 
ehemaligen Bundesministeriums für innerdeutsche 
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Beziehungen „Soziale und kulturelle Förderungs-
maßnahmen der Bundesregierung im Zonenrandge-
biet" für die Jahre 1986 bis 1989. Die entsprechende 
Übersicht für das Jahr 1990 ist derzeit in Vorbereitung 
und wird Ihnen in Kürze zugehen. 

Zu Frage 106: 

Für kulturelle und soziale Bau- und Einrichtungs-
maßnahmen im Zonenrandgebiet sind bis Ende 1990 
durch das ehemalige Bundesministerium für inner-
deutsche Beziehungen Verpflichtungsermächtigun-
gen wie folgt bereitgestellt worden: 

für 1991 rd. 49,9 Millionen DM 
für 1992 rd. 17,0 Millionen DM 
für 1993 rd. 1,8 Millionen DM. 

Die Bewilligung dieser Verpflichtungsermächti-
gungen an die Maßnahmeträger unterlag der Zustän-
digkeit der mit der Abwicklung der Förderung befaß-
ten Bundes- und Länderressorts. Diese habe ich für 
den 10. April 1991 zu einer Bund-Länder-Referenten-
besprechung nach Bonn geladen, bei der der Be richt 
über die Verwendung der Verpflichtungsermächti-
gungen im einzelnen erstattet werden soll. 

Anlage 34 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Eduard Lintner auf die Frage 
der Abgeordneten Angela Stachowa (PDS/Linke Li-
ste) (Drucksache 12/266 Frage 107): 

Wie gedenkt die Bundesregierung angesichts der katastro-
phalen finanziellen Situation in den Ländern Sachsen und Bran-
denburg der besonderen Verantwortung des Staates (lt. Eini-
gungsvertrag) nachzukommen und zu sichern, daß der einzigen 
slawischen Minderheit in Deutschland, dem sorbischen Volk, 
die notwendige materielle und finanzielle Unterstützung zu ih-
rem Erhalt, der Bewahrung vor dem nationalen Aus, und zur 
Förderung ihrer Sprache und Kultur in Kontinuität zuteil 
wird? 

Die Bundesregierung ist sich der besonderen Ver-
antwortung für die Bewahrung und Fortentwicklung 
der sorbischen Kultur und der sorbischen Tradition 
bewußt, die nach der Protokollnotiz Nr. 14 zu Art. 35 
des Einigungsvertrages zu gewährleisten ist. Sie hat 
im Entwurf des Bundeshaushaltes 1991 Mittel in Höhe 
von 12 Millionen DM zur Förderung der sorbischen 
Kultur veranschlagt. Eine weitere finanzielle Unter-
stützung aus dem Substanzerhaltungsprogramm Kul-
tur ist möglich, sofern die Länder Sachsen und Bran-
denburg zur Sicherung des Fortbestandes sorbischer 
Einrichtungen dieser Hilfe bedürfen. 

Anlage 35 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Eduard Lintner auf die Frage 
des Abgeordneten Ludwig Stiegler (SPD) (Drucksa-
che 12/266 Frage 108): 

Wie viele Anträge mit einem von der Bundesregierung zu 
beziffernden Fördervolumen werden bei der jetzt vorgesehenen 
Abwicklungsregelung der Bundesregierung in Baye rn  nicht ge-
fördert werden, und was wird die Bundesregierung unterneh-
men, um die in der Prioritätenliste c erfaßten Vereine und Ge-
meinden, die im Vertrauen auf eine siebenjährige Abwicklungs-
regelung Anträge gestellt haben, unter Umständen mit Hilfe der 
Landesregierung zu entschädigen? 

Entsprechend dem Ergebnis der Kabinettbe-
schlüsse vom 20. Februar 1991 zum Entwurf des Bun-
deshaushaltsplanes 1991 mit Finanzplanung bis 1994 
soll die bis 1994 auslaufende kulturelle und soziale 
Zonenrandförderung mit insgesamt 270 Millionen DM 
dotiert werden. Dieser Gesamtplafonds wird sich auf 
die Jahre bis 1994 wie folgt verteilen: 

1991 	120 Millionen DM 
1992 	100 Millionen DM 
1993 	30 Millionen DM 
1994 	20 Millionen DM. 

Die Mittel sind vorrangig dazu bestimmt, solche 
Bau- und Einrichtungsmaßnahmen im ehemaligen 
Zonenrandgebiet abzuwickeln, 

— für die in Vorjahren bereits verbindliche Zuwen-
dungszusagen erteilt oder die in Vorjahren bereits 
mit Bundesmitteln anfinanziert worden sind, 

— bei denen die Bundesländer mit Zustimmung des 
Bundes in Kenntnis des Bedarfes an Bundesmitteln 
formell den vorzeitigen Maßnahmebeginn geneh-
migt hatten. 

Außerdem sollen die Haushaltsansätze für 1991 und 
1992 zunächst noch den laufenden Unterhalt der gro-
ßen und mittleren Kulturträger des ehemaligen Zo-
nenrandgebietes mit garantieren, so daß den Ländern 
ausreichend Zeit für eine Umstrukturierung ihrer 
Haushalte zur Übernahme der künftig ausfallenden 
Bundesförderung verbleibt. Zonenrandmittel für die 
Inanspruchnahme neuer größerer Bau- und Einrich-
tungsmaßnahmen stehen schon 1991 voraussichtlich 
nicht mehr zur Verfügung. Dies bet rifft insbesondere 
auch den Sportstättenbereich, aus dem den Ländern 
Neuanträge mit einem Zuschußbedarf an Bundesmit-
teln von mehr als 100 Millionen DM vorliegen. Nach 
den entsprechenden Mitteilungen der Länder werden 
die eingangs genannten Beträge im wesentlichen für 
die Deckung der bezeichneten Abwicklungsbereiche 
eingesetzt werden müssen. 

Anlage 36 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Rainer Funke auf die Fragen 
des Abgeordneten Dr. Jürgen Meyer (Ulm) (SPD) 
(Drucksache 12/266 Fragen 109 und 110): 

War der Bundesregierung bei der Beantwortung meiner 
schriftlichen Frage 26 (Drucksache 12/213) durch Schreiben 
vom 5. März 1991 und der darin enthaltenen Behauptung, die 
— in den Koalitionsvereinbarungen vorgesehene — Vermö-
gensstrafe zur Bekämpfung der Drogenkriminalität begegne 
nach ihrer Auffassung „keinen grundrechtlichen Bedenken", 
bekannt, daß sie sich damit im klaren Widerspruch zu führenden 
StGB-Kommentatoren befindet? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß entgegen ihrer schrift-
lichen Äußerung zur Frage 26 (Drucksache 12/213) nicht nur ein 
einzelnes Mitglied des Strafrechtslenkungsausschusses des Eu- 
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roparates (CDPC) Vorbehalte gegen die Vermögensstrafe hat, 
sondern daß ausweislich der inzwischen vorliegenden „Draft 
Convention on Confiscation" Rechtshilfe von den anderen Euro-
paratsstaaten bei der Durchsetzung der Vermögensstrafe nicht 
erwartet werden kann? 

Zu Frage 109: 

Die Bundesregierung hat in ihrer Antwort auf Ihre 
Schriftliche Frage, Herr Abgeordneter Professor 
Dr. Meyer, erneut bekräftigt, daß das Institut der Ver-
mögensstrafe jedenfalls bei Anwendung im Bereich 
der schweren Betäubungsmittelkriminalität und der 
sonstigen besonders gefährlichen Erscheinungsfor-
men der Organisierten Kriminalität keinen grund-
rechtlichen Bedenken begegnet. Diese verfassungs-
rechtlich begründete Antwort ist selbstverständlich 
unter Berücksichtigung eines hiervon teilweise ab-
weichenden strafrechtlichen Schrifttums zu dieser 
Frage erfolgt. 

Zu Frage 110: 

In der Beantwortung Ihrer Schriftlichen Frage hat 
die Bundesregierung mitgeteilt, daß anläßlich einer 
öffentlichen Anhörung zu Fragen der Bekämpfung 
der Drogenkriminalität vor dem Rechtsausschuß des 
Deutschen Bundestages am 15. März 1990 von einem 
Mitglied des Strafrechtslenkungsausschusses des 
Europarates (CDPC) mitgeteilt worden sei, daß im 
europäischen Bereich teilweise Vorbehalte gegen 
eine Vermögensstrafe bestünden. 

Nach dem am 8. November 1990 in Straßburg ge-
zeichneten „Abkommen über das Waschen, das Auf-
spüren, die Beschlagnahme und die Einziehung von 
Erträgen aus Straftaten" war in der Schriftlichen 
Frage nicht gefragt worden. 

Allerdings war der Bundesregierung im Zuge der 
Vorarbeiten zu diesem Abkommen bekannt gewor-
den, daß die Vermögensstrafe im Hinblick auf ihre 
Rechtsnatur nicht in den Anwendungsbereich dieses 
Abkommens fallen und ihre Vollstreckung im Wege 
der Rechtshilfe in den anderen Vertragsstaaten vor-
aussichtlich nicht in Betracht kommen werde. Auf 
diese Zusammenhänge sind bereits die Antworten der 
Bundesregierung vom 19. März 1990 (Drucksache 
11/6776) auf die Schriftliche Frage der Abgeordneten 
Frau Dr. Däubler-Gmelin und vom 8. Juni 1990 
(Drucksache 11/7401) auf die Schriftliche Frage des 
Abgeordneten Dr. Hirsch eingegangen. 

Gleichwohl ist die Bundesregierung der Auffas-
sung, daß diese bei der Vollstreckung der Vermögens-
strafe im europäischen Bereich möglicherweise zu er-
wartende Lücke im rechtshilferechtlichen Bereich 
hinnehmbar sein dürfte, weil die sonstigen von der 
Bundesregierung beabsichtigten Maßnahmen der 
Gewinnabschöpfung sämtlich unter das Straßburger 
Übereinkommen fallen dürften. Auch wenn die Ver-
mögensstrafe von der Rechtshilfe im europäischen Be-
reich ausgenommen würde, könnte der Straftäter 
durch sie in vielen Fällen empfindlich getroffen wer-
den und ein wirksamer Beitrag dazu geleistet werden, 
ihm künftig jedenfalls die inländischen wirtschaftli-
chen Grundlagen für seine kriminellen Aktivitäten zu 
entziehen. Im übrigen finden die grenzüberschreiten-
den Bemühungen im Bereich der Bekämpfung der 

Drogenkriminalität auch nicht nur über die gegensei-
tige Anerkennung deutscher Strafen, sondern auch im 
Wege der Zusammenarbeit auf den anderen Gebieten 
der Verbrechensverhütung und ggf. der Strafverfol-
gung statt. Anhaltspunkte dafür, daß insoweit die Ko-
operationsbereitschaft im europäischen Raum bei der 
Bekämpfung der Drogenkriminalität wegen des Insti-
tuts der Vermögensstrafe in Frage gestellt sein 
könnte, liegen nicht vor. 

Anlage 37 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Rainer Funke auf die Frage 
der Abgeordneten Dr. Dagmar Enkelmann (PDS/ 
Linke Liste) (Drucksache 12/266 Frage 111): 

Wie viele p rivate Nutzer von Grundstücken in den neuen Bun-
desländern sind von ungeklärten Eigentumsfragen betroffen, 
und wann wird die Bundesregierung eine solche gesetzliche 
Verordnung schaffen, die Rechtssicherheit für die Bürger garan-
tiert? 

Über die Zahl der Anmeldungen nach der Anmel-
deverordnung und dem Gesetz zur Regelung offener 
Vermögensfragen liegen bisher keine Angaben vor, 
die sich auf fundierte Erhebungen stützen können. Es 
wird im allgemeinen von 1 bis 1,2 Millionen vorliegen-
den Anmeldungen ausgegangen. 

Über die Zahl der Anmeldungen, die Grundstücke 
betreffen, an denen schuldrechtliche oder dingliche 
Nutzungsrechte bestehen, ist ebenfalls nichts be-
kannt. In diesem Bereich sind auch keine groben 
Schätzungen möglich. 

Dingliche oder schuldrechtliche Nutzungsverhält-
nisse an Grundstücken, die Gegenstand von Restitu-
tionsansprüchen sind, sind in ihrem Bestand ge-
schützt, sofern der Erwerb der Rechte im Sinne des § 4 
Vermögensgesetz in redlicher Weise erfolgt ist. Bei 
dinglichen Nutzungsrechten führt dies zum Aus-
schluß der Restitution; der ehemalige Eigentümer 
wird auf die Entschädigung verwiesen. Bei schuld-
rechtlichen Nutzungsrechten wird das Grundstück 
zwar dem Alteigentümer zurückübertragen, wobei 
aber der Alteigentümer in die sich aus dem schuld-
rechtlichen Nutzungsverhältnis ergebenden Ver-
pflichtungen eintreten muß. 

Über den Bestand der Nutzungsverhältnisse an der-
artigen Grundstücken wird also im Rahmen des Ver-
fahrens entschieden, das nach dem Gesetz zur Rege-
lung offener Vermögensfragen vorgesehen ist. Zu-
ständig hierfür sind die Ämter zur Regelung offener 
Vermögensfragen, deren Arbeit die Bundesregierung 
personell und technisch soweit wie möglich unter-
stützt, um zügige Entscheidungen über geltend ge-
machte Ansprüche sicherzustellen. Nur auf diesem 
Weg ist die erforderliche Rechtssicherheit im Bereich 
der offenen Vermögensfragen herzustellen; daher be-
steht für eine ergänzende rechtliche Regelung keine 
Notwendigkeit. 
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Anlage 38 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Rainer Funke auf die Frage 
des Abgeordneten Claus Jäger (CDU/CSU) (Drucksa-
che 12/266 Frage 112) : 

Ist es mit den jetzt auch vom Obersten Sowjet der UdSSR rati

-

fizierten deutsch-sowjetischen Verträgen vereinbar, daß die ir 
Deutschland stationierten sowjetischen Streitkräfte deutschE 
Staatsangehörige der deutschen Justiz auf deutschem Bode r 

 entziehen, und wenn nein, welche Schritte wird die Bundesre-
gierung unternehmen, um den schwerster Verbrechen verdäch-
tigten deutschen Staatsangehörigen Erich Honecker endlich 
dem gegen ihn anhängigen Strafverfahren zuzuführen? 

Nach dem deutsch-sowjetischen Vertrag über die 
Bedingungen des bef risteten Aufenthalts und die Mo-
dalitäten des planmäßigen Abzugs der sowjetischen 
Truppen aus dem Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland, der seit dem 3. Oktober 1990 Anwen-
dung findet, haben die sowjetischen Truppen, ihre 
Mitglieder und deren Familienangehörige die Souve-
ränität der Bundesrepublik Deutschland und deut-
sches Recht zu achten und sich jeder Einmischung in 
deutsche innere Angelegenheiten zu enthalten. Sie 
müssen die in der Bundesrepublik Deutschland gel-
tenden Gesetze und Rechtsvorschriften respektieren 
und befolgen und sich jeglicher mit den Aufgaben 
und Zielen des Vertrages unvereinbaren Tätigkeit 
enthalten. Maßnahmen, durch die deutsche Staatsan-
gehörige der Strafverfolgung entzogen werden, sind 
mit den vertraglichen Verpflichtungen nicht verein-
bar. 

Bereits am 14. Dezember 1990 hat die Bundesregie-
rung der sowjetischen Regierung ein Überstellungser-
suchen der Berliner Justizbehörden betreffend E rich 
Honecker übergeben. In dem Ersuchen wurden die 
sowjetischen Behörden gebeten, eine Erklärung da-
hin abzugeben, daß sie mit der Überstellung E rich 
Honeckers an die Berliner Justizbehörden einverstan-
den sind. Außerdem wurden die sowjetischen Behör-
den um Zustimmung gebeten, daß E rich Honecker in 
dem sowjetischen Militärhospital Beelitz von deut-
schen Ärzten auf seine Transportfähigkeit untersucht 
werden könne. 

Eine Antwort auf dieses Ersuchen ist nicht einge-
gangen. Von der Absicht der sowjetischen Behörden, 
Honecker wegen einer Verschlechterung seines Ge-
sundheitszustandes in ein Krankenhaus nach Moskau 
zu verlegen, ist die Bundesregierung in den Vormit-
tagsstunden des 13. März 1991 durch den sowjeti-
schen Botschafter unterrichtet worden. Honecker 
wurde noch am selben Vormittag nach Moskau aus-
geflogen. 

Die Bundesregierung hat nach intensiven Beratun-
gen aller rechtlichen und außenpolitischen Gesichts-
punkte den sowjetischen Botschafter am 14. März 
1991 in das Bundeskanzleramt einbestellt und ihre 
Erwartung zum Ausdruck gebracht, daß Honecker 
unverzüglich in die Bundesrepublik zurückverlegt 
wird. Der Bundesminister des Auswärtigen hat bei 
seinem Besuch in Moskau vom 17. bis 18. März 1991 
die Erwartungen der Bundesregierung hinsichtlich 
der Verbringung Honeckers in die Sowjetunion mit 
großem Ernst dargelegt. 

Anlage 39 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Manfred Carstens auf die 
Frage des Abgeordneten Arne Fuhrmann (SPD) 
(Drucksache 12/266 Frage 113): 

Über welche Informationen verfügt die Bundesregierung hin-
sichtlich des Verbleibs, des Umfangs und Gehalts des Aktenbe-
stands der o. a. Firmen? *) 

Die Aktenbestände über alle kaufmännischen Vor-
gänge, die von der Firma Intrak GmbH oder deren 
Tochtergesellschaft AWUS GmbH durchgeführte 
Müllimporte aus der damaligen Bundesrepublik und 
anderen Ländern in die damalige DDR betreffen, be-
finden sich am Sitz der betreffenden Firmen. 

Darüber hinaus liegen der Bundesregierung keine 
weiteren Informationen über Umfang und Gehalt des 
Aktenbestandes vor. 

Anlage 40 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Manfred Carstens auf die 
Fragen des Abgeordneten Dr. Jürgen Schmude (SPD) 
(Drucksache 12/266 Fragen 114 und 115): 

Ist die Bundesregierung bereit, dem „Kuratorium zur Verwen-
dung der Erlöse aus dem Verkauf von Segmenten der Berliner 
Mauer" zumindest diejenigen Erlöse zur Verfügung zu überlas-
sen, die aus dem Verkauf solcher Mauersegmente stammen, die 
am 3. Oktober 1990 bereits abgebaut und für den Verkauf be-
reitgelegt worden waren? 

Weshalb zieht die Bundesregierung nicht in Betracht, den in 
dem Beschluß des Ministerrats der DDR vom 2. Mai 1990 über 
die Verwendung der Verkaufserlöse von Mauersegmenten zum 
Ausdruck kommenden politischen Willen zu beachten? 

Nach Artikel 21 Abs. 1 des Einigungsvertrags sind 
die ehemaligen Grenzschutzanlagen der DDR als Ver-
waltungsvermögen des Zentralstaates in das Vermö-
gen des Bundes übergegangen. Dieses Vermögen ist 
nach Artikel 21 Abs. 4 des Einigungsvertrags für die 
Erfüllung öffentlicher Aufgaben im Beitrittsgebiet zu 
verwenden. Dies gilt auch für die Verwendung der 
Erlöse aus der Veräußerung von Vermögenswerten. 

Nach diesen Regelungen ist der Veräußerungserlös 
von Mauersegmenten, die am 3. Oktober 1990 bereits 
abgebaut und für den Verkauf bereitgelegt, aber noch 
nicht veräußert waren, dem Bundeshaushalt zuzufüh-
ren. Es ist vorgesehen, mit diesen Einnahmen einen 
Teil der erheblichen Abbruch- und Rekultivierungs-
kosten im Zusammenhang mit der Beseitigung der 
Grenzanlagen auszugleichen. Damit wird sicherge-
stellt, daß diese Einnahmen entsprechend der Rege-
lung in Artikel 21 Abs. 4 des Einigungsvertrags aus-
schließlich zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben im 
Beitrittsgebiet verwandt werden. 

Mit diesen Regelungen, an die die Bundesregierung 
gebunden ist, ist die separate Verwendung der Ver-
kaufserlöse außerhalb des Haushalts entsprechend 
dem Beschluß des Ministerrats der DDR vom 2. Mai 
1990 nicht vereinbar. 

*) vgl. Frage 63 (Seite 1110B). 
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Anlage 41 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Manfred Carstens auf die 
Fragen des Abgeordneten Michael von Schmude 
(CDU/CSU) (Drucksache 12/266 Fragen 116 und 
117): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Landesregierung 
Brandenburg das 5 Milliarden DM umfassende Programm der 
Bundesregierung für kommunale Investitionen durch bürokrati-
sche Hemmnisse verzögert, und daß durch ein umständliches 
Antragsverfahren zahlreiche Gemeinden von der Förderung 
ausgeschlossen werden, wobei ein Teil der Finanzmittel für 
Landkreise abgezweigt werden soll? 

Ist die Bundesregierung bereit, auf die Landesregierung so 
einzuwirken, daß Investitionen aus Bundesmitteln nicht behin-
dert und einzelne Gemeinden bei der Mittelverteilung nicht 
benachteiligt werden? 

Der Bundesregierung ist der von Ihnen geschilderte 
Tatbestand nicht bekannt. Auf Anfrage hat das Fi-
nanzministerium des Landes Brandenburg erklärt, 
daß die Landesregierung Brandenburg zu keinem 
Zeitpunkt die Absicht hatte, abweichend von den in 
der Verwaltungsvereinbarung festgelegten Regelun-
gen zu verfahren. Es gibt bezüglich der Mittel für die 
kommunalen Investitionen kein Antragsverfahren. 

Die den Gemeinden entsprechend den Einwohner-
zahlen zustehenden Beträge wurden gemeinsam mit 
dem Innenministerium des Landes Brandenburg er-
mittelt. Die Überweisungen an die kreisfreien Städte, 
kreisangehörigen Gemeinden und Landkreise sind 
durch das Finanzministerium des Landes bereits voll-
ständig vorgenommen worden. 

Die Bundesregierung geht deshalb davon aus, daß 
die auch vom Ministerpräsidenten des Landes Bran-
denburg unterzeichnete Verwaltungsvereinbarung 
entsprechend umgesetzt wird. 

Anlage 42 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Manfred Carstens auf die 
Fragen des Abgeordneten Martin Grüner (FDP) 
(Drucksache 12/266 Fragen 118 und 119) : 

Trifft die Darstellung von Professor Engels in der Wirtschafts-
woche Nr. 11 vom 8. März 1991 zu, wo er in seinem Kommentar 
zum Finanzausgleich zwischen neuen und alten Bundesländern 
wörtlich ausführt: „ Zählt man alle Ausgleichsleistungen zusam-
men, dann können die öffentlichen Haushalte im Osten jetzt, pro 
Einwohner gerechnet, etwa gleich viel ausgeben wie im Westen. 
Da die Ausgaben im wesentlichen aus Personalkosten (ein-
schließlich Renten) bestehen und diese im Osten immer noch 
weit niedriger als im Westen liegen, ist die Finanzausstattung 
jetzt mehr als üppig. Der öffentliche Dienst ist im Osten personell 
weit überbesetzt: 1,7 Millionen Beschäftigte, verglichen mit 
4,9 Millionen in den alten Ländern mit vierfacher Bevölkerung. 
Diesen Luxus können sich die neuen Bundesländer nun auch 
weiterhin leisten. Wo Hessen zwei Lehrer, Polizisten oder Pro-
fessoren anstellt, da kann sich Thüringen drei leisten."? 

Hat die Bundesregierung Einfluß auf die personelle Stärke des 
öffentlichen Dienstes in den neuen Bundesländern, und wie 
nimmt sie ihn ggf. wahr? 

Zu Frage 118: 
Die Darstellung von Professor Engels trifft nur zum 

Teil zu und dies auch nur formal. 
Der Prozeß der Haushaltsaufstellung in den neuen 

Bundesländern und ihren Gemeinden ist noch nicht  

abgeschlossen. Daher liegen weder endgültige Haus-
haltspläne noch die zugehörigen Stellenpläne für die 
neuen Bundesländer und ihre Gemeinden vor. Soweit 
Haushaltsentwürfe bestehen, sind sie inhaltlich nicht 
vergleichbar, da sie unterschiedlichen Planungssta-
dien entstammen und sich beträchtlich hinsichtlich 
ihrer Zielsetzungen unterscheiden. Auch fehlen An-
gaben zur Struktur der Einnahmen und Ausgaben. 
Auf der Grundlage der bislang vorliegenden Haus-
haltsplanungen sind daher noch keine endgültigen 
Aussagen zu den Haushalten der neuen Länder ein-
schließlich ihrer Gemeinden möglich. Insbesondere 
sind zur Zeit keine genauen Aussagen zur Höhe der 
Personalausgaben und des Personalumfangs im öf-
fentlichen Dienst im Beitrittsgebiet möglich. 

Soweit wegen der gravierenden Systemmängel der 
früheren sozialistischen Kommandowirtschaft in den 
Verwaltungen der neuen Länder und ihrer Gemein-
den noch ein personeller Überhang besteht, sind diese 
Gebietskörperschaften bestrebt, ihn so schnell wie 
möglich abzubauen. Dies kann jedoch nur im Rahmen 
bestehender Rechtsvorschriften, insbesondere unter 
Berücksichtigung des bestehenden Kündigungs-
schutzes, erfolgen. Der bestehende Personalumfang 
im öffentlichen Dienst im Beitrittsgebiet ist aus diesen 
Gründen nicht mit dem in den alten Ländern und 
ihren Gemeinden vergleichbar. 

Zu Frage 119: 

Die Bund/Länder-Clearingstelle für die Verwal-
tungshilfe hat für die Landesverwaltungen der neuen 
Bundesländer „Empfehlungen zum Aufbau und den 
Aufgaben der obersten und der nachgeordneten Lan-
desbehörden sowie zum Stellenbedarf in der Aufbau-
phase 1991/92" erarbeitet. 

In bezug auf die Kommunalverwaltung finanziert 
die Bundesregierung Gutachten der Kommunalen 
Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsvereinfachung, 
und zwar 

— für ein Organisationsmodell für Landkreise (mit 
Aufgabenbeschreibung und Personalbedarf), 

— für ein Organisationsmodell für Gemeinden und 
Verwaltungsgemeinschaften bis 5 000 EW (mit 
Aufgabenbeschreibung und Personalbedarf). 

Anlage 43 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Manfred Carstens auf die 
Fragen des Abgeordneten Joachim PoB (SPD) (Druck-
sache 12/266 Fragen 120 und 121) : 

Welches Ausgabenvolumen hatte nach den Ist-Ergebnissen 
der Bundeshaushalt 1990, und um wieviel weniger war das als 
das Soll 1990? 

In welchen wesentlichen Ausgabebereichen in Ost- und in 
Westdeutschland waren die „Einsparungen" erfolgt? 

Zu Frage 120: 

Nach den jetzt vorliegenden Daten hatte der Bun-
deshaushalt 1990 im Ist ein Ausgabevolumen von 
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380,057 Milliarden DM. Dies sind 16,090 Milliarden 
DM weniger als das Soll 1990. 

Ich muß allerdings darauf hinweisen, daß endgül-
tige Zahlen zum Haushaltsabschluß 1990 auch jetzt 
noch nicht vorliegen. Die Daten haben sich aber so-
weit gefestigt, daß sich noch Abweichungen von ma-
ximal 1/2 Milliarde DM ergeben können. 

Zu Frage 121: 
Die Unterschreitung des Gesamthaushaltssolls hat 

sich als Saldo aus einer Vielzahl von Mehr- und Min-
derausgaben ergeben. Ins Gewicht fallende Minder-
ausgaben sind dabei in folgenden wesentlichen Aus-
gabebereichen, getrennt nach alten und neuen Bun-
desländern angefallen: 

Von den Minderausgaben im Abschnitt A des Bun-
deshaushalts (alte Bundesländer) von rd. 6,3 Milliar-
den DM entfallen 2,4 Milliarden DM auf den Zuschuß 
an die Bundesanstalt für Arbeit, 722 Millionen DM 
entstanden bei den Zinsausgaben (Kap. 3205), 160 
Millionen DM beim Wohngeld. 

Von den Minderausgaben in Abschnitt B des Bun-
deshaushalts (neue Bundesländer) von 9,8 Milliarden 
DM entfallen 3,8 Milliarden DM ebenfalls auf den 
Zuschuß an die Bundesanstalt für Arbeit, 1,7 Milliar-
den DM auf den Bereich der Marktordnungsmaßnah-
men und 1,9 Milliarden DM auf den Schuldendienst. 

Wenn ich Ihnen nur die Mehr- und Minderausga-
ben ab einer Größenordnung von 50 Millionen DM 
bekanntgeben wollte, müßte ich Ihnen eine Aufstel-
lung von nahezu 2 Seiten vorlesen. Darf ich, Herr Kol-
lege Poß, deshalb den Vorschlag machen, Ihnen eine 
Kopie der Vorlage des Bundesministers der Finanzen 
an den Haushaltsausschuß des Deutschen Bundesta-
ges betreffend den Abschluß des Bundeshaushalts 
1990 zuzuleiten. 

In dieser Vorlage sind alle Abweichungen vom Soll 
in einer Größenordnung von mehr als 50 Millionen 
DM in einer Anlage dargestellt. 

Anlage 44 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Manfred Carstens auf die 
Fragen des Abgeordneten Uwe Lühr (FDP) (Drucksa-
che 12/266 Fragen 122 und 123): 

Werden die von der Treuhand verwalteten Flächen bei der 
Verwirklichung der Ziele der Bundesregierung im Naturschutz 
berücksichtigt, und wie werden die für den Naturschutz eben-
falls zuständigen Bundesländer an den Entscheidungen über die 
Flächenverwertung beteiligt? 

Werden die von der ehemaligen NVA und von den sowjeti-
schen Streitkräften genutzten Flächen in die Verwirklichung der 
Naturschutzziele der Bundesregierung einbezogen und auch für 
Maßnahmen des Naturschutzes den Ländern zur Verfügung 
gestellt? 

Zu Frage 122: 
Sowohl bei der Verwaltung als auch bei Verwer-

tung der der Treuhandanstalt unterstellten forst-, 
land- und fischereiwirtschaftlich genutzten Flächen 
werden die in Verordnungen und Programmen fest-
gelegten Ziele des Naturschutzes berücksichtigt. 
Grundlage sind die vom Bundesumweltministerium  

und den Ländern zur Verfügung gestellten und zu 
erwartenden listen- und kartenmäßigen Darstellun-
gen. 

Die für Naturschutz zuständigen Landesminister wer-
den bei größeren Flächenansprüchen unmittelbar infor-
miert und um Äußerung gebeten. Bei Investitionsflä-
chen prüft der zuständige Landrat gemäß § 2 Abs. 2 
Investitionsgesetz. Im Genehmigungsverfahren zu Vor-
haben sind die Naturschutzbehörden beteiligt. 

Zu Frage 123: 
Für die von der Bundeswehr übernommenen Flä-

chen der ehemaligen NVA im Beitrittsgebiet gelten 
auch im Hinblick auf die Verwirklichung der Natur-
schutzziele der Bundesregierung die gleichen Bedin-
gungen wie im alten Bundesgebiet. 

Soweit eine militärische Anschlußnutzung vorgese-
hen ist, unterstehen sie vornehmlich dieser Zweckbe-
stimmung. Maßnahmen zur Pflege dieser Liegen-
schaften sind in erster Linie auf Funktionsfähigkeit 
der Anlagen zur Erfüllung der Verteidigungsaufga-
ben ausgerichtet. 

Im Rahmen der Zweckbindung werden natürliche 
und naturnahe Biotope als wichtige Lebensräume für 
wildlebende Pflanzen und Tierarten durch die mit der 
Betreuung beauftragten Standortverwaltungen und 
Bundesforstämter geschützt und gepflegt. 

Die für Bundesaufgaben nicht benötigten Grund-
stücke sind gemäß Art. 21 Einigungsvertrag zurück-
zugeben bzw. zu veräußern. 

Auf den Flächen der sowjetischen Streitkräfte wird 
entsprechend verfahren. 

Soweit ein Anschlußbedarf für Bundesaufgaben 
nicht besteht, die Rückgabe oder Veräußerung aber 
noch nicht erfolgen kann, oder die sowjetischen 
Streitkräfte die Liegenschaften noch beanspruchen, 
berücksichtigt die Bundesforstverwaltung die Ver-
wirklichung der Naturschutzziele der Bundesregie-
rung im Rahmen ihrer Aufgaben und der gegebenen 
Möglichkeiten. 

Anlage 45 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Manfred Carstens auf die 
Frage der Abgeordneten Dr. Rose Götte (SPD) 
(Drucksache 12/266 Frage 124): 

Trifft es zu, daß die Bundesregierung beabsichtigt, das nach 
dem Urteil des Bundesgerichtshofes steuerfrei zu belassende 
Existenzminimum eines Kindes so zu definieren, daß es unter-
halb des Sozialhilfebedarfs liegt? 

Ihre Frage, die sich offenbar auf die Beschlüsse des 
Bundesverfassungsgerichts vom 29. Mai und 12. Juni 
1990 bezieht, beantworte ich mit „nein" . 

Nach Auffassung der Bundesregierung muß aller-
dings vermieden werden, daß ein und dieselben Auf-
gaben steuerlich doppelt berücksichtigt werden. So 
können Ausgaben für den Wohnungsbedarf sachge-
recht nur insoweit in das steuerliche Existenzmini-
mum des Kindes einbezogen werden, als sie nicht 
bereits im steuerlichen Existenzminimum der Eltern 
enthalten sind. 
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